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Der Amtsschimmel hilft!

In diesem Abschnitt zeigt sich der Amtsschimmel nur won seiner
guten Seite. Er galoppiert nicht, er bockt nicht, er ist nicht eigen-
sinnig, bier will er nichts anderes als helfen, raten und fiihren. Zu-
gleich will er zeigen, daf er besser ist als sein Ruf.

In den vielen Lebenslagen, die den Menschen von heute nétigen,
ein Amt, eine Behérde aufzusuchen, bietet er seine bilfreiche Hand,
um iiberfliissige Wege zu ersparen und sofort den richtigen Weg zu
finden. Er gibt Anleitung, welche Unterlagen zu beschaffen oder
mitzubringen sind, er gibt Aufklirung iiber die Leistungen der
Gemeinde Wien auf den wverschiedenen Gebieten der kommunalen
Fiirsorge und der Gesundbeitspflege.

Hier ist der Amtsschimmel nicht das wielgelisterte ungebirdige
Vieb, als das er dem einzelnen bisweilen entgegentritt und fiir das
er dann verallgemeinernd gebalten wird, bier gibt er sich, wie er
wirklich und normalerweise ist, wie er zehntausendfach taglich und
stiindlich in treuer Pflichterfiillung seinen Dienst versieht, als Diener
am Menschen, als Diener am gemeinsamen Werk. Mége dieser
Abschnitt seine Mission erfiillen: den Rat- und Hilfesuchenden
niitzen! Dann wichert befriedigt

der Amtsschimmel




Bevolkerungswesen

Staatsbiirgerschaftsnachweis

Zur Ausstellung des Staatsbiirgerschaftsnach-
weises ist jene Bezirksverwaltungsbehorde zu-
stindig, in deren Bereich der Antragsteller
seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen
seinen Aufenthalt hat. Fiir in Wien wohnhafte
Personen wird der Staatsbiirgerschaftsnachweis
von der Magistratsabteilung 61, Wien I, Rathaus,
Stiege 8, ebenerdig (Parteienverkehr Montag,
Dienstag, Donnerstag, Freitag von 8 bis 12 Uhr),
ausgestellt.

Zur Ausstellung des Staatsbiirgerschaftsnach-
weises sind folgende Dokumente vorzulegen:

Personaldokumente (wie Geburts-, Heirats-
urkunde, eventuell Scheidungsdekret, Sterbe-
urkunde), Meldenachweis, gegebenenfalls Nach-
weis iiber den Erwerb akademischer Grade und
bei Behebung durch eine Mittelsperson eine
Vollmacht;

weiters bei Personen, die am 13. Mérz 1938
osterreichische Staatsbiirger und nicht in Wien
heimatberechtigt waren, der Heimatrollenauszug
jener Gemeinde, in der sie am 13. Mérz 1938
heimatberechtigt waren, allenfalls Optionsdekret;

bei Personen, die nach dem 13. Mirz 1938 als
Kinder o6sterreichischer Eltern geboren wurden
oder als Auslinderinnen die Ehe mit einem
(Osterreicher schlossen: der Heimatrollenauszug
des Vaters (der unehelichen Mutter) oder des
Mannes;

bei Personen, die die &sterreichische Staats-

biirgerschaft erst seit 1945 durch Verleihung
oder Staatsbiirgerschaftserklirung erwarben:
Verleihungsurkunde oder Bescheinigung (Be-
scheid) iiber die Erkldrung.

Auszug aus der Heimatrolle

Personen, die am 13. M&rz 1938 in einer dster-
reichischen Gemeinde heimatberechtigt waren,
konnen die Ausstellung eines Auszuges aus der
Heimatrolle — frither Heimatschein — bean-
tragen.

Fiir die Ausstellung des Heimatrollenauszuges
sind dieselben Personaldokumente wie fiir die
Ausstellung eines Staatsbiirgerschaftsnachweises
(siehe vorstehende Rubrik ,Staatsbilirgerschafts-
nachweis“), Meldenachweis, allenfalls auch Nach-
weis iiber den Erwerb akademischer Grade und
Vollmacht der Mittelsperson erforderlich.

Was ist zu tun, um heiraten zu kénnen?

Zustindig fiir das Aufgebot ist das Standes-
amt, in dessen Bezirk einer der beiden Verlobten
Wohnsitz oder gewdshnlichen Aufenthalt hat.
Wenn keiner der beiden Verlobten Wohnsitz
oder gewdhnlichen Aufenthalt im Inlande hat,
ist das Standesamt Wien-Innere Stadt-Mariahilf
zustéindig. Bel der Bestellung des Aufgebotes
sind von beiden Verlobten vorzuweisen:

1. die Geburtsscheine,

2. die Trauungsscheine der Eltern,

3. die Staatsbiirgerschaftsnachweise,

4. die Wohnungszeugnisse (Meldebestitigung).

Eheunmiindige, das sind ménnliche Personen
vor Vollendung des einundzwanzigsten und weib-
liche Personen vor Vollendung des sechzehnten
Lebensjahres, miissen die Befreiung vom Erfor-
dernis der Ehemiindigkeit durch das Vormund-
schaftsgericht erwirken. Dem Mann kann die
Befreiung nur erteilt werden, wenn er das acht-
zehnte Lebensjahr vollendet hat und nicht mehr
unter viterlicher Gewalt oder unter Vormund-
schaft steht.

Minderjihrige weibliche Personen miissen
auBlerdem die Einwilligung des gesetzlichen Ver-
treters (Vater, Vormund) und der Sorgeberech-
tigten (Vater, Mutter) beibringen.

Bereits verheiratet gewesene Personen miissen
die Nachweise iiber Eingehung und Aufldsung
ihrer Vorehen erbringen. Es sind dies Heirats-
urkunden und Sterbeurkunden bzw. die mit
der Rechtskraftbestitigung versehenen Urteile
iiber Scheidung oder sonstige Auflésung der
fritheren Ehen.

Frauen, deren Vorehe noch nichi zehn Monate
aufgeliost ist, bediirfen der Befreiung vom Ehe-
verbot der Wartezeit. Auskunft dariiber erteilt
das Standesamt.

Auslinder miissen ein Ehefdhigkeitszeugnis,
das ist ein Zeugnis der zustdndigen Behorde ihres
Heimatstaates, dariiber beibringen, dafl die
beabsichtigte EheschlieBung den Gesetzen des
Heimatstaates entspricht. Auferdem miissen sie
nachweisen, daB ihnen der Aufenthalt in Oster-
reich erlaubt ist. (Aufenthaltsbewilligung.) Kann
das Ehefidhigkeitszeugnis nicht beigebracht wer-
den, so darf das Standesamt die Trauung nur auf
Grund einer Befreiung durch das Oberlandes-
gericht vornehmen. Dies gilt auch fiir Staaten-
lose. Nidhere Auskunft erteilt das Standesamt.

Wie bekommt man die dsterreichische
Staatsbiirgerschaft?

Gesuche um die Verleihung der 6ster-
reichischen Staatsbiirgerschaft sind
beim Magistratischen Bezirksamt einzureichen.
(Es soll nur ein einziges Gesuch eingereicht
werden, da sonst die Erledigung nur eine Ver-
zbgerung erfihrt. Sollte ein Nachtrag notwendig
sein, so muB darin angegeben werden, daf,
wann und wo ein Ansuchen schon eingereicht
wurde.)

Die Verleihung der Staatsblirgerschaft an
Personen, die noch keinen vierjédhrigen Auf-
enthalt in Osterreich haben, kann nur dann er-
folgen, wenn die Bundesregierung die Verleihung
als im Interesse des Staates gelegen bezeichnet.

Auskiinfte erteilen die Magistratischen Bezirks=
amter.
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Kann die Frau trotz Verehelichung mit
einem Auslinder die dsterreichische Staats-
biirgerschaft beibehalten?

Eine Osterreicherin, die einen Ausléinder hei-
ratet, verliert die Osterreichische Staatsbiirger-
schaft, wenn sie infolge der Verehelichung die
Staatsblirgerschaft des Mannes erwirbt. Sie kann
jedoch vor der EheschlieBung um Beibehaltung

der Osterreichischen Staatsbiirgerschaft neben
der auslindischen aus ftriftigen Griinden an-
suchen. Sie muB aber vor der EheschlieBung
den Bescheid, mit welchem ihr die Beibehaltung
der dsterreichischen Staatsbiirgerschaft bewilligt
wird, in Hé&nden haben. Die Gesuche sind in
Wien bei den Magistratischen Bezirksimtern
einzubringen. Nédhere Auskiinfte bei den Ma-
gistratischen Bezirksdmtern und bei der Ma-
gistratsabteilung 61, Rathaus.

Die Wiener Wihlerevidenz

Seit dem Jahr 1957 werden in Osterreich die
Wahlberechtigten laufend in Evidenz gefiihrt.
Die rechtliche Grundlage hiefiir bot bis zum
31. Dezember 1960 das Stimmlistengesetz, BGBL
Nr. 271/56, seit 1. Jianner 1961 ist an seine Stelle
das Wihlerevidenzgesetz, BGBL. Nr. 243/60, ge-
treten. Weitere Einzelheiten enthilt die Wihler-
evidenzverordnung BGBIl. Nr. 7/61.

Die Wihlerevidenz wird in Karteiform bei der
Magistratsabteilung 62 gefiihrt. Sie bildet die
Grundlage fiir das Wihlerverzeichnis bei den
Nationalrats- und Gemeinderatswahlen sowie
bei der Wahl des Bundesprisidenten.

Fiir jeden Wahlberechtigten wird ein Kartei-
blatt angelegt, das neben dem Namen das Ge-
burtsjahr, den Familienstand und den Beruf
enthilt. Die Kartei ist nach Wahlsprengeln ge-
ordnet und jeder Wahlberechtigte wird in den
Sprengel aufgenommen, in welchem er seinen
ordentlichen Wohnsitz hat.

Voraussetzung fiir die Aufnahme in die
Wihlerevidenz ist der Besitz des Wahlrechtes
zum Nationalrat. Dieses Wahlrecht haben alle

osterreichischen Staatsbiirger, die bis zum
31. Dezember des vergangenen Jahres das
zwanzigste Lebensjahr erreicht haben. Vom

Wahlrecht ausgeschlossen sind jedoch Personen,
die von einem Gericht wegen bestimmter straf-
barer Handlungen verurteilt worden sind. Der
Wahlausschlufi endet in der Regel drei bis fiinf
Jahre nach dem Ende der Strafe. Auch Ent-
miindigte sind vom Wahlrecht ausgeschlossen.

Die Wihlerevidenz wird vom Magistrat stindig
auf dem laufenden gehalten. Zu diesem Zweck
miissen wahlberechtigte Personen bei Uber-
siedlungen anldfilich der polizeilichen Anmel-
dung auch ein Wihlerevidenzblatt ausfiillen,

das von der Meldebehérde an die Magistrats-
abteilung 62 weitergeleitet wird. Bei Ubersied-
lungen von einer Gemeinde in eine andere be-
steht iiberdies eine Verstindigungspflicht der
Gemeinden untereinander, da jeder Wahlbe-
rechtigte nur einmal in den Wihlerevidenzen
eingetragen sein darf. Die Namen jener Per-
sonen, die das zwanzigste Lebensjahr erreicht
haben und damit im folgenden Jahr das Wahl-
recht erlangen, werden von der Bundes-Polizei-
behérde dem Magistrat mitgeteilt. Andere Ver-
dnderungen in der Wihlerevidenz werden auf
Grund amtlicher Mitteilungen der Gerichte und
der Standesimter durchgefiihrt.

In die Wihlerevidenz kann jedermann, der
sich von ihrer Richtigkeit und Vollstindigkeit
tiberzeugen will, Einsicht nehmen. Osterrei-
chische Staatsbiirger kénnen auch im Wege
eines Einspruches die Aufnahme eines Wahl-
berechtigten oder die Streichung eines nicht
Wahlberechtigten begehren. Hat der Einspruch
die Aufnahme eines Wahlberechtigten in die
Wihlerevidenz zum Gegenstand, so ist auller
den notwendigen Belegen auch ein von dem Be-
troffenen eigenhindig gefertigtes Wiihleranlage-
blatt anzuschlieBen. Uber die Einspriiche ent-
scheiden die nach der Nationalrats-Wahlord-
nung im Amt befindlichen Einspruchskommis-
sionen, die zu diesem Zweck mindestens ein-
mal in jedem Kalendervierteljahr einzuberufen
sind.

In die Wiener Wihlerevidenz kann bei der
Magistratsabteilung 62, Wien I, RathausstraBe
Nr. 9, tédglich auBer Samstag und Sonntag von
8 bis 16 Uhr Einsicht genommen werden. Bei
dieser Stelle konnen auch miindliche oder
schriftliche Einspriiche gegen die Wihlerevidenz
eingebracht werden.
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Fiirsorge

Wer ist hilfsbediirftig?

Hilfsbediirftig ist, wer den notwendigen
Lebensbedarf fiir sich und seine unterhalts-
berechtigten Angehorigen nicht oder nicht
ausreichend aus eigenen Kridften und
Mitteln beschaffen kann und ihn auch nicht
von anderer Seite, insbesondere von Angehérigen,
erhdlt.

Zum notwendigen Lebensbedanf
gehoren: der Lebensunterhalt, insbesondere
Unterkunft, Nahrung, Kleidung und Pflege;

Krankenhilfe sowie Hilfe zur Wiederherstellung
der Arbeitsfihigkeit; Hilfe fiir Schwangere und
Wochnerinnen; auBerdem bei Minderjdhrigen
Erziehung und Erwerbsbefdhigung; bei Korper-
behinderten Erwerbsbefihigung.

Nur Hilfsbediirftige haben Anspruch auf eine
Fiirsorgehilfe. Wer Anspruch darauf hat, daB
seinem Notstand von anderer Seite abgeholfen
wird und diese Hilfe tatséchlich erhilt — also
etwa ein Kranker bei seiner Krankenkasse -—
gilt nicht als hilfsbediirftig.

Wie erlangt man eine Geld- oder Sach-
aushilfe?

Man wendet sich an den zustdndigen Fiir-
sorgerat, dessen Anschrift und Sprechstunde
im Hause angeschlagen oder beim Hauswart zu
erfragen ist,

Hat sich der Fiirsorgerat von der Notwendig-
keit einer Geld- oder Sachaushilfe iiberzeugt,
fertigt er einen Antrag aus. Mit diesem
Antrag sowie mit allen Personaldoku-
menten und dem Meldezettel (Melde-
abschnitt) geht man sodann zum Magistratischen
Bezirksamt — Filrsorgereferat des Wohnbezir-
kes, wo iiber den Antrag entschieden wird. Be-

willigt dieses Amt eine Geldaushilfe, so stellt
es eine Kassenanweisung aus, mittels der der
Betrag in der Stadtkasse des Bezirkes behoben
werden kann. Wird vom Magistratischen Be-
zirksamt -— Fiirsorgereferat eine Sachlei-
stung (Sachaushilfe) gewéhrt, fertigt es eine
Anweisung aus, die man in der Warenstelle der
Fiirsorge, Wien VIII, Josefstddter StraBe 95 bis
97, einldosen kann.

Wie bekommt man eine laufende Fiir-
sorgeunterstiitzung?

Wer infolge Erwerbsunfdhigkeit seinen
und seiner unterhaltsberechtigten Angehérigen
notwendigen Lebensunterhalt nicht oder nur
unzureichend beschaffen kann, aber auch
kein entsprechendes Einkommen bezieht und
kein verwertbares Vermigen und keine Unter-
haltsanspriiche gegen dritte Personen besitzt, gilt
als hilfsbediirftig und kann sich um eine laufende
Fiirsorgeunterstiitzung bewerben.

Der Hilfsbediirftige begibt sich mit allen
Personaldokumenten, dem Melde-
zettel (Meldeabschnitt) und allen Nach-
weisen, die iiber Familien-, Wohnungs- und
Einkommensverhéltnisse Aufschlufi geben, in
das Magistratische Bezirksamt — Fiirsorgerefe-
rat seines Wohnbezirkes und bringt dort sein
Ansuchen vor. Dieses Amt iiberpriift die Anga-
ben iiber die wirtschaftlichen und Familienver-
hiltnisse und trifft seine Entscheidung. Von der
Erledigung erhélt der Bewerber um eine Dauer-
unterstiitzung einen miindlichen oder
schriftlichen Bescheidi Ist in der
Zwischenzeit bis zur Erledigung
Hilfe erforderlich, gewidhrt das Magistratische
Bezirksamt — Fiirsorgereferat einmalige
Aushilfen.

OEMOLK

Osterreichischer Molkerei- und Késereiverband

Bundesorganisation der Genossenschaften und

Genossenschalisverbénde in der Milchwirtschaft
reg. Gen. m. b, H.

WIEN I, Neuer Marki 2, Telephon 52 25 54
F.-S.: 01/1178 — Telegr.-Adresse: OEMOLK, Wien

Import-Export Einkauf-Yerkauf von Milch- u. Eiprodukien
Beschaffung von séimtlichen Molkerei-Betriebsmittein
Bankverbindungen:

Genossenschaftliche Zentralbank A.-G., Wien |, Herren-
gasse 1—3

Konto-Nr. 56601/1 — Postsparkassenkonto Nummer 114.304
Scha 24/76

“ ¢ v 0 OSTERR. GESELLSCHAFT FUR
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Wie kommt man in ein Altersheim?

Voraussetzung fiir die Aufnahme in ein Alters-
heim (,Geschlossene Fiirsorge*) ist vor allem
ein hoherer Grad von Pflegebediirftigkeit. Nicht
aufgenommen werden Infektions- und Geistes-
kranke. Ferner besteht keine Aufnahmepflicht
gegeniiber Personen, deren eigene Mittel (Ein-
kommen und verwertbares Vermogen) hinrei-
chen, die Pflegegebiihren in einer Privatanstalt
zu bezahlen und gegeniiber Personen, die diese
Pflegegebiihren von alimentationspflichtigen
Angehorigen erhalten kénnen.

Der Antrag ist in allen Fillen beim Magistrati-
schen Bezirksamt — Fiirsorgereferat des Wohn-
bezirkes (des Aufzunehmenden) zu stellen. Er-
forderlich sind:

1. ein &rztlicher Antrag (jeder praktische Arzt
hat die erforderlichen Formulare).

2. Falls der Aufzunehmende nicht selbst beim
Amt erscheinen kann, seine Erklirung, daB
er mit einer Einweisung in ein Altersheim
einverstanden ist. Kann er diese. Erklirung
nicht selbst unterschreiben, mufB3 seine Be-
reitschaft zum Altersheimeintritt von zwei
Zeugen bestitigt sein; im Falle seiner Ent-
mindigung hat der Kurator das Einver-
stdndnis zu geben.

3. Personaldokumente und Meldezettel (Mel-
deabschnitt).

4. Einkommensnachweise des Einzuweisenden
und seiner alimentationspflichtigen Ange-
hérigen.

Bei Lebensgefahr kann von den unter
Punkt 4 angefiihrten Erfordernissen vorerst
Abstand genommen werden. Auslidnder sind den
Osterreichischen Staatsbiirgern gleichgestellt.

Der Transport der Eingewiesenen erfolgt bei
nicht gehfihigen Personen ohne vorherige Ver-
stéindigung mittels Sanititswagen. Gehfiihigen
Pfleglingen wird bei der Aufnahmeuntersuchung
der Zeitpunkt bekanntgegeben, zu dem sie sich
im Altersheim zur Aufnahme einfinden sollen.

Wie bekommt man Heimpflege?

Heimpflege als Fiirsorgeleistung wird nur
voriibergehend gewdhrt. Voraussetzung ist, daf
in einem Haushalt eine kranke Person lebt, die
weder Verwandte oder sonst irgendwie wver-
pflichtete Personen hat, die die Pflege leisten
konnten, noch in der Lage sind, eine Pflege-
person zu bezahlen. (Wenn die alimentations-
pilichtigen Angehérigen in der Lage sind, die
Kosten fiir eine Pflegeperson zu tragen, wird
Heimpflege nicht beigestellt.) Eine Pflegestunde
kostet derzeit 14.30 S.

Erforderlich ist ein vom behandelnden Arzt
ausgestellier Befund, aus dem die Pflegebediirt-
figkeit und das Erfordernis einer Pflegeperson
hervorgeht.

Personen, die Krankenkassenanspruch haben,
miissen vorerst den #rztlichen Befund bei ihrer
Krankenkasse einreichen, weil diese in bestimm-
ten Féllen Heimpflege bewilligt. Nichtversicherte
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Kranke und solche, denen die Kasse Heimpflege
abgelehnt hat, wenden sich an das Magistratische
Bezirksamt — Fiirsorgereferat ihres Wohn-
bezirkes. Neben dem Befund des Arztes und
der eventuellen Ablehnung seitens der Kranken-
kasse sind die Personaldokumente, der Melde-
zettel und Einkommensnachweise des Patienten
sowie die aller alimentationspflichtigen Ange-
hérigen mitzubringen. In nachweisbar dring-
lichen Fillen kénnen die Einkommensnach-
weise nachgebracht werden.

Beigestellt wird in solchen Fillen eine
Krankenschwester des Vereines ,Wiener Haus-
krankenpflege”, die nach den Anweisungen des
Arztes die Pflege leistet. Daneben wird, soweit
es fir den Kranken nétig ist und niemand
anderer es leisten kann, gekocht und der Haus-
halt, mit Ausnahme der schweren Arbeiten,
versorgt. Selbstverstéiindlich werden in einem
Haushalt, in dem die Hausfrau erkrankt ist, er-
forderlichenfalls die Kinder mitversorgt, kurz,
der Haushalt wird zur Génze aufrechterhalten.

Personen, die fiir die Kosten einer Heimpflege
selbst aufkommen, wenden sich direkt an den
Verein ,Wiener Hauskrankenpflege“, Wien I,
Neutorgasse 18, 1. Stock, Zimmer 171, Telephon
63 97 11, Klappe 240.

Wie bekommt man Heimbhilfe?

Voraussetzung fiir die Bewilligung einer
Heimhilfe ist, daB die den Haushalt fiih-
rende Person, obwohl nicht krank und pflege-
bediirftig, doch an der Fiihrung der Wirtschaft
aus irgendeinem Grunde gehindert ist und sich
niemand in der Wohnung befindet, der diese
Arbeit libernehmen kénnte.

Heimhilfe wird ausschlieBlich mittellosen
Personen gewidhrt. Die Krankenkassen be-
willigen Heimhilfen nicht. Ebenso kann diese
Hilfeleistung Selbstzahlern nicht gewihrt werden
(es kéme dies einer Vermittlung von Haus-
gehilfinnen gleich).

Die Erfordernisse sind ansonst die gleichen
wie bei Heimpflege. Die Antriige sind ebenfalls
beim zustdndigen Magistratischen Bezirksamt —
Flrsorgereferat zu stellen.

Die Heimhelferin fiihrt den Haushalt, mit Aus-
nahme der schweren Arbeiten, zur Génze. Selbst-
versténdlich wird auch diese Leistung nur vor-
iibergehend bewilligt.

Wer bekommt kostenlos iirztliche Hilfe,
Arzneien, Heil- und Hilfsmittel, Heilbider
und Strahlentherapie?

Wer krankenversichert ist, wendet sich an
seine Krankenkasse. Nur fiir jene unbemittel-
ten Personen, die keine Krankenkassenleistun-
gen beanspruchen kénnen, iibernimmt die
offentliche Fiirsorge die Kosten fiir #rztliche
Behandlung, Arzneien, Heil- und Hilfsmittel.

Wer also kein Krankenkassenmitglied und
auch nicht familienversichert ist, wendet sich,
wenn er Heilbehandlung bendétigt, an das Ma-
gistratische Bezirksamt — Fiirsorgereferat seines




Wohnbezirkes. Hier erhélt er einen Kranken-
schein, der fir das laufende Kalenderviertel-
jahr gilt. Mit diesem Schein kann er sich in die
unentgeltliche Behandlung eines prakti-
schen Kassenarztes oder auch eines Kassen-
facharztes nach freier Wahl begeben.

Werden vom Arzt Medikamente ver-
ordnet, so konnen diese aus einer Apotheke
nach freier Wahl auf Kosten der Fiirsorge be-
zogen werden. Gewisse Spezialitdten bediirfen
allerdings vor ihrer Abgabe der Genehmigung
durch den Amtsarzt des Bezirksgesundheits-
amtes.

Hilt der behandelnde Arzt ein Hilfsmittel fiir
notwendig (z. B. Brillen, Bruchband,
Bauchmieder, Einlagen, orthopi-
dische Schuhe, Prothesen, Stiitzappa-
rat usw.), fertigt er einen Verordnungsschein
fiir Heil- und Hilfsmittel aus, der — nach Ein-
holung eines Kostenvoranschlages — bei dem
nach dem Wohnort des Patienten zusténdigen
Magistratischen Bezirksamt — Fiirsorgereferat
einzureichen ist. Nach Genehmigung kann der
Heilbehelf bei einem der zugelassenen Ver-
tragslieferanten nach freier Wahl auf Rechnung
der Fiirsorge bezogen werden.

Sind zur Durchfiihrung der Heilbehandlung
physikalische Leistungen (Hohen-
sonne, Kurzwellen, Bestrahlungen mit Sollux-
oder Profunduslampen, Galvanisationen usw.)
oder Heilbdder (Schwefelbdder, Moorbider,
Schlammpackungen u. &) oder Rontgen-
leistungen erforderlich, stellt der behan-
delnde Arzt einen fiir diese Zwecke vorgesehe-
nen Verordnungsschein aus. Der Kranke begibt
sich mit dieser Verordnung in eine der
stiddtischen Anstalten, die auf dem
Schein angegeben sind, und erhilt dort die ver-
schriebene Heilbehandlung, ohne dal er eine
weitere Bewilligung einholen muff. Nur dann,
wenn die wverordneten Leistungen in einer
Privatanstalt oder bei einem Arzt, der liber die
notwendigen Einrichtungen wverfiigt, vorgenom-
men werden sollen, ist die Zustimmung des
Amtsarztes des Bezirksgesundheitsamtes hiezu
einzuholen. Das gleiche gilt, wenn mehr als zehn
Behandlungen innerhalb von 6 Monaten verord-
net werden.

Wer bekommt kostenlose Zahnbehand-
lung?

Wer unbemittelt istund eineZahnbehand-
lung benotigt, ohne Anspruch auf Kassen-
leistungen zu haben, beantragt beim Magistrati-
schen Bezirksamt — Fiirsorgereferat seines
Wohnbezirkes die Ausstellung eines Zahn-
behandlungsscheines. Mit diesem Schein
kann er sich inunentgeltliche Behandlung
eines Vertragszahnarztes oder Vertragsdentisten
nach freier Wahl begeben. Die Anschriften der
Vertragszahnbehandler sind im Magistratischen
Bezirksamt — Fiirsorgereferat zu erfragen.

Wer erhiilt Blindenbeihilfe?

Personen, die vollblind sind oder als praktisch
blind gelten, haben Anspruch auf eine Blinden-
beihilfe, wenn sie die &sterreichische Staats-
biirgerschaft besitzen (oder Volksdeutsche sind),
das 18. Lebensjahr vollendet haben und sich
seit mindestens 2 Jahren dauernd in Wien
aufhalten. Ein Anspruch auf Blindenbeihilfe
besteht jedoch nicht, wenn der Blinde aus dem
Grund seiner Blindheit einen gleichen Anspruch
nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz oder
dem Opferfiirsorgegesetz hat.

Die Blindenbeihilfe wird ferner nicht ausbe-
zahlt und sie wird eingestellt, wenn das Ge-
samteinkommen des Blinden eine gewisse Hohe
iiberschreitet oder wenn sich der Blinde in einer
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Heil- und Pflegeanstalt oder in einer Anstalt
der geschlossenen Fiirsorge befindet.

Der Antrag auf Gewidhrung der Blindenbei-
hilfe ist bei der Magistratsabteilung 12, Wien I,
Zelinkagasse 5, Gassenlokal, einzubringen und
hat die Voraussetzungen der Anspruchsberech-
tigung nachzuweisen. Die Blindenbeihilfe gebiihrt
von dem auf die Antragstellung folgenden Monat
an und wird im Dezember in doppelter Hohe
ausbezahlt.

Tagesheimstiitten fiir alte Leute

Die von der Stadt Wien gefiihrten ,,Tagesheim-
stdtten fiir alte Leute" sind wihrend der Winter-
monate (vom Einbruch des Kaltwetters, meist
anfangs November bis Ende Mirz) im wahrsten
Sinne des Wortes eine ,Heimstidtte* fiir unsere
alten, hilfsbediirftigen Leute. Sie sind t#glich,
auller Sonntag, von 13 bis 19 Uhr geéffnet.
Die alten Leute finden in gemdiitlichen, warmen
Ridumen nicht nur das beliebte Schalerl Kaffee
und des ofteren eine gute Mehlspeise, sondern
auch Zerstreuung, geselligen Anschluf und
flirsorgerische Betreuung. Es stehen den Be-
suchern alle Tageszeitungen, Biicher, Zeit-
schriften, Radioapparate und diverse Spiele zur
Verfiigung; Verkehrserziehungsvortrige, Film-
vorfilihrungen und kiinstlerische Veranstaltungen
bringen Abwechslung in die Tagesheimstitten.
AuBerdem erhalten die Besucher zweimal mo-
natlich neben der téglichen Jause ein vollstin-
diges Mittagessen. Diese Einrichtungen erfreuen
sich immer grioBerer Beliebtheit (im Betriebs-
jahr 1960/61 waren es 77 Tagesheimstitten).
Die Anmeldungen erfolgen im Magistratischen
Bezirksamt — Fiirsorgereferat des Wohnbezir-
kes. Aufgenommen werden in erster Linie Be-
fiirsorgte, nach Maligabe des vorhandenen
Platzes auch Sozialrentner mit kleinen Renten.

Korperbehindertenfiirsorge

Wer hilft einem von Geburt aus verkriippelten
Kind, einem nach Kinderliihmung hilflosen Kind.
wer hilft den an einem Knochen- oder Gelenks-
leiden erkrankten Erwachsenen?

Die Fiirsorge fiir Korperbehinderte im Ge-
sundheitsamt der Stadt Wien, 1., Zelinkagasse 5,
Zimmer 10, kiimmert sich um alle diese Fille,
146t sie durch ihre Fachérzte untersuchen, schickt
sie in Spitdler und Heilstdtten, versorgt sie mit
orthopéddischen Heilbehelfen (Prothesen, Stiitz-
mieder, Stiitzapparaten, orthopédischen Einlagen
und orthopddischen Schuhen) und trachtet, den
Kérperbehinderten wieder arbeitsfdhig zu
machen.

Uberdies sorgt sie durch stindige fachirztliche
Uberwachung aller Kinder in den stidtischen
Schulen vorbeugend gegen jede Gefahr der Ent-
wicklung, z B. einer Riickgratverkriimmung
durch schlechte Haltung der Kinder (Sonder-
turnen).

Untersuchungen nur gegen Voranmeldung.
Sprechstunden der Fiirsorgerinnen Mittwoch von
8 bis 12 Uhr.
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Fahrbegiinstigungen fiir Kérper- und
Sinnesbehinderte

Die Vergebung von Fahrbeglinstigungen auf
der Straflen- und Stadtbahn erfolgt im Wege der
offentlichen Fiirsorge; Antrige sind in der
Magistratsabteilung 12, Wien I, Zelinkagasse 5
— Ecke Gonzagagasse 21, Gassenlokal, schrift-
lieh einzubringen.

Die Voraussetzungen fiir eine Verlei-
hung sind:

schwere Gehbehinderung,

wirtschaftlich beengte Lage und

ein nachgewiesen erhéhter und dauernder Be-
darf. (Als solcher wird anerkannt: Aufsuchen
eines entfernt gelegenen Arbeitsplatzes oder der
sténdige, wichentlich mehrmals notwendige Be-
such eines entfernt gelegenen Spitalambulato-
riums.) Blinde erhalten die Fahrbegiinstigung
(Freikarte eingeschrénkt auf bestimmte Tage
der Woche) ohne den Nachweis einer ambulato-
rischen Spitals- bzw. fachérztlichen Dauer-
behandlung; die {ibrigen Verleihungsbestim-
mungen gelten sinngem&f wie fiir die anderen
Bewerber.

Zur Ausgabe gelangen — je nach der Lage
des Falles — Frei-Netzkarten fiir den Hilfsbe-
diirftigen, wenn nétig, auch fiir eine Begleitper-
son; Freikarten, eingeschrinkt auf bestimmte
Tage der Woche oder auf bestimmte Strecken,
wenn notig, auch fiir eine Begleitperson.
ErméBigte Netzkarten, fiir die der Beteilte einen
monatlichen Beitrag von S 45— durch Auf-
kleben einer Wertmarke auf die Fahrlegitimation
beizutragen hat.

Alle diese Fahrbegiinstigungen werden fiir
einen lingeren Zeitraum, gewdhnlich fiir einige
Monate, vergeben. Sie gelten nur fiir die StraBlen- .
bahn; die Beniitzung der stddtischen Autobusse
ist in die Beglinstigung nicht eingeschlossen.

Arbeitstherapeutische Kurse fiir Korper-
behinderte

Fiir Korper- und Sinnesbehinderte, besonders
flir Jugendliche, wurden arbeitstherapeutische
Kurse eingerichtet. Kursdauer 10 Monate. Kurs-
zeit tdglich 8—14 Uhr. Die Kursteilnehmer
werden je nach der Schwere ihrer Behinderung
bzw. nach ihren F&higkeiten fiir verschiedene
Arbeiten angelernt, mit dem Ziel, sich durch
produktive Arbeiten nicht nur einen sinnvollen
Lebensinhalt, sondern auch Erwerbsmoglich-
keiten zu schaffen. Wiéhrend der Kurszeit er-
halten die Behinderten eine Wochenkarte fiir
die Straflenbahn, ein tégliches Taschengeld und
ein kostenloses Mittagessen. Sie sind auch un-
fallversichert.

Ihr Gesundheitszustand wird durch einen
Facharzt iiberwacht und auflerdem werden etwa
notwendige klinische Behandlungen eingeleitet.
Die vom Facharzt angeordnete Heilgymnastik
wird mit den Behinderten durch eine gepriifte
Heilgymnastikerin durchgefiihrt. Ungestempelte
Aufnahmeansuchen von hilfsbediirftigen Kérper-
behinderten sind schriftlich an die Magistrats-




abteilung 12, Wien VIII, Josefstidter Strafie 95
bis 97, Leitung des arbeitstherapeutischen Kur-
ses, zu richten.

Wie erlangt man ein Hilfsbediirftigkeits-,
Mittellosigkeits- und Armenrechts-
zeugnis?

Der Zeugniswerber behebt im Magistratisch_en
Bezirksamt — Fiirsorgereferat seines Wohnbezir-
kes den entsprechenden Zeugnisvordruck
und fiillt ihn wahrheitsgetreu mit deut-
licher Schrift aus. Unter Vorlage von Perso-
naldokumenten und Einkommens-
nachweisen wird die Richtigkeit der A1_1-
gaben durch das Amt gepriift und das Zeugnis,
wenn die Voraussetzungen erfiillt sind, an den
Bewerber ausgehédndigt.

Armenrechtszeugnisse dienen dazu,
um von Gerichtskosten befreit zu werden. Das
Zeugnis ist nach der Bestitigung durch das Fir-
sorgeamt dem Gericht vorzulegen, das dariiber
entscheidet, ob das Armenrecht gewéhrt wird
oder nicht.

Eine Stempelgebiihr fiir die Ausfertigung sol-
cher Zeugnisse ist nicht zu entrichten.

Welchen Fiirsorgeanspruch hat der hilfs-
bediirftige Auslinder?

Auslinder erhalten im Falle der Hilfsbedtiri-
tigkeit den Lebensunterhalt, insbesondere Unter-
kunft (Miete), Nahrung, Kleidung und Pflege
sowie Krankenhilfe im unbedingt notwendigen
Ausmal.

Opferfiirsorge - Anspruchsberechtigung

und Begiinstigungen
Als Opfer im Sinne des Opferfiirsorgegesetzes

1947 gelten Personen, die infolge ihres Kampfes

um ein freies, demokratisches Osterreich oder

infolge politischer oder rassischer Verfolgung in

der Zeit vom 6. Mirz 1933 bis zum 9. Mai 1945

gewisse Schidigungen erlitten haben. Als Schidi-

gungen sind anzusehen der Tod, schwere Ge-
sundheitsschidigungen, Haft von mindestens drei

Monaten, Verlust oder Minderung des Einkom-

mens, Abbruch oder Unterbrechung des Studiums

oder einer Berufsausbildung. Je nach der Art
und der Schwere der Schidigung erhalten die

Opfer selbst oder ihre Hinterbliebenen einen

Opferausweis oder eine Amtsbescheinigung.
Die Inhaber von Opferausweisen und

Amtsbescheinigungen erhalten Be-

giinstigungen

1. auf dem Gebiet der Renten- und Unfallver-
sicherung;

2. bei Griindung, Wiederaufrichtung oder
Stiitzung der wirtschaftlichen Existenz;

3. bei Vergebung von Geschiftsstellen der Klas-
senlotterie, Lottokollekturen und Tabakver-
schlei3geschéften;

4, bei Vergebung und Zuweisung von Wohnun-
gen, Siedlerstellen und Kleingérten;

5. auf den Gebieten der Steuer- und Gebiihren-
pflicht;

6. durch NachlaB und ErméBigung von Studien-
und Priifungsgeldern;

ferner Entschiddigungen fiir
1. erlittene Haft;
2. entstandene Haft- und Gerichtskosten;

3. politische MaBregelungen im offentlichen
Dienst.

Die Inhaber von Amtsbescheinigun-
g en haben iiberdies Anspruch auf

1. Rentenfiirsorge;
2. Heilfluirsorge;
3. Kinderfiirsorge.,

Schriftliche Antrige um Anerkennung als
Opfer sind bei der Magistratsabteilung 12, Wien I,
Schottenring 24, einzubringen.

Aushilfen nach dem Opferfiirsorge-
abgabegesetz

Die Ertrdge der Abgabe nach diesem Gesetz
sind der Fiirsorge filir Kriegsbeschidigte und
deren Hinterbliebene, den Opfern politischer
Verfolgung und des Kampfes um ein freies, de-
mokratisches Osterreich und ihren Hinterblie-
benen sowie den Zivilinvaliden gewidmet.

Die hier gewiéhrten Aushilfen stellen keine
regelmiBigen Leistungen dar, sie werden nur in
besonderen Notstandsfillen gewdiihrt.

Kriegsversehrte bzw. ihre Hinterbliebenen
richten ihre diesbeziiglichen Ansuchen zweck-
méBigerweise an den Kriegsopferverband,
Wien VIII, Lange Gasse 53, der mit der Aus-
gabe von finanziellen Unterstiitzungen betraut
ist. Eine Mitgliedschaft bei diesem Verband ist
hiezu nicht notig. Solche Ansuchen kénnen aber
auch bei der Magistratsabteilung 12 — Filirsorge
fiir Korperbehinderte, Wien I, Zelinkagasse 5,
eingebracht werden.

Opfer politischer Verfolgung und des Kamp-
fes um ein freies, demokratisches Osterreich und
deren Hinterbliebene richten entsprechende An-
suchen an die Magistratsabteilung 12 — Re-
ferat Opferfiirsorge, Wien I, Schottenring 22.

Fir Zivilinvalide ist in der gleichen Sache
das Referat Korperbehindertenfiirsorge der Ma-
gistratsabteilung 12, Wien I, Zelinkagasse 5,
zustindig.

Beratung fiir Schwangere

Je frither Schwangere #rztliche Beratung auf-
suchen, desto erfolgreicher kénnen Arzte raten
und helfen. Der regelmiiflige Besuch der Bera-
tungsstelle soll spitestens im dritten Schwan-
gerschaftsmonat einsetzen.

[n den Schwangerenberatungsstellen der Stadt
Wien erfolgt die Untersuchung und Beratung
durch Fachirzte; auch wird dort der Rhesusfak-
tor bestimmt und die fiir die Erlangung des
Sduglingswischepaketes notwendige Wasser-
mannprobe gemacht. Es ist sehr wichtig, wéh-
rend der Schwangerschaft stindig unter arzt-
licher Beratung zu stehen, denn nur dann kann
bei dem geringsten Anzeichen einer gesundheit-
lichen Gefihrdung rechtzeitig die entsprechende
Behandlung einsetzen.

Die Schwangerenberatungsstellen der Stadt
Wien befinden sich: X, Kundratstrafle 9 (Franz
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Joseph-Spital); XIII, Krankenhaus der Stadt
Wien in Lainz, WolkersbergenstraBe 1; XV, Hugl-
gasse 1 (Bettina-Stiftung); XVIII, Erndtgasse 27;
XVIII, Wielemansgasse 28; XX, Pappenheim-
gasse 57/61; XXI, Floridsdorfer HauptstraBle 12,
Stiege 4; XXIII, Atzgersdorf, Loosgasse 4.

Auskiinfte fiir Schwangere

Auskiinfte und Ratschlige werden auch in den
Wiener Entbindungsanstalten und in den gyni-
kologischen Abteilungen der Krankenhéuser
gegeben (telephonische oder personliche Vor-
anmeldung wegen der Dienststunden und der
eventuellen Bedingungen notwendig!): Rudolf-
stiftung, III, Boerhavegasse 13; Erste Frauen-
klinik, IX, Lazarettgasse 14; Zweite Frauenklinik,
IX, Lazarettgasse 14; Sanatorium Hera, IX, Lob-
lichgasse 14; Franz Joseph-Spital, X, Kundrat-
strafle 9; Krankenhaus Lainz, XIII, Wolkersber-
genstrafle 1; St. Josef-Krankenhaus, XIII, Au-
hofstrafie 189; Elisabethspital, XV, Huglgasse 1
bis 3; Wilhelminenspital, XVI, Montleartstrafie
Nr. 37; Krankenanstalt des Gottlichen Heilandes,
XVII, Dornbacher StraBe 20-26; Klinik Gersthof,
XVIII, Wielemansgasse 28; Klinik Semmelweis,
XVIII, Bastiengasse 36—38; Frauenhospiz, XIX,
Peter Jordan-StraBie 70; Rudolfinerhaus, XIX,
BillrothstraBe 78.

Mutterberatung

Die Beratungstage und -stunden sind bei den
Mutterberatungsstellen angekiindigt. In den
Mutterberatungsstellen werden . nur gesunde
Sduglinge und Kleinkinder bis zu sechs Jahren
betreut. Die Kinder werden dort auf ihr Ge-
wicht gepriift, vom Arzt auf den Gesundheits-
zustand untersucht und geimpft. Die Miitter
werden in allen Fragen der Fiirsorge und der
Erziehung des Kindes (Pflege, Ernihrung usw.)
beraten. Der Rachitis der' Kinder wird durch
Verabreichung von Lebertran und anderen Pri-
paraten vorgebeugt.

Die Anschriften der Mutterberatungsstellen
siehe auf Seite 49.

Miitterschulen

Die werdenden Miitter werden in Miitter-
schulen mit den Grundsitzen moderner Siug-
lingspflege vertraut gemacht. Sie konnen nach
einem solchen Kurs, gut geschult, ihr neugebore-
nes Kind erfolgreich pflegen.

Miitterschulen der Stadt Wien: II, Obere Au-
gartenstrafle 14; III, Sechskriigelgasse 11; V, Rein-
prechtsdorferstraBe lc; VI, Linke Wienzeile 182;
VIII, Schlesingerplatz 4; X, GudrunstraBe 128;
XIII, Hietzinger Kai 1; XV, Rosinagasse 4; XVII,
Rotzergasse 29—31; XXI, Floridsdorfer Haupt-
strafle 12/4.

Die Kurse dauern sechs Wochen und sind un-
entgeltlich. Sie werden von Kinderfachirzten,
Psychologen und Referenten der Kammer fiir
Arbeiter und Angestellte geleitet. Es gibt auch
in den Volksbildungsinstituten Miitterschulen,
die ebenfalls empfohlen werden. (Vor allem soll
jede Frau, die ihr erstes Kind erwartet, recht-
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zeitig vor der Entbindung eine Miitterschule be-
suchen!)

Miitterschulen der Wiener Gebietskranken-
kasse: I, SchulerstraBe 14, jeden Mittwoch,
16.30 Uhr; XVI, Possingergasse 65, jeden Diens-
tag, 17.30 Uhr.

Wie hilft die Stadt Wien den Miittern?

Bei der Geburt eines lebenden Kindes erhilt
jede in Wien wohnhafte Mutter, wenn sie sich
vor der Entbindung beim zustindigen Bezirks-
jugendamt unter Vorlage eines Wassermann-
befundes vom 3. Schwangerschaftsmonat und
des Nachweises iiber die &sterreichische Staats-
biirgerschaft angemeldet hat, unentgeltlich eine
Sduglingsausstattung. Die Siuglingsausstattung
besteht aus: 20 Windeln, 4 Hemdchen, 4 Jickchen,
2 Flanelle, 1 Gummi-Einlage, 1 Decke, 1 Stram-
pelanzug, 1 Hautpuder, 1 Latzhose, 1 Pulli, ver-
packt in einer Plastiktasche.

Die Uberwachung des Pflege- und Gesundheits-
zustandes der Sduglinge und Kleinkinder und Be-
ratung durch Kinderarzt und Fiirsorgerin erfolgt
fiir alle Miitter unentgeltlich in den stidtischen
Muttierberatungsstellen.

Den Miittern flirsorgebediirftiger Kinder wird
wirtschaftliche Hilfe durch Geld- und Sach-
beihilfen gewidhrt und solchen Kindern die Teil-
nahme an der &ffentlichen Schiilerausspeisung
ermoglicht.

Obdachlose Schwangere und Miitter koénnen
vor und nach ihrer Entbindung im Zentralkin-
derheim der Stadt Wien fiir einige Zeit Auf-
nahme finden. Die Zuweisung erfolgt durch das
zustdndige Jugendamt ihres letzten Wohn-
bezirkes.

Wer bekommt Wochenhilfe?

Bediirftige Schwangere und Wdochnerinnen,
denen kein Anspruch auf Zuerkennung der
Wochenhilfe durch eine Krankenkasse zusteht,
wenden sich, wenn sie die fiirsorgerechtliche
Wochenhilfe anstreben, an das Jugendamt ihres
Wohnbezirkes. Vorzuweisen sind Personal-
dokumente, Meldezettel, Einkommensnachweise
der Haushaltsangehorigen sowie eine Bestiiti-
gung der Schwangerenberatungsstelle iiber den
voraussichtlichen Tag der Entbindung. Das Be-
zirksjugendamt nimmt das Ansuchen entgegen
und leitet den Akt an das Fiirsorgeamt. Von der
Erledigung wird die Gesuchstellerin schriftlich
in Kenntnis gesetzt.

Welche Siuglinge, Kleinkinder und Schul-
kinder betreut die Stadt Wien?

A. Krippen, Krabbelstuben, Kindergiirten

In den Sé&uglingskrippen werden Kinder im
Alter von 6 Wochen bis zu 1 Jahr, in Klein-
kinderkrippen Kinder vom 1. bis 2. Lebensjahr,
in Krabbelstuben Kinder vom 2. bis 3. Lebens-
jahr, in Kindergirten Kinder vom 3. bis 6. Le-
bensjahr betreut.

In erster Linie werden XKleinkinder
genommen, deren Eltern berufstétig sind.

auf-




Die Anmeldung erfolgt bei dem fiir den Wohn-
ort des Kindes zustéindigen Bezirksjugendamt,
das die Zuweisung in den Kindergarten durch-
fiihrt,

B. Horte

In den Hortgruppen und Schulhorten werden
vor allem flirsorgebediirftige Schulkinder im
Alter von 6 bis 14 Jahren aufgenommen. Fiir
ihre Aufnahme ist die Anmeldung in den Be-
zirksjugendémtern notwendig.

Wie kommt ein Kind in ein Erholungs-
heim der Stadt Wien?

In Erholungsheimen der Stadt Wien werden
erholungsbediirftige Kinder aufgenommen:

Kleinkinder und Schulkinder mit dem entspre-
chenden schuliérztlichen Befund, ferner bei
Rekonvaleszenz nach schweren Krankheiten
bzw. Infektionskrankheiten (6 Wochen nach Ge-
nesung), allgemeiner Nervositit, Appetitlosigkeit,
Asthma, katarrhalischen Infektionen der Luft-
wege.

Die Anmeldung der Kinder erfolgt im Be-
zirksjugendamt des Wohnsitzes. Die Erholungs-
bediirftigkeit wird durch den Schul- oder
Mutterberatungsarzt festgestellt.

Voraussetzung fiir die Aufnahme von Kindern
unter 10 Jahren ist ferner die ordnungsgemil
durchgefiihrte Diphtherie-Schutzimpfung.

Grundsitzlich wird die volle Deckung der
Fahrt- und Verpflegskosten durch Einhebung
entsprechender Beitrdge der Eltern oder son-
stigen Leistungsverpflichteten (Krankenkassen
u. a.) angestrebt. Die Bezirksjugenddamter kén-
nen Ermiéfigungen gewihren.

Schwer erziehbare und gefiahrdete Kinder
und Jugendliche; Beratung und Fiirsorge

Bei Erziehungsschwierigkeiten mit Kindern
und Jugendlichen und in Fragen der Gefidhr-

dung von Kindern und Jugendlichen stehen die
Jugendidmter der Stadt Wien (Bezirksjugend-
dmter und Zentrale) mit Rat und Hilfe zur Ver-
figung. Die Einrichtungen des Jugendamtes der
Stadt Wien, vor allem Erziehungsfachfiirsorge
und Erziehungsberatung, machen es mdoglich, in
solchen Féllen zu beraten und, wenn es notwen-
dig ist, fiir eine Einweisung in ein entsprechen-
des Heim zu sorgen.

Die Adoptionsstelle des Jugendamtes der
Stadt Wien

Die Stadt Wien hat im I. Bezirk, Neutor-
gasse 20/III. Stock, eine Adoptionsvermittlungs-
stelle eingerichtet, die es sich zur Aufgabe stellt,
Kinder, die keine Angehérigen haben oder fiir
eine Adoption freigegeben wurden, an geeignete
Adoptionseltern zu vermitteln.

Wie hilft die Stadt Wien Lehrlingen?

Im Jugendamt der Stadt Wien wurde eine
Betreuungsstelle fiir Lehrlinge eingerichtet. Hier
werden Eltern wie auch Lehrlinge bei Abschluf3
eines Lehrvertrages und bei Schwierigkeiten in
der Lehrstelle beraten.

Den ratsuchenden Lehrlingen stehen auch an
den Berufsschulen Fiirsorgerinnen zur Verfii-
gung, welche lber die einzelnen Schulleitungen
und in der Betreuungsstelle in Wien I, Neutor-
gasse 20/III. Stock, erreichbar sind.

In Berufsausbildung stehende, forderungs-
wiirdige Kinder und Jugendliche erhalten im
Falle der Fiirsorgebediirftigkeit auch Stipendien,
Lehrlings- und Forderungsbeitrige. Anmeldung
bei den Bezirksjugenddmtern.

Sorge fiir Miindel

Die Bezirksjugendamter geben Auskunft und
Hilfe in allen Fragen, die Miindel (uneheliche
Kinder, Waisen usw.) betreffen.
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Gesundheitswesen

An wen wendet man sich bei sanitiren
Ubelstiinden?

Wird eine Geruchs-, Rauch- oder Lirm-
beldstigung, Fliegenplage u. dgl. als sanitdrer
Ubelstand empfunden und eine gesundheitliche
Schiddigung befiirchtet, so melde man dies dem
fiir den Ort zustéindigen Bezirksgesundheitsamt
im Magistratischen Bezirksamt. Dieses fiihrt
eine Besichtigung und Erhebung durch und ver-
anlafit noétigenfalls die erforderlichen Anordnun-
gen zur Beseitigung des sanitiren Ubelstandes.

Bei Rattenplage

verstidndige man gleichfalls das fiir den Ort des
Rattenvorkommens zustindige Bezirksgesund-
heitsamt im Magistratischen Bezirksamt. Dieses
wird die Ursache der Rattenplage durch Er-
hebung feststellen lassen und die notwendigen
Anordnungen zur Beseitigung der Rattenplage
treffen.

Wer fiihrt die Rattenbekimpfung durch?

Die Rattenbekimpfung ist laut Kundmachung
des Wiener Magistrates, MAbt. I1I/2 (jetzt
MADbt. 16, Sanitdtsrechtsangelegenheiten), vom
29, Jénner 1946, in der letztgiiltigen Fassung
vom 22, Dezember 1954, durch die Innung der
Schédlingsbekampfer, I, Weihburggasse 4, durch-
fiihren zu lassen.

Dreimal jidhrlich sind Kontrollen auf allen ver-
bauten und unverbauten Grundstiicken durchzu-
fiihren. Die Kontrollorgane der Schidlings-
bekédmpfer haben sich durch Legitimationen, aus-
gestellt von der Innung der Schéidlingsbekdmpfer,
auszuweiséen und haben durch persinlichen
Augenschein festzustellen, ob die Objekte ratten-
frei sind.

Die Eigentiimer (NutznieBer, Mieter) haben das
Betreten der Grundstiicke und Hiduser zu ge-
statten.

Bei Rattenbefall ist die Rattenbekdmpfung von
der Schidlingsbekimpfungsfirma durchzufiihren.

Fiir die periodische Nachschau (Kontrolle) —
dreimal im Jahr — ist der jeweils amtlich fest-
gesetzte Stundensatz — derzeit S 12,60 — zu ver-
rechnen. Jede begonnene Viertelstunde hat als

Bei Verdacht auf Gesundheitsschidigung durch
Lebensmittel

Da Vergiftungen durch Lebensmittel lebens-
gefdhrlich sein koénnen, ist zunichst fiir so-
fortige drztliche Behandlung des Er-
krankten zu sorgen. Dann ist sofort das zustdn-
dige Bezirksgesundheitsamt miindlich oder tele-
phonisch zu verstindigen. Reste von Lebensmit-
teln, Erbrochenes u. dgl. sind fiir eine allfillige
Untersuchung sicherzustellen.

Schutzimpfungen
a) fiir Kinder gegen ansteckende Krankheiten

Schutzimpfungen (mit Ausnahme der Tuber-
kulose-Schutzimpfung) kiénnen von jedem praxis-
berechtigten Arzt vorgenommen werden. In den
Bezirksgesundheitsimtern werden jeden Diens-
tag und Freitag von 9 bis 11 Uhr kostenlos und
ohne Formalitdten die gesetzlichen Pockenschutz-
impfungen sowie die Schutzimpfungen gegen
Diphtherie und andere Infektionskrankheiten
durchgefiihrt (kombinierte Diphtherie-Tetanus-
Impfung fiir alle Kinder, kombinierté Diph-
therie-Tetanus-Keuchhustenimpfung fiir Kinder
bis zu 2 Jahren). Auch in den Mutterberatungs-
stellen konnen vorschulpflichtige Kinder wih-
rend der Beratungsstunden geimpft werden.

Offentliche Impfaktionen gegen Kinder-
lihmung werden jeweils besonders (durch
Presse, Rundfunk usw.) angekiindigt.
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b) gegen Tuberkulose

Im allgemeinen wird die Tbe-Schutzimpfung
in der Schule bzw. im Kindergarten von eigens
dazu geschulten Arzten kostenlos vorgenommen.
Die Eltern miissen dazu bloB ihre Zustimmung
geben. In den geburtshilflichen Abteilungen
werden Schutzimpfungen gegen Tbe an Neu-
geborenen vorgenommen. Den Eltern wird diese
Impfung besonders empfohlen, da dadurch die
Kinder vor der in den ersten Lebensjahren be-
sonders gefdhrlichen Erkrankung an Tbe ge-
schiitzt werden.

AuBlerdem wird die Tbe-Schutzimpfung im
Gesundheitsamt der Stadt Wien, I., Neutor-
gasse 18, 1. Stock, kostenlos durchgefiihrt. Die
Impftermine kénnen dort miindlich, schriftlich
oder telephonisch (6397 11, Klappe 275) erfragt
werden.

Wo und wie kann man sich auf Tuber-
kulose untersuchen lassen?

Auf Tuberkulose kann sich jeder ohne
irgendwelche Formalitdten in der stddtischen
Tuberkulose-Fiirsorgestelle seines Bezirkes un-
tersuchen lassen. Er wird dort von einem Fach-
arzt untersucht und iiber seinen Gesundheits-
zustand unterrichtet. Diese Klarheit zu schaffen,
ob man gesund oder krank, vielleicht sogar in-
fektios erkrankt ist, liegt in jedermanns eigenem
Interesse, vor allem aber im Interesse seiner
Familie und seiner Mitmenschen.

Die Tuberkulose-Fiirsorgestelle der Stadt Wien
untersucht jeden Patienten kostenlos, auch
wenn er Mitglied einer Krankenkasse oder be-
mittelt ist. Wer an einer Tuberkulose erkrankt
ist oder frither einmal erkrankt war, begebe
sich daher in die stindige Kontrolle der Tuber-
kulose-Fiirsorgestelle der Stadt Wien. Das
Wissen um seine Gesundheit wird ihn beruhigen,
seine Lebensweise beeinflussen, sein Leben ver-
ldngern. (Siehe das Verzeichnis der The-Fiirsorge~
stellen auf Seite 56.) Fiir die Rontgenunter-
suchung groferer Gruppen, wie Amter, Betriebe,
Schulen und andere Gemeinschaften, steht ein
fahrbares Rdntgengerdt zur Verfiigung. Mit

diesem konnen an Ort und Stelle bis zu 400 Per-
sonen in einem halben Tag untersucht werden.
Fiir solche Untersuchungen ist ein Kostenbeitrag
zu leisten. Nihere Informationen im Gesund-
heitsamt (Tel. 6397 11, Klappe 276).

Rintgenuntersuchung von Schwangeren

Es ist fiir Schwangere wichtig zu wissen, daB3
sie nicht an einer Lungentuberkulose leiden.
Bei Vorhandensein von tuberkulsen Verinde-
rungen in der Lunge, die oft unbemerkt ihr
Zerstorungswerk verrichten, besteht fiir Mutter
und Kind eine grolle Gefahr. Wie in vielen an-
deren Lindern werden daher auch in Wien die
Schwangeren von den Tbe-Fiirsorgestellen ein-
geladen, sich einer Rontgenuntersuchung (Auf-
nahme) der Lunge zu unterziehen. Diese erfolgt
im 4. bis 6. Schwangerschaftsmonat.

Worin besteht die wirtschaftliche Tuber-
kulosenhilfe?

Fiur osterreichische Staatsbiirger, die infolge
ihrer tuberkulisen Erkrankung arbeitsunfihig
geworden sind und den Lebensunterhalt fiir
sich und ihre Angehorigen nicht beschaffen
konnen, auch weder ein verwertbares Vermdigen
noch Unterhaltsanspriiche gegen dritte Personen
besitzen, kann das Gesundheitsamt der Stadt
Wien den Antrag auf Gewidhrung der Tuber-
kulosenhilfe stellen. Der Erkrankte hat sich mit
seinen Personaldokumenten sowie denen seiner
im gemeinsamen Haushalt lebenden Angehd-
rigen, Meldezettel, Mietbestédtigungen und allen
Einkommensnachweisen in die Tbc-Fiir-
sorgestelle seines Wohnbezirkes zu be-
geben., Die wirtschaftliche Tuberkulosehilfe
kann jenen Patienten verweigert werden, die
den der Heilung und Besserung ihres Leidens
dienenden Anordnungen der Amtsidrzte nicht
nachkommen.

AuBler den laufenden Geldunterstiitzungen fiir
den notwendigen Lebensunterhalt unter Beriick-
sichtigung eines erhohten Aufwandes fir zu-
sdtzliche Lebensmnittel u. dgl. kann im Rahmen
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der wirtschaftlichen Tuberkulosehilfe noch ge-
wihrt werden:

1. einmalige Geld- und Sachaushilfen bei be-
sonderen Notsténden,

2. kostenlose &rztliche Hilfe
behandlung und

3. Beschaffung von Brillen,
Heilbehelfen.

In allen angefiithrten Angelegenheiten hat sich
der Patient immer an die zustindige Tbc-
Filirsorgestelle (siche Seite 56) zu wenden.

einschl. Zahn-

Bandagen und

Wie kommt man in eine Tuberkulosen-
heilstitte?

Jeder Kranke, der eine Heilstdttenbehandlung
anstrebt, wende sich an die Tbe-Filirsorge-
stelle (siche Seite 56) seines Wohnbezirkes.
Dort wird er &rztlich untersucht und die Not-
wendigkeit einer Heilstittenbehandlung fest-
gestellt. AuBer dieser #rztlichen Untersuchung
ist noch die Feststellung der wirtschaftlichen
und Familienverhéltnisse erforderlich. Es ist
daher zweckmiillig, daB der Patient bei seiner
Vorsprache sédmtliche Personaldokumente, auch
die seiner im Haushalt lebenden Angehorigen,
insbesondere den Staatsbilirgerschaftsnachweis,
ferner samtliche Einkommensnachweise, Miet-
bestédtigungen und Meldezettel mitnimmt. Sozial-
rentner und Kriegsbeschidigte haben auBerdem
die Rentenbescheide vorzulegen.

Die The-Fiirsorgestelle iibermittelt sodann den
Antrag auf Gewidhrung von Heilstdttenbehand-
lung, je nach Zustédndigkeit, entweder dem
Sozialversicherungstriger oder dem Wohlfahrts-
amt der Stadt Wien. Die Einberufung in die
Heilstiatte erfolgt durch die jeweilige Anstalts-
verwaltung.

An wen wendet man sich bei Anzeichen
einer Geschlechtskrankheit?

Bei den allerersten Anzeichen einer Ge-
schlechtskrankheit, so geringfiigig sie auch sein
mogen, wende man sich sofort an einen Arzt
oder an die stiddtische ,,Geschlechtskranken-
beratungsstelle® in Wien I, Neutorgasse 20
(Ecke Schottenring), wo téglich von 8 bis 13 Uhr
ohne irgendwelche Formalititen kostenlose Be-
ratung und Behandlung durch Fachéarzte statt-
findet.

Wo kann man sich auf Krebs untersuchen
lassen?

Jede Frau und jeder Mann sollten sich einmal
jahrlich auf Krebs untersuchen lassen. Kostenlose
Untersuchung gegen Voranmeldun g (schrift-
lich, telephonisch [63/97 11, Klappe471] oder miind-
lich téiglich von 8 bis 12 Uhr, auller Samstag, beim
Krebsreferat des Gesundheitsamtes, I, Schotten-
ring 24, 2. Stock, Zimmer 255) filir folgende
stidtische ,Gesundenuntersuchungsstellen*: III,
Hainburger Strafie 57—63 (nur flir Frauen),
Dienstag und Donnerstag ab 13.30 Uhr; X,
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Columbusgasse 32 (nur fiir Frauen), Montag und
Mittwoch ab 13.30 Uhr; XIII, Hietzinger Kai 1
(nur fiir Frauen), Dienstag und Freitag ab 13.30
Uhr; XV, Sorbaitgasse 3 (nur fiir Minner), Don-
nerstag und Freitag ab 13.30 Uhr; XXI, Am Spitz,
Amtshaus (nur flir Frauen), Montag und Mitt-
woch ab 13.30 Uhr; I, Schottenring 22, Dienstag
(fir Méanner) ab 13.30 Uhr, Donnerstag (fiir
Frauen) ab 13.30 Uhr.

Wo amtiert der stiidtische Sportarzt?

Alle Sportler und Sportlerinnen, gleichgiiltig,
ob sie einem Verein angehoéren oder nicht, kén-
nen sich gegen einen Regiebeitrag von S 10.—
(Jugendliche bis zu 18 Jahren S 4.—) jeden Mon-
tag und Donnerstag von 17 bis 19.30 Uhr in der
woportérztlichen Untersuchungs- und Beratungs-
stelle* in der Herzstation, Wien IX, Pelikangasse
16—18, auf ihre spezielle Eignung griindlich un-
tersuchen und beraten lassen. Rontgendurch-
leuchtung und Elektrokardiogramm sind bei je-
der solchen Untersuchung inbegriffen.

Was kann bei Trunksucht unternommen
werden?

Alkoholismus ist ein Symptom einer ihm zu-
grunde liegenden seelischen, geistigen, kérper-
lichen oder sozialen Krankheit. Wenn ein
Mensch immer wieder in alkoholisiertem Zu-
stand angetroffen wird oder wihrend desselben
selbst- und gemeingefihrlich ist, ist die Krank-
heit schon weit fortgeschritten und bedarf dau-
ernder &rztlicher oder filirsorgerischer Betreu-
ung.

Man kann Alkoholismus daran erkennen, dal3
ein Mensch gendtigt ist, eine bestimmte Menge
Alkohol zu sich zu nehmen. Dazu werden viele
Griinde angefiihrt, die das Trinkenmiissen er-
kldren sollen. Es ist krankhaft, wenn immer
hédufiger oder regelmiBig eine immer groBere
Menge Alkohol konsumiert werden muf3} oder
wenn nach einer bestimmten Menge das Trin-
ken nicht mehr beendet werden kann.

Es soll nicht zugewartet werden, bis das Sta-
dium des chronischen Alkoholismus erreicht ist.
Dieses ist an korperlichen, geistigen und see-
lischen Storungen zu erkennen, welche auch
nach jahrelanger Behandlung oder Internierung
nicht in jedem Fall dauernd behoben werden
konnen.

Es empfiehlt sich, den Kranken zur freiwilli-
gen Vorsprache bei der Beratungsstelle fiir
sGesundheitsschutz und Gesund-
heitsfiirsorge der Stadt Wien“ in
Wien IX, Borschkegasse 1, Telefon 42 40 985, zu
raten. Die Sprechstunden der Fiirsorge werden
tdglich von Montag bis Freitag von 8 bis 10 Uhr
und von 14 bis 16 Uhr abgehalten. An jedem
Montag und Donnerstag von 18 bis 20 Uhr sind
Sprechstunden der Arzte bzw. finden zu diesen
Zeiten gruppenpsychotherapeutische Behand-
lungen statt. Die Beratungen und iérztliche Be-
handlungen sind unentgeltlich.

An jedem Mittwoch von 18 bis 19 Uhr koén-
nen sich Kranke an der Universitidts-Nerven-
klinik Prof. Hoff, Wien IX, Lazarettgasse 14,




Telefon 339641, Klappe 2611, zur freiwilligen
Aufnahme in die Nervenklinik oder in das ,Ge-
nesungsheim fiir Alkoholkranke® vorstellen.

Es bestehen private #rztliche Beratungsstel-
len flir M&nner in Wien V, Siebenbrunnen-
gasse 92, Stiege 13, Tiir 4 (Montag, Mittwoch,
Freitag von 18 bis 20 Uhr), Wien XVI, Lienfel-
dergasse 60c (Dienstag, Freitag von 18 bis
20 Uhr), Wien XX, Hannovergasse 13 bis 15,
Stiege 2 (Montag, Mittwoch, Freitag von 18 bis
20 Uhr), und fiir Frauen in Wien V, Sieben-
brunnengasse 92, Stiege 13, Tiir 4 (Donnerstag
von 18 bis 20 Uhr).

Es gibt aber auch Abstinenzorganisationen, die
Beratungsstellen fiir Alkoholkranke unterhal-
ten: Arbeiter-Abstinentenbund, Wien XV, Hak-
kengasse 13, Telefon 923367; Kreuzbund,
Wien I, Graben 13, Telefon 52 8269; Osterr.
Guttempler-Orden, Wien III, Ungargasse 19
(Mittwoch 19 bis 20 Uhr); Blaukreuz (Leiter:
Ob. Pf. Dr. Deutsch, Fiirstenfeld, Steiermark,
Schillerstrae 13), Sekretariat in Wien II, Ta-
borstrafie 21 a/12 a, Telefon 35 84 550.

In allen diesen Beratungsstellen werden aus-
schlielilich freiwillige Patienten beraten, behan-
delt und fiirsorgerisch betreut. Die Auf-
nahme in das Genesungsheim
Kalksburg erfolgt ausschlieflich freiwillig
tiber die Beratungsstelle Wien IX, Borschke-
gasse 1, oder iiber die Ambulanz der Nerven-
klinik.

Fiir solche Kranke, die selbst- oder gemein-
gefdhrlich sind, die dem Unterhalt der Familie
nicht nachkommen, deren Alkoholismus weit
fortgeschritten ist oder bei denen der Verdacht
einer alkoholischen Geistesstérung besteht, ist
der Polizeiarzt am Polizeikommissariat des
Wohnbezirkes zusténdig.

Auf Antrag der Angehorigen kann beim zu-
stdndigen Bezirksgericht die Einleitung eines
Entmiindigungsverfahrens beantragt und iiber
die Polizeidirektion kann ein Gasthausverbot
erwirkt werden.

Wie verhiilt man sich bei Verdacht einer
Geisteskrankheit?

Wenn das Verhalten eines Mitmenschen den
Verdacht erweckt, dal es sich um Anzeichen
einer Geisteskrankheit handelt, ist zunéchst die
Frage von Bedeutung, ob und von wem er be-
treut wird. Viele Geisteskranke finden sich in
ihrer gewohnten Umgebung zurecht und sind von
ihren Angehdérigen leicht lenkbar.

Bei Gefahr im Verzug, insbesondere bei Ver-
dacht der Selbst- oder Gemeingefidhrlichkeit, ist
im Wege der Polizei (Wachzimmer oder Kom-
missariat) der zustéindige Polizeiarzt zu ver-
stindigen, dessen Entscheidung es obliegt, ob
die Einweisung in eine geschlossene Anstalt zur
Beobachtung des Geisteszustandes erforderlich
ist.

Nicht anstaltsbediirftige Geisteskranke kon-
nen von Angehdorigen zur Beratung den Ambu-
lanzen von Nervenheilanstalten (Nervenklinik)
zugefiihrt werden.

Wie kommt man zu einem Spitalsbett?

Fiir die Aufnahme in ein &ffentliches Kran-
kenhaus stellt der behandelnde Arzt einen
nwSpitalszettel® aus.

Die Sicherung des Spitalsbettes
und die Beistellung eines Kranken-
wagens fiir nicht gehfdhige Patienten besorgt
die néchste Polizeiwachstube. Die Spitalsanwei-
sung ist vorzuweisen.

Gehfihige Patienten kénnen ein freies
Spitalsbett gleichfalls durch die Polizeiwach-
stube erfragen oder aber sich direkt an die
Aufnahmekanzlei eines offentlichen
Krankenhauses wenden.

Uber die Notwendigkeit der Aufnahme ent-
scheidet allein die Krankenanstalt.

Zur Spitalsaufnahme sind folgende Dok u-
mente mitzubringen: Meldezettel, Nachweis
der Staatszugehorigkeit, Geburts-(Tauf-)Schein,
Trauschein. Selbstzahlende Patienten haben die
Pflegegebiihren fiir einen bestimmten Zeitraum
im wvoraus zu erlegen. Krankenversicherte Pa-
tienten bringen ihre Mitgliedskarte und nach
Moglichkeit auch einen Kostenverpflichtungs-
schein ihrer Krankenkasse mit.

In welchen Fiillen interveniert der
Rettungsdienst der Stadt Wien?

Die ,Rettung® interveniert bei allen Unfillen,
Vergiftungen und plétzlichen lebens-
bedrohlichen Erkrankungen! (Im letzteren
Falle auch in der Wohnung, wenn die hervor-
gehobene Voraussetzung tatsiéichlich gegeben er-
scheint, da zu anderen Erkrankungen der prak-
tische Arzt zu rufen ist!)

Interventionsbereich der Rettung: Die 23 Be-
zirke Wiens.

Die Berufung kann durch jeder-
mann iiber Tel. Nr. 144 erfolgen.

Hiebei beachten: Kurze, aber klare Angaben
am Telephon, Bekanntgabe der eigenen Tele-
phonnummer, Erwarten des Ambulanzwagens
am Interventionsort oder — wenn nétig — an
einer vereinbarten Stelle, von der die Einweisung
zum Interventionsort erfolgt!

In welchen Fillen kann der Kranken-
beforderungsdienst der Stadt Wien in
Anspruch genommen werden?

Der Krankenbeforderungsdienst, auch kurz
»Sanitit® genannt, fithrt die Transporte Kranker
in die Spitdler, Heimtransporte aus den Spi-
tilern sowie Verlegungen in andere Anstalten
durch. :

Voraussetzung flir die Inanspruchnahme der
Sanitit zum Transport eines Patienten in das
Krankenhaus ist die vorherige Sicherstel-
lung des Spitalshettes und die drztlich bestiitigte
Notwendigkeit des Transportes mittels Sanitits-
wagens. (Die Sicherstellung des Spitalsbettes
kann durch den behandelnden Arzt oder mit
dem von ihm ausgestellten Spitalszettel durch
die Polizei oder auch durch Angehotrige des
Patienten selbst erfolgen.)
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Fiir Heimtransporte ist die anstaltsédrztliche
Bestédtigung, dall der Patient liegend mittels
Sanitatswagens transportiert werden mub, notig!

Bei Anforderung beachten: An-
gaben, ob Infektionskrankheit, Diagnose! Per-
sonaldokumente, Nachweise {iber Kranken-
kassenzugehorigkeit, Rentenbescheide etc. bereit-
halten!

Fernsprechnummer: 54 36 61.

Dienststunden in den offentlichen Apo-
theken Wiens

In Wien sind die offentlichen Apotheken an
Werktagen von 8 bis 12 Uhr und von 14 bis
18 Uhr gedffnet. Wihrend der Mittagspause
(zwischen 12 und 14 Uhr), wihrend der Nacht
(von 18 bis 8 Uhr) sowie an Sonntagen und
gesetzlichen Feiertagen hélt nur ein Teil der
Apotheken nach einer vom Wiener Magistrat

{estgesetzten Einteilung Dienstbereitschaft; diese
Apotheken sind aus einer neben der Eingangs-
tiir jeder Apotheke deutlich sichtbaren, auch in
der Dunkelheit leserlichen Awufschriftstafel zu
ersehen.

Verdienstentgangsvergiitung bei Maf-
nahmen nach dem Epidemiegesetz

Mittellose Personen, insbesondere Kleinge-
werbetreibende, Kleinhindler und Personen,
die vom Tag- oder Wochenlohn leben, kénnen,
wenn sie durch eine Verfiigung nach dem
Epidemiegesetz wegen Krankheit oder An-
steckungsverdachtes an ihrem Erwerbe gehin-
dert sind, eine Verdienstentgangsvergiitung be-
anspruchen. Der Anspruch ist bei sonstigem Er-
loschen binnen 30 Tagen nach Aufhebung der
MaBnahme (Verfiigung) beim Magistratischen
Bezirksamt, das die Verfiigung erlassen hat,
geltendzumachen (stempelfreies Ansuchen).

Gewerbewesen

Wer ist Gewerbetreibender?

Derjenige, der eine gesetzlich erlaubte Titig-
keit, die von den Bestimmungen der Gewerbe-
ordnung nicht ausdriicklich ausgenommen ist,
regelmifig und in Gewinnabsicht selbstéindig
ausiibt.

Welche Titigkeiten sind von der Gewerbe-
ordnung ausgenommen?

Alle die Erwerbstitigkeiten, die im Kund-
machungspatent zu der seit dem Jahr 1860 in
Geltung stehenden Gewerbeordnung aufgezihlt
sind; z. B. die land- und forstwirtschaftliche
Produktion, die Titigkeit der Rechtsanwilte,
Notare, Arzte und Apotheker, die Erwerbszweige
des Unterrichtes und der Erziehung, Belusti-
gungsunternehmungen (Theater, Kino etc.) u. a.

Wie teilt man die Gewerbe ein?

Nach der gesetzlichen Einteilung in freie, ge-
bundene, handwerksmaifiige und konzessionierte
Gewerbe; nach der Art der ausgeiibten Tétig-
keit in Erzeugungsgewerbe (Tischler, Schlosser),
Handelsgewerbe (Grof3- und Kleinhandel), Ver-
mittlergewerbe (Handelsagent, Wohnungsver-
mittler), Dienstleistungsgewerbe (Friseur, Dienst-
mann) und Verleihergewerbe (Fahrradverleiher,
Leihbibliothek).

Wie wird das Recht zur Ausiibung eines
Gewerbes begriindet?

Bei den freien, gebundenen und handwerks-
miBigen Gewerben durch die ordnungsgemiilie
Anmeldung des Gewerbes bei der Gewerbebe-
horde, das ist in Wien beim Magistratischen Be-
zirksamt des Gewerbestandortes. Bei den kon-
zessionierten Gewerben durch Verleihung der
Konzession, um die beim Magistratischen Be-
zirksamt — bei einigen konzessionierten Gewer-
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ben beim Landeshauptmann (Magistratsabtei-
lung 63) bzw. beim Bundesministerium fiir Han-
del und Wiederaufbau — anzusuchen ist.

Wer kann ein Gewerbe anmelden bzw. um
die Verleihung einer Konzession an-
suchen?

Derjenige, der die von der Gewerbeordnung
aufgestellten allgemeinen und besonderen Be-
dingungen erfiillt,. Zu den allgemeinen Bedin-
gungen, die ohne Riicksicht auf die Art des an-
gestrebten Gewerbes, also von jedem Gewerbe-
anwirter erfiillt werden miissen, zédhlen:

a) die Berechtigung zur Vermdgensverwaltung,
die im allgemeinen mit der Vollendung des
21. Lebensjahres, also mit der GroBjihrig-
keit eintritt;

b) das gewerbliche Mindestalter, das mit der
Zuriicklegung des 24. Lebensjahres gege-
ben ist; von diesem Alterserfordernis kann
die Gewerbebehorde in riicksichtswiirdigen
Fillen dispensieren;

die Freiheit von AusschlieBungsgriinden,
die dann vorliegt, wenn der Gewerbean-
wirter nicht wegen gewisser durch die
Strafgerichte zu ahndender Delikte verur-
teilt wurde (Verbrechen, in Gewinnabsicht
begangene oder gegen die offentliche Sitt-
lichkeit verstoBende Vergehen und Uber-
tretungen). Bei Vorliegen solcher Straf-
taten kann die Gewerbebehirde den Ge-
werbeanmelder vom Antritt des Gewerbes
ausschliefen, sie muff es tun, wenn Mif3-
brauch zu befiirchten ist;

d) die dsterreichische Staatsbiirgerschaft.
Ausldnder, mit deren Heimatstaat ein Ge-
genseitigkeitsverhiltnis besteht (dzt. mit
Westdeutschland, Italien, Belgien und den
USA) oder solche, die vom Landeshaupt-
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mann (MAbt. 63) die sogenannte férm-
liche Zulassung erhalten haben, sind den
osterreichischen Staatsbiirgern gleichgestellt.

Den besonderen Bedingungen hat der Ge-
werbeanwirter je nach der Art des Gewerbes
zu entsprechen; sie betreffen vor allem den Be-
fihigungsnachweis, der bei den gebundenen Ge-
werben (d. s. grundséitzlich alle Handelsgewerbe
und eine Reihe im Gesetz aufgezidhlte Erzeu-
gungs-, Dienstleistungs- und Verleihergewerbe)
im Nachweis einer mehrjdhrigen kaufménni-
schen Titigkeit bzw. fachlich nahestehenden
Beschéftigung und bei den handwerksméfBigen
Gewerben im Nachweis der Ablegung der
Meisterpriifung besteht.

Konzessionierte Gewerbe, bei denen der Be-
fahigungsnachweis sehr unterschiedlich gestal-
tet ist, konnen nur dann verliechen werden,
wenn gegen die Gewerbeausiibung vom Stand-
punkt der Sicherheits-, Sittlichkeits-, Gesund-
heits-, Feuer- und Verkehrspolizei kein Anstand
obwaltet und — allerdings nur bei den im Ge-
setz bezeichneten Konzessionen — wenn der
Lokalbedarf, also das Bediirfnis der Bevdlke-
rung nach der Errichtung des Gewerbebetriebes,
gegeben ist (Gast- und Schankgewerbe, Prefige-
werbe, Leichenbestattung ete.).

Der Befihigungsnachweis kann von der Be-
horde ausnahmsweise bei Vorliegen bestimmter
Voraussetzungen nachgesehen werden. Ein
Rechtsanspruch auf die Nachsicht besteht, selbst
bei Vorliegen der erforderlichen Voraussetzun-
gen, jedoch nicht. Zusténdig fiir die Nachsichts-
erteilung ist bei gebundenen Gewerben die
Gewerbebehodrde erster Instanz (in Wien die
Magistratischen Bezirksimter), bei handwerks-
miBigen Gewerben der Landeshauptmann (in
Wien die Magistratsabteilung 63) und bei kon-
zessionierten Gewerben das Bundesministerium
fiir Handel und Wiederaufbau.

Welche Angaben hat die Gewerbeanmel-
dung (Konzessionsansuchen) zu enthalten?

Die persdnlich oder schriftlich zu erstattende
Anmeldung hat zu enthalten den biirgerlichen
Namen des Anwiirters (Vor- und Zuname), des-
sen Wohnort, den genauest zu bezeichnenden
Betriebsgegenstand und den Standort der Aus-
iibung des Gewerbes. Zwecks Uberpriifung der
personlichen Voraussetzungen sind die Belege
tiber das Alter und die Staatsangehdrigkeit (Ge-
burtsurkunde und Staatsbiirgerschaftsnachweis)
und — soweit eine Befihigung fiir das Ge-
werbe vorgeschrieben ist — die entsprechenden
Zeugnisse beizuschlieBen.

Konnen nur physische (Einzel-) Personen
ein Gewerbe anmelden?

Nein, auch juristische Personen (Gebietskor-
perschaften, wie der Bund, die Liénder und Ge-

meinden; die Handelsgesellschaften, wie Aktien-.

gesellschaften, Gesellschaften m. b. H.; Vereine
etc.) und sogenannte quasijuristische Personen
(Offene Handelsgesellschaften, Kommanditge-
sellschaften) kénnen Triger wvon Gewerbe-
berechtigungen werden. Diese miissen sich aber

zur Ausiibung des Gewerbes einer Einzelperson
als Geschiftsfithrer bedienen.

Wann liegt eine genehmigungspflichtige
Betriebsanlage vor?

Dann, wenn der Gewerbebetrieb mit besonde-
ren Einrichtungen der Anlage (Feuerstitten,
Motore, Dampfmaschinen) arbeitet oder Auswir-
kungen des Betriebes auf die Nachbarschaft in
gesundheitlicher Hinsicht oder in Form einer
Beldstigung durch iiblen Geruch oder durch un-
gebiihrlichen Lirm zu erwarten sind.

Vor Genehmigung der Betriebsanlage, um die
bei der Gewerbebehtrde gesondert anzusuchen
ist, darf mit dem Betrieb nicht begonnen wer-
den.

Ein Wechsel in der Person des Gewerbeinha-
bers bedingt keine neue Genehmigung der Be-
triebsanlage. Die von der Behorde fiir den Be-
trieb der genehmigten Anlage vorgeschriebenen
Bedingungen und Auflagen gelten auch fiir den
neuen Gewerbeinhaber.

Anderungen oder Erweiterungen der Betriebs-
anlage sind der Gewerbebehorde zwecks all-
filliger Genehmigung anzuzeigen.

Darf ein Gewerbetreibender in die Rechte
anderer Gewerbeinhaber eingreifen?

Ja, durch die Vornahme von Vollendungsar-
beiten (der Tischler ist zur Vornahme wvon
Schlosserarbeiten an dem zu liefernden Kasten
berechtigt), durch die Leistung von Instandhal-
tungsarbeiten (Pflege der Betriebsmittel), durch
die Herstellung von Verpackungsmitteln fiir den
marktméBigen Vertrieb der eigenen Erzeugnisse
(Seifensieder erzeugt Kartons).

Kann ein Gewerbetreibender mehrere
Betriebsstiitten halten?

Der Gewerbetreibende kann im Gebiet der
Gemeinde des Standortes seines Gewerbes
weitere Betriebsstitten erdffnen, mulBl aber die
Eréffnung einer weiteren Betriebsstitte vorher
der Gewerbebehorde anzeigen bzw. bei konzes-
sionierten Gewerben um die Genehmigung an-
suchen.

Das gleiche gilt bei Errichtung von Zweig-
etablissements (Zweigniederlagen) aullerhalb
ger Gemeinde des Standortes des Hauptbetrie-

es.

Was versteht man unter Verlegung des
Gewerbes?

Unter einer Gewerbeverlegung ist die Ande-
rung des Standortes der Betriebsausiibung inner-
halb der Gemeinde zu verstehen. Sie ist bei An-
meldungsgewerben der Gewerbebehirde (dem
Magistratischen Bezirksamt des neuen Stand-
ortes) anzuzeigen, bei konzessionierten Gewer-
ben ist um die Genehmigung der Verlegung an-
zusuchen.

Was ist die Ubersiedlung des Gewerbes?

Wenn ein Gewerbetreibender sein Unterneh-
men uber das Gebiet der Gemeinde des Stand-
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ortes hinaus verlegen will, spricht man von einer
Ubersiedlung. Diesfalls muB3 das Gewerbe bei
der Gewerbebehiérde des neuen Standortes neu
angemeldet bzw. mulBl neuerlich um die Kon-
zession angesucht werden.

Ist der Gewerbestandort zu kennzeichnen?

Der Gewerbetreibende ist verpflichtet, den
Standort seines Gewerbes und die allfalligen
weiteren Betriebsstéitten mit einer entsprechen-
den #dulleren Bezeichnung zu versehen. Sie muf
den biirgerlichen Namen oder die im Handels-
register eingetragene Firma und eine die Art
der ausgeiibten Tétigkeit kennzeichnende Be-
nennung des Gewerbegegenstandes (Tischler,
Mobelhandel, Mdobelverleiher) enthalten.

MuBl das Gewerbe vom Gewerbeinhaber
personlich ausgeiibt werden?

Es steht ihm frei, einen Stellvertreter oder
Piéchter, der alle fiir den selbstindigen Betrieb
des betreffenden Gewerbes erforderlichen Eigen-
schaften (Mindestalter, Befidhigungsnachweis
ete.) besitzt und der der Gewerbebehtrde an-
gezeigt (bei konzessionierten Gewerben geneh-
migt) werden mufl, zu bestellen. Der Stellver-
treter betreibt das Gewerbe im Namen und fiir
Rechnung des Gewerbeinhabers, der Pdchter
iibt das Gewerbe im eigenen Namen und auf
eigene Rechnung und Gefahr aus.

Was ist ein Witwen- bzw. Deszendenten-
fortbetrieb?

Nach dem Tod eines Gewerbetreibenden
haben dessen Witwe bis zu deren Wiederver-
ehelichung bzw. dessen minderjihrige Nachkom-
men bis zur Erreichung des gewerblichen Min-
destalters das Recht, ein gebundenes, hand-
werksmifBiges oder konzessioniertes Gewerbe
fortzufiihren. Die Inanspruchnahme dieses Fort-
betriebsrechtes ist der Gewerbebehérde anzu-
zeigen, gleichzeitig ist ein geeigneter Geschifts-
fiihrer namhaft zu machen (Dispensmaglich-
keit).

Wie endigt ein Gewerberecht?

Durch den Tod eines Gewerbetreibenden,
durch Zuriicklegung des Gewerberechtes,
durch Zurilicknahme wegen Nichtbetriebes
wihrend im Gesetz festgelegter Mindestzeiten,
durch Entziehung wegen geéwisser Straftaten.

Was versteht man unter Nichtbetrieb des
Gewerbes?

Hier handelt es sich um die Nichtausiibung
(das Ruhen) der Gewerbeberechtigung, die ledig-
lich binnen 3 Wochen, ebenso wie die Wieder-
aufnahme des Betriebes, der zustindigen Fach-
gruppe in der Kammer der gewerblichen Wirt-
schaft anzuzeigen ist. Diese Anzeige bewirkt
nicht, wie die bei der Gewerbebehérde zu er-
kldrende Zuriicklegung des Gewerbes, den ginz-
lichen und unwiderruflichen Verzicht auf das
Gewerberecht.

Was geschieht bei Ubertretung gewerbe-
gesetzlicher Vorschriften?

Verstofle gegen die Vorschriften der Gewerbe-
ordnung und der auf sie gegriindeten Verfii-
gungen werden mit Verweisen, Geldstrafen bis
zu 6.000 Schilling, Arreststrafen bis zu 3 Mona-
ten, Warenverfall, Entziehung des Lehrlings-
haltungsrechtes bzw. der Gewerbeberechtigung
fiir immer oder auf bestimmte Zeit bestraft.

Wer ist Hilfsarbeiter im Sinne der Ge-
werbeordnung?

Personen, die in einem Gewerbebetrieb in
regelmifBiger Beschiftigung stehen, heiBen Hilfs-
arbeiter, z. B. die Lehrlinge, Gesellen und Ge-
hilfen. Den Unternehmer trifft die Verpflich-
tung, im Rahmen der Dienstnehmerschutzvor-
schriften alle Vorkehrungen und Einrichtungen
zu treffen, die dem Schutz des Lebens und der
Gesundheit seiner Hilfsarbeiter dienen.

Die Einhaltung dieser Schutzmalinahmen
unterliegt der stidndigen Aufsicht der Arbeits-
inspektion. Die gesetzliche Interessenvertretung
der gewerblichen Hilfsarbeiter obliegt der Kam-
mer fiir Arbeiter und Angestellte.

Wer ist die gesetzliche Berufsvertretung
der Gewerbetreibenden?

Jeder Gewerbetreibende ist ab Begriindung
seines Gewerberechtes Zwangsmitglied der zu-
stindigen Fachgruppe (Innung, Gremium) der
Kammer der gewerblichen Wirtschaft und hat
als solcher an diese eine Einverleibungsgebiihr
und Umlagen zu leisten. Der beruflichen Inter-
essenvertretung steht im gewerblichen Verfah-
ren ein weitgehendes Mitspracherecht (Begut-
achtungs- und Berufungsrecht) zu.
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Sozialversicherung

Wer ist versicherungspflichtig?

Dienstnehmer, Lehrlinge und Heimarbeiter
sind vollversichert, d. h. in die Kranken-, Un-
fall- und Pensionsversicherung einbezogen;
ebenso bestimmte Gruppen selbstéindig erwerbs-
tdtiger Personen, z. B, Hebammen und haupt-
beruflich titige Lehrer, Erzieher und Musiker,
welche in keinem Dienstverhélinis stehen, sind
vollversichert, wenn sie keine Angestellten ha-
ben und die Beschiftigung ihren Hauptberuf
bildet.

Wenn das Entgelt (Einkommen) aus der Be-
schiftigung S 270.— monatlich nicht iibersteigt,
sind die vorstehend genannten Personen — mit
Ausnahme der Lehrlinge, Kurzarbeiter, Haus-

besorger und unstindig beschéftigten Land-
(Forst-)arbeiter — bloB unfallversicherungs-
pflichtig.

Die Beschiiftigung eines Ehegatten bei dem
anderen Ehegatten ist versicherungsfrei. Die Be-
schiftigung der Elfern (nicht auch der Schwie-
gereltern) bei den Kindern ist versicherungsfrei;
nur in der Land-(Forst-)wirtschaft tritt in die-
sem Fall Unfallversicherungspflicht ein. Die
Beschiiftigung der Kinder (nicht auch der
Schwiegerkinder) bei den Eltern ist versiche-
rungsfrei, jedoch mit folgenden Ausnahmen:
Unfall- und Pensionsversicherungspflicht tritt
ein, wenn die Kinder als Dienstnehmer oder
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Lehrlinge beschiiftigt werden, ferner wenn sie
das 17. Lebensjahr vollendet haben und keiner
anderen Erwerbstitigkeit hauptberuflich nach-
gehen; in der Land-(Forst-)wirtschaft sind Kin-
der, die bei den Eltern beschiftigt werden, un-
fallversicherungspflichtig, ferner, wenn sie
hauptberuflich keiner anderen Beschiftigung
nachgehen, versicherungspflichtig in der land-
wirtschaftlichen Zuschufirentenversicherung.

Dienstnehmer und Heimarbeiter sind arbeits-
losenversicherungspflichtig, wenn sie kranken-
versicherungspflichtig sind. Lehrlinge sind im
letzten Lehrjahr  arbeitslosenversicherungs-
pflichtig.

Ist eine freiwillige Versicherung zuge-
lassen?

Fiir die aus der Kranken- oder Pensions-
versicherungspflicht Ausgeschiedenen ist eine
freiwillige Weiterversicherung in der Kranken-
bzw. Pensionsversicherung zugelassen.

Der Antrag auf freiwillige Weiterversicherung
in der Krankenversicherung ist innerhalb dreier
Wochen nach dem Ausscheiden aus der Pflicht-
versicherung bei der zuletzt zustindigen Kran-
kenkasse zu stellen. Das Recht auf Weiterver-
sicherung in der Pensionsversicherung muf3 bis
zum Ende des sechsten auf das Ausscheiden aus
der Pflichtversicherung folgenden Monates bei
dem zuletzt zustéindigen Triger der Pensionsver-
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sicherung geltend gemacht werden. Sind jedoch
520 Beitragswochen (120 Beitragsmonate) erwor-
ben worden, dann kann die Versicherung in der
Pensionsversicherung jederzeit ochne Bindung an
eine Frist fortgesetzt werden.

Eine Selbstversicherung, d. h. eine freiwillige
Versicherung fiir Personen, die nicht versiche-
rungspflichtig sind, ist in beschrinktem Umfang
in der Kranken- und Unfallversicherung zuge-
lassen. In der Pensionsversicherung ist eine
Selbstversicherung nicht mehr zugelassen.

Ebenso ist in der Arbeitslosenversicherung eine
freiwillige Versicherung nicht zuléssig.

Wie hoch sind die Sozialversicherungs-
beitriige?

Die Bemessung der Sozialversicherungsbei-
trége erfolgt von dem Entgelt (mit EinschluB3 der
Sachbeziige). Von der Abfertigung, der Woh-
nungsbeihilfe, der Kinderbeihilfe und dem Er-
génzungsbetrag sind keine Sozialversicherungs-
beitrédge zu entrichten. Die Hochstbemessungs-
grundlage ist in der Krankenversicherung
S 3.000—, in der Arbeitslosenversicherung
S 2.400.—, in der Unfall- und Pensionsversiche-
rung S 4.800.— monatlich. Fiir die Sonderzahlun-
gen, z. B. Urlaubs- und Weihnachtsgeld, sind
ebenfalls Sozialversicherungsbeitrige zu entrich-
ten, jedoch hochstens von S 3.000.— in der Kran-
kenversicherung bzw. S 2.400.— in der Arbeits-
losenversicherung bzw. S 4.800.— in der Unfall-
und Pensionsversicherung jihrlich.

Die Beitréige sind: in der Krankenversicherung
flir Angestellte 4,8%, fiir Arbeiter 7,3%, in der
Arbeitslosenversicherung 3%; in der Unfallver-
sicherung fiir Angestellte 0,5%, fiir Arbeiter
2%; in der Pensionsversicherung fiir Angestellte
13%, fiir Arbeiter 14% bzw. in der Land-(Forst-)
wirtschaft 15%.

Wann gebiihrt eine Rente aus der
Pensionsversicherung?

Die Altersrente gebiihrt, wenn die versicherte
Person 1.) das 65. Lebensjahr (Minner) bzw. das
60. Lebensjahr (Frauen) vollendet hat, 2.) am
nichsten Monatsersten nach der Vollendung die-
ses Alters oder — falls der Antrag spiter ge-
stellt wird — nach der Stellung des Antrages
nicht eine pensionsversicherungspflichtige Be-
schiiftigung ausiibt, aus der ein Entgelt von mehr
als S 680.— im Monat gebiihrt, und 3.) 180 an-
rechenbare Versicherungsmonate, hievon 12 in
den letzten 36 Monaten, aufzuweisen hat.

Die vorzeitige Altersrente bei Arbeitslosigkeit
gebiihrt, wenn der Versicherte nach Vollendung
des 55. Lebensjahres innerhalb der letzten
13 Monate vor dem Stichtag (das ist der dem
Antrag néchstfolgende Monatserste) mindestens
52 Wochen eine Geldleistung aus der Arbeits-
losenversicherung bezogen hat, fiir die weitere
Dauer der Arbeitslosigkeit. Fiir diesen Anspruch
ist ebenfalls erforderlich, daB 180 anrechen-
bare Versicherungsmonate, hievon 12 in den
letzten 36 Monaten, nachgewiesen werden.

Die vorzeitige Altersrente bei langer Versiche-
rungsdauer gebiihrt ménnlichen Versicherten,
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wenn sie 1961 oder 1962 das 64. Lebensjahr,
weiblichen Versicherten, wenn sie in den Jah-
ren 1961 oder 1962 das 59. Lebensjahr vollen-
den. Im Jahre 1963 geniigt bei minnlichen Ver-
sicherten die Vollendung des 63. Lebensjahres
(bei weiblichen Versicherten des 58. Lebens-
jahres), im Jahre 1964 des 62. Lebensjahres (des
58. Lebensjahres), im Jahre 1965 des 61. Lebens-
jahres (des 56. Lebensjahres), im Jahre 1966 und
in den folgenden Jahren des 60. Lebensjahres
(des 55. Lebensjahres). Voraussetzung fiir den
Anfall dieser Rente ist auBer der Erfiillung der
Wartezeit (180 Versicherungsmonate), dafl am
Stichtag (das ist der der Antragstellung nichst-
folgende Monatserste) 420 fiir die Bemessung der
Leistung zu beriicksichtigende Versicherungs-
monate erworben sind, innerhalb der letzten
36 Kalendermonate vor dem Stichtag 24 Bei-
tragsmonate in der Pflichtversicherung der Pen-
sionsversicherung nachgewiesen sind und der
Versicherte am Stichtag weder selbstindig noch
unselbstindig erwerbstitig ist.

Wegen Berufsunfdhigkeit eines Angestellten
oder Invaliditit eines Arbeiters gebiihrt eine
Rente, wenn 1) die Berufsunfihigkeit (In-
validitdt) entweder dauernd oder zwar voriiber-
gehend, aber iiber 26 Wochen anhaltend ist und
2.) 60 anrechenbare Versicherungsmonate, hievon
12 in den letzten 36 Monaten, vorliegen. Bei Per-
sonen, die nach dem 31. Dezember 1955 erst
nach dem vollendeten 50. Lebensjahr zum ersten
Male pensionsversicherungspflichtig werden, sind
anstatt der 60 Monate 96 Monate erforderlich.

Die Witwe und die Waisen bis zum vollende-
ten 18. Lebensjahr erhalten eine Rente, wenn
der Verstorbene 60 (eventuell 96) anrechenbare
Versicherungsmonate, hievon 12 in den letzten
36 Monaten, hatte; insbesondere auch dann,
wenn er selbst Rentner war.

Wie ist das Rechismittelverfahren
geregelt?

Wenn die Krankenkasse die Anmeldung einer
Person mit der Begriindung ablehnt, der Ange-
meldete sei nicht versicherungspflichtig, so hat
sie einen Bescheid zu erlassen. Gegen diesen Be-
scheid kann binnen einem Monat ein Einspruch
eingebracht werden. Der Einspruch muf3 den an-
gefochtenen Bescheid bezeichnen und eine Be-
grindung sowie einen Antirag enthalten. Der
Einspruch ist schriftlich bei der Krankenkasse
(nicht bei dem Amt der Landesregierung) einzu-
bringen. Uber den Einspruch entscheidet der
Landeshauptmann. Wenn tiber die Versiche-
rungspflicht oder iiber die Berechtigung zur frei-
willigen Versicherung entschieden worden ist,
kann gegen die Entscheidung des Landeshaupt-
mannes binnen zwei Wochen eine Berufung ein-
gebracht werden. Die Berufung mull den ange-
fochtenen Bescheid bezeichnen und eine Begriin-
dung sowie einen Antrag enthalten. Die Beru-
fung ist beim Amt der Landesregierung einzu-
bringen. Uber die Berufung entscheidet das
Bundesministerium fiir soziale Verwaltung.
Wenn der Landeshauptmann iiber die Hohe der
Beitragsgrundlage entschieden hat, ist keine
Berufung zuléssig.




KOTANYI-

PAPRIKA

die Meltmarke!

9L/FLL PPS

Bescheide der Versicherungstriger iiber eine
Leistung (z. B. Krankengeld, Rente) kénnen bin-
nen drei Monaten durch Klage angefochten
werden. Die Klage mulBl eine gedridngte Dar-
stellung des Streitfalles, die Angabe der Be-
weismittel und ein bestimmtes Begehren enthal-
ten; der angefochtene Bescheid ist anzuschlie-
Ben, es gentigt jedoch auch eine Abschrift des
Bescheides. Die Klage ist schriftlich in zwei-
facher Ausfertigung entweder beim Schiedsge-
richt der Sozialversicherung oder beim Ver-
sicherungstriger einzubringen; beim Schieds-
gericht der Sozialversicherung kann sie auch
miindlich zu Protokoll gegehen werden. Uber
die Klage entscheidet das Schiedsgericht der
Sozialversicherung. Gegen ein Urteil des Schieds-
gerichtes kann in der Unfall- und Pensionsver-
sicherung in bestimmten Fillen, jedoch nur we-
gen Aktenwidrigkeit oder unrichtiger rechtlicher
Beurteilung, eine Berufung an das Oberlandes-
gericht Wien eingebracht werden. Im Verfahren
vor den Schiedsgerichten und vor dem Ober-
landesgericht Wien hat der beklagte Versiche-
rungsvertreter die Zeugen-, Sachversténdigen-
und Beisitzergebiihren, ferner die Barauslagen
(z. B. Fahrtkosten) und den Verdienstentgang
des Kligers jedenfalls zu tragen. Die iibrigen
Auslagen des Kligers (z. B. Barauslagen bei der
Erhebung der Klage, Kosten eines Vertreters)
sind grundsitzlich vom Kléger zu tragen; wenn
jedoch der Versicherungstriger unterliegt, kann
diesem nach Billigkeit der Ersatz der bezeich-
neten Kosten an den Klidger auferlegt werden.
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Anspriiche auf Arbeitslosengeld und Not-
standshilfe sind beim Arbeitsamt geltend zu
machen. Wird der Anspruch nicht anerkannt, so
erhilt der Arbeitslose einen schriftlichen Be-
scheid; gegen diesen kann binnen zwei Wochen
beim Arbeitsamt eine Berufung eingebracht wer-
den. Uber die Berufung entscheidet das Landes-
arbeitsamt.

Sind Eingaben stempelpflichtig?

Alle Eingaben wie Einspriiche, Klagen sowie
Vollmachten in Sozialversicherungsangelegen-
heiten sind gebiihrenfrei, soweit und solange sie
nur fiir Zwecke der Sozialversicherung verwen-
det werden. Wird davon ein anderer Gebrauch
gemacht, so sind die in Betracht kommenden
Abgaben nachtriglich zu entrichten.

Was ist die Ausgleichszulage?

Wenn das Gesamteinkommen des Renten-
berechtigten nicht die Hohe des Richtsatzes er-
reicht, erhilt er zur Rente eine Ausgleichszulage.
Zum Gesamteinkommen sind (ausgenommen bei
Waisenrentenberechtigten, die Anspruch auf
eine Waisenrente nach dem Kriegsopferversor-
gungsgesetz haben) auch die Unterhaltsverpflich-~
tung zwischen Ehegatten und zwischen Eltern und
den im gemeinsamen Haushalt lebenden Kindern
ersten Grades zu rechnen. Der Richtsatz be-
trigt 680 S, zuziiglich 320 S fiir die Ehegattin und
100 S fiir jedes Kind, bei Waisenrentenberechtig-
ten 250 S bzw. bei Doppelwaisen 375 S. Die Aus-
gleichszulage ist gleich dem Unterschied zwischen
Richtsatz und Gesamteinkommen.

Was ist die Pensionsversicherung der
gewerblichen Selbstéindigen?

Pensionsversicherungspflichtig sind 1. die Mit-
glieder der Kammern der gewerblichen Wirt-
schaft und 2. die Wirtschaftstreuhéinder, Den-
tisten und freiberuflichen Journalisten und 3. die
freiberuflich tdtigen bildenden Kiinstler. Der Ver-
sicherungsbeitrag betriigt 6% der Einkiinfte aus
der versicherungspflichtigen Beschiftigung (nicht
auch der sonstigen Einkiinfte, z. B. aus Vermo-
gen), mindestens jedoch wvon 500 S und hoch-
stens von S 3600.— monatlich. Als Renten werden
gewihrt: die Altersrente (nach Vollendung des
65. Lebensjahres bei Ménnern und des 60. Le-
bensjahres bei Frauen), die Erwerbsunfihig-
keitsrente (nur im Falle der Bediirftigkeit bei
dauernder, voller Erwerbsunfihigkeit) und die
Hinterbliebenenrente.
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Gemeindevermittlungsimter

Wegen Geldforderungen, sonstiger Anspriiche
auf bewegliche Sachen, bei Streitigkeiten iiber
Liegenschaftsgrenzen, iiber Servituten sowie in
Besitzstreitigkeiten empfiehlt es sich, vor An-
rufung des Gerichtes bei dem Gemeindevermitt-
lungsamt, in dessen Sprengel ein Streitteil seinen
Wohnsitz hat, die Vornahme eines Vergleichs-
versuches zu beantragen. Die Gemeindevermitt-
lungsémter sind in Wien in jedem Gemeinde-
bezirk bei der Bezirksvorstehung eingerichtet.
Auf Grund eines solchen Antrages wird der
Gegner fiir einen bestimmten Tag zum Ge-
meindevermittlungsamt wvorgeladen. Die Ver-
trauensleute dieses Amtes werden sich bemii-
hen, zwischen den beiden Streitteilen einen
Vergleich herbeizufithren. Wenn eine Einigung
zustande kommt, wird der Inhalt des Vergleiches
schriftlich niedergelegt und auf Verlangen den
Parteien eine Amtsurkunde dariiber ausgefer-
tigt. Von besonderer Bedeutung ist, daB diese
Urkunde die Wirkung eines gerichtlichen Ver-
gleiches hat, so daB fiir den Fall, daf eine Partei
die i{ibernommenen Verpflichtungen nicht ein-
hilt, die gerichtliche Zwangsvollstreckung durch-
gefithrt werden kann. Aber auch dann, wenn
sich die Parteien in einem solchen Falle schon
auBergerichtlich geeinigt haben, kénnen sie
Geld ersparen, wenn sie eine solche Einigung
als Vergleich in das Amtsbuch des Gemeinde-
vermittlungsamtes eintragen lassen. Auch in
diesen Fillen wird den Parteien, die den Ver-

gleich vor dem Gemeindevermittlungsamt ab-
schliefen, eine Amtsurkunde ausgefertigt, die,
wie oben dargelegt, die Wirkung eines gericht-
lichen Vergleiches hat.

In Ehrenbeleidigungsangelegenheiten ist die
Vornahme eines Siihneversuches durch das Ge-
meindevermittlungsamt gesetzlich vorgeschrie-
ben. Der Beleidigte wird sich daher in diesen
Fillen zweckmifBigerweise noch vor der Ein-
bringung der Ehrenbeleidigungsklage an das
Gemeindevermittlungsamt wenden, in dessen
Sprengel der Beleidiger seinen Wohnsitz hat,
und die Anberaumung einer Siihneverhandlung
beantragen. Auch in diesen Fillen werden die
Vertrauensleute des Amtes bestrebt sein, dem
Beleidigten Genugtuung zu verschaffen, indem
sie den Beleidiger je nach der Sachlage zur Ab-
gabe einer miindlichen, schriftlichen oder
offentlichen Ehrenerklirung, unter Umstiinden
auch zur Leistung einer GeldbuBe fiir einen
wohltdtigen Zweck veranlassen werden. Sollte
der Siihneversuch jedoch erfolglos bleiben, er-
hélt der Beleidigte dariiber eine Bescheinigung,
welche er der Ehrenbeleidigungsklage beilegen
muf.

Da das Einschreiten der Gemeindevermitt-
lungsédmter mit keinen Kosten verbunden ist,
kénnen auf diese Weise in vielen Fillen die
nicht unbedeutenden Gerichtskosten, manchmal
auch Notarkosten, erspart werden.

Vereinswesen

Wie meldet man einen Verein an?

Die Bildung eines Vereines ist der Sicher-
heitsdirektion, in deren Amtsbereich der Verein
seinen Sitz hat, schriftlich anzuzeigen. Fiir
Vereine mit dem Sitz in Wien ist in der Regel
die Anzeige an die Sicherheitsdirektion, Wien I,
Rathausstrafie 9, zu senden. Die Anzeige hat
kurz die Mitteilung der beabsichtigten Griin-
dung des Vereines, den Namen des Vereines im
vollen Wortlaut und den Sitz des Vereines,
z. B. Wien (keine weitere Anfiihrung von Be-
zirk, Strafie oder Hausnummer), zu enthalten.
Der Anzeige sind unbedingt die Statuten des
Vereines in flinf wvoéllig gleichlautenden Aus-
fertigungen beizulegen. Die Griindung eines
Vereines kann von einer oder von mehreren
Personen, den sogenannten Proponenten, ange-
zeigt werden. Die Proponenten sollen in der
Anzeige den Namen, das Geburtsdatum und
die genaue Wohnadresse angeben und bei meh-
reren Proponenten einen von ihnen namentlich
als gemeinsamen Vertreter bevollméchtigen;
die Anzeige ist von jedem Proponenten person-
lich zu unterschreiben. Ein Verein kann auch
von juristischen Personen, etwa von mehreren
selbstdndigen Vereinen, die einen Verband
(Dachorganisation) griinden wollen, gebildet
werden. Zu beachten ist, da die Proponenten,
die die Griindung eines Vereines anzeigen, nicht
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Vereinsorgane sind; sie kénnen daher fiir den
zu bildenden Verein noch keine Titigkeit aus-
iiben, ausgenommen die Aufnahme von Per-
sonen als Mitglieder zum Verein. Erst mit der
tatséchlichen Bildung des Vereines in der
konstituierenden Hauptversammlung kann der
Verein seine Tétigkeit beginnen. Aus den Sta-
tuten miissen zu entnehmen sein:

1. der Sitz des Vereines;
2. der Zweck des Vereines;
3. die Mittel zur FErreichung des Zweckes;
4. die Art der Aufbringung der materiellen
Mittel;
5. die Art der Bildung des Vereines (Mit-
gliederaufnahme);
6. die Erneuerung des Vereines (Mitglieder-
wechsel, Statutenéinderung);
. die Rechte der Vereinsmitglieder;
. die Pflichten der Vereinsmitglieder;
. die Organe des Vereines;
10. die Erfordernisse fiur giiltige Beschlul3-
fassungen der Vereinsorgane;
11. die Erfordernisse fiir Ausfertigungen und
Bekanntmachungen des Vereines;
12. die Vertretung des Vereines nach auBen;
13. die Art der Schlichtung von Streitigkeiten
aus dem Vereinsverhéltnis;
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14. die Art der freiwilligen Auflésung des
Vereines und die Verfiigung iiber das
Vereinsvermogen bei freiwilliger Auflésung.

Das Fehlen einer Bestimmung oder eine un-
deutliche Bestimmung kann zur Untersagung
der Bildung des Vereines fiihren.

Wenn ein Verein Zweigvereine in mehreren
Bundeslindern hat oder nur aus Vereinen, die
ihre Sitze nicht nur in Wien haben, bestehen soll,
ist die Anmeldung seiner Bildung unter Beilage
von fiinf Statutenausfertigungen an das Bun-
desministerium fiir Inneres, Generaldirektion
fiir die Offentliche Sicherheit, Wien I, Herren-
gasse 7, zu richten.

Statuteninderungen eines Vereines sind mit den
geiinderten Statuten im vollen Wortlaut und in

fiinf korrekturfreien Exemplaren der fiir die
Entgegennahme der Vereinsanmeldung zustén-
digen Behérde anzuzeigen. Auch die Anderung
des Vereinsnamens ist als Statuteninderung
dieser Vereinsbehtrde anzuzeigen. Jede Ande-
rung der Statuten oder des Vereinsnamens muf
von dem in Betracht kommenden Vereinsorgan
statutengemill beschlossen worden sein.

Fiir die Anmeldung eines Vereines oder fiir
Statuteninderungen konnen auch gedruckte
Statutenformulare, die in manchen Papierhand-
lungen oder Trafiken erhéltlich sind, beniitzt
werden. Die Anzeige ist mit einem 6-Schilling-
Bundesstempel und jedes Statutenexemplar mit
1.50-Schilling-Bundesstempel je Bogen (4 be-
schriebene oder unbeschriebene Seiten) zu stem-
peln.

Veranstaltungswesen

Wann kommt das Wiener Theater- und
wann das Wiener Kinogesetz zur An-
wendung?
Das Wiener Theatergesetz in der Fassung von
1930 gilt fiir offentliche Veranstaltungen der
im Gesetz bezeichneten Art, und zwar
1. fiir im Gesetz angefiihrte Veranstaltungen
zu Vergniigungszwecken, die bloB bei der
Behorde anzumelden sind und

2. fiir sonstige Veranstaltungen, die einer be-
sonderen behordlichen Bewilligung (Kon-
zession) bediirfen.

Anmeldepflichtig sind z. B. Vortrige,
Dilettantenveranstaltungen ohne Erwerbscha-

rakter, Ballveranstaltungen und Feste, sport-
liche Veranstaltungen, praterméBige Volks-
vergniigungen und dergleichen mehr. — Einer

Konzession bediirfen wvor allem Theater,
Varietés, Zirkusse, Boxkimpfe u. a.

Die fiir derartige Veranstaltungen zusténdige
Magistratsabteilung 7 nimmt Anmeldungen in
ihrer Anmeldestelle, Wien I, Rathaus, Stiege 3,
Hochparterre, entgegen, wilhrend Ansuchen um
Erteilung einer Konzession in den Amtsraumen,
Wien VIII, Friedrich Schmidt-Platz 5, 2. Stock,
einzureichen sind.

Nach dem Wiener Kinogesetz 1955 ist fiir die
pffentliche Auffiihrung von Filmen eine behord-
liche Bewilligung (Konzession) notwendig. Einer
behordlichen Bewilligung bedarf auch die éffent-
liche Auffithrung anderer, durch Projektion oder
auf #hnliche Weise erzeugter Bilder, die Auf-
fithrung von Stehbildern jedoch nur, wenn sie
im Rahmen eines Erwerbsunternehmens statt-
findet.

Vor Erteilung einer Berechtigung (Konzession)
bzw. vor Entgegennahme einer Anmeldung mufl
die Eignung der Betriebsstitte in bau- und
feuerpolizeilicher sowie betriebstechnischer Hin-
sicht durch die MAbt. 35 — Gruppe V (tech-
nische Theater- und Kinopolizei), Wien XVTI,
Kalvarienberggasse 33 — bereits festgestellt sein.
Diesbeziiglichen Ansuchen an diese Abteilung
sind in der Regel Skizzen, Pldne und auch Be-
schreibungen in drei Gleichschriften anzu-
schlieen.

Wie ist das Ausstellungswesen in Wien
geregelt?

Die Abhaltung von Ausstellungen ist nur nach
MaBgabe der Bestimmungen des Wiener Aus-
stellungsgesetzes vom 18. Mai 1937 zuldssig. Als
Ausstellung gilt jede entgeltliche oder unent-
geltliche Veranstaltung, die Gegenstiinde oder
Lebewesen zur Offentlichen Schaustellung
bringt. Die Veranstaltung einer Ausstellung ist
nur mit Bewilligung gestattet, die lediglich
Kérperschaften Offentlichen oder privaten
Rechtes (juristischen Personen) erteilt wird.
Ausstellungen, die vom Bund, von den Léndern
oder von der Stadt Wien, von offentlich-recht-
lichen beruflichen Interessenvertretungen ver-
anstaltet werden, sind, ebenso wie Ausstellungen
rein wissenschaftlichen Charakters bzw. Aus-
stellungen kirchlicher oder dem Kultus dienen-
der Gegenstinde, wenn sie von gesefzlich an-
erkannten Kirchen oder Religionsgesellschaften
veranstaltet werden, bloB anmeldepflichtig. Dies
gilt auch fiir von juristischen Personen ver-
anstaltete  Ausstellungen von Gegenstédnden
oder Lebewesen, die aus Liebhaberei hergestellt
wurden o#ler gehalten werden, oder von Schau-
stiicken, die einer sonstigen, nicht erwerbs-
miiBigen Betédtigung entstammen.

Das Ansuchen um Erteilung der Bewilligung
einer Ausstellung ist spiitestens 3 Monate vor
dem in Aussicht genommenen Beginn bei der
MAbt. 7, Wien VIII, Friedrich Schmidt-Platz
Nr. 5, 2. Stock, einzubringen. Die bloB anmelde-
pflichtigen Ausstellungen sind spétestens sechs
Wochen, Ilandwirtschaftliche Ausstellungen
spitestens 4 Wochen vor Beginn anzumel-
den. Verspitet eingebrachte Ansuchen miissen
angesichts dieser gesetzlich genau festgelegten
Termine zuriickgewiesen werden.

Der Verkauf von ausgestellten Gegenstinden
ist verboten. Hievon kann nur in beriick-
sichtigungswiirdigen Fillen, insbesondere bei
lebenden Tieren, bei Nahrungs- und GenuB-
mitteln oder Reklamegegenstéinden im Falle
eines Bedarfes eine Ausnahme gewéhrt werden.
Die gewerberechtlichen Vorschriften werden
hiedurch nicht beriihrt.
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Lebensmittel- und Marktwesen

Verdacht der iibermifBigen Preisforderung
fiir Lebensmittel

Fiir Lebensmittel bestehen nur noch zum Teil
Hochstpreise (z. B. fiir Brot, Zucker, Milch
und Milchprodukte), zum Teil sind der freien
Preiserstellung durch das Preistreiberei-
gesetz Grenzen gesetzt (z. B. Uberschreitung
der im ordentlichen Geschiéftsverkehr iiblichen
Preise).

Bei Verdachtderiiberhéhten Preis-
forderung wende sich der Verbraucher an
die Marktamtsabteilung des Bezirkes.

Die Marktamtsabteilungen sind auf allen gro-
Beren Mirkten oder in den Magistratischen Be-
zirksimtern zu finden. Im Telephonbuch schei-
nen sie unter dem Kennwort ,Marktamtsabtei-
lungen, Stidtische* auf. Wird kein Beamter an-
getroffen — durch den Kontrolldienst bedingt,

ist der Biirodienst auf kurze Zeit -einge-
schrinkt —-, kann die Marktamtsdirek-
tion in der Zeit von 7 bis 18 Uhr unter

Tel. Nr. 451681, Klappe 3578 oder 3579, ange-
rufen werden.

Beschwerden iiber Qualititsmiingel bei
Lebensmitteln oder bei Verdacht der
Gesundheitsschiidlichkeit oder des Ver-
dorbenseins

Man wende sich ehestens an die zustin-
dige Marktamtsabteilung, welche die
Begutachtung der Ware und die Uberpriifung
des Falles durchfiihrt.

Die Marktamtsabteilungen sind auf allen gré-
Beren Mirkten oder in den Magistratischen. Be-
zirksimtern zu finden. Im Telephonbuch
scheinen sie unter dem Kennwort ,Marktamts-
abteilungen, Stidtische* auf. Wird kein Beamter
angetroffen — durch den Kontrolldienst be-
dingt, ist der Biirodienst auf kurze Zeit ein-
geschrénkt —, kann die Marktamtsdirek-
tion in der Zeit von 7 bis 18 Uhr unter
Tel. Nr. 4516 81, Klappe 3578 oder 3579, ange-
rufen werden.

Was hat im Falle des Verdachies der
Gesundheitsschiidigung durch den GenufB

eines verdorbenen Lebensmittels zu ge-
schehen?

Sofern eine ernstliche Stérung der Gesund-
heit auftritt, die auf den GenuB eines nicht
mehr einwandfreien Lebensmittels zuriick-
gefithrt wird, nehme man sofort drztliche
Hilfe in Anspruch. Etwa noch vorhandene
Speisenreste sind aufzubewahren.
Unter einem ist die zustiindige Marktamts-
abteilung zu verstéindigen, damit eine
Uberpriifung des Speisenrestes beziehungsweise
des im Bezugsgeschéifte vorhandenen Vorrates
an der betreffenden Ware durchgefiihrt wird,
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um den Fall klarzustellen und den weiteren
Verkauf dieses Lebensmittels zu wverhindern.

Die Marktamtsabteilungen sind auf allen
grofleren Miérkten oder in den Magistratischen
Bezirksdmtern zu finden.. Im Telephonbuch
scheinen sie unter dem Kennwort , Marktamts-
abteilungen, Stédtische® auf. Wird kein Beamter
angetroffen — durch den Konftrolldienst bedingt,
ist der Biirodienst auf kurze Zeit eingeschrinkt
—, kann die Marktamtsdirektion in der
Zeit von 7 bis 18 Uhr unter Tel. Nr. 45 16 81,
Klappe 3578 oder 3579, angerufen werden.

Pilzberatung

Es empfiehlt sich grundsitzlich, nur jene Pilze
zu sammeln und zu verbrauchen, die man wirk-
lich als genulitauglich kennt. Sofern man die
Bestimmung anderer Pilze wiinscht, wende man
sich an die nichste Marktamtsabteilung
oder an die Marktamtsdirektion, wo-
selbst Pilzberatungsstellen eingerichtet
sind, welche die Bestimmung kostenlos durch-
fithren. .

Dije Marktamtsabteilungen sind auf allen gré-
Beren Mirkten oder in den Magistratischen Be-
zirksimtern zu finden. Im Telephonbuch schei-
nen sie unter dem Kennwort ,Marktamtsabtei-
lungen, Stédtische® auf. Die Marktamts-
direktion befindet sich I., RathausstraBe
Nr. 14—16. Hier ist auch eine stindige Pilz-
s ch au untergebracht, die in der Zeit von 8 bis
18 Uhr frei zuginglich ist und die Erwerbung
entsprechender Pilzkenntnisse erleichtert.

Pilzbeschau

Ungeheure Mengen von Pilzen kommen be-
sonders in feuchtwarmen Spétsommermonaten
auf die Wiener Mirkte und werden von Markt-
kommisséiren beschaut. Auch die Pilze in den
Lebensmittelgeschéften sind, sofern sie iiber
die Mirkte bezogen wurden, beschaut. Beim
Pilzeinkauf auf Mairkten kam es bisher noch
nie zu einer Pilzvergiftung.

Die Hindler beschrénken sich meist auf den
Verkauf einiger allgemein bekannter Pilzarten
(Herrenpilze, Eierschwimme, Hallimasch, Cham-
pignons).

Andere Pilze werden vom Publikum im all-
gemeinen abgelehnt; die Vorsicht, die hier wal-
tet, ist zu begriien. Es wire zu wiinschen, daB
auch beim Sammeln dieses Mif3trauen unbe-
kannten bzw. nicht sicher erkannten Pilzen
gegeniiber vorhanden wdére.

Wiener, die selbst Pilze sammeln, haben Ge-
legenheit, diese in den Marktamtsabteilungen
beschauen zu lassen. Im besonderen wird in
diesem Zusammenhang auf die stidndige Aus-
stellung des Marktamtes in der Marktamtsdirek-
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Trockenlichtpauspapiere

Erzeugung: Oskar Czeija, Kommandit-
gesellschafi

Wien XIX, Hammerschmidtg. 18
Telephon 361261, 36 35 61

Scha 84/76

Privatdrucksorten
Werbedrucke
Prospekte, Kataloge
Mehrfarbendrucke
Plakate, Etiketten
Kalender, Biicher
Formulare jeder Art
Zeitschriften

STOLZENBERG & BENDA
WIEN VII, NEUSTIFTG. 32-34, 932752, 932753

D 159/76

BUCHDRUCKEREI

Bau- und Mobeltischlerei
FuBbodenverleger

Leopold Hauke

Wien XIX, Gorgengasse 28
Telephon 3616 72

S 64/76

IMPORT - GROSSHANDEL - EXPORT

Wilhelm Barnet

Qualitatsmehle
Getreide
Fultermittel
Kunstdinger

Sonslige landwirtschaftliche Erzeugnisse

WIEN 1I, TABORSTRASSE 11a

352609 Serie und 23 31 82 - Telex 1082
Telegramm-Adr.: Getreidebarnet
Scha 39/76

ERSATZ FUR BAHN-UND POSTKISTEN

nartonagenwarenfabrik Ges. m. b. H.
Rudlof Biermoritz
Johann Frank & Co.

Wien VII, Halbgasse 5-11, Tel. 932505 Serie

Alle Arten von Kartonagewaren, Holzstoffkisten
Patent-Bi-Box und Durch -Contai

in Voll- und Wellpappe zur Verpackung groBer, schwerer
Gegenstinde — Archivkartons, Tragkartons, Geschenk-
packungen, Faltschachteln, iiberzogene Kartons, Bonbon-
niére etc.
eigene Druckerei und lithographische Anstalt

Beratung in allen Verpackungsiragen

I?ﬂ LL} 4
enm—

sterreichische
Valinen

GENERALDIREKTION
WIEN |

WOLLZEILE 1-3

Tel. 5216 14/17

Salinenverwaltiungen in Ebensee, Bad Ischl,
Hallstatt, Bad Aussee, Hallein, Hall in Tirol.

Bergwerksbesichfigungen in den Salzberg-
baubetrieben in Hallein, Alt Aussee, Hallstatt
und Hall in Tirol in den Monaten Mai

bis September.

D 201/78

445




W. K. Stollas Sohne
K. u. A. Stolla

Fabrik fir Lederwaren

Wien VIII/65, Florianigasse 50
Tel. 426625

D 15876

HOLZWURM ono
' HAUSSCHWAMM

Kostenlose Beratung in allen Holzschutzfragen. Durch-
fihrung von Sanierungsarbeilen bei Garantieleistung.

Oslerreichische Holzschuiz-Gesellschaft m. b. H.
Wien |, Dr. Karl Lueger-Ring 6, Telefon 63 46 01 -01

-

E‘!.;"SZI a

ELECTROLUX

Kilhischrdnke, Tiefgefrierschrdnke
elektrische Bodenbiirsten, Staubsauger
Industriestaubsauger, Waschmaschinen

Ventilatoren, neue Geschirrspiilmaschinen

Wien I, Stock-im-Eisen-Platz 3

527628 [ 29 | 90

Lager und Werkstatte: Wien 6, MﬂrIﬂIIIITEr Strafe 51

575595 57559

9L/SL H

A0BRA"
Unierzinder

billig — bequem —
geruchlos

6 7 4
o

ziinden in allen Kesseln und Hausbrandésfen
verliBlich jeden festen Brennstoff

Unferziinderfabrik E. Ciccimarra & Co.
Wien XV, Benedikt - Schellinger-Gasse 6
Telephon 92 3155

9L/ @

Bunzl & Biach AG

Wien I, Engerthstralle 161-163

Tel. 5596 41

Gewaschene Putzlappen
weily und tarbig,
in jeder gewinschien Qualitat

Putzkreppapier
Scheuertiicher und Maschinenpuiztiicher
Einkauf von
Altpapier und Papierabfallen, Alteisen,

Metallabidallen

Durchfihren von Abbrichen aller Art

D 95/76

Orbol

ER ATMENDE ANSTRICH

wrockfes s~

wes
wellevfes s~
® in 12 Pastellténen

® in 7 Yoliténen
® mit 12 Nuancierfarben in

1
—_—
—

konzentrierten Farbpasien-
fir wasch- und wischfeste
Innen- und weltterfeste
Fassadenanstriche

LACKFABRIK
GEBRUDER EISENSTADTER

TELEFON 869108
D 154/76
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tion in Wien I, RathausstraBe 14—16, 1. Stock,
verwiesen, die auch viele Modelle von genuli-
tauglichen und giftigen Pilzen enthilt. Der Be-
such ist kostenlos.

MuB meine Waage, mein Metermafl
geeicht sein?

Nach dem MaB- und Eichgesetz, BGBI
Nr. 152/1950, sind alle Meligeridte (MafBe, MeQ-
werkzeuge, Waagen, Gewichte, Abfiillmaschinen,
Fisser, Korbflaschen, Personenwaagen, Fieber-
thermometer), wenn sie im 6ffentlichen Verkehr
verwendet oder bereitgehalten werden, zu
eichen und zeitgerecht nachzueichen. Von einer
Verwendung spricht man nicht nur, wenn die
MefBgerite fiir den An- und Verkauf verwen-
det werden, sondern auch dann, wenn sie zur
Uberpriifung der Lieferungen, zur Bestimmung
des Arbeitslohnes, zur Kontrolle von Arbeits-
leistungen und zur Messung von Sachentschédi-
gungen gebraucht werden. Bereitgehalten ist
ein Mefgerdt dann, wenn die dufieren Umstinde
erkennen lassen, daB es ohne besondere Vorbe-
reitung in Gebrauch genommen werden kann
(iberzdhlige Waagen in Verkaufslokalen!).

Die Magistratsabteilung 59 — Marktamt ver-
lautbart alljdhrlich in der Tagespresse und in
den Fachzeitschriften, welche MelBgerite nach-
zueichen sind, um Beanstandungen der Handels-
und Gewerbetreibenden wegen Nichtbeachtung
der Eichvorschriften zu vermeiden.

In dieser alljdhrlichen Verlautbarung wird
u. a. beziiglich der Nacheichpflicht ausgefiihrt:

Der Nacheichung unterliegen alle eichpflichti-
gen Gegenstinde mit Ausnahme von MeBgeri-
ten, die nur aus Glas bestehen, und von Fliissig-
keitsmaflen aus Porzellan oder Steingut.

Die Nacheichfrist betrédgt grundsétzlich zwei
Jahre (auch bei Waagen iiber 3.000 kg), bei Fis-
sern (mit Ausnahme von Bierfdssern) drei Jahre.
Es ist daher fiir alle Waagen, Gewichtsstiicke,
Milchgeféifle mit MeBstab und Milchkannen,
samtliche FliissigkeitsmaBe (auBer solchen aus
Porzellan oder Steingut, jedoch einschlieBlich
der Petroleum-MefBlapparate), die mit einem,
Ende des Jahres 1961 ungiiltig werdenden Eich-
stempel 1959 oder mit einem fritheren versehen
sind, die Nacheichpflicht im Jahr 1961 gegeben.
Ab 1. Jidnner 1962 diirfen die genannten Mel3-
geriite somit nur dann im offentlichen Verkehr
verwendet werden, wenn sie einen Eichstempel
1960 oder spéter tragen; die mit einem Eich-
stempel 1960 versehenen sind im Laufe des Jah-
res 1962 nacheichen zu lassen. Melgerite, die
eine Beschidigung aufweisen, sind trotz giilti-
gen Eichstempels nachzueichen.

Die eichamtliche Uberpriifung erfolgt in Wien
beim Eichamt, IX. NuBdorfer StraBe 90 (nichst
der Stadtbahnstation NuBdorfer StrafBe). Fest-
stehende oder schwer transportierbare Eichob-
jekte konnen nach Anmeldung beim Eichamt
(Telephon 3273 70) auf dem Verwendungsplatz
nachgeeicht werden. Auskiinfte erteilt jede
Marktamtsabteilung.

Wie kann ich einen Marktstand erlangen?

Auf jedem Lebensmittielmarkt in Wien befin-
den sich entweder transportable oder stabile
Marktstéinde. Die Zuweisung der Marktplitze
fiir diese Marktstinde erfolgt durch die Ma-
gistratsabteilung 59 (Marktamt), I., Rathaus-
straie 14—16, 1. Stock, iiber Vorschlag der je-
weils ortlich zustindigen Marktamtsabteilung.

Da freie Marktplédtze fast nicht vorhanden
sind und die Marktstinde meistens durch
Rechtsgeschift unter Lebenden mit Zustimmung
des Marktamtes weitergegeben werden, emp-
fiehlt es sich, wvorerst mit der zustindigen
Marktamtsabteilung Riicksprache zu nehmen,
die mit den oOrtlichen Verhéltnissen vertraut ist
und den Bewerber um einen Marktstand recht-
zeitig beraten und vor Schaden bewahren kann.

Die Zuweisung eines Marktplatzes
(bzw. Marktstandes) wird gegen jederzeitigen
Widerruf und unter Einhaltung strenger B e-
stimmungen vorgenommen, wie z. B. per-
sénliche Betriebspflicht, Bereithaltung einer ge-
niigenden, dem Ausmaf des Marktstandes ent-
sprechenden Warenmenge, Verbot der Teilnahme
an Kartellen, besondere Bauvorschriften usw,
Voraussetzung fiir den Betriebsbeginn ist der
Nachweis einer entsprechenden Gewer -
beberechtigung und einer ausreichenden
Leistungsfidhigkeit sowie eines guten
Leumundes. Verwandtschaft im  ersten
Grade in auf- oder absteigender Linie mit einer
Person, die auf dem Markte bereits ein Ge-
werbe ausiibt, ist ein Zuweisungshindernis.

Auf griéfleren Mérkten bestehen {iberdies
Landparteienpléidtze; das Beziechen sol-
cher Landparteienpldtze ist durch eine eigene
Landparteienkundmachung, die auf jedem Markte
angeschlagen ist, geregelt.

Zum Besuch der Landparteienplitze werden
nach Maligabe der frei verfiigharen Plitze zu-
gelassen:

Landwirtschaftliche Produzenten,
rer und sogenannte Waldgeher.

Fiir alle Plédtze auf Mirkten werden nur Ent-
gelte fiir die Beniitzung der Markteinrichtungen
eingehoben.

Marktfah-

Auskiinfte erteilt jeweils die &rtlich zustédn-
dige Marktamtsabteilung, bei welcher auch An-
suchen Zuweisung eines Marktplatzes (bzw.
Marktstandes) einzureichen sind. Die Zuweisung
liegt im freien Ermessen der Stadt Wien.

Wie erlange ich ein Produzentenvormerk-
buch?

Personen, die landwirtschaftliche
Produzenten (Gértner) sind, miissen zum
Nachweis der Produzenteneigenschaft und der
Lage und GroBe des Betriebes fiir den Besuch
von Wiener Landparteienmirkten ein Produ-
zentenvormerkbuch besitzen. Diese Nachweise
werden von der zustéindigen Marktamtsabteilung
(in deren Amtsbereich der zu beziehende Land-
parteienplatz gelegen ist) gegen Ersatz der Selbst-
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kosten ausgegeben und sind von der zustindigen
Bezirksbauernkammer unter Mitwirkung der
Gemeindeéimter (in Wien von der Marktamts-
abteilung, in deren Amtsbereich das Grundstiick
gelegen ist) bestiitigen zu lassen.

Landwirtschaftliche Produzenten, deren Ehe-
gatten, Lebensgefdhrten und Familienmitglieder,
soweit sie im gemeinsamen Haushalte leben,
diirfen auf den Landparteienplidtzen nicht zu-
gelassen werden, wenn sie gleichzeitig auf
einem Wiener Markte einen dauernden Markt-
platz zugewiesen haben oder ein Ladengeschift
in Wien betreiben.

Wer zugleich landwirtschaftlicher Produzent
und Marktfahrer ist, ist fiir die Dauer des Ab-
satzes seiner eigenen Fechsung nach den fiir
die landwirtschaftlichen Produzenten geltenden
Bestimmungen zu behandeln.

Wie und wo bekomme ich ein Markt-
fahrer-Vormerkbuch?

Voraussetzung ist der Besitz eines Gewerbe-
scheines fiir das Marktfahrergewerbe. Ist er vor-
handen, dann wird das Marktfahrer-Vormerk-
buch gegen Ersatz der tatséchlichen Kosten vom
Landesgremium Wien der StraBen-
und Wanderhindler, Marktfahrer,
Hausierer und Markthéidndler, die
andere Waren als Lebensmittel fiihren, Wien IV,
Schwarzenbergplatz 14/Mezzanin, ausgestellt.

Das Marktfahrergewerbe ist persénlich aus-
zuiiben. Zur Ausiibung des Marktfahrergewerbes
berechtigte Ehegatten, Lebensgefihrten und Fa-
milienmitglieder, soweit sie im gemeinsamen
Haushalt leben oder auf gemeinsame Rechnung
ihre Geschifte flihren, kdnnen auf Wiener
Miirkten nur einen gemeinsamen Verkaufs-
platz zugewiesen erhalten. Dies gilt auch fiir
Marktfahrer, die ohne sonstige Bindung auf
gemeinsame Rechnung ihre Geschifte fiihren.
Das Beziehen der Landparteienplitze durch
Marktfahrer, die gleichzeitig den Marktviktu-
alienhandel oder den Klein- bzw. Grofihandel
mitiLebensmitteln in Wien betreiben, ist unzu-
léssig.

Warum besuchen die Wiener Hausfrauen
gerne die Miirkte? -

1. Weil dort die Auswahl an Lebensmitteln, be-
sonders an Gemtise und Obst, grof3 ist.

2. Weil durch die freie Auslegung der Waren
den Kiufern ohne jeglichen Kaufzwang die
Besichtigung sowie der Qualitéits- und Preis-
vergleich mdoglich ist.

3. Weil sich infolge des gehduften gleichzeitigen
. Angebotes gleichartiger Waren eine fiir den
Verbraucher gilinstige Preisbildung ergibt.

4. Weil die dort gegebene stidndige lebensmittel-
und preispolizeiliche Kontrolle durch das
Marktamt den Verbraucher wirksamer vor
Schéddigungen zu bewahren vermag.
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5. Weil das vielfdltige Angebot eine raschere
Erledigung des Einkaufes ermdéglicht und da-
her Zeit sparen hilft.

Aufstellung von Verkaufsstinden aus be-
sonderen Anlissen

Auskiinfte iiber die Aufstellungsmoglichkeifen
aus besonderen Anldssen (Jahrmaéarkte, Kirch-
tage usw.) erteilen die ortlich zustdndigen
Marktamtsabteilungen, welche nach Priifung
der Verhéltnisse auch die Verkaufsstdnde zu-
weisen, die Einhebung der Gebiihren besorgen
und den Marktverkehr auf solchen Gelegenheits-
maéarkten iliberwachen.

Die Marktzeiten werden, soweit sie nicht durch
Kundmachungen festgelegt sind, vom Marktamt
bestimmt.

Verkaufsplitze fiir Weihnachtsbidume

Verkaufsplidtze auf oOffentlichen Strafien und
Pldtzen werden durch die o&rtlich zustidndigen
Marktamtsabteilungen vergeben.

In den stddtischen Parkanlagen und auf
Alleen (BaumstraBen) befindliche Verkaufs-
pldtze werden durch die Magistratsabtei-
lung 57, Liegenschaftsamt, Wien I,
Rathausstrafie 2, zugewiesen.

Verkaufsplidtze im Bereich der Wiener
Verkehrsbetriebe (Uber- oder Unterfah-
rungen der Stadtbahn, Stadtbahnstationen) wer-
den durch die Direktion der Wiener Verkehrs-
betriebe, Wien IV, FavoritenstraBe 9, zugeteilt.

Jeder Christbaumverkauf mufB entweder durch
einen Produzentennachweis oder durch
einen Gewerbeschein und auBerdem durch
eine Herkunftsbescheinigung (Weih-
nachtsbaumezertifikat) gedeckt sein.

Die Marktzeit wird jedes Jahr durch das
Marktamt, welches die Uberwachung des Christ-
baumverkehrs besorgt, kundgemacht.

Wo kann sich der Verbraucher beim
Lebensmitteleinkauf beraten lassen?

GroB3- und Einzelverbraucher erhalten fiir den
Lebensmitteleinkauf iiber jéweils glinstige Kauf-
gelegenheiten, liber die Preislage oder iiber die
Verwendungsmoéglichkeiten noch nicht allgemein
bekannter Waren bei den Marktimtern oder in
der Marktamtsdirektion (beim Referat Kon-
sumentenberatung), I, RathausstraBe 14—I16
(Telephon 4516 81, Klappe 3689), Auskunft.

Wie wirkt das Marktamt bei Gewerbe-
rechtsiiberschreitungen und unbefugtem
Gewerbebetrieb?

Dem Marktamt obliegt die Handhabung des
gewerbepolizeilichen Aufsichtsdienstes bei Uber-
schreitung der Gewerbeberechtigung und unbe-
fugtem Gewerbebetrieb. Ubertretungen der Ge-
werbeordnung werden von Amts wegen aufge-
griffen. Beschwerden sind an das értlich in Frage
kommende Magistratische Bezirksamt oder an
die zustdndige Marktamtsabteilung zu richten.




Forstwirtschaft, Jagd und Fischerei, Naturschutz

Wer erteilt Auskunft in Forstangelegen-
heiten?

Innerhalb der Landesgrenzen von Wien sind
laut Angaben des Statistischen Amtes der Stadt
Wien 7.596 ha Wald gelegen, d. s. 18,5% der ge-
samten Landesflache.

Forstbehorden in Wien sind in der Bezirksver-
waltungsinstanz die Magistratischen Bezirks-
dmter, in deren Amtsbereich Forste gelegen sind,
und in der Instanz des Landeshauptmannes die
Magistratsabteilung 58, Wien I, RathausstraBe
Nr. 14—16, 1. Stock. Den Forstbehérden stehen
als forstfachliche (forsttechnische) Sachver-
stindige die Bezirksforstinspektion und die Lan-
desforstinspektion zur Seite, deren Aufgaben
von der Magistratsabteilung 49, Wien V, Schén-
brunner Strafie 54, besorgt werden. Dieser
. Dienststelle obliegt sohin die staatliche Fach-
aufsicht iiber die in Wien gelegenen Forste.

Das Stadtforstamt, Magistratsabteilung 49,
Wien V, Schénbrunner StraBe 54, verwaltet fer-
ner den Forstbesitz der Stadt Wien im AusmaB
von rund 30.000 ha, welcher ortlich durch die
Forstverwaltungen Lainz, Lobau und Neuwald-
egg (Wienerwald), Hirschwang, NaBwald, Stixen-
stein und Wildalpen (Quellenschutzforste) bewirt-
schaftet wird. Die im Rahmen dieser Bewirt-
schaftung durchzufiihrenden Holzverkiufe
(Schnitt-, Rund-, Brennholz usw.) grifleren Um-
fanges sowie Jagd-, Fischerei- und Grundpacht-
angelegenheiten werden zentral durch die Forst-
direktion bearbeitet, alle iibrigen Agenden wer-
den durch die d¢rtlichen Forstverwaltungen er-
ledigt.

Wer darf in Wien jagen?

Jedermann, der im Besitze eines Waffen-
scheines und einer Jagdkarte ist und dem von
einem Jagdpidchter oder -eigentiimer die Er-
laubnis hiezu erteilt wurde, sofern er nicht
selbst Jagdpidchter oder Eigenjagdbesitzer ist.

Den Waffenschein erhiilt er iiber Ansuchen bei
dem fiir seinen Wohnort zustindigen Bezirks-
Polizeikommissariat, die Jagdkarte bei dem zu-
stdndigen Magistratischen Bezirksamt gegen
Vorlage der abgelaufenen Jagdkarte und Be-
zahlung der jeweiligen Gebiihr.

Zum Erhalt einer 1. Jagdkarte ist die
Ablegung einer Jigerpriifung erforderlich, fiir
welche beim  Wiener Landesjagdverband,
Wien III, Géartnergasse 3, angesucht werden mul3
und welche auch dort abgelegt wird.

Der Waffenschein lduft drei Jahre vom Tage
der Ausstellung, die Jagdkarte (ohne Verringe-
rung der Gebiihr) nur bis zum Ablauf des je-
weiligen Kalenderjahres.

Fiir das Bundesland Niederosterreich werden
Jagdkarten an bestimmten Wochentagen unter
gleichen Umstéinden wie fiir das Bundesland

Wien beim Amt der niederdsterreichischen
Landesregierung, Wien I, Bankgasse 1, aus-
gegeben.

29 Handbudh, 76. Jg.

Fiir andere Bundeslinder bei der zustiindigen
Landesregierung bzw. bei der Bezirkshaupt-
mannschaft des Jagdbezirkes.

Wie komme ich zu einer Jagdkarte?

1. Die Landesjagdkarten fiir das ganze
Gebiet der Stadt Wien werden wvon dem
Magistratischen Bezirksamt aus-
gestellt, in dessen Amisgebiet der Antragsteller
seinen Wohnsitz hat. Fiir Personen, die in
Wien keinen Wohnsitz haben, ist das Magistra-
tische Bezirksamt fiir den I./VIII. Bezirk zu-
stidndig.

2. Die Revierjagdkarten mit Giiltigkeit
fiir ein bestimmtes Jagdgebiet werden von dem
nach seinem Geltungsbereich zustindigen Ma-
gistratischen Bezirksamt ausgestellt.

3. Die Tagesjagdkarten mit Giiltigkeit
flir ein bestimmtes Jagdgebiet werden von jedem
Magistratischen Bezirksamt in Wien fiir acht
aufeinanderfolgende Tage an Personen ausge-
stellt, die eine giiltige Jagdkarte, gleichgiiltig
welchen Bundeslandes, besitzen.

Die Landes- und Revierjagdkarten gelten un-
abhingig von dem Zeitpunkt ihrer Ausstellung
fiir das jeweilige Jagdjahr. Voraussetzung
fir die Ausstellung einer Jagdkarte ist:

a) der Nachweis einer Jagdhaftpflichtversiche-
rung und

b) der Nachweis der jagdlichen Eignung des
Bewerbers.

Beide Nachweise werden durch eine ent-
sprechende Bescheinigung des Wiener Landes-
jagdverbandes, Wien III, Gé&rtnergasse 3, er-
bracht. Fiir das Bundesland Niederd&sterreich
werden Jagdkarten an in Wien wohnhafte Per-
sonen von der Bezirkshauptmannschaft Wien-
Umgebung, Wien I, LéwelstraBe 20, von Mon-
tag bis Freitag, 8 bis 12 Uhr, ausgestellt.

Wer erteilt Auskunft iiber Jagdangelegen-
heiten?

Das Wiener Jagdgebiet umfaBt 20 Eigenjagd-
gebiete und 23 Gemeindejagden. Als Bezirks-
jagdbehtrde fungiert das Magistratische
Bezirksamt, in dessen Sprengel sich ein
Jagdgebiet befindet. Landesjagdbehdérde
ist die Magistratsabteilung 58, Wien I, Rathaus-
strafie 14, Neues Amtshaus. Die fachliche Be-
ratung des Wiener Magistrates wird durch den
Landesjagdbeirat durchgefithrt. Jeder
Bezirk hat einen Bezirksjagdbeirat.
Samtliche Jagdkartenbesitzer in Wien gehoren
dem Wiener Landesjagdverband,
Wien III, Gértnergasse 3, an. Auskiinfte in Jagd-
angelegenheiten fiir Wien erteilt die Magistrats-
abteilung 49, Stadtforstamt.

Wer darf in Wien fischen?

Zur Ausiibung der Fischerei ist der Besitz
einer giiltigen Fischerkarte und der schriftliche
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Nachweis des Besitzes des Fischereirechtes oder
der Fischereipachtung oder die schriftliche Er-
laubnis zum Fischfang (Fischereilizenz) des Be-
sitzers oder Péchters des Gewdssers, in welchem
man fischt, erforderlich (Fischereiberechtigung).

Die Fischerkarte flir Wien stellt der Wiener
FischereiausschuBf, Wien I, Rathausstrafie 14,
1. Stock, Tiir 219 (Neues Amtshaus), auf Antrag
fiir ein oder drei Jahre Giiltigkeitsdauer (ver-
ringerte Gebiihr) aus.

Fiir das Bundesland Niederdsterreich werden
die Fischerkarten an in Wien wohnhafte Per-
sonen von der Bezirkshauptmannschaft Wien-
Umgebung, Wien I, LéwelstraBe 20, von Montag
bis Freitag, 8 bis 12 Uhr, ausgegeben.

Fiir die anderen Bundesldnder werden
Fischerkarten bei der zustindigen Landesregie-
rung bzw. bei der zustindigen Bezirkshaupt-
mannschaft des Wohnortes oder Aufenthalts-
ortes ausgestellt.

Wie komme ich zu einer Fischerkarte?

Personen, die im Gebiete der Stadt Wien die
Fischerei ausiiben wollen, benttigen hiezu:

1. eine Fischerei-Erlaubnis. Diese
wird ausgestellt vom Eigentiimer, Pichter
und Bewirtschafter eines Wiener Fischerei-
reviers oder eines Wiener Fischwassers,
das nicht in die Revierbildung einbezogen ist,

2. eine giiltige Fischerkarte. Diese
wird vom Wiener FischereiausschuB3, Wien I,
RathausstraBe 14—16, 1. Stock, Tiir 219,
ausgegeben, und zwar jeden Montag, Mitt-
woch und Freitag. Es gibt einjdhrige und

dreijahrige Fischerkarten, die ihre Giiltig-
keit fiir die betreffenden Kalenderjahre
haben.

Personen, die um die Ausstellung einer
Fischerkarte beim Wiener Fischereiausschull
ansuchen, haben entweder eine Wiener
Fischerkarte wvom Vorjahr oder eine
Fischereierlaubnis fiir ein Wiener Fischerei-
revier bzw. Wiener Fischwasser vorzu-
weisen, die von dem betreffenden Fischerei-
ausiibungsberechtigten gefertigt sein mubB.
Personen untfer 14 Jahren wird keine
Fischerkarte ausgestellt. Jugendlichen zwi-
schen 14 und 18 Jahren wird nur dann eine
Fischerkarte ausgestellt, wenn sie die
schriftliche Zustimmung ihres gesetzlichen
Vertreters (Vater oder Vormund) zur Aus-
libung der Fischerei beibringen.

Wer beschiiftigt sich mit Naturschutz-
angelegenheiten?

Die Magistratsabteilung 7, Kultur und Volks-
bildung, hat ein Referat fiir Naturschutz. Hier
liegt auch das Naturschutzbuch mit Ka-
taster und Urkundensammlung auf. Die Ur-
kundensammlung umfafit z. B. den jeweiligen
Schutzstellungsbescheid, genaue Lagepléne, wis-
senschaftliche Gutachten, Photos, Grundbuchs-
ausziige, Zeitungsnotizen usw. Alle Obliegen-
heiten der Naturschutzbehérde werden von der
Magistratsabteilung 7 durchgefiihrt (Naturschutz-
stellungen, Teilnahme an Kommissionen, Gut-
achten, Uberwachung, Kennzeichnung usw.). Zur
Beratung des Magistrates in wichtigen Natur-
schutzfragen wurde ein Naturschutzbeirat ge-
bildet, der sich aus unabhéngigen Experten ver-
schiedener Fachrichtungen zusammensetzt.

Offentliches Gartenwesen und amtlicher
Pflanzenschutzdienst

Was ist zu tun, wenn durch zu groB ge-
wordene Alleebiume Wohnungen oder
Geschiiftslokale verdunkelt werden?

Man wendet sich an die Magistratsabteilung 42
— Stadtgartenamt, Wien III, Am Heumarkt 2b,
Tel. 7221 71, die fiir die Pflege aller stidtischen
Girten und Baumpflanzungen zustindig ist.

Was ist zu tun, wenn ein Nachbargarten
sehr verwahrlost ist

und die Gefahr besteht, daB tierische und
pflanzliche Schidlinge die eigenen Pflanzen-
kulturen oder die der Nachbarn schidigen kon-
nen? Wenn Schidlinge in Massen auftreten, z. B.
Kartoffelkéifer, Weiler Bédrenspinner, Goldafter-
raupen, San José-Schildlaus?
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Man wendet sich an die Magistratsabtei-
lung 42 — Stadtgartenamt, Wien III, Am Heu-
markt 2b, Telephon 722171, die im Lande
Wien auch den amtlichen Pflanzenschutzdienst
besorgt, Schidlingsbekdmpfungsmafnahmen an-
ordnet und die Durchfilhrung der Pflanzen-
schutzgesetze und die Magistratskundmachung,
betreffend die Winterspritzung der Obstgehdlze,
iiberwacht und iiber die offiziell anerkannten
S%I;itzmjttel und deren Verwendung Auskunft
gibt. :

Der Befall von Kartoffelkrebs, Weien Biren-
spinner und Borkenké&fer ist anzeigepflichtig und
es sind solche Fille der Magistratsabteilung 42
— Stadtgartenamt, amtlicher Pflanzenschutz-
dienst, Wien III, Am Heumarkt 2b, Tel. 7221 71,
unverziiglich telephonisch oder schriftlich anzu-
zeigen.




Ing. Raimund Niedermeyer

Kulturtechnik, Sportanlagenbau
Garten- und Landschaftsgestaltung

WIEN X1V, Zichygasse 13a — Jakschgasse — Telephon 82 13 72

W.RICHTER

Gartengestaltung und Sportplatzbau
Gneisplatten
Mauersteine aus eigenen Steinbriichen

o5 g

—

Robert und Walter Ziegler

Samenzuchf-Samengrofhandlung
Grassamen, Blumenzwiebeln

Abner’s Motor-Rasenmaher
Perrot-Regenanlagen

Konzessionierte Kesselschmiede

WIEN I, BORSEPLATZ 6
Telephon 63-00-203

B 5/76

Pflanzenschutzartikel = J
WIEN X1, SIMMERINGER HAUPTSTR. 11 FRAN 77/
721595 .- IMMER
WIEN 1V, RECHTE WIENZEILE 1
437155 Gartenwerkzeuge g
WIEN V, REINPRECHTSDORFER STR. 6 Wien VI, Gumpendorfer Strafje 16 &
570160 Tel. 57 35 61 g
D 18/76 S
Silotransport
Siebenhirten
Transport losen Zements ab 5 Tonnen
Transport von Stahlblechsilos
Betrieb:
Wien XIV, Zichygasse 6
Tel. 822195
D 53/76 D 169/76
Instandsetzun d Rohrleit b ;
standse gen un o eltungen
! damen., ;mtpﬂaum
j %o liefert in bester Qualifat
KLENGANSTALT —
3 - BAUMSCHULE

Wien Il, Obere Augartenstraffe 18
Telephon 35 4103

Preisliste auf Verlangen

ULE nd

S c H I F F & S T E R N GES.M.B. H. APPARATEBAU FUR WARMEWIRTSCHAFT

WIEN IIL, UNTERE DONAUSTRASSE 41
TELEPHON 56 86 56

“{uuarrei;ﬁgunq, Warmwmerbareitunq, Zentralheizungskessel, Druck-
Erzeugungsprogramm: minderer, Fliissigkeitsfdrderer, Wérmeaustauscher, Dampfspeicher, Hoch-
druckkessel, Speisewasser-Entg lagen, D 1-R hge

TELEGRAMM-ADRESSE : SCHIFFSTERN WIEN

gen, PP

9£/SS BPS

oy
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Musterschutz

Was ist Gegenstand des Musterschutzes?

Die HuBere Form eines Erzeugnisses. Die
Farbe, das Material und die GroBe ist ohne Be-
deutung.

Wie wird der Musterschutz erworben?

Durch Hinterlegung des Musters in zwei
Stiicken bei der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft, in deren Bezirk der Hinterleger
seinen Wohnsitz oder seine Niederlassung hat.

Wie lange gilt der Musterschutz?
Drei Jahre nach Hinterlegung des Musters.

Welche Rechte ergeben sich aus dem
Musterschutz?

Der Musterinhaber ist ausschlieflich berech-
tigt, Waren nach dem Muster anzufertigen und
in den Verkehr zu bringen.

Sind Mustereingriffe verfolgbar?

Jeder Eingriff in das Musterrecht durch Nach-
bildung des Musters oder durch Verschleil der
nachgebildeten Waren begriindet fiir den Muster-
inhaber das Recht, auf Einstellung des Muster-
eingriffes und Unbrauchbarmachung der zur
Nachbildung vorzugsweise dienlichen Werkzeuge

und Hilfsmittel zu dringen. Der Antrag ist bei der
MADbt. 63, 1., Rathausstrafie 9, einzubringen.

Wurde der Eingriff wissentlich begangen, kann
der Schuldige mit Geld oder Arrest bestraft
werden, doch findet die Strafverfolgung nur
statt, wenn der Verletzte binnen sechs Wochen
von dem Zeitpunkt an, in dem er von der Uber-
tretung und der Person des Téters Kenntnis
erlangt hat, einen Strafantrag bei der zustin-
digen Bezirksverwaltungsbehérde (in Wien beim
Magistratischen Bezirksamt) stellt. Schaden-
ersatzanspriiche sind bei den Gerichten geltend
zu machen.

Kann das Musterrecht aberkannt werden?

Ein Muster kann iiber Antrag von der Be-
zirksverwaltungsbehérde fiir nichtig erklart wer-
den, wenn bewiesen wird:

a) daB nach dem Muster verfertigte Erzeug-
nisse schon vor der Hinterlegung des Mu-
sters im In- oder Ausland im Verkehr
waren;

b) daBl das Muster schon friither in einem ver-
offentlichten Druckwerk erschienen ist;

c¢) dal das Muster schon frither auf den Na-
men eines anderen im Inlande registriert
worden ist; c :

d) daB der Hinterleger das Muster widerrecht-
lich an sich gebracht hat.

Gueten, Seile, Spagate,Ecntebindegacn sowie simtliche Seilerwacen, Hinfe w. Dichtsteicke, Schawmastolfe

LUDWIG LOTTERANER

Wien 1, Wecdectorgasse 4, Telephon 63 55 10

D 102/76
»INK U«
AuBen- und Bi thand

KURT SMOLKA
Spezialhaus fiir moderne
Bodenbelltge
Zentralbiiro und Lager:
19., Nufidorferplatz 8, Telephon 36 44 50
FERNSCHREIBER 26 61

Verkaufsbiiro :

LINZ, Promenade 28, Telephon 24118
SALZBURG, Linzer Gasse 22-24, Telephon 71711
ELAGENFURT, Villacher StraBe 1, Telephon 48 48
GRAZ, Sporgasse §1, Telephon 87118
INNSBRUCK, Siidtiroler Platz 14-16, Telephon 49 11
FELDKIRCH, Lichtensteiner Str. 39, Tel. 20648

94T 8

Friedrich Schmidl

Erzeugung der F.S. G.Babywindel

Graz, Paulustorgasse 3
Tel. 83 347

UWG

Pottendorfer $pinnereiund Felixdorfer Weberei AG

Spinnerei: Garne und Zwirne aus Baumwolle und Zellwolle, roh, gekimmt und gasiert
Weberei: Webwaren verschiedenster Art aus Baumwolle, Zellwolle und Kunstseide,
roh, gebleicht und buntgewebt — ,.Sanfor

ZENTRALBURO: WIEN IX, TENDLERGASSE 16,

Tel. 33 86 01, Fernschr. TW 1495
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Der
‘Mauerfeuchti
ein Ende!

Geben Sie aber der

J 0 SKA - Maueratmungsrihre,

welche den zum Patent angemeldeten,
bnehmb At kopf besitzt, den

Vorzug

Wnverbindliche Beratung durch:
JOSKA-Gebdudeschutz
Joseph Kainz Ges.m.b.H.
R1E D im Innkreis,
Kirchenplaiz 24

e
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Bau- und Wohnungswesen

Baubewilligung fiir einen Neubau

Voraussetzung fiir jede Baufiihrung (Neu-, Zu-
oder Umbauten) ist die Erteilung der Bau-
bewilligung durch den Wiener Magistrat.

Fiir das Gebiet innerhalb der Gemeindegrenze
von Wien ist vom Gemeinderat ein Flichen-
widmungs- und Bebauungsplan genehmigt, der
in den R&Aumen der Magistratsabteilung 18,
Stadtregulierung, zur offentlichen Einsicht auf-
liegt.

Nach diesem Plan ist das Gebiet von Wien,
soweit es vom Flédchenwidmungs- und Bebau-
ungsplan erfafit ist, widmungsméBig in vier
Kategorien eingeteilt, und zwar:

1. Griinland (landliche Gebiete, Kleingarten-
gebiete, Sportplitze, Erholungsgebiete,
Schutzgebiete, Friedhtfe usw.).

2. Verkehrsbinder (Hauptverkehrsstrafien,
Hafenstraflen, Eisenbahnen, Flugplédtze usw.).

3. Bauland (Wohngebiete, gemischte Bau-
gebiete, Industriegebiete, Lagerpldtze und
Léndefléchen).

4. Sondergebiete (Ausstellungsgeliinde, fiir
Kldr- und Rickstauanlagen bestimmte

Flichen und &hnliche, nicht unter eine
andere Widmung fallende Flichen).

Anfrage an die Stadiregulierung

Es empfiehlt sich also, vor Abschlufl eines
Grundkaufes zwecks Ausarbeitung eines Bau-
projektes, Grundabteilungs-(Parzellierungs-)vor-
habens, Sand- und Schottergewinnungsvorha-
bens etc. bei der Magistratsabteilung 18, Stadt-
regulierung, Wien I, Rathaus, Stiege 5, II. Stock,
Tiir 401, nachzufragen, ob und in welcher Art
(Bauklasse, Bauweise, StraBenbreiten, Straflen-
hoéhen, Ausbeutungstiefe) das geplante Vorhaben
realisierbar ist.

Die Magistratsabteilung 18, Stadtregulierung,
kann in Fillen, in denen der Stadtplan aus
fritherer Zeit durch die Entwicklung des Ver-
kehrswesens oder durch neuzeitige Erkenntnisse
stidtebaulicher Natur als iiberholt angesehen
wird, Antridge zur Abdnderung und Ergénzung
des Fliachenwidmungs- und Bebauungsplanes an
den Gemeinderat bzw. den =zustindigen Ge-
meinderatsausschull stellen.

Zur Ermdéglichung ungestorter Planungen ein-
zelner Stadtgebiete kann die Magistratsabtei-
lung 18 fiir diese eine mit zwei Jahren befristete
Bausperre beantragen, deren Giiltigkeitsdauer
zweimal auf je ein Jahr verldngert werden kann.

Wurde seitens der Magistratsabteilung 18 fest-
gestellt, daB das Vorhaben ohne vorhergehende
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Anderungen im Rahmen der vorgeschriebenen
Bestimmungen moglich erscheint, so kénnen dem
Bau- oder Abteilungswerber auf Ansuchen von
der Bau-, Feuer- und Gewerbepolizei — Ma-
gistratsabteilung 36 (Bezirke I bis IX und XX)
oder von der Magistratsabteilung 37 (alle iibri-
gen Bezirke), beide Wien XVII, Kalvarienberg-
gasse 33, die Fluchtlinien und die Hohenlagen der
Verkehrsfldchen bekanntgegeben werden.

Nach Erhalt der Fluchtlinienbekanntgabe kann
der Bau- oder Abteilungswerber unter Anschlufl
dieses Bescheides wieder bei der Magistrats-
abteilung 36 oder Magistratsabteilung 37 (AuBen-
stellen) das Ansuchen um die Baubewilligung
stellen. Ansuchen um Grundabteilung sind an
die Magistratsabteilung 64, Wien XVII, Kal-
varienberggasse 33, zu richten.

Bauberatung und Bauverhandlung

Die Baupolizei setzt nach Priifung des Pro-
jektes im Hinblick auf die Einhaltung der bau-
behdérdlichen Vorschriften und nach Vorliegen
einer Stellungnahme der Bauberatung (Ma-
gistratsabteilung 19, Architektur und Stadtbild-
pflege, siehe auch: ,Was ist bei der Gestaltung
von Geb&uden, Geschiftsportalen und Reklame-
anlagen besonders zu beachten?“) die Bauver-
handlung fest. Fiir die Erteilung der Baubewilli-
gung sind die Bestimmungen der Bauordnung fiir
Wien mafBigebend. Dem Ansuchen um Baubewilli-
gung sind von einem befugten Baufiihrer (Zivil-
ingenieur, Baumeister), dem Parzellierungsansu-
chen von einem behérdlich autorisierten Zivil-
geometer oder vom Vermessungsamt unterfer-
tigte Pléne (in dreifacher Ausfertigung fiir Bau-
ansuchen, in sechsfacher Ausfertigung fiir
Grundabteilungen) mit allen Beilagen (Grund-
buchsauszug, Baubeschreibung, Flichenberech-
nungstabellen usw.) sowie die schriftliche Zu-
stimmung des Grundeigentlimers beizufiigen.

Dem Gesuch um Baubewilligung sind die Bau-
pline im MaBstab 1:100 (dreifach), ein Grund-
buchsauszug und der amtliche Fluchtlinienplan
anzuschliefen.

Die Baubewilligung wird nur in Form eines
schriftlichen Bescheides (Baubewilligungs-
bescheid) und niemals miindlich erteilt und ist
erst dann rechtskrdftig, wenn innerhalb wvon
zwei Wochen nach Zustellung keine Berufung
eingebracht oder wenn diese abgewiesen wird.

Vor Rechtskraft der Baubewilligung darf
mit dem Bau nicht begonnen werden, selbst
wenn die Bauverhandlung an-
standslos verlaufen ist.

»Wildes“ Bauen wird bestraft

Ohne Baubewilligung erstellte Baufilhrungen
gelten nach den Bestimmungen der Bauordnung
fiir Wien als nicht vorhanden, ihre Abtragung
kann angeordnet und auch zwangsweise von der
Behorde durchgefithrt werden; es besteht kei-
nerlei rechtlicher Anspruch auf Beriicksichtigung
bei weiteren Planungen, Eintragungen in das
Grundbuch usw.

Bei Ansuchen um Gewidhrung eines Kredites
aus den Mitteln des Wiederaufbaufonds ist eine
vorhergehende Baugenehmigung des Wiener
Magistrates Voraussetzung.
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Grundstiicke im Wald- und Wiesengiirtel

Im Interesse der gesamten Bevilkerung mulB
der Wald- und Wiesengiirtel als wichtigstes Er-
holungsgebiet unversehrt erhalten bleiben. Bau-
fihrungen und Parzellierungen fiir Kleingarten-
zwecke im Wald- und Wiesengiirtel sind daher
grundsétzlich verboten. Gegen Zuwiderhandelnde
wird unnachsichtig eingeschritten.

Kann der fertige Bau sofort beniitzt
werden?

Neu-, Zu- oder Umbauten diirfen vor Ertei-
lung der Bentitzungsbewilligung nicht
in Gebrauch genommen werden.

Das Ansuchen um Beniitzungsbewilligung
ist ebenfalls beider Baubeh 6 rd e (Magistrats-
abteilung 36 bzw. 37 — AuBenstellen) nach
Fertigstellung einzubringen.

Der hieriiber auf Grund eines Augenscheines
ausgestellte Bescheid (Beniitzungsbewilligung)
iiber die ordnungsgemifBe Ausfilhrung sowie
ebenso iiber den gesundheitlichen, feuer- und
sicherheitspolizeilichen Zustand ist fiir den zu-
kiinftigen Eigentiimer (Beniitzer) in vieler Be-
ziehung wichtig.

Erhilt er doch mit diesem Bescheid erst die
rechtliche Basis fiir die Beniitzung der Wohnung,
des Hauses und des weiteren zum Abschlu3 von
Mietvertrigen, Versicherungen, Aufnahme von
Darlehen, Steuererleichterungen ete.

Es ist eben auch bei einem Haus in gar man-
chen Fillen wichtig, die Bescheide iiber die Bau-
bewilligung und Beniitzungsbewilligung (gleich-
sam als ,Personaldokumente®) zur Verfiigung
zu haben.

Was ist bei der Gestaltung von Gebiiuden,
Geschiftsportalen und Reklameanlagen be-
sonders zu beachten?

DafBl durch sie das gegebene oder das mit dem
Aufbauplan beabsichtigte &rtliche Stadt- oder
Landschaftsbild nicht gestért oder verunstaltet
wird. Auch Geschiifts- und Firmenschilder,
Werbezeichen, ferner Feuermauer- und Licht-
reklamen miissen so beschaffen sein; auBierdem
darf durch sie der Verkehr nicht behindert, die
Sicherheit nicht gefihrdet und die Bewohner
des betreffenden Gebidudes oder der benach-
barten H&user nicht in unzuldssiger Weise hie-
durch belédstigt werden.

Zur Beurteilung solcher Vorhaben ist die
MADt. 19 — Architektur und Stadtbildpflege zu-
stdndig. Es erscheint daher im gegebenen Fall
angezeigt, den Vorentwurf, noch bevor weitere
Schritte unternommen werden, von der Ma-
gistratsabteilung 19, Wien I, Rathaus, 5. Stiege,
II. Stock, Tiir 407, vom Gesichtspunkt der Stadt-
bildpflege kostenlos begutachten zu lassen.

Baupliine

Wo liegen die Baupline bestehender oder be-
reits abgetragener Gebiude zur Einsicht auf?

In der Magistratsabteilung 20, Wien I,
Rathaus, Halbstock, Tiir 216, liegen die Bauein-




lagen der Bezirke I bis IX und XX; die Bau-
einlagen der iibrigen Bezirke liegen in den
AuBenstellen der Magistratsabteilung 37.

Sind die Baupline allgemein zuginglich?

Nein, nur der Hausbesitzer (Hausverwalter)
oder ein von ihm Bevollméchtigter hat das Recht
zur Einsichtnahme bzw. Kopierung.

Welche Gebiihr ist fiir die Einsichtnahme zu
entrichten?

Das Ansuchen um die Bewilligung der Ein-
sichtnahme ist mit S 6.— zu stempeln, die Ver-
waltungsabgabe betrigt S 5.—. Insgesamt sind
also 8 11.— zu entrichten.

Wie hoch ist die Gebiihr fiir das Recht, eine
Plankopie anfertigen zu diirfen?

AuBler dem Bundesstempel von S 6.— ist eine
Verwaltungsabgabe von S 40.— zu entrichten,
insgesamt also S 46.—.

Worin besteht der Unterschied zwischen Ein-
sichtnahme und Kopierung?

Bei einer Einsichtnahme diirfen lediglich No-
tizen aus den in der Baueinlage befindlichen
Bescheiden gemacht und unma@Bstébliche Strich-
skizzen der Baupline angefertigt werden; das
Merkmal der Kopierung ist, wenn ein Plan oder
auch nur ein Teil eines Planes nach Auflegen
eines transparenten Papieres nachgezeichnet
oder wenn eine Photokopie bestellt wird.

Was kostet die Anfertigung einer Photokopie?

Fiir eine Kopie im Format A 4 (210,297 mm)
werden S 6.— (Negativ und Positiv je S 3.—)
berechnet. Grofere Pline werden als Vielfaches
des Normformates A 4 ausgewertet. Die Verwal-
tungsabgabe von S 40.— und der 6-Schilling-
Bundesstempel sind auch in diesem Falle zu
entrichten.

Wann sind die Gebiihren fillig?

Simtliche Gebiihren sind im vorhinein zu ent-
richten; auch die Kosten fiir die Anfertigung
von Photokopien.

Generalstadtplan und Behelfskarte
von Wien

Der Generalstadtplan ist ein von der Stadt-
vermessung evident gehaltener Plan im Mafstab
1:2.500, der die vom Gemeinderat beschlossenen
Regulierungen enthilt. Vom Wiener Stadtgebiet
existieren 157 Blétter, die zum Stiickpreis von
20.— S in der Magistratsabteilung 20 — Plan-
und Schriftenkammer, Wien I, Rathaus, Halb-
stock, Tiir 216, an Interessenten abgegeben wer-
den.

Die Behelfskarte ist eine Darstellung der Ver-
hiltnisse in der Natur (Situation) und vornehm-
lich fiir Planungsarbeiten geeignet. Die Behelfs-
karte wurde in den MaBstiben 1 :10.000 (23 Blit-
ter) und 1:5.000 (90 Blétter) aufgelegt. Sie kann
ebenfalls in der Plan- und Schriftenkammer zum
Blattpreis von 12— S erworben werden.

Welche Moglichkeit fiir eine Forderung
des Baues von Eigenheimen gibt es und
wie ist eine solche zu erreichen?

Wohnbauforderung 1954

Es werden nur Wohnungen bis hdchstens
130 m? Wohnfliche gefordert. In allen Féllen wird
unbedingt vorausgesetzt, daB der Werber selbst -
mindestens 10% der Gesamtbaukosten durch
Eigenmittel, sei es Bargeld, Baumaterial usw.,
aufbringt. Das Bauvorhaben kann durch ein
Darlehen, welches maximal S 135.000.— pro Woh-
nung betrdgt, je nach der WohnungsgréBe und
Kinderanzahl, 70 oder 40 Jahre lduft und mit
1% j#hrlich zu verzinsen ist, gefordert werden.
Grundsiitzlich ist zu beachten, daB der Planung
nach dem Gesetz eine einfache, die groBte Spar-
samkeit gewihrleistete Ausstattung zugrunde zu
legen ist.

Bei der Einreichung ist auf folgendes zu ach-
ten: Schon vorher ist bei der Baubehidrde die
Genehmigung des Bauvorhabens zu erwirken;
dann ist mit Hilfe der amtlichen Drucksorten fir
die Wohnbauftrderung (Antrags-Drucksorte, Bei~
lagenverzeichnis, Baubeschreibung usw.), die im
Drucksortenverlag der Stadthauptkasse, I., Rat-
haus, Hochparterre, Tiir 103, erhéltlich sind,
einzureichen. Der nach dem Leistungsverzeichnis
ordnungsgemiB belegte Antrag des Forderungs-
werbers, der librigens von den Stempelgebiihren
gemiB § 36 des Wohnbauférderungsgesetzes be-
freit ist, ist sodann bei der Magistratsabteilung 5
— Finanzwirtschaft, I., Rathaus, 4. Stiege,
2. Stock, einzureichen. Der Antragsteller kann
schon beim Ausfiillen der Antragsdrucksorten im
Abschnitt IV derselben erkennen, welche Zah-
lungsverpflichtungen er nach Genehmigung des
Darlehens {ibernehmen muB.

Was ist bei Vorliegen von Baugebrechen
zu tun, welche eine Gefihrdung von Be-
wohnern oder Voriibergehenden bedeuten?

Bei Auftreten eines Baugebrechens, das offen-
bar eine Gefahr fiir Hausbewohner oder Vor-
iibergehende bedeutet, soll zuniichst der Haus-
eigentiimer oder der von diesem bevollmichtigte
Hausverwalter in Kenntnis gesetzt werden. Wird
von diesem das Erforderliche nicht oder nicht
zeitgerecht veranlaBt, muB das Gebrechen bei
der zustindigen Abteilung der Baupolizei an-
gezeigt werden. Dies ist fiir die Bezirke I bis IX
und XX die Magistratsabteilung 36 in Wien
XVII, Kalvarienberggasse 33, fiir die Bezirke
X bis XIX und XXI bis XXIII die Magistrats-
abteilung 37, deren Zentrale sich ebenfalls XVIL,
Kalvarienberggasse 33, befindet. Letztere besitzt
aber an den Dienstsitzen der Magistratischen
Bezirksimter AuBenstellen, an welche zweck-
maéBigerweise die Anzeigen unmittelbar gerichtet
werden sollen.

Bei plétzlichem Eintritt der Gefahr und wenn
die Durchfiihrung von SicherungsmaBnahmen
keinen Aufschub duldet (auch am Wochenende
oder zur Nachtzeit), ist die Anzeige beim Be-
reitschaftsingenieur des Stadtbauamtes (Wien I,
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Am Hof 10, Tel. 45 16 01, Klappe 2941, oder Tele-
phon 63 66 71, Klappe 377) zu erstatten, der alles
zur Beseitigung der akuten Gefahr Erforder-
liche durch die Feuerwehr oder einen befugten
Gewerbetreibenden oder, wenn das nicht aus-
reichen wiirde, die' Rdumung der gefihrdeten
Riume bzw. die Absperrung gefihrdeter Ver-
kehrsflichen veranlaft, im {ibrigen aber die not-
wendige Meldung an die zustindige Baupolizei-
abteilung leitet. Diese trifft sodann die erforder-
lichen MaBnahmen: Sie erliBt die entsprechend
befristeten Bauauftrége an die Hausinhabungen
zur Behebung der Gebrechen und ordnet bei
Nichterfiillung die Vollstreckung an. In dring-
lichen Fillen wird die Schadensbehebung durch
eine ,notstandspolizeiliche MaBnahme® verfiigt.
Bei Ersatzvornahmen und notstandspolizeilichen
MafBnahmen werden vom Magistrat (Magistrats-
abteilung 25) die erforderlichen Baumeister- und
Professionistenarbeiten auf Kosten und Gefahr
des verpflichteten Hauseigentiimers veranlafBt.

Wie kann die Instandsetzung eines Wohn-
hauses oder wichtiger baulicher Woh-
nungsbestandteile erreicht werden?

a) Das Wohnhaus hat einen bedeutenden Kriegs-
schaden erlitten.

Ein ,bedeutender® Kriegsschaden im Sinne des
Wohnhauswiederaufbaugesetzes liegt dann vor,
wenn die Kosten der Behebung dieses Schadens
den nach dem Mietengesetz zulissigen Haupt-
mietzins von 5 Jahren oder den fiinffachen Jah-
resbruttomietzins im Zeitpunkt der Kriegsein-
wirkung iibersteigen. Hiebei sind die tatsich-
lichen oder voraussichtlichen Kosten der Kriegs-
schadensbehebung im Zeitpunkt der Wiederher-
stellung dem Mietzins jener Mietobjekte gegen-
liberzustellen, die bis zum Eintritt des Schadens
vorhanden waren. Eine weitere Voraussetzung
fiir die Darlehensgewiihrung ist es, daf minde-
stens 50% der vorhandenen Nutzfliche des Ge-
samtobjektes Wohnungen dient.

In diesem Fall kann fiir die Behebung der
Kriegsschiiden um ein unverzinsliches Darlehen
aus dem Wohnhaus-Wiederaufbaufonds in der
vollen Héhe der Wiederherstellungskosten ange-
sucht werden. Dieses wird mit einer Riickzah-
lungsdauer von 10 bis 15 Jahren gewihrt, wenn
die Kosten der Schadensbehebung zwischen dem
fiinf- bis zwolffachen Hauptmietzins oder Jahres-
bruttomietzins (sieche Absatz 1) liegen. Liegen die
Kosten hoher, betrigt die Riickzahlungsdauer
75 Jahre. Ein Rechtsanspruch auf diese ,Fonds-
hilfe“ besteht nicht.

Um Fondshilfe kann nur der Eigentiimer des
beschidigten oder zerstorten Wohnhauses selbst
ansuchen. Uber die bei der Einreichung zu be-
achtenden F'érmlichkeiten gibt ein eigenes Merk-
blatt AufschluBB, welches ebenso wie die erfor-
derlichen amtlichen Drucksorten bei der Staats-
druckerei erhiltlich ist. Die an das Bundes-
ministerium fiir Handel und Wiederaufbau zu
richtenden Ansuchen um Fondshilfe sind in Wien
bei der vom Landeshauptmann bestimmten
Dienststelle (Magistratsabteilung 25, Wien XVII,
Kalvarienberggasse 33) einzureichen.
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Im Hinblick auf die beschriinkten Fondsmittel
und die groBe Zahl der bereits eingereichten, noch
unerledigten Ansuchen kann fiir neu eingereichte
Ansuchen um Mittel zur Errichtung von Neubau-
ten nach Totalschiden mit einer Genehmigung
erst nach mehreren Jahren gerechnet werden.

Es besteht keine unmittelbare Handhabe, den
Eigentiimer zur Einreichung eines Fondsan-
suchens zu verhalten, doch besteht fiir ihn gemifl
den Bestimmungen der Bauordnung die Ver-
pflichtung zur Herstellung des konsensméfBigen
Zustandes, also zur Behebung des Kriegsscha-
dens. Die Moglichkeit, die Behebung der Schiden
gemdlB Artikel II der Bauordnungsnovelle 1956
zu stunden, ist mit 31. Dezember 1960 erloschen.

Die Mittel aus dem Wiederaufbaufonds wer-
den nur zur Behebung der Kriegsschiden zuge-
teilt. Fir die Behebung der Zeitschiden am
kriegsbeschidigten Objekt gelten die Bestim-
mungen des Mietengesetzes.

b) Das Wohnhaus hat keinen bedeutenden
Kriegsschaden erlitten. Die vorhandenen
Schiiden sind als sogenannte ,,Zeitschiden* zu
betrachten.

Soweit Wohnhduser bzw. Wohnungen hinsicht-
lich der Mietzinsbildung dem Mietengesetz un-
terliegen, finden fiir die Kriegsschdden, welche
nicht — wie unter a) ausgefiihrt — als bedeu-
tend anzusehen sind und fiir welche daher
Fondshilfe nicht gewiihrt wird, ebenso wie fiir
Zeitschéiden, die einschligigen Bestimmungen
des Mietengesetzes Anwendung.

Nach § 6 des Mietengesetzes hat der Vermie-
ter ,die Auslagen fiir die ordnungsméfBige Er-
haltung® sowie ,allféllige Verbesserungen®, die
im Gesetz ndher bezeichnet sind, zu bestreiten.
Wenn die unbedingt notwendigen Er-
haltungsauslagen die von den Mietern zu ent-
richtenden Hauptmietzinse libersteigen, kann der
Vermieter oder mindestens ein Drittel der Mie-
ter oder auch die Gemeinde gemiB § 7 des Mie-
tengesetzes eine Erhéhung der Hauptmietzinse
um den Fehlbetrag bei der Schlichtungsstelle
des zustdndigen Magistratischen Bezirksamtes
beantragen. Die Erhéhung des Hauptmietzinses
ist unter Beriicksichtigung der {fiinfjihrigen
Zinsreserve und eines angemessenen Zeit-
raumes, hochstens jedoch 10 Jahre, fiir ‘die
Deckung der Instandsetzungskosten zu bemes-
sen. Wenn eine Partei sich mit der Entscheidung
der Schlichtungsstelle nicht zufrieden gibt oder
wenn das Verfahren vor dieser nicht binnen
4 Wochen zum AbschluB gebracht ist, kann das
zustdndige Bezirksgericht zur Entscheidung an-
gerufen werden. Vor Entscheidung iiber den
Antrag ist die Stellungnahme der fiir Bauange-
legenheiten zustindigen Stelle (Magistratsabtei-
lung 25) tiber die unbedingte Notwendigkeit der
Herstellung, iiber ihre Bestanddauer und iiber
das Vorliegen von Kriegsschiiden einzuholen.

Wenn der Vermieter es unterliBt, Arbeiten
vorzunehmen, die der ordnungsmiBigen Erhal-
tung oder auch der Verbesserung dienen, ob-
wohl der Hauptmietzins dafiir Deckung bietet,
gibt der § 8 des Mietengesetzes jedém Mieter
die Mbglichkeit, bei der Schlichtungsstelle bzw:.,
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falls dort keine Einigung erzielt wird, beim Be-
zirksgericht zu begehren, daBl der Vermieter zur
Vornahme dieser Arbeiten verhalten werde.

Wie tausche ich meine Wohnung?

Mit 30. Juni 1958 sind die Bestimmungen des
Bundesgesetzes vom 3. Dezember 1956, BGBI.
Nr. 225 (Neuvermietungsgesetz), mit Ausnahme
der Bestimmungen, dall gesetzwidrig entgegen-
genommene Ablosebetrdge innerhalb von 3 Jah-
ren zuriickgefordert werden koénnen, und der
Sonderbestimmungen fiir Wohnungen, die mit
Hilfe des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds wieder-
hergestellt werden, aufler Kraft getreten.

Nach der derzeitigen Rechtslage ist bei Durch-
flihrung eines Wohnungstausches nur ein nach
den Bestimmungen des Allgemeinen Biirgerlichen
Gesetzbuches zulédssiger Tauschvertrag, der nur
mit Zustimmung der Hauseigentiimer (deren
Bevollmichtigte) abgeschlossen werden  kann,
erforderlich, jedoch keinerlei Anzeige an die Ge-
meinde.

Wie finde ich einen Tauschpariner?

Fiir alle jene Parteien, die aus irgendeinem
Grund ihre Wohnung zu tauschen wiinschen und
noch keinen Tauschpartner haben, gibt die Stadt
Wien als Beiblatt zum ,Amtsblatt der Stadt
Wien“ den ,Amtlichen Wohnungstauschanzeiger®
heraus, der das Auffinden geeigneter Partner
ermoglicht.

Die Einrichtung des ,Amtlichen Wohnungs-
tauschanzeigers“, der sich seit Jahren bei der
Bevilkerung bestens bewidhrt hat, bietet hiezu
die aussichtsreichsten Moglichkeiten. Jeder Inter-
essent erwirbt schon durch eine einzige Einschal-
tung Anspruch auf dreimalige Aufnahme seines
Angebotes im Abstand von 6 Wochen, also ins-
gesamt wihrend eines Zeitraumes von 4% Mo-
naten, flir einen Einheitsbetrag von S 31.90.
Hiezu kommt noch die Zusendung der drei auf-
einanderfolgenden Nummern des ,Amtlichen
Wohnungstauschanzeigers®. Das Tauschangebot
ist daher nicht auf eine einzige Einschaltung be-
schrinkt und es kdnnen innerhalb jener langen
Zeitspanne mehrere Tauschwohnungen ausfindig
gemacht werden. Auch kann der Bezieher des
»Amtlichen Wohnungstauschanzeigers* alle Mog-
lichkeiten in Erwigung ziehen, die sich ihm
bieten, wie zum Beispiel: Tausch von einer Woh-
nung auf 2 Kleinwohnungen und umgekehrt —
Dienstwohnungen, Eigentumswohnungen, Woh-
nungen in Siedlungshéusern und in den Bundes-
lindern, Ringtausch, bei dem also mehrere
Wohnungsinhaber untereinander tauschen usw.

Viele Tauschwerber sind der irrigen Meinung,
dall eine Einschaltung erfolglos bleiben muB, da
doch nach ihrer Ansicht alle Bewerber, die im
Tauschanzeiger aufscheinen, eine griéBere oder
bessere Wohnung haben wollen. Tatsache ist,
daBl in den meisten Fillen jene Tauschwerber,
die eine kleinere Wohnung anstreben, meistens
dltere Leute, den Betrag von S 25— fiir die Ein-
schaltung nicht oder nur sehr schwer aufbringen
kénnen oder Angst vor dem Zulauf der Tausch-
lustigen haben, die auf Grund des Tauschange-
botes die Wohnung besichtigen wollen. Sie las-
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sen daher ihre Tauschabsicht nicht im Tausch-
anzeiger verdffentlichen und beschrinken sich
darauf, nur die Zeitung zu kaufen, um sich so
die Wohnung auszuwihlen, die sie anstreben.
Dasselbe trifft beim Tausch Privatwohnungen—
Hauswartwohnungen zu.

Fiir jeden, der eine Verbesserung seiner
Wohnverhiltnisse herbeifiihren will, erscheint
eine Einschaltung im ,Amtlichen Wohnungs-
tauschanzeiger® iiberaus zweckmifBig, um allen
Interessentenkreisen bekanntzuwerden und auf
diese Weise zu einer rascheren Lésung seines
Wohnungsproblems zu gelangen.

Durch die Einschaltung in den ,Amtlichen
Wohnungstauschanzeiger* bietet die Gemeinde
allen Tauschwerbern die Moglichkeit, mit ge-
ringem Zeit- und Geldaufwand zu einer zufrie-
denstellenden Losung ihrer Wohnungsfrage zu
gelangen.

Wie soll eine Tauschanzeige beschaffen
sein?

Der , Amtliche Wohnungstauschanzeiger® ent-
hilt Tauschwerber, die innerhalb von Wien,

aber auch von Wien in die Bundeslinder und
umgekehrt, tauschen wollen.

Die Einschaltungen sind nach den einzelnen
Bezirken {ibersichtlich nach WohnungsgréBen
geordnet und werden dariiber hinaus nach
»Hauswartwohnungen®, ,Tauschangebote aus
den Bundesléindern nach Wien*“ und solche ,in
die Bundesléinder” getrennt gefiihrt.

In der linken Rubrik wird die vorhandene
Wohnung angefiihrt. Das wichtigste Gebot bei
der Einschaltung ist die wahrheitsgetreue An-
gabe aller Tatsachen, die das vorhandene
Tauschobjekt betreffen. Der Interessent soll
sich auf Grund des Tauschangebotes bereits ein
ungefiihres Bild {iber Zustand, GréBe und Be-
schaffenheit der angezeigten Tauschwohnung
machen konnen. Es wird dadurch vermieden,
daf3 die Tauschwerber unnétig Zeit und Fahrt-
spesen fiir die Besichtigung der Tauschwohnung
vergeuden, wenn schon aus der Annonce so viel
ersichtlich wird, daf der Leser entscheiden
kann, ob eine genaue Erkundigung und Besich-
tigung der Tauschwohnung iiberhaupt auf
Grund der eigenen Wiinsche in Frage kommt.
Entspricht die angekiindigte Wohnung den Vor-
stellungen des Interessenten, so soll dieser auf
einfachste Art mit dem Tauschwerber in Ver-
bindung treten kénnen. Postlagernde Zuschrif-
ten und die Moglichkeit einer Besichtigung
nach schriftlicher Verstindigung soll daher
nur in jenen Fillen angewendet werden, wo
wirklich zwingende Notwendigkeiten eine solche
verzogernde Fiihlungnahme rechtfertigen. Das
wird beispielsweise dann der Fall sein, wenn der
Hauptmieter infolge seiner unregelmiBigen Be-
rufsausiibung nicht angeben kann, wann er in
seiner Wohnung anzutreffen ist.

Die Tauschanzeige soll daher auBer dem Na-
men und der Anschrift des Hauptmieters noch
folgende Hinweise enthalten:

1. Grifle der Tauschwohnung.

2. Angabe der Nebenrdume:




Zum Beispiel Vorzimmer, Badezimmer, Bade-
nische, Speis, Kammer, Abstellraum, Erker, Bal-
kon usw.

3. Lage der Tauschwohnung:
Gassenseitig, kein Gegeniiber, freie Aussicht und
Bezeichnung des Stockwerkes.

4. Beschaffenheit der Tauschwohnung:
Parkettboden, gekachelte Kochnische, Terrazzo-
boden, Wasser und Klosett innen, Warmwasser-
speicher, Telephonanschluf, Kachelofen, elektri-
scher Herd usw.

5. Gemeindebau, Gemeindealtbau, Gemeinde-
siedlung?

Wenn keine derartigen Angaben, so handelt es
sich um ein Privathaus.

6. Besichtigungsmoglichkeit:

Angabe der Besichtigungszeit, telephonische
Verstindigung, schriftliche Verstindigung, post-
lagernde Zuschriften.

7. Angabe des Gesamtizinses:

Um sich iiber die finanzielle Frage der Zins-
leistung ein richtiges Bild machen zu kénnen,
soll nicht der Grundzins, sondern die Gesamt-
leistung angegeben werden, das ist Grundzins
-} offentliche Abgaben -} Betriebskosten. Das
Reinigungsgeld ist in diesen Betrag nicht ein-
zurechnen.

8. Sonstige Angaben:

Nur wenn sie mit der Wohnung in sinngeméaBer
Verbindung stehen, z. B. Siedlungshaus mit
Obstgarten, 200 m® Zentralwaschkiiche, Bad
im Haus, Nihe Westbahnhof, N&he Schin-
brunn usw. ...

Alle anderen Einschaltungswiinsche, die nicht
mit der Deklaration der Wohnung in Einklang
stehen, wie insbesondere , Wertausgleich®, , Ab-
lése und Ubersiedlungskosten werden ersetzt®,
kénnen nicht beriicksichtigt werden. Auch die
Ankiindigung, daB Gas und elektrisches Licht
installiert sei, wird nur bei Wohnungen, die
sich in den Bundesldndern befinden, Berechti-
gung haben, da in Wien kaum eine Wohnung
ohne diese Voraussetzung tauschfdhig sein
wird.

In der rechten Rubrik soll die gewiinschte
Tauschwohnung aufscheinen. Hier soll die Woh-
nungsgroBe und der gewiinschte Bezirk und die
Stockhéhe der angestrebten Tauschwohnung
angegeben werden. Im Gegensatz zur linken
Rubrik, die prédzise Angaben enthalten soll,
wird die gewiinschte Wohnung weniger detail-
liert anzufiihren sein und sollen die unbeding-
ten Erfordernisse, um derentwillen ein Tausch
angestrebt wird, hervorgehoben werden.

Erst durch die Ankiindigung des Tausch-
wunsches besteht die Mdoglichkeit, dafi ein Inter-
essent dem Tauschangebot nihertreten kann.
Je mehr Angebote und Zuschriften auf Grund
der Verdffentlichung einlangen, desto griBer
wird die Auswahl der in Frage kommenden
Tauschwohnungen sein und desto vollkommener
wird sich die Vorstellung der zu erwerbenden
Tauschwohnung realisieren lassen. Gerade aber
fiir eine Wohnungsvergriofierung ist die Ein-
schaltung unerlidflich, da diese ja die Auswahl
fiir jene Hauptmieter bedeutet, die eine Woh-
nungsverkleinerung vornehmen wollen.

Nachtrigliche Anderungen des Wortlautes einer
Tauschanzeige innerhalb einer dreimaligen Ein-
schaltung koénnen jedoch nicht vorgenommen
werden.

Wie treten die Tauschpartner in Ver-
bindung?

Findet der Tauschwillige im ,,Amtlichen Woh-
nungstauschanzeiger* ein Tauschansuchen, das
seinen Wiinschen entspricht, dann soll er sich
sofort mit dem Tauschwerber in Verbindung
setzen, dessen Wohnung besichtigen sowie ihm
Gelegenheit geben, auch seine eigene Wohnung in
Augenschein zu nehmen. Eine genaue Priifung
der zum Tausch vorgesehenen Wohnung ver-
meidet nachtrigliche Enttduschungen.

Andererseits wird auf Grund der Einschaltun-
gen auch dem Tauschangebot von anderen
Tauschwerbern nihergetreten werden. Mitunter
kénnen nicht alle Wiinsche in bezug auf Groéfie,
Beschaffenheit u. a. der gewilinschten Wohnung
durch den Tausch von zwei Wohnungen
erfiillt werden. Da ergibt sich aber die Mog-
lichkeit, durch einen Ringtausch, bei dem meh-
rere Tauschwerber in Erscheinung treten, das
Tauschvorhaben einer befriedigenden Losung
zuzufiihren.

Einschaltungsgebiihr

Fiir die Einschaltung, die in drei fortlaufend
erscheinenden Nummern im ,Amtlichen Woh-
nungstauschanzeiger“ erfolgt, ist eine Gebiihr
von S 25.— zu erlegen. Dieser Betrag kann auch
per Erlagschein auf Konto-Nr. 210.045 {iiber-
wiesen werden.

Wo kann der Wohnungstauschanzeiger
bezogen werden?

Der ,Amtliche Wohnungstauschanzeiger® ist
im  Wohnungstauschreferat der MAbt. 50,
Wien I, Bartensteingasse 7, 2. Stock, Zimmer 231,
in den Bezirksstellen des Wohnungsamtes und
in den Trafiken zum Preise von S 1.50 er-
héltlich. Um den Tauschwerbern die Beschaf-
fung des ,Amtlichen Wohnungstauschanzeigers®
zu erleichtern und gleichzeitig den Interessen-
ten die regelmifBige Zustellung zu gewihr-
leisten, ist sein Bezug auch im Abonnement
moglich. Nach FErlag oder Uberweisung von
S 450 - S 2.40 Postgebiihr — S 6.90 mittels
Erlagscheines auf Konto Nr. 210.045 werden die
jeweils laufenden Nummern in drei Folgen des
+~Amtlichen Wohnungstauschanzeigers® durch
Postzustellung den Abonnenten iibermittelt.
Hiedurch wird insbesondere den Tauschinter-
essenten auBerhalb Wiens die rechtzeitige Zu-
stellung gewihrleistet.

Wo kann die Einschaltung in den , Amt-
lichen Wohnungstauschanzeiger® vorge-
nommen werden?

Die Einschaltung in den ,Amtlichen Woh-
nungstauschanzeiger® kann Montag bis Freitag
von 8 bis 13 Uhr im Wohnungstauschreferat,
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Magistratsabteilung 50, Wien I, Bartensteingasse
Nr. 7, 2. Stock, Zimmer 231, veranlafBt werden;
diese Dienststelle gibt auch iiber alle Fra-
gen, die mit dem Wohnungstausch zusammen-
hingen, Auskiinfte. Uberdies werden Tausch-
anzeigen auch in den AuBenstellen des Woh-
nungsamtes in den Bezirken (Dienstag und Frei-
tag 248 bis 13 Uhr) und in der Anzeigenan-
nahme, VIII, Lange Gasse 32 (Montag bis
Freitag 8 bis 16 Uhr) entgegengenommen.

Wohnungstausch — Ablise

Wenn auch seit dem Inkrafttreten des Mieten-
gesetzes, das unter anderem Bestimmungen
liber das Verbot von sogenannten Wohnungs-
abldsen enthilt, fast 35 Jahre verstrichen sind,
hat doch der Unfug der Ablése keineswegs ab-
genommen, sondern im Gegenteil, insbesondere
seit dem Jahre 1945, sich weiter erhalten. Zum
Schutz der wohnungsuchenden Beviélkerung hatte
daher das am 30. Juni 1958 in seiner Wirksam-
keit abgelaufene Bundesgesetz vom 3. Dezember
1956, BGBI. Nr. 225, auch das Verbot der Ablése
strenger gefaBt, da grundsitzlich Abldsen in
Geld- oder Geldeswert auch aus AnlaB eines
Wohnungstausches weder angeboten noch ent-
gegengenommen werden durften. Giltig abge-
schlossen werden konnten anléBlich eines Woh-
nungstausches nur folgende Vereinbarungen iiber
sogenannte Investitionsablésen:

a) Aufwendungen, die vom Hauseigentiimer
zur dauernden Verbesserung der Wohnung
gemacht wurden, sowéit keine gesetzliche
Verpflichtung bestand, sie aus den Eingin-
gen an Mietzins zu bestreiten;
Aufwendungen, die vom bisherigen Mie-
ter zur dauernden Verbesserung der Woh-
nung gemacht wurden oder, wenn sie von
einem friiheren Mieter gemacht wurden, so-
weit sie diesem vom bisherigen Mieter er-
setzt wurden.

Die Hohe der Ablése richtete sich in diesen
Fillen nicht etwa nach dem Wert der Ver-
besserung zum Zeitpunkt ihrer Herstellung,
sondern nach jenem der Ubernahme der
Wohnung.

Ferner waren noch AblGsen zuldssig [fir

Aufwendungen zur Deckung von nachge-
wiesenen Ubersiedlungskosten des bisheri-
gen Mieters.

Um nun auch das Verbot der Ablése wirksam
durchzusetzen, gewihrte das Neuvermietungsge-
setz die Moglichkeit, gesetzwidrige Ablosebetrige
innerhalb von drei Jahren, demnach iiber die
nach dem Mietengesetz festgesetzte einjihrige
Frist hinaus zuriickzufordern. Diese Frist stellte
eine sogenannte AusschluBfrist mit der Wirkung
dar, daB nach Ablauf dieses Zeitraumes eine
Riickforderung unter allen Umstinden ausge-
schlossen war und daher die nach dem Mieten-
gesetz unter bestimmten Voraussetzungen miog-
liche Einrede der Unterbrechung oder Hemmung
der Verjdhrung verwehrt blieb.

Die im Vergleich zum Mietengesetz bedeutend
strengeren Strafbestimmungen des Neuver-
mietungsgesetzes bei verbotenen Wohnungs-
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ablosen gelten weiterhin nur mehr hinsichtlich
der aus Mitteln des Wohnhaus-Wiederaufbau-
fonds wiederhergestellten Wohnungen bis zu drei
Zimmern. Die Bestimmungen des Neuvermie-
tungsgesetzes hinsichtlich der Riickforderungs-
moglichkeit innerhalb von drei Jahren bei ver-
botenen Wohnungsabltsen gelten auch fiir alle
anderen Wohnungen, daher auch zum Beispiel
fiur die sogenannten ,§-3-Wohnungen®, ferner
Wohnungen mit mehr als drei Zimmern sowie
flir Wohnungen in Eigenheimen, insofern die
Ablosen wéhrend der Geltungsdauer des Neu-
vermietungsgesetzes, d. i. vom 8. Dezember 1956
bis 30. Juni 1958, geleistet wurden.

Wohnungstausch — Neuvermietungs-
zuschlag

Eine wichtige Neuerung des Bundesgesetzes
vom 3. Dezember 1956, BGBL 225 (Neuvermie-
tungsgesetz), hatte den Neuvermietungszuschlag,
der auch beim Wohnungstausch in Frage ge-
kommen war, betroffen.

Die beziiglichen Bestimmungen des Neuver-
mietungsgesetzes iiber den Neuvermietungszu-
schlag haben mit 30. Juni 1958 ebenfalls ihre
Wirksamkeit verloren.,

Wer kann eine Wiederaufbauwohnung
mieten?

Wohnungen, die mit Mitteln des Wohnhaus-
Wiederaufbaufonds im wesentlich gleichen Um-
fang wie vor der Kriegseinwirkung wiederher-
gestellt wurden, kénnen nur von demjenigen
gemietet werden, der im Zeitpunkt der Kriegs-
einwirkung deren Hauptmieter war. Ist er seit-
her verstorben, so geht das Anrecht auf die
Miete (sogenannties Optionsrecht) auf die nach
dem Mietengesetz eintrittsberechtigten Personen
liber; hiezu zihlen sein iiberlebender Ehegatte,
seine Verwandten in gerader Linie einschlieB-
lich der Wahlkinder oder seine Geschwister,
vorausgesetzt jedoch, da3 diese Personen schon
zum Zeitpunkt der Kriegseinwirkung mit ihm
im gemeinsamen Haushalt in der Wohnung ge-
wohnt haben. Wurde jedoch die Wohnung
nicht im wesentlich gleichen Umfang wieder-
hergestellt oder durch Aufstockung des Hauses
neu geschaffen, so wird nur derjenige Mieter
der Wohnung, dem sie von der Gemeinde (in
Wien Magistratsabteilung 50) rechtskriftig zu-
gewiesen wurde. Hiefiir kommt in erster Linie
nur in Betracht, wer seine Wohnung durch
Kriegseinwirkung verloren hat, es sei denn, daB3
er bereits Mieter (Inhaber) einer Wohnung oder
Inhaber eines Eigenheimes oder einer Eigen-
tumswohnung ist, die unter Beriicksichtigung
der allgemeinen Wohnverhilinisse seinen Fa-
milienstand sowie seinen beruflichen wund
sonstigen besonderen personlichen Verhéltnissen
und denen der zu seinem Hausstand gehorigen
Personen entspricht. Nur wenn kein sogenann-
ter Ausgebombter ausfindig gemacht werden
kann, hat der Hauseigentiimer das Recht,
die Wohnung innerhalb von drei Wochen nach
Ablauf der Zuweisungsfrist der Gemeinde zu ver-




mieten oder selbst fiir sich in Anspruch zu neh-
men.

UnrechtméfBige Bezieher einer mit Fonds-
mitteln wiederaufgebauten Wohnung miissen,
abgesehen von dem verlorengegangenen Geld-
aufwand fiir gegebenenfalls durchgefiihrte In-
vestitionen, nicht nur mit der zwangsweisen
Ridumung ohne Beistellung eines Ersatzquartie-
res, sondern auch, neben dem Hauseigentlimer,
mit einer empfindlichen Bestrafung rechnen.

Verinderungen in der Wohnung
Wer ist fiir ihre Bewilligung zustindig?

Der Umfang des Mietrechtes richtet sich im
Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen nach
dem Mietvertrag. Die gemieteten Réume diirfen
daher nur zu dem im Mietvertrag vereinbarten
Zweck beniitzt werden. Im iibrigen sind auch
die Bestimmungen der Hausordnung einzu-
-halten.

Der Mieter mul3 daher vor Durchfithrung
einer Verinderung an den Mietrdumen die Zu-
stimmung des Hauseigentiimers oder der Haus-
verwaltung einholen. Unterldfit er dies, kann er
auf Einhaltung des Mietvertrages und Wieder-
herstellung des urspriinglichen Zustandes ge-
klagt, allenfalls auch gekiindigt werden.

In stidtischen Wohnh#usern sind nach § 3 der
dort geltenden Hausordnung Veridnderungen im
Bauzustande der gemieteten Ridume, wie Durch-
briiche von Wénden, Versetzungen von Tiiren,
Ofen, Herden, Einrichtungen von Gas-, Wasser-
und elektrischen Leitungen usw., nur mit
Bewilligung der Hausverwaltung
gestattet. Diese Ansuchen um Bewilligung sind
beim zustindigen Hausinspektor einzubringen,
der sie an die stiddtische Wohnhduserverwaltung
weiterleitet. Der Mieter trégt die Kosten und
Gefahr solcher Herstellungen. Sémtliche Neu-
herstellungen gehen in das Eigentum der Stadt
Wien iiber, ohne daB hiefiir eine Entschidigung
geleistet wird. Die Hausverwaltung ist jedoch
berechtigt, bei Endigung des Mietverhilinisses
die Herstellung des fritheren Zustandes auf
Kosten der Mietpartei zu verlangen. Die In-
standhaltung solcher Herstellungen obliegt wéh-
rend der Dauer des Bestandverhéltnisses dem
Mieter.

. Was sollen Mieter von Neubauwohnungen
wissen und besonders beachten?

Es ist eine bekannte Tatsache, daB bei Neu-
bauten das im Mortel gebundene Wasser bei
Fertigstellung des Wohnhauses vielfach noch
nicht ganz geschwunden ist. Die aufgespeicherte
Feuchtigkeit, die teilweise auch von dem fiir
FuBbotden, Fenster und Tiiren verwendeten
Holz aufgenommen wurde, wird erst allméhlich
an die AulBenluft abgegeben.

Ist ein regelméBiges Liiften der Wohnrdume
an und fiir sich schon im Interesse der Gesund-
erhaltung der Menschen gelegen, so ist beson-
ders in Neubauten in den ersten Jahren sor g-
filtiges Liiften die wichtigste For-

derung der Wohnungs- und Gesund-
heitspflege.

Aus diesem Grunde werden auch die Mieter
von neugebauten Gemeindewohnungen schon
bei Abschluf des Mietvertrages aufmerksam
gemacht, daB neu gelegte Schiffboden vorerst
austrocknen miissen und daher innerhalb
der ersten zwei Jahre weder mit einem
Linoleum- oder Gummibelag noch mit einem
Anstrich versehen werden diirfen. Empfohlen
wird fiir diese Zeit nur leichtes Einlassen mit
Wachs. Eine Versiegelung der Brettel- oder
Tafelbéden darf frithestens nach Beendigung der
ersten Heizperiode durchgefithrt werden. Bei
Beachtung dieser Ratschlige wird ein Ersticken
und Vermodern des Fufibodenholzes hintange-
halten.

Ebenso ist auch der Raumheizung volle Auf-
merksamkeit zuzuwenden. Gut geliiftete Rdume
heizen sich weit leichter. Trockene Schornsteine
ziehen gut und verzehren wenig Wirme und
Brennstoff. .

Es ist jedoch bekannt, daB die Schornsteine
in Neubauten jahrelang hindurch schlecht zie-
hen und Rauchbeléstigungen verursachen. Diese
Ubelstinde dauern so lange an, bis die Mittel-
mauern, in denen die Schornsteine gefiihrt sind,
vollstdndig ausgetrocknet sind. Sie treten erst
neuerdings auf, wenn die Schornsteine aus
irgendwelchen Ursachen eine neuerliche Be-
feuchtung erfahren. Nasses Schornsteinmauer-
werk stellt einen sehr guten Wirmeleiter dar,
entzieht deshalb den Rauchgasen grofle Wirme-
mengen, verringert dadurch die Zugstromung
und fiihrt zur Rauchbeldstigung.

Nach erfolgter Austrocknung der Mittelmauer
kann eine neuerliche Durchnissung der Schorn-
steinwinde nicht nur bei lange anhaltendem
Regenwetter, sondern auch durch das Heizen
selbst unter gewissen Voraussetzungen eintreten.
Eine besondere Befeuchtung der Schornsteine
entsteht beim Verfeuern feuchter Brennstoffe.
Aber selbst bei ganz trockener Kohle oder
trockenem Koks fithren die abziehenden Rauch-
gase immer bald groBere, bald geringere Was-
serdampfmengen mit sich. Besonders im oberen
Teil des Schornsteins kondensiert sich héufig
der in den Rauchgasen enthaltene Wasserdampf
infolge Abkiihlung in den Winden und befeuch-
tet das Mauerwerk.

Diese Ubelstdnde lassen sich auf
einfache Art und miihelos vollstédn-
dig beseitigen, vorausgesetzt, daB nicht
zufillig irgendwelche Konstruktionsfehler im
Schornstein selbst liegen.

Um den Schornstein im Winter durch einen
kraftigen Luftzug zum Austrocknen zu bringen,
ist, wenn der Ofen nicht geheizt wird, die
Aschentiire offenzulassen. Die Aschentiire kann
ferner bei kalter AuBlenluft im Sommer (auch
bei Regen und in kiihlen Néichten) offen-
bleiben.

Bei heiBer AuBenluft, die das Einfallen iibel-
riechender Gase und Rull zur Folge hat und
besonders bei Schwiile eine sehr starke Be-
feuchtung des Schornsteins verursacht, ist die
Aschentiire unbedingt geschlossenzuhalten.
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Wohnungstausch mit einer Gemeinde-
wohnung

Beim Tausch mit einer Gemeindewohnung ist
die Zustimmung hiezu bei der MAbt. 52, Stid-
tische Wohnh#userverwaltung, Wien I, Barten-
steingasse 7, einzuholen.

Der Mieter der Gemeindewohnung hat beim
zustindigen Hausinspektor die notwendige
Anzahl von Formbléttern (1 Formblatt geniigt
fiir 2 Tauschwerber) zu beschaffen. Das in
allen Rubriken genau ausgefiillte Tauschformu-
lar ist vom Mieter persénlich zu fertigen,
wobei auch auf die Riickseite Bedacht zu nehmen

ist. Handelt es sich beim gegenseitigen Tausch
auch um eine Wohnung in einem Privathaus, ist
hiefiir die Zustimmung des Hauseigentiimers
des Privathauses vorher einzuholen.

Das entsprechend ausgefiillte und unterfertigte
Tauschformular ist mit kurzer sachlicher
Begriindung der MAbt. 52 — Verwaltung der
stddtischen Wohnh#user, Wien I, Bartenstein-
gasse 7, zu ilibermitteln.

Die Durchfithrung des Wohnungstausches darf
auf jeden Fall erst nach Zustimmung der Haus-
eigentiimer und AbschluB des Mietvertrages
erfolgen.

GEORG MOLLNER
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Kanalisation

Wem gehirt der auf Strafengrund liegende Teil
eines Hauskanals?

Die Hauskanile bilden bis zur Einmiindung .

in den offentlichen Strafienkanal einen Bestand-
teil des Hauses. Ihre Instandhaltung obliegt
daher dem Hauseigentiimer. Er hat sich hiezu
eines konzessionierten Baugewerbetreibenden
zu bedienen. Die Baupldne der Hauskanal-
anlagen fiir die Bezirke 1 bis 9 und 20 erliegen
bei der MAbt. 20, Plan- und Schriftenkammer,
1., Rathaus, in allen anderen Fillen bei der be-
treffenden AuBendienststelle der MAbt. 37 —
Baupolizei.

Wie verhilt man sich bei Abort- oder Haus-
kanalverstopfungen?

Abort- und Hauskanalverstopfungen sind
miindlich, schriftlich oder telephonisch im zu-
stindigen Bezirksbetriebslokal anzuzeigen, und
zwar:

Wochentags:

1., 2., 20. Bezirk, XX., Heistergasse 8—10, Stiege
5—6, 35 66 10, von 7 bis 17 Uhr; 3., 11. Bezirk, XI.,
Kopalgasse 1 — RinnbdckstraBe 70, 72 22 33, von
7 bis 17 Uhr; 4., 5., 6. Bezirk, V., Rechte Wien-
zeile 107, 571220, von 7 bis 17 Uhr; 7., 8., 15,
16. Bezirk, XVI., BriiBlgasse 4, 921335, von
7 bis 17 Uhr; 9., 19. Bezirk, IX. Markt-
gasse 45, 321316, von 7 bis 17 Uhr; 10. Bezirk,
X., Siccardsburggasse 55—57, 643259, von 7 bis
17 Uhr; 12. Bezirk, XII., Spittelbreitengasse 23,
547617, von 7 bis 17 Uhr; 13, 14. Bezirk,
XIV. Hackinger StraBe 3, 925652, von T bis
17 Uhr; 17., 18. Bezirk, XVIIL, Paulinengasse 15,
335560, von 7 bis 17 Uhr; 21., 22. Bezirk, XXI.,
Floridsdorfer HauptstraBe 1a, 371318, von 7
bis 17 Uhr; 23. Bezirk, XXIII., Atzgersdorf, Brei-
tenfurter StraBe 297, 86 9312, von 7 bis 17 Uhr.

Im Falle das zustéindige Betriebslokal nicht
erreichbar ist, ist die Anzeige bei einem né&chst-
gelegenen Betriebslokal zu erstatten.

In der Zeit von 17 bis 7 Uhr friih sind Abort-
und Hauskanalverstopfungen beim Bereitschafts-
dienst, I., Am Hof 10, Tel. 45 16 01, Klappe 2941,
oder 63 66 71, Klappe 398, anzuzeigen.

Sonn- und Feiertag:

V., Rechte Wienzeile 107, 571220, von 7 bis
17 Uhr, oder Bereitschaftsdienst, I., Am Hof 10,
wie vorstehend.

Die Gebiihrenverrechnung erfolgt auf Grund
von Arbeitsbestitigungen. Diesbezligliche Aus-
klinfte erteilt die MAbt. 30, Wien VII, Hermann-
gasse 24—28, Tel. 44 76 56, Klappe 10. Die aufge-
laufene Gebiihr wird mit Erlagschein iiber die
zustdndige Stadtkasse eingehoben.

Wie bestellt man die Riumung von Senk- und
Sickergruben und von Hauskliranlagen?

Senkgruben-, Sickergruben- und Hausklér-
anlagen-Riéumungen sind fiir die Bezirke 1 bis
22 im Beiriebslokal, XX., Heistergasse 8—10,
Stiege 7, Tel. 3521 72, und fiir den 23. Bezirk in
Atzgersdorf, Breitenfurter Stralie 297, Tel. 8693 12,
in der Zeit von 7 bis 17 Uhr (Samstag von 7 bis
12 Uhr) anzumelden. Schriftliche Anmeldungen
sind mit einem S 6.—-Bundesstempel zu ver-
sehen.

Die Verrechnung erfolgt wie bei Verstopfungen.

Kann eine Senkgrube durch den Hauseigentiimer
oder Beniitzer selbst geriumt werden?

Um die Selbstriumung einer Senkgrube ist
beim zustindigen Bezirksamt anzusuchen, das
eine schriftliche Erledigung im Einvernehmen
mit der Abt. 30, Kanalisation, hinausgibt. Das
Gesuch ist mit einem S 6.— Bundesstempel zu
versehen. Die Bedingungen, unter denen eine
positive Erledigung erfolgen kann, kénnen bei
dieser Abteilung erfragt werden.

Wie verhiilt man sich im Falle von Gebrechen
an den Hauskanalanlagen (Rohrbriiche, Rohr-
undichtheit, Rattenwiihlungen und sonstige Ka-
nalgebrechen) bzw. bei Kelleriiberflutungen?

Hauskanalgebrechen konnen beim zustén-
digen Bezirksbetriebslokal oder beim Bereit-
schaftsdienst in gleicher Weise wie Hauskanal-
verstopfungen angezeigt werden. Sie werden an
die zustindige Baupolizeiabteilung zur Aus-

Bambusrohre fiir verschiedene
Zwecke
Spanisch-Rohr fiir Kanalsguberung
Rohr und Bast fiir Handarbeiten

G- DIEROFF Nachfolger

Rohproduktenimport
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Telephon 44 75 88 Gegriindet 1880

PURATOR

KLARANLAGEN

Lieferung durch:
Purator Kldranlagen GroBShandel
Ing. Ustreicher & (o.

Vertretung fiir Osterreich:

Passavant-Werke, Michelbach
BFZ-Tokband, Leverkusen
Loges-Rohr, Ahlmann-Andernach

Wien IV, Goldeggasse 2, 656171/72, Fernschr. 27 16
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stellung eines befristeten Instandsetzungsauf-
trages weitergeleitet.

In besonderen Fillen kann die Kanalbetriebs-
leitung der MADbt. 30, Kanalisation, VII.,, Her-
manngasse 24—28, Tel. 447656, Klappe 46,
wihrend der Amtsstunden verstédndigt werden.

Bei Kelleriiberflutungen kann eine Unter-
suchung AufschluB geben, ob die Uberflutung
durch Bauschdden im Kanal verursacht wurde.
Hauskanaluntersuchungen werden auf miind-
liches, schriftliches oder telephonisches Ansuchen
im zustdndigen Bezirksbetriebslokal oder bei
der Kanalbetriebsleitung durchgefiihrt. Schrift-
liche Ansuchen sind mit einem S 6.— Bundes-
stempel zu versehen.

Wer bemifit die Kanalriumungsgebiihr und wer
schreibt sie vor?

Die Kanalrdumungsgebiihr, die nicht nur die
Kosten der Réumung der Hauskanalanlagen,
sondern auch jene der StraBenkanile decken soll,
wird durch die MAbt. 4, Referat 5, Wien I,
Rathaus, 2. Stock, Tel. 45 16 41, Klappe 2447, fest-
gesetzt und mit Erlagschein durch die zustédndige
Stadtkasse wvorgeschrieben. Ansuchen um Ab-
schreibung der Kanalrdumungsgebiihr (z. B. fiir
bombenbeschidigte Héuser oder im Falle von
Demolierungen) sind gleichfalls an die MADbt. 4,
Referat 5, zu richten. In der monatlichen Kanal-
raumungsgebiihr ist die Rdumung von Regen-
wasserabldufen nicht inbegriffen. Diese ist in
gleicher Weise wie die Behebung von Verstopfun-
gen zu bestellen und zu vergiiten,

Wer erteilt die Baubewilligung zum Neu- oder
Umbau einer Hauskanalanlage?

Die baupolizeilichen Magistratsabteilungen 36
(fiir die Bezirke I bis IX und XX) und 37 (fiir die
Bezirke X bis XIX und XXI bis XXIII), XVII,,
Kalvarienberggasse 33, Tel. 66 16 61, und deren
AubBenstellen, Die fiir den Entwurf einer Haus-
kanalanlage erforderlichen Unterlagen koénnen,
soweit sie das oOffentliche Kanalnetz betreffen,
vom Bauherrn oder Bauunternehmer in der Ma-
gistratsabteilung 30 — Kanalisation, VII., Her-
manngasse 24—28, 2. Stock, Zimmer 42, von Mon-
tag bis Freitag in der Zeit von 8 bis 13 Uhr ein-
gesehen werden. Telephonische Aus-
kiinfte werden nicht erteilt.

Die technische Begutachtung der Entwiirfe
fiir Hauskanalanlagen einschliefllich der etwa
erforderlichen Kldranlagen fiir h#usliche und
gewerbliche Abwisser erfolgt in der gleichen
Abteilung, Zimmer 59, Referat fiir baupolizei-
liche Angelegenheiten.

(Sprechtage Dienstag und Freitag von 8 bis
12 Uhr).

Wer schreibi die Kanaleinmiindungsgebiihr vor?

Die Kanaleinmiindungsgebiihr bzw. eine all-
fdllige Ergénzungsgebithr wird durch die zu-
stédndige Baupolizeiabteilung festgesetzt, die
auch {iber die Héhe und Einzahlungsart Aus-
kunft erteilt. Die Vormerkung iiber bezahlte
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bzw. vorgeschriebene Kanaleinmiindungsgebiih-
ren fithrt die MAbt. 6, Buchhaltungsabteilung
VIIIa, Kanile, Wien VII, Hermanngasse 24
bis 28, Tel. 44 76 56, Klappe 31. Diesbeziigliche
Auskiinfte sind dort einzuholen.

Welche Stoffe diirfen in Kanile nicht hinein-
geschiittet werden?

Feuergefdhrliche, explosive, heife, stark
sdure-, fett- oder olhéltige, schédliche oder
widerliche Didmpfe entwickelnde Fliissigkeiten,
feste Stoffe, wie Asche u. dgl., diirfen in Kanile
nicht hineingeschiittet werden, weil sie den Be-
stand und den Betrieb der Kanalisationsanlagen
gefdhrden.

Darf ein Privater Schnee in das stidtische
Kanalnetz einleeren?

Die Bewilligung zum Einleeren von Schnee
in das stddtische Kanalnetz kann in beson-
deren beriicksichtigungswiirdigen Fillen iiber
miindliches oder schriftliches, mit S 6.— gestem-
peltes Ansuchen bei der MAbt. 30 — Kanali-
sation unentgeltlich erteilt werden. Eigenmich-
tiger Schnee-Einwurf ist verboten.

Bei Herstellung eines Haus- oder Privatkanales
ist zu beachten:

Nach Einholung der Zustimmung der MAbt. 30
zum Bauvorhaben und dessen Genehmigung
durch die Baupolizei ist nach Verlegung der Rohr-
leitung die Anzeige zur Rohrbeschau beim zu-
zustéindigen Bezirkslokal zu erstatten. Zur Be-
schau muf3 die Rohrleitung noch frei sichtbar,
also mit Erde nicht verschiittet sein.

Wer stellt Kanal- und Senkgrubenbefunde aus?

Uber Wunsch eines Bauwerbers, Haus- bzw.
Liegenschaftseigentiimers werden Befunde iiber
Hauskanalanlagen, Senk- und Sickergruben so-
wie iiber Klidranlagen von der MAbt. 30 —
Kanalisation, Referat fiir baupolizeiliche Ange-
legenheiten, VII., Hermanngasse 24—28, 2. Stock,
Zimmer 59, ausgestellt. Ein mit einem S 6.—
Bundesstempel versehenes Ansuchen ist beizu-
bringen, auf das Verwaltungsabgabemarken im
Betrage von S 50.— fiir Hauskanile und Klir-
anlagen, von S 30.— fiir Senk- oder Sickergruben
aufzukleben sind. AuBlerdem ist ein nicht auf-
geklebter S 6.— Bundesstempel beizulegen, der
fiir die Befundausfertigung dient.

Was geschieht mift dem Klirschlamm der stidti-
schen Kliranlagen?

Der Klidrschlamm der stéddtischen Kliranlage
in Inzersdorf (Gelbe Heide) wird in getrock-
netem Zustande an die Landwirtschaft als Diin-
ger abgegeben. Diesbeziigliche Anmeldungen
nimmt der betreffende Kldrmeister entgegen.
Auskiinfte erteilt die Betriebsleitung der
MADt. 30 — Kanalisation, Tel 44 76 56, Klappe 46.




Hauskehricht-(Miill-)abtuhr

Wo und wie melde ich den Bedarf eines DMiill-
gefiBes an?

Ein Ansuchen um erstmalige Beistellung von
Miillsammelgeféden und Einbeziehung von Ob-
jekten in die regelmifiige Miillabfuhr der Stadt
Wien kann nur durch den Hauseigentiimer oder
dessen bevollmichtigten Vertreter (Hausverwal-
ter) schriftlich unter Angabe von Anschrift,
Grundbucheinlagezahl und Zahl der Mieteinhei-
ten (Wohnungen, Geschaftslokale, Werkstitten
u. a.) des Hauses bei der MAbt. 48 (Wien V, Ein-
siedlergasse 2) stempelfrei eingebracht werden.

Die leihweise Beistellung der GefdBe und
Aufhingevorrichtungen sowie deren Aufstellung
erfolgt kostenlos durch die Stadt Wien.

Zur Beachtung:
Haltet die Strafien rein!
Mist gehort nur in die MiillgefiGie!

Wo, wie und wann beantrage ich eine Verinde-
rung der Zahl der vorhandenen GefiBe?

Wenn die vorhandenen Geféifie nicht aus-
reichen, kann jederzeit ein schriftliches An-

suchen (wie vorher) um Vermehrung der GefdBe-
anzahl eingebracht werden.

In begriindeten Fillen kann auch ein Antrag
auf Verminderung der Zahl der Miillsammel-
gefdlle eingebracht werden; solchen Ansuchen
kann allerdings nur dann entsprochen werden,
wenn vom sanitiren Standpunkt keine Beden-
ken dagegen bestehen.

Die Ansuchen sind mit einem 6-Schilling-Bun-
desstempel und einer 3-Schilling-Amtstaxmarke
zu versehen; letztere ist bei den Stadtkassen in
den Bezirksimtern und bei der Betriebskassa der
MADt. 48 erhiltlich.

Was darf ich nicht in die Miillgefd3e ent-
leeren:

Bauschutt, Erde, Fikalien, Stallmist, Kadaver,
fliissige Kiichenabfdlle, Stoffe, die den Blech-
kiibel beschiddigen konnen, heile Asche oder
Schlacke, explosive Stoffe und Gegenstinde, die
durch Einstopfen das Entleeren der Geféfie be-
hindern.

Eine Bitte:
Schont die MiillgefiBe!

Wasserversorgung

Gesetzliche Grundlagen der Wasser-
versorgung

Die Wasserversorgung von Wien ist landes-
gesetzlich geregelt. Die beziiglichen Bestimmun-
gen findet man

a) im Gesetz iiber die Zuleitung und Abgabe von
Wasser (Wasserversorgungsgesetz 1960), LGBI.
fiir Wien Nr. 10/1960;

b) in der Verordnung zur Durchfiihrung des
Wasserversorgungsgesetzes, LGBIl. fiir Wien
Nr. 20/1960;

¢) inder Wassergebiihrenordnung, Amtsblatt der
Stadt Wien Nr. 56 vom 13. Juli 1960;

d) in der Verordnung iiber die Festsetzung von
Kommissionsgebiihren, LGBl fiir Wien
Nr. 16/1960;

e) in der Verordnung, womit bestimmte O-Nor-
men fiir verbindlich erkldrt werden, LGBI.
fiir Wien Nr. 23/1960.

Zum Schutz der Wasserversorgungsanlagen
der Stadt Wien besteht eine Kundmachung des
Wiener Magistrates vom 13. Juni 1952, MAbt.
58-1127/52.

Wie vermeidet man einen Wassermehr-
verbrauch?

Wasser ist ein kostbares Gut, das
nicht in unbeschrinkter Menge vorhanden ist.
Im Interesse aller liegt es daher, mit diesem
Gute sparsamst umzugehen und jede Was-
serverschwendung zu vermeiden.

30 Handbuch, 76, Jg.

Die Verluste durch undichte Auslaufventile
und besonders durch Abortspiiler iibersteigen
oft den niitzlichen Verbrauch, da sie Tag und
Nacht bestehen, wihrend sich der normale Ver-
brauch nur auf wenige Stunden beschrinkt.
Dieser nutzlose Mehrverbrauch mufi auBerdem
zu einem héheren Tarif bezahlt werden.

Jeder Wasserabnehmer soll daher im eigenen
Interesse Undichtheiten sofort beheben lassen.

Durch Beobachtung des Wasserzidhlers, beson-
ders des Nachtverbrauches, 1468t sich leicht er-
lkennen, ob Undichtheiten bestehen.

Die Inneninstallationen sollen regelmifBig auf
Undichtheiten iiberpriift und miissen solche
Undichtheiten unverziiglich von einem Installa-
teur behoben werden, wie es das Wasserversor-
gungsgesetz vorschreibt.

Die regelméBlige und ungestirte Versorgung
mit gutem und gesundem Trinkwasser ist ein
Lebensinteresse der Grofistadt. Un-
sere Wasserleitung ist daher ein leben s-
wichtiges Organ. Dieses muBl mit der
gleichen Sorgfalt gepflegt und betreut
werden, wie alles ilibrige, von dem unser Leben
abhingt.

Was macht man bei Wasserleitungs-
gebrechen?

Wahrgenommene Gebrechen an den doffent-
lichen Wasserleitungseinrichtungen (StraBen-
rohrstrangen, Auslaufbrunnen, Hydranten usw.)
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sind unverziiglich den Wasserwerken, Wien VI,
Grabnergasse 6, Tel. 57 75 75, anzuzeigen,

Das gleiche gilt auch bei Gebrechen an der
Abzweigleitung, das ist die Leitung vom Straflen-
rohrstrang bis zum Wasserzihler, oder am Was-
serzdhler.

Die eigenmiichtige Behebung von Gebrechen an
der Abzweigleitung oder am Wasserzihler durch
den Wasserabnehmer ist untersagt.

Der Wasserleitungsbereitschaftsdienst ist bei
Tag und Nacht unter Telephon Nr. 577575 er-
reichbar. Die Feuerwehr ist in solchen Féllen
nicht zu alarmieren. Bei Gebrechen an der In-
nenanlage ist die Berufung eines Installateurs
zu veranlassen und die Wasserleitungsbereit-
schaft nur dann anzurufen, wenn die Leitung aus
irgendwelchen Griinden nicht abgesperrt wer-
den kann und Gefahr im Verzuge ist. Fiir die im
Interesse des Wasserabnehmers erfolgte Inan-
spruchnahme der Bereitschaft ist, soweit es sich
nicht um Gebrechen an den im Eigentum der
Stadt Wien stehenden Wasserversorgungsanlagen
handelt (StraBenrohre bzw. von der Stadt Wien
iibernommene Abzweigleitungen), die im Wasser-
versorgungsgesetz festgesetzte Gebiihr zu ent-
richten.

Bei Gebrechen und Undichtheiten an der In-
nenanlage, das sind alle Wasserleitungsanlagen
nach dem Wasserzidhler, ist bis zu deren Be-
hebung das der Gebrechensstelle nichstliegende
Absperrventil vom Wasserabnehmer zu schlie-
Ben, wobei die von der Absperrung betroffenen
Wasserverbraucher nach Moglichkeit rechtzeitig
vorher zu verstindigen sind. Die Lage der Ab-
sperrvorrichtungen ist durch den Wasserabneh-
mer festzustellen und zu kennzeichnen. Gebre-
chen an der Innenanlage sind sowohl vom Was-
serabnehmer als auch von den einzelnen Wasser-
verbrauchern (Mieter, Péchter etc.) hinsichtlich
der innerhalb ihrer gemieteten Rédume befind-
lichen Wasserversorgungsanlagen (Auslaufhéhne,
Klosettspiilungen etc.) unverziiglich beheben zu
lassen. Bei nicht rechtzeitiger Behebung derarti-
ger Gebrechen kann gegen den Schuldiragenden
die Strafamtshandlung eingeleitet werden.

Die Feststellung nicht sichtbarer Gebrechen
an der Innenanlage ist durch Beobachtung des
Wasserzidhlers in einer Zeit, in der keine Was-
serentnahme stattfindet (Nachtzeit), moéglich.

Die Behebung solcher Gebrechen darf nur durch
einen befugten Installateur erfolgen.

Fiir Kanal- und Abortverstopfungen, schad-
hafte Dachrinnen, eindringendes Regen- und
Schmelzwasser sind die Wasserwerke ftber-
haupt nicht zustindig und ist in solchen Fillen
eine Verstdndigung derselben zwecklos und nur
mit Kosten verbunden. Derartige Anzeigen sind
an Werktagen bei der MAbDbt. 30, Kanalisation,
in der Zeit von 7.30 bis 16.30 unter Tel. Nr.
44 76 56 und an Sonn- und Feiertagen in der Zeit
von 7.00 bis 17.00 unter Tel. Nr. 571220 zu er-
statten. AuBerhalb dieser Zeiten sind derartige
Anzeigen dem Permanenzingenieur unter Tel.
Nr. 63 66 71 zu melden.
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Besteht ein Anspruch auf
Wasserlieferung?

Jeder an die stidtischen Wasserleifungen an-
geschlossene Wasserabnehmer hat nach Maligabe
der allgemeinen oOrtlichen Versorgungsanlage
Anspruch auf die Belieferung mit gesundheitlich
einwandfreiem Wasser. Ein Anspruch auf eine
bestimmte Wasserbeschaffenheit oder einen be-
stimmten Betriebsdruck besteht nicht. Ein Was-
seranschlufl ist nur dann mdoglich, wenn bis zu
dem zu versorgenden Grundstiick ein &ffent-
licher Rohrstrang verlegt ist.

Wie erfolgt die Anmeldung eines
Wasseranschlusses?

Bei Anmeldung eines Wasseranschlusses ist
vom Wasserabnehmer (Hauseigentimer, Bau-
herr, Nutzungsberechtigter, Betriebsinhaber und
sonstiger Wasserverbraucher) ein bei den Wasser-
werken erhéltliches Anmeldeformular auszufiil-
len und gleichzeitig eine Vorauszahlung in der
Hihe der voraussichtlichen Kosten zu erlegen.
Hiebei sind auch die fiir den Wasserbezug und
die Gebiihrenpflicht maligebenden Unterlagen
(Grundbuchsauszug bzw. Grundbesitzbogen, Zu-
stimmung des Haus- bzw. Grundeigentiimers,
Baubewilligung, Gewerbeberechtigung) zur Ein-
sicht vorzulegen.

Anderungen in der Person des Wasserabneh-
mers, in der Art des Wasserbezuges sowie das
Ende desselben sind der MAbt. 4 — Ref. 6 —-
Wassergebiihren, Wien V, Grabnergasse 6, bin-
nen zwei Wochen schriftlich anzuzeigen (die
Nichtbefolgung dieser Bestimmung gilt als Ver-
waltungsiibertretung).

Die Herstellung der Abzweigleitung und deren
Instandhaltung erfolgt durch die Stadt Wien aut
Kosten des Wasserabnehmers. Die Abzweiglei-
tung bleibt Eigentum des Wasserabnehmers,
doch steht es diesem frei, sie in das Eigentum der
Stadt Wien abzutreten, der vom Zeitpunkt der
Ubernahme an die Instandhaltung der Abzweig-
leitung auf eigene Kosten obliegt.

Der Wasserzihler wird von der Stadt Wien
beigestellt, verbleibt in deren Eigentum und wird
von ihr instandgehalten. Die Behebung von
Schiden an Wasserzédhlern, die nicht auf man-
gelhaftes Material, normale Abniitzung, héhere
Gewalt, auf Verschulden Dritter oder Verschul-
den der Organe des Magistrates zuriickzufiihren
sind, erfolgt auf Kosten des Wasserabnehmers.

Der Wasserzidhler kann jederzeit ausgewech-
selt werden. Soferne die Auswechslung auf Ver-
langen des Wasserabnehmers aul3erhalb der nor-
malen Arbeitszeit erfolgt, hat dieser die hiefiir
auflaufenden Mehrkosten zu tragen.

Alle nach dem Wasserzihler anzuschlieBenden
Rohrleitungen und Wasserleitungseinrichtungen
diirfen nur von befugten Installateuren nach
vorher eingeholter Genehmigung der Wasser-
werke nach den hiefiir bestehenden Vorschriften
(Durchfiihrungsverordnung zum Wasserversor-
gungsgesetz) ausgefiihrt werden.




Grundwasser- und
Bohr-Gesellschaft m. b. H.

Konzessioniertes Unternehmen

Spezialisiert for Kernbohrungen und Injizierungen
Horizonlale Grundwasserfassungen
nach dem RANNEY - System
KLEIN-HORIZONTALBRUNNEN
Usterr. Patent

Wasserhallungen nach dem WELL-POINT-System Millar's
— Horizenlalbohrungen bis 1,50 m m. |. W. zur Unler-

fahrung von Bauwerken usw., Sondierbohrungen,
Schoplversuche, Schachl- und Brunnenbau, Bohrpfhle —
RAMMSONDIERUNGEN, Patent Stumpf, zur Fesistellung

der Bodenfestigkeit

Wien |, Seilerstitie 18/20
Telefon 52 76 51 Serie

Vortrieb der Horizonfalrohre im Ranney-Brunnen
der VUOEST, Linz D 122/76

Usterreichische
Armaturen-Gesellschaft

GroBhandel mit Armaturen, Réhren,
sanitdren Einrichtungen, Kunststoffréhrenund
samtlichen Dichtungsmaterialien
WIEN I, GETREIDEMARKT 8

B 4/76

EGL

(Friedrich Lukan

SPEZIALUNTERNEHMEN FUR
ELEKTROTHERMISCHE GERAXATE

Sonderanfertigungen v. Seriengerdte fir Indusirie,
Gewerbe, Landwirlschaft, Haushalt, Restaurationen,
Spitaler, Grohkiichen, Verkehrsbetriebe

Elektro- und Radio-GroBhandel, Werksvertretungen
Wien lll, Ungargasse 29
Telefon 736330, 7363 31

Lieferant der Stadt Wien
D 73/76

Tivoli-Betonvergiitungsmittel fiir Estriche
4sCortin-503% Parkettkleber ,,Standard*
»GLITSA“-Einkomponenten - Fulbodenver-
siegelungslack, qchwedischer Provenienz
TIVOPAL Neoprenekleber fiir die Verkle-
bung aller Arten von Beldgen auf alle vor-
kommenden Unterb&éden

Lizenzerzeugung fiir Osterreich:

TIVOLI-CHEMIE GES. M. B. H. WIEN XI
AM KANAL 292, TELEFON 731704, 723383
D 203/76

S. SCHNEIDER

Ein- und Verkauf von Alteisen, Nutzeisen und Metallen-Schrott pressen

Wien XXIIl, Inzersdorf, Triester StraGe 228-232, Tel. 86 02 86

| TR

D 193/76

Ein- und Verkauf von Eisen,
Metallen, Maschinen u.Hadern

R. HEYBERGER

Wien XVII, Schumanngasse 84
Telephon 66 1186, 6649 384

D 13/76

30+

EMIL FEHRENBACH

STAHLBAU UND SCHLOSSEREI
WIEN VII, Zieglergasse 55, Ruf 442108

Stahlbauarbeiten. wie Hallen, Magazine,
Kiosk, Dachbinder und Gittertréger Podeste
Geriiste und Stahlgitterroste, Kipp-, Falt- und
Schiebetore, Portale, Rollbalken, Scherengit-
ter und Sonnenplachen, Tiiren, Tore u. Fenster
in jeder Ausfithrung, Stahlregale, Glas- u. Git-
terwdnde, Masten u,Geriiste,Stiegen- und Bal-
kongelinder sow.Gitter a. Art, Garagen, Well-
blechbauten, SchweiBarbeiten, Zieh-, Stanz-
und PreBarbeiten, Ofengestelle, Kamintiiren

9£/981 4
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Wann werden Wassergebiihren bei Rohr-
gebrechen abgeschrieben?

Wenn bei einem Wasserbezug, der vorwiegend
zu Trink- und Haushaltszwecken erfolgt, ein
Mehrverbrauch durch ein nicht sichtbares Ge-
brechen an den im Boden verlegten Rohrleitun-
gen verursacht wurde, wird unter gewissen Vor-
aussetzungen jene Wassermenge, die auf das
Rohrgebrechen zuriickzufiihren ist, nicht als ver-
braucht erachtet und auf Ansuchen die aufge-
rechnete Gebiihr entsprechend herabgesetzt.

Eine Herabsetzung findet jedenfalls nicht statt,
wenn das Gebrechen nicht innerhalb dreier Tage
nach Behebung der MAbt. 4 — Ref. 6 — Wasser-
gebiihren, Wien VI, Grabnergasse 6, schriftlich
angezeigt und der Herabsetzungsantrag nicht in-
nerhalb von sechs Monaten nach Behebung
schriftlich gestellt wurde.

Wie schiitze ich Wasserleitungseinrichtun-
gen gegen Frost?

Zur Verhinderung des Einfrierens der Wasser-
leitungseinrichtungen sind die Keller6ffnungen
geschlossen zu halten. Die freiliegenden Wasser-
leitungsteile, wie Hauswechsel, Wasserzédhler
usw., sind in geeigneter und ausreichender Weise
vor Frost zu schiitzen. Dies geschieht durch Um-
hiillung der betreffenden Wasserleitungsteile
mit Stoffresten oder dergleichen; Wasserzihler
und Hauswechsel konnen auch in einem mit
Sédgespidnen, Holzwolle oder &hnlichem Material
ausgefiillten und mit einem leicht abnehmbaren
Deckel versehenen Holzkasten untergebracht
werden. Die zu diesem Zweck angebrachten Um-
hiillungen miissen derart beschaffen sein, daf} sie
vom Ableseorgan ohne Zeitverlust und ohne An-
wendung von Gewalt entfernt werden kénnen.
Bei andauernder Kilte empfiehlt es sich, um ein
Einfrieren der Stockwerksleitungen zu vermei-
den, auch die Haustore und Gangfenster geschlos-
sen zu halten und jene Leitungen, die der Frost-
einwirkung ausgesetzt sind, wéhrend der Nacht-
zeit im Einvernehmen mit den Hausparteien ab-
zusperren und zu entleeren, unter Umstdnden
sogar tagsiiber nur zeitweise in Betrieb zu neh-
men und hierauf selbstverstéindlich wieder zu
entleeren. Bei der Entleerung bzw. Fiillung der
Leitungen ist die hochstgelegene Wasserent-
nahmestelle jedes Steigstranges so lange gedff-
net zu halten, bis die Leitung vollstindig ent-
leert ist bzw. bei Fiillung, bis Wasser aus dieser
austritt, sodann aber wieder zu schliefen.

Keinesfalls darf man zur Verhinderung von
Frostschiden die Wasserleitungsauslidsse, Aus-
laufhihne, Klosette usw. rinnen lassen, weil da-
durch bekanntlich grole Wassermengen unge-
niitzt verlorengehen. Aulierdem besteht die Ge-
fahr, daB hiedurch die Ablaufleitungen vereisen
und génzlich einfrieren.

Fiir jene Wasserabnehmer, welche ihre Gar-
tengrundstiicke nur in der schonen Jahreszeit
nutzen, besteht die Moglichkeit, den Wasserzih-
ler iiber die Wintermonate gegen Entrichtung
der vorgesehenen Gebiihren ausbauen zu lassen
und somit die Frostbeschidigung des Wasser-
zédhlers iiberhaupt zu verhindern.
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Die gewissenhafte Befolgung der angefiihrten
Hinweise gibt die beste Gewdihr fiir das einwand-
freie Funktionieren der Wasserleitungseinrich-
tungen auch bei strengstem Frost.

Welche Vorschriften gelten sonst noch?

a) Zutritt zu den Wasserversorgungsanlagen,
Hilfeleistungspflicht:

Den mit Ausweiskarten wversehenen behord-
lichen Organen ist der Zutritt zu allen Wasser-
versorgungsanlagen in Grundstlicken, Gebduden
oder Teilen von solchen (Wohnungen, Geschiafts-
lokale, Betriebe, Kellerabteilungen u. dgl.) vom
Verfiligungsberechtigten zu gestatten, der auch
zum Offnen verschlossener Tiiren und zu solchen
Hilfeleistungen verpflichtet ist, die er ohne nen-
nenswerten Einsatz seiner Arbeitskraft besorgen
kann (Abheben und Auflegen von Schachtdeckel
und dergleichen).

b) Betitigung des Hauswechsels:

Der Hauswechsel ist durch den Wasserabneh-
mer ofter vorsichtig zu schlieBen und wieder
zu offnen, um ihn gebrauchsfidhig zu erhalten,
wobei alle von der Absperrung betroffenen
Wasserverbraucher vorher zu verstindigen sind.
Die Wasserzihlerableseorgane sind nicht befugt,
den Hauswechsel zu betitigen.

¢) Wasserzihler:

Der Aufstellungsplatz des Wasserzihlers ist
stets in gutem Zustand zu erhalten und die jeder-
zeitige leichte Zuginglichkeit des Wasserzihlers
zu gewihrleisten. Der Wasserzdhler ist gegen
Frost, von aulien eindringendes Wasser und son-
stige Beschidigung zu schiitzen. Die zu diesem
Zweck angebrachten Umbhiillungen miissen der-
art beschaffen sein, dal sie von den Ablese-
organen ohne Zeitverlust und ohne Anwendung
von Gewalt entfernt werden koénnen.

Storungen, Unterbrechungen, Betriebs-
druck, Wasserbeschaffenheit

Die Stadt Wien haftet nicht fiir Schidden, die
durch Veridnderungen der Druckverhiltnisse
oder der Wasserbeschaffenheit oder durch Sto-
rung oder Unterbrechung der Wasserversorgung
eintreten.

Voriibergehende Absperrung des Wasser-
zuflusses

Bei einer aus Betriebsriicksichten notwendigen
Absperrung des Wasserzuflusses ist der Wasser-
abnehmer verpflichtet, unverziiglich samtliche
von der Absperrung betroffenen Wasserverbrau-
cher in Kenntnis zu setzen.

Eingaben in Wassergebiihren-
angelegenheiten

Bei allen Eingaben und Anfragen in Wasser-
gebiihrenangelegenheiten ist die im Gebilhren-
bescheid links oben angefiihrte Kontonummer
anzugeben.




Offentliche Wasserleitungseinrichtungen

Jede vorsitzliche Beschédigung, jede eigen-
michtige Betidtigung von stddt. Wasserversor-
gungsanlagen und jede unbefugte Entnahme von
Wasser aus offentlichen Auslaufbrunnen zu an-
deren als zu Trink- und Haushaltszwecken ist
untersagt.

Verboten ist ferner jedes eigenmichtige Han-
tieren an den &ffentlichen Feuerhydranten, wie
das Abschrauben der Kappen und die Entnahme
von Wasser, sowie die eigenmiichtige Betitigung
der Unterflurhydranten, Wasserleitungsschieber
und sonstigen Einrichtungen der Wasserleifung
sowie deren Beschiddigung.

Dergleichen ist

jede Verunreinigung der

offentlichen Auslaufbrunnen und deren Umge-
bung mit schmutzigem Wasser, Futterriickstdn-
den und dergleichen, Verstopfung der Wasser-
liufe, die Entnahme von Wasser mit verun-
reinigten GefdBen sowie die Aufstellung von
WassergefiBen bei Brunnen, insoweit hiedurch
der Verkehr gehindert wird, untersagt. Ebenso
ist die Beschiddigung von offentlichen Auslauf-
brunnen wverboten.

Schlduche aus Blech oder anderen Stoffen und
Holzrinnen diirfen an den Auslauféffnungen der
Brunnen nur wihrend der Dauer des Fiillens
groBerer GefdBe angebracht werden und sind
hierauf sofort zu entfernen. Es ist nicht gestat-
tet, die an den Auslaufoffnungen der Brunnen
angebrachten SelbstschluBhihne oder Druck-
hebel an den Stdndern festzubinden.

Feuer- und Gefahrenpolizei

Wartung von Dampfkesseln und Wirme-
kraftmaschinen

Zur selbstindigen Wartung (Bedienung) von
Dampfkesseln sowie zur selbstindigen Warfung
(Bedienung, Fiihrung) von Wéarmekraftmaschinen
diirfen nur solche Personen (Betriebswirter)
zugelassen werden, die

a) mindestens 18 Jahre alt sind,
b) niichternes und verldBliches Verhalten

aufweisen und die erforderliche Ver-
trauenswiirdigkeit besitzen,

¢) die erforderlichen Kenntnisse und Fertig-
keiten sich angeeignet haben und

d) ihre Befdhigung durch das Zeugnis iiber
die mit Erfolg abgelegte fachtechnische
Priifung nachweisen.

Zur Abnahme dieser Priifung sind die Dampf-
kesselpriifungskommissdre des Bundeslandes
Wien, Wien VIII, Friedrich Schmidt-Platz 5, und
die Inspektoren des Technischen Uberwachungs-
Vereines Wien, Wien I, Krugerstrafie 16, zu-
sténdig.

Um zur Priifung als Betriebswérter zugelas-
sen zu werden, mull der Bewerber nachweisen,
dafB er die erforderlichen Kenntnisse und Fertig-
keiten beim Betriebe eines Dampfkessels oder
jener Gattung von Wirmekraftmaschinen, fiir
deren Wartung er die Berechtigung anstrebt,
sich durch eine in der Regel nicht unter neun
Monate dauernde praktische Verwendung unter
Aufsicht eines gepriiften Betriebswiérters an-
geeignet hat.

Fiur die Wartung von Niederdruckdampfkes~
seln — das sind Kessel mit einem Betriebsdruck
von hochstens 0,5 atii, die mit einer Standrohr-
vorrichtung ausgeriistet sind — ist die Ablegung
einer Priifung nicht erforderlich.

Welche Hilfeleistungen der Feuerwehr
der Stadt Wien sind unentgeltlich?

Die Feuerwehr leistet bei &ffentlichen Not-
standen innerhalb Wiens im allgemeinen kosten-

los Hilfe. Ein o6ffentlicher Notstand in diesem
Sinne liegt dann vor, wenn dem einzelnen oder
der Allgemeinheit augenblicklich schwerwie-
gende Gefahren filir Leben, korperliche Sicher-
heit, Freiheit von Menschen oder fiir wertvolle
Sachgiiter drohen, die mit anderen zur Verfii-
gung stehenden Mitteln nicht abgewendet wer-
den kénnen.

Solche offentliche Notstinde sind: Brénde,
drohende oder vermutete Brandgefahr, Ausstré-
men von Giftgasen, Entwicklung feuer- oder
explosionsgefihrlicher Dimpfe, Explosionen,
Einsturz von Gebiduden, Geriisten, Elementar-
ereignisse, wie Hochwasser, Sturm, aullerge-
wohnliche Niederschlige. In diesen Fillen —
die Aufzihlung ist selbstverstindlich nicht voll-
stindig — erfolgt die Hilfe der Feuerwehr
kostenlos. Voraussetzung ist aber, dafl die Feuer-
wehraktion nicht durch vorsétzliches oder grob
fahrlissiges Verhalten verursacht wurde. Ein
Beispiel fiir ein vorsitzlich schuldhaftes Ver-
halten ist Brandlegung, etwa zum Zweck des
Versicherungsbetruges. Ein grob fahrlédssiges (so-
genannte auffallende Sorglosigkeit) liegt z. B.
dann vor, wenn ein Brand in einer gewerblichen
Betriebsanlage verursacht wurde, weil rechts-

kriftice Betriebsbedingungen nicht beachtet
wurden.
Bei Verkehrsunfillen leistet die Feuerwehr

kostenlos Hilfe, wenn Verletzte oder Tote ge-
borgen werden miissen oder die Fahrbahn von
verkehrsgefihrdenden Hindernissen frei gemacht
werden mul.

Versperrte Riume werden von der Feuerwehr
kostenlos gedffnet, wenn dies zur Behebung
eines feuer- oder explosionsgefdhrlichen oder
sicherheitsgefihrdenden Zustandes notwendig
ist. Dies trifft zum Beispiel zu, wenn in dem
versperrten Raum ein Gasgerit, ein Petroleum-
ofen in Betrieb ist oder ein elektrisches Biigel-
eisen eingeschaltet ist oder ein Kind oder eine
hilfsbediirftige erwachsene Person eingeschlos-
sen ist. Das Schlieflen offen gelassener Wasser-
liufe in versperrten Rédumen ist unter allen Um-
stiinden kostenersatzpflichtig.
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Bei miBbréuchlichem Herbeirufen der Feuer-
wehr konnen dem Titer die Kosten der Aus-
riickung auferlegt werden. Der Tatbestand des
mifibrduchlichen Herbeirufens der Feuerwehr
ist auBer bei Mystifikationen auch dann gegeben,
wenn die Ausfahrt der Feuerwehr durch bewuflt
unrichtige Angaben zu dem Zweck bewirkt wird,
eine nicht in den Wirkungskreis der Feuerwehr
fallende oder gebiihrenpflichtige Leistung ko-
stenlos zu erreichen.

Fiur Hilfeleistungen, die nicht der Behebung
eines Offentlichen Notstandes dienen, sowie fiir
die Beistellung von Personal, Fahrzeugen, Ge-
ridten, Ausriistungsgegenstinden der Feuerwehr
der Stadt Wien sind die festgesetzten Gebiihren
zu entrichten oder Kosten zu ersetzen. Schrift-
liche Ansuchen um gebiihrenpflichtige Hilfelei-
stungen oder Beistellungen sind stempelpflichtig.

Wie verhilt man sich bei einem Brande?

Das Verhalten bei Entstehung oder Ent-
deckung eines Brandes ist fiir das AusmafB des
Schadens von wesentlicher Bedeutung. Je friiher
die Feuerwehr mit der Brandbekdmpfung ein-
setzen kann, umso geringer wird der Schaden
sein. Jedermann, der einen Brand wahrnimmt,
muB daher auf raschestem Wege die Feuer-
wehr verstindigen (Telephonanruf: 122). In Ob-
jekten, die eine Brandmeldeanlage mit Anschlul3
an das Feuerwehr-Fernmeldenetz besitzen, ist
der Brandmelder zu betitigen. Nach erfolgter
Verstindigung der Feuerwehr sind die Losch-
kridfte in der Nihe des Brandobjektes — falls
es sich um eine gréBere Betriebsanlage handelt,
beim Einfahrtstor — 2zu erwarten und zur
Brandstelle zu weisen.

Wenn — unabhiéingig von der sofortigen Ver-
standigung der Feuerwehr — die Modglichkeit
besteht, erste Léschversuche vorzunehmen, ist
zu beachten, daB

Loschwasser nicht in Rauch und Flammen,
sondern direkt auf die brennenden Gegenstiinde
geschleudert werden soll,

zum Lischen brennender Fliissigkeiten kein
Wasser, sondern feiner Sand oder ein fiir Fliis-
sigkeitsbrande geeigneter Handfeuerléscher zu
verwenden ist,

leicht brennbare Gegenstinde aus der Nihe
des Brandes entfernt oder, wenn dies nicht még-
lich ist, mit Wasser bespritzt werden miissen.

Sind die ersten Léschversuche erfolglos, muB
getrachtet werden, dem Feuer durch rasches
Schliefen von Tiiren und Fenstern die Luft-
zufuhr abzusperren.

Stiegenhduser und Fluchtwege fiir Menschen
sind vor Verqualmung durch SchlieBen der ein-
miindenden Tiiren und Offnen der Fenster zu
schiitzen.

Menschen, die infolge verqualmter Fluchtwege
nicht mehr ins Freie gelangen kénnen, sollen
sich — die Tiiren hinter sich schlieBend — in
die nichstgelegenen Riume begeben, dort die
Fenster offnen und sich der Feuerwehr durch
Zuruf bemerkbar machen. Bei Nacht sind diese
Riume zu beleuchten.

Abschlieffend soll noch erwdhnt werden, daB
die Téatigkeit der Léschmannschaften selbst-
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verstindlich nicht durch Neugierige behindert
werden darf und die Anordnungen zur Freihal-
tung des erforderlichen Platzes beachtet werden
miissen.

Was darf auf Dachboden gelagert werden?

Auf Dachbdden diirfen Ileicht entziindliche,
ziindschlagfiahige oder schwer loschbare Stoffe,
insbesondere brennbare Fliissigkeiten, Brenn-
stoffe, Reisig, Heu, Stroh, Seegras, brennbares
Verpackungsmaterial oder brennbare Abfille,
nicht gelagert werden. Von diesem Verbot ist
unter bestimmten Voraussetzungen die Lage-
rung von Erntegiitern in landwirtschaftlichen
Betrieben ausgenommen. Alle auf Dachbéden
gelagerten Gegenstiinde miissen leicht zuging-
lich sein, Rauchfinge und Dachbodenfenster
miissen von jeder Lagerung frei bleiben.

Im Sinne dieser Vorschrift diirfen also in Dach-
béden Mobel, unter Ausschluffi von Polstermoébel,
die mit Seegras, Afrik oder dergleichen gefiillt
sind, sowie Kisten, Koffer u. i. gelagert werden,
wenn sie in einer dem Bodenausmal} angemesse-
nen Menge geordnet und {ibersichtlich unterge-
bracht werden. In den Mobelstiicken, Kisten und
Koffern diirfer. auch Schriften, Biicher, Kleider,
Wéische u. dgl. verwahrt werden.

Wie miissen Dachbodenabteile beschaffen
sein?

Dachbodenabteile miissen so beschaffen sein,
dall die in ihnen untergebrachten Gegenstéinde
auch dann als zugénglich anzusehen sind, wenn
die Abteile versperrt sind. Dies trifft dann zu,
wenn

1. die Dachbodenabteile so angeordnet und be-
messen sind, daB in allen allgemein zugéng-
lichen Teilen des Dachbodens Verkehrs-
wege von mindestens 1 m Breite freibleiben,

2. die Abteile durch Lattenwdnde mit mog-
lichst grofiem Lattenabstand unter Ausschluf3
von Drahtgitter gebildet sind, wobei die
Hihe der Lattenwinde 2 m nicht {iberschrei-
ten soll und an den Winden Stacheldraht
oder dhnliche Hindernisse unter keinen Um-
stinden angebracht werden diirfen.

Uberdies miissen Dachfenster und Rauchfiinge
auflerhalb der Abteile bleiben und diirfen die
Dachbodenabteile nicht an Rauchféingen anliegen.

Das Herstellen von Dachbodenabteilen bedarf
der Zustimmung des Hauseigentiimers und mui3
vor Inangriffnahme der Arbeit der zustédndigen
Baubehorde angezeigt werden.

Was soll man iiber den Rauchfangkehrer
wissen?

Das Reinigen der Rauchfinge von den Ab-
lagerungen RuB, Pech, Asche und dgl. darf
nur von befugten Rauchfangkehrern besorgt .
werden. Am Kehrtage haben die Wohn-
parteien im Hause anwesend zu sein und dem
Rauchfangkehrer Zutritt in die Wohnungen
zu gestatten, damit er die Ablagerungen aus
den Putztiirchen entnehmen kann.




Das Wegtragen der entfernten Ablagerungen
aus den einzelnen Wohnungen oder Geschéfts-
lokalen ist nicht Pflicht des Rauchfangkehrers,
sondern obliegt den Mietern, das Wegschaffen
der Ablagerungen aus allen iibrigen R&umen
des Hauses dem Hauseigentiimer, der auch da-
fiir zu sorgen hat, daB die Ablagerungen bis
zu ihrer Abfuhr gefahrlos verwahrt werden.

Das Reinigen der eisernen Ofen und kleinen
verschiebbaren Herde sowie der Kacheldfen
kann der Wohnungsmieter selbst ausfiihren oder
ausfilthren lassen.

Durch die Kehrarbeiten darf die gewdhnliche
Beniitzung der Feuerstdtten nicht behindert und
eine vermeidbare Beldstigung nicht verursacht
werden. In der Zeit von 17 bis 6.30 Uhr darf nur
mit Zustimmung des Hauseigentiimers und der
Mieter gekehrt werden. Ausgenommen sind Ge-
werbebetriebe, in denen die Kehrung wegen der
besonderen Betriebsverhéltnisse nur in dieser
Zeit vorgenommen werden kann.

Der Hauseigentiimer sowie die Mieter haben
dafiir zu sorgen, daB dem Rauchfangkehrer an
den verlautbarten XKehrtagen (Anschlag im
Hause), wie auch anlédBlich der jihrlichen Uber-
priifung, simtliche Kehrgegenstinde und Rauch-
fangputztiirchen leicht und gefahrlos zugénglich
sind und daB die Kehrung sowie die Entnahme

der Ablagerungen ungehindert wvorgenommen
werden konnen. Die Rauchfangputztiirchen
diirfen (z. B. durch Mébel) nicht verstellt und
durch Unberufene nicht gedffnet werden.

Kann die Kehrung an den verlautbarten Kehr-
tagen durch Verschulden des Hauseigentiimers
oder einer Mietpartei nicht vorgenommen wer-
den, so hat der Schuldiragende die Kehrung un-
verziiglich auf seine Kosten zu veranlassen.

Was hat bei der Aufstellung cines Ofens
zu geschehen? :

Derjenige, der eine neue Einmiindung in einen
Rauchfang oder in eine dhnliche Abgasleitung
einer Feuerstitte herstellen will, hat dem fiir
das Haus bestellten Rauchfangkehrer vorher
davon Mitteilung zu machen,

Was hat bei Rauchgasheschwerden zu
geschehen?

Es ist sofort der zustindige Rauchfangkehrer
zu benachrichtigen, bei Lebensgefahr die Feuer-
wehr der Stadt Wien zu verstédndigen.

(Bei Leuchtgasgeruch [Vergiftungsgefahr] sind
die Stddtischen Gaswerke sogleich zu benach-
rientigen.) T

StraBen-, Kraftfahrwesen, Wasserrecht

Stidtische StrafBlenverwaltung

Wer behebt Strafien- (Fahrbahn- und Geh-
steig-) Schiden?

Fiir die Behebung von StraBenschiden ist die
MADbt. 28, Wien XVII, Lienfeldergasse 96, Tele-
phon 66 16 91, zustdndig, die jede Mitteilung
(schriftlich oder telephonisch) tiiber schadhafte
Fahrbahn- oder Gehsteig-Stellen iibernimmt
(Journaldienst).

Aufgrabung auf dffentlichen Straflen

Unter welchen Bedingungen kann auf &ffent-
lichen Strafen oder Plitzen aufgegraben wer-
den?

Jede Aufgrabung auf einer StrafBle oder einem
Platz (Gehsteig oder Fahrbahn) bedarf im In-
teresse eines guten StraBenzustandes der vor-
herigen Bewilligung der MAbt. 28 (siehe
oben), die nur unter bestimmten technischen
Bedingungen erteilt werden kann. Es ist daher
bei notwendigen Aufgrabungen, wie fiir Haus-
kanalanschliisse, Einwurfschichte, Olabfiill- und
sonstige private Leitungen und Gehsteigherstel-
lung (4 X 6 S-Bundesstempel) rechtzeitig bei der
MADbt. 28 um die Aufgrabungsbewilligung anzu-
suchen. Um Neuanschliisse an die Gas-, Wasser-,
Strom- und Fernsprechkabel ist bei den Wiener
Stadtwerken bzw. den Wasserwerken oder der
Post- und Telegraphenverwaltung anzusuchen.

Wihrend der Wintermonate, das ist vom
1. Dezember bis Ende Februar, werden Aufgra-
bungen im allgemeinen nicht bewilligt.

Gehsteigherstellung

Jeder Eigentiimer eines Neu-, Zu- oder Um-
baues ist verpflichtet, entlang der Baulinien sei-
nes Bauplatzes einen Gehsteig nach den Anord-
nungen der Behorde in der vorgeschriebenen
Breite herzustellen, wobei es gleichgiiltig ist, ob
an oder hinter der Baulinie gebaut wird.

Vor Ausfithrung des Gehsteiges ist um Be-
kanntgabe der Breite und Bauart und um die
Aussteckung der Hoéhenlage anzusuchen (S 6.—
Bundesstempel).

Der Beginn der Gehsteigherstellung ist der
Behérde gechtzeitig anzuzeigen. Um die dazu er-
forderliche Aufgrabungsbewilligung ist bei der
MADt. 28 anzusuchen. Nach Fertigstellung des
Gehsteiges ist um die Feststellung der ordnungs-
méBigen Herstellung bei der MADt. 28 anzu-
suchen (S 6.— Bundesstempel und S 40.— Ver-
waltungsabgabeémarken), wobei von der Behorde
die Haftzeit festgesetzt wird.

Bei Portalentfernungen ist die freiwerdende
Gehsteigfliche mit dem gleichen Belag, den der
Gehsteig aufweist, zu versehen, also in den mei-
sten Fillen 2 em GuBasphalt auf 10 em Unter-
lagsbeton.

Ubernahme von Gehsteigen in die Erhal-
tung der Stadt Wien

Wer hat die Gehsteige instandzuhalten, welche
Gehsteige sind in der Erhaltung der Stadt Wien,
was ist zu tun, um noch nicht iibernommene

Gehsteige in die Erhaltung der Stadt Wien zu
iibergeben?

Granitpflaster- und Klinkergehsteige, die vor
Ende des Jahres 1929 ordnungsgemé&ll herge-
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stellt wurden, gelten als generell in die Erhal-
tung der Stadt Wien iibernommen.

Gehsteige, die noch nicht ausdriicklich in die
Erhaltung der Stadt Wien {ibernommen wurden,
es wire denn, dal sie schon vor 1883 her-
gestellt worden sind, stehen in der Er-
haltungspflicht des Liegenschaftseigentiimers,
der fiir die Instandhaltung zivil- und strafrecht-
lich verantwortlich ist. Solche noch nicht iiber-
nommene Gehsteige koénnen nach Ablauf der
Haftzeit, im allgemeinen 5 Jahre nach dem Bau,
nur dann tiber ausdriickliches schriftliches
Ansuchen (S 6.— Bundesstempel und S 40—
Verwaltungsabgabemarken) in die Erhaltung der
Stadt Wien tibernommen werden, wenn sie sich
in gutem, ordnungsméBigem, den Vorschriften
entsprechendem Zustand befinden. Ansuchen sind
an die MADt. 28 (wie oben) zu richten. Auf
schriftliches Ansuchen (zweimal S 6.— Bundes-
stempel, S 4— Verwaltungsabgabemarken) wer-
den von der MAbt. 28 auch Bestitigungen iiber
solche Ubernahmen von Gehsteigen in die Er-
haltung der Stadt Wien gegeben.

Welche Dienststelle ist fiir die Anbringung und

Instandhaltung von Verkehrszeichen (Verkehrs-

schilder, Warnungs- und Vorschrifts- oder Hin-
weistafeln) zustindig?

Die MADbt. 46 (technische Verkehrsangelegen-
heiten), XV., Kellinggasse 2/II, Tel. 54 16 16.

Straflenbeleuchtung und éffentliche
Uhren

Was ist zu tun, wenn in irgendeiner Gegend
Strafenlampen nicht brennen?

Auf keinen Fall schimpfen und alles auf sich
beruhen lassen, sondern den Sttrungsfall mit
genauer Zeit- und Ortsangabe (z. B. seit gestern,
den 23. Mirz ist die elektrische StraBenlampe
vor dem Hause, XVI., Friedmanngasse 27, oder
der Gaskandelaber vor dem Hause, XIX., Ge-
weygasse 4, finster) so rasch als mdglich mel-
den, entweder:

a) einem Rayonssicherheitswachebeamten mit
dem Ersuchen, die Meldung an die zustin-
dige Stelle (Wiener Stadiwerke - Elektri-
zititswerke, Storung offentliche Beleuch-
tung oder Wiener Stadtwerke-Gaswerke,
Storung Offentliche Beleuchtung) weiterzu-
geben,
falls ein Telephon zur Verfiigung steht,
direkt an die Wiener Stadtwerke - Elektri-
zitdtswerke unter Nummer 42 35 35 oder an
die Wiener Stadtwerke-Gaswerke unter
Nummer 421616, Storung offentliche Be-
leuchtung.

Je schneller die richtige Meldung an die
richtige Stelle kommt, desto rascher kann
die Stérung behoben werden.

b

=

Was soll man tun, wenn eine Offentliche Uhr
falsche Zeil zeigt, stehen geblieben ist oder die
Zifferblitter nachts schlecht oder gar nicht be-
leuchtet sind?

Den Storungsfall mit genauer Zeit- und Orts-
angabe (z. B. die offentliche Uhr auf dem
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Lichtmast Margaretenplatz steht seit heute
frith 8.20 Uhr und ihre Zifferblitter waren ge-
stern abends nicht beleuchtet) auf kiirzestem
Weg (am besten telephonisch unter der Nummer
45 16 01, Klappe 3136) der MAbt. 33, Wien VIII,
Friedrich Schmidt-Platz 5, melden.

Je frither die Meldung einlangt, umso schneller
kann die Stérung behoben werden.

Umbau von Kraftfahrzeugen

Auskunft iiber die technischen Vorschriften,
die beim Umbau von Kraftfahrzeugen einzu-
halten sind, erhilt man bei der MAbt. 46, Wien
XV, Kellinggasse 2.

Ausnahmen von Verkehrsbeschrinkungen

Antrige auf Ausnahmen wvon Verkehrsbe-
schrinkungen jeder Art sind bei der MAbt. 46,
Wien XV, Kellinggasse 2 (schriftlich mit S 6.—
Bundesstempel versehen), einzubringen.

Uberschwere, iiberlange bzw. iiberbreite
Transporte

Die Genehmigung fiir {iberschwere, iiberlange
bzw. lberbreite Transporte ist bei der
MADbt. 46, Wien XV, Kellinggasse 2 (schrift-
liche Eingabe mit genauen und verbindlichen
MaB- und Gewichtsangaben iiber das Ladegut
und die Transportfahrzeuge, mit S 6.— Bundes-
stempel versehen), zu erlangen.

Zulassung von Kraftfahrzeugen und An-
hiingern nach § 36 Abs. 2 des Kraftfahr-
gesetzes 1955 (Besonders groBe oder
schwere Kraftfahrzeuge)

Das schriftliche Ansuchen (mit S 6.— Bundes-
stempel versehen) ist bei der MAbt. 46, Wien
XV, Kellinggasse 2, einzubringen. Das Ansu-
chen soll die genaue Aufzihlung der StraBen-
ziige enthalten, die im Bundesland Wien be-
fahren werden sollen, ferner die fiir andere
Bundeslinder vom Amt der betreffenden Lan-
desregierungen ausgestellten gleichartigen Zu-
lassungsbescheide mit Datum und Geschiftszahl
sowie unter Anfiihrung der freigegebenen
Strallenziige. Dem Ansuchen ist weiters der Be-
scheid {iber die Einzelgenehmigung des Kraft-
fahrzeuges (Anhiéngers) nach den Kraftfahrvor-
schriften bzw. der Typenschein beizugeben.

Wie bewirbt man sich um eine Konzession
fiir den Linien- oder Gelegenheitsverkehr
oder fiir eine Fahrschule?

Der Anfrag auf Verleihung einer Konzession
fiir einen Linienverkehr oder fiir eine Fahr-
schule mul3 sshriftlich und kann fiir den Ge-
legenheitsverkehr (Taxi- bzw. Mietwagen-Ge-
werbe u. a.) auch miindlich bei der Magistrats-
abteilung 70 eingebracht werden. Abgesehen von
der im Einzelfall notwendigen Beibringung von
Unterlagen (iiber den Bedarf, die Leistungsfihig-
keit, die Betriebsfiihrung usw.) sind jedenfalls
die Personal- und Fahrzeugdokumente vorzu-




Avutomobil- und Karosseriezugehor

R u d (o] I " S i gmun d Lastwagen- und Omnibusbeschlige

Nch- und Fernverkehr won 1—20 Tonnen
Kipper von 3—10 Tonnen
Langeisen- und Langholztransporte u B Bu Qt n
Sand- und Schottergewinnung *

Wien XVII, Schumanngasse 103 Wien VIII/65, Schiésselgasse Nr, 28
66-25-25 Telephon 457631 Serie

Scha 138/76 S 37/76

Moderne, automatische

Schnellstart-
Briickenwaagen SOLE und Sparvergaser
und

Motor-
Registrierwaagen VELO SOLE Fahrréder
for jeden Verwendungszweck ABARTH Auspuff-Anlagen

s h b AG und Motorenteile
t em e' = “ Generalvertretungen Wien |, Bartensteingasse 4
Waagen- und Maschinenfabrik Adalbert Kiss

Service und Ersalzleile:

Wien X, Gudrunsirahe 194
642316

Wien XXIll, — Atzgersdorf
86 96 81/82

9L/60T NA

H 1/76

BELIEBT UND GESCHATZT IN ALLER WELT

sind die Personenkraftwagen, Last-
kraftwagen, Omnibusse, Traktoren,
Stabilmotoren, Werkzeuge, Jagd-
stutzen, Kugel- und Rollenlager-,
Motorrader, Motorroller, Mopeds,

OUCH
@?) Fahrrédder, Freilauf- und Drei-

gangnaben, Fahrradteile der

(2>

STEYR-DAIMLER-PUCH AKTIENGESELLSCHAFT

Scha 27/76

473




legen; die Beibringung eines Gutachtens der
zustdndigen Fachgruppe ist nicht erforderlich.

Wie bewirbt man sich um eine Fahrschul-
lehrer- oder Fahrlehrer-Berechtigung?

Auch hier sind die Personaldokumente (dster-
reichische Staatsbiirgerschaft zwingend) und die
erforderlichen Verwendungszeugnisse (dreijih-
riger Besitz des Fiihrerscheines und ebensolange
Fahrpraxis fiir jede im Ansuchen angestrebte
Fiihrerscheingruppe!), bei Fahrschullehrer-An-
suchen iiberdies der Nachweis der gesetzlich
geforderten besonderen schulmiBigen Ausbil-
dung dem Ansuchen an die Magistratsabtei-
lung 70 anzuschlieBen. Nach bestandener Priifung
und bei Vorhandensein der Vertrauenswiirdigkeit
wird die Bewilligung zur Ausiibung der Lehr-
tatigkeit als Fahrschul- oder Fahrlehrer in ent-
sprechendem Umfang erteilt. Der mit einem
Lichtbild versehene Fahrlehrerausweis wird erst
nach Abschlufl eines Dienstverhéltnisses mit
einer Fahrschule auf deren Ansuchen ausge-
stellt.

Ist die Absperrung einer PrivatstrafBie
durch den Grundeigentiimer oder Ver-
walter zuliissig?

Dient eine Privatsirafie dem 6ffentlichen Ver-
kehr, kann sie also von jedermann unter den
gleichen Bedingungen beniitzt werden, dann
darf sie nur von der Behorde gesperrt oder
sonstwie fiir den Verkehr beschrinkt werden
(Einbahnstrafen, Gewichtsbeschrinkungen u. a.).
Strafien ohne 6ffentlichen Verkehr kénnen vom
Grundeigentiimer oder Verwalter unter Beach-
tung der sonstigen Rechtsvorschriften gesperrt
oder auch auf bestimmte Fahrzeuge beschrinkt
werden,

Erlaubnis zur Beniitzung von Verkehrs-
und Erholungsflichen zu besonderen
Zwecken

Fiir die Beniitzung von in der Verwaltung der
Stadt Wien stehenden Verkehrs- oder Erho-
lungsfldchen zu anderen Zwecken als zu denen.
die jedermann zustehen, also z. B. zur Auf-
stellung von Gasthaustischen, Warenausrdumun-
gen, Fahrradstdndern, automatischen Personen-
waagen, Schaukasten, pratermiBligen Volksver-
gniigungen, Lagerungen usw. wie auch fiir Stra-
Benwerbung durch Lautsprecherwagen, Re-
klamewagen, Zettelverteiler, Plakattriger u. dgl.,
ist eine besondere Gebrauchserlaubnis und eine
straBenpolizeiliche Bewilligung, bei Anbringung
von Portalen, Schaukasten, Flach- oder Steck-
schildern, Lampen, Lichtreklamen usw. oberhalb
solcher Verkehrs- oder Erholungsflichen iiber-
dies eine baubehérdliche Bewilligung erforder-
lich. Ebenso bediirfen Werbungszwecken die-
nende Anlagen neben StraBen, z. B. Reklame-
tafeln, Lichtreklameanlagen usw., einer bau-
behordlichen und einer straBienpolizeilichen Be-
willigung und, soweit diese Anlagen in der freien
Landschaft oder an landschaftlich bemerkens-
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werten Punkten aufgestellt werden sollen, einer
Bewilligung nach dem Naturschutzgesetz.

Ansuchen um Erteilung der erforderlichen Be-
rechtigungen sind kei der MAbt. 35 — Gruppe
Gebrauchserlaubnisse (MAbt. 35 — G), Wien XII,
Theresienbadgasse 3, einzubringen.

Wird durch die beabsichtigte Beniitzung das
Privatrecht eines Dritten (z. B. Grund- oder
Hauseigentiimer) beriihrt, dann sind dessen Zu-
stimmungserklirung und zwei Pline (Skizzen)
liber den Anbringungs- bzw. Aufstellungsort und
den anzubringenden Gegenstand dem Ansuchen
anzuschliefien.

Fir die Erlaubnis zur Beniitzung der Ver-
kehrs- oder Erholungsflichen oder des dariiber
befindlichen Luftraumes ist eine Gebiihr zu
entrichten.

Es wird besonders darauf aufmerksam ge-
macht, dafl die Zustimmung einer ein solches
Grundstiick verwaltenden Stelle des Ma-
gistrates zur Verwendung des Grundstiickes fiir
besondere Zwecke, wie Plakatwand, Kiosk, An-
schlag- und Schaukasten usw., nur der privat-
rechtlichen Zustimmung des Grundeigentiimers
gleichzuhalten ist und die eingangs angefiihrte,
aus offentlichen Riicksichten gesetzlich erfor-
derliche Bewilligung (Gebrauchserlaubnis) weder
beinhaltet noch ersetzt.

Was ist unter der zuliissigen Belastung,
z. B.: ,,9 t* auf Vorschriftstafeln zur Befah-
rung von Briicken zu verstehen?

Die Briicke darf nur von Fahrzeugen beniitzt
werden, deren Gewicht (Eigengewicht -+ La-
dung) hiéchstens 9 t betriigt. Dabei ist es zulds-
sig, jeden Fahrbahnstreifen der Briicke, Rich-
tung wie Gegenrichtung, gleichzeitig mit ebenso
schweren Fahrzeugen zu befahren.

Briicken ohne gewichtsbeschrinkende Vor-
schriftstafeln diirfen von allen Fahrzeugen be-
fahren werden, die nach der geltenden Kraft-
fahrverordnung (BGBl. Nr. 288/55, §§ 1 und 2)
allgemein fiir den Strafienverkehr zugelassen
sind.

Ableitung von Schmutz- und Fikalwis-
sern in offentliche Wasserliufe oder ins
Grundwasser

Abwésser diirfen nur auf Grund einer wasser-
rechtlichen Bewilligung (fiir Wien die MADbt. 58
zustdndig) in Gewdisser (einschlieBlich des Grund-
wassers) eingeleitet werden. Eine Bewilligung
hiezu erfolgt nur, wenn die Abwiésser, je nach
der GroBe des Vorfluters, mechanisch oder bio-
logisch gereinigt werden.

Hochwasserschiiden an- privaten
Liegenschaften

Nach dem Wasserrechisgesetz hat der Eigen-
tiumer von durch Hochwasser bedrohten oder
beschédigten Liegenschaften fiir deren Schutz
oder Instandsetzung selbst aufzukommen.




Wenn ein Eigentiimer einen auf seinem Grund
entstandenen Hochwasserschaden nicht beheben
148t, kann der Nachbar zum Schutz seiner da-
durch bedrohten Liegenschaft behérdliche Hilfe
in Anspruch nehmen, und zwar in Wien bei der
MADbt. 58.

Mit Bescheid kann der Eigentiimer der be-
schidigten Liegenschaft gezwungen werden, die
Ausfithrung der nétigen SchutzmaBnahmen auf
Kosten derjenigen, von deren Liegenschaften
die Gefahr abgewendet werden soll, entweder
selbst vorzunehmen oder deren Vornahme zu
gestatten und hiezu nach dem dabei erreichten
eigenen Vorteil beizutragen.

Auskunft iiber Grundwasserstinde

Die MAbt. 29 unterhilt in Wien ein ausge-
dehntes Netz von Grundwasserbeobachtungsstel-
len. Aus den mitunter langjdhrigen Beobach-
tungsdaten lassen sich oft gute Riickschliisse
auf die Grundwasserverhiltnisse der Umgebung
ziehen.

Die von der Abteilung gesammelten Beobach-
tungsergebnisse stehen der Offentlichkeit zur
Verfiigung.

Sondervorschriften fiir die Befahrung
des Wiener Donaukanals

Die Uberleitung des Donauverkehrs auf den
Wiener Donaukanal ist nicht ohne weiteres mog-
lich, da das enge Fahrwasser, die scharfen
Kriimmungen und die verhéltnismiBig starke
Stromung einer freiziigigen Ausiibung der Schiff-
fahrt, wie sie auf dem Donaustrom méglich ist,
hindernd im Wege stehen.

Die Schwierigkeit des Schiffsverkehrs im
Donaukanal hat zur Erlassung von Sonder-
vorschriften in Gestalt der ,Donaukanalverord-
nung® aus dem Jahre 1927 gefiihrt, deren Hand-
habung der MAbt. 58 als Schiffahrtsbehérde und
der MAbt. 29 als Donaukanalinspektion obliegt.

Nach dieser Verordnung ist der Durchzugs-
verkehr ganz verboten und der Umschlags-
verkehr und die Personenschiffahrt an wver-
schiedene Beschrinkungen gebunden. So ist z. B.
in der Strecke von der Aspernbriicke aufwiérts
der Verkehr von Fléfien und motorisch betrie-
benen Fahrzeugen an bestimmte Zeiten gebun-

den und im ganzen Kanal die Talfahrt mit
Schleppen im Anhang verboten. Dampf- oder
Motorschiffe diirfen den Wiener Donaukanal
nur mit Bewilligung der Donaukanalinspektion
befahren; die Ausiibung des Rudersportes im
Donaukanal ist im allgemeinen verboten. Schiffe
mit feuergefidhrlicher Ladung (z. B. Mineraldl)
diirfen nur den unteren Teil des Donaukanales
bis zirka 350 Meter unterhalb der Teerfabrik
befahren.

Durch Verordnung des Biirgermeisters der
Stadt Wien als Landeshauptmann sind ferner
die Verkehrs- und Schleusungszeiten (durch die
Schleuse NufBldorf) festgesetzt.

Die unmittelbare schiffahrtspolizeiliche Auf-
sicht im Wiener Donaukanal wird von den
Stromaufsichten ,NuBidorf* und ,Donaukanal®
besorgt, die mit je einem Strommeister als
schiffahrtsbehordliches Organ besetzt sind.

Baugrundkataster

Wo ist etwas iiber Baugrundverhéltnisse in Wien
(guter oder schlechter Baugrund) zu erfahren?

In der MADbt. 29, Unterabteilung Grundbau,
besteht ein Baugrundkataster, aus dem Bau-
grundverhiltnisse beurteilt werden koénnen.
Es sind Aufzeichnungen vorhanden iiber Bohr-,
Brunnen- und Schachtprofile, Baulichkeiten mit
besonderen Griindungen, alte Einbauten, Ge-
rinne, Ziegel- und Schottergruben. Ferner koén-
nen bodenphysikalische Kennziffern und che-
mische Grundwasseranalysen eingesehen werden.

Fiir die Beniitzung des Baugrundkatasters wird
auf Grund des Beschlusses des Gemeinderates
vom 26. Juni 1959, Pr.-Z. 1494/59, eine Gebiihr
erhoben.

Die Gebiihr betriagt S 25.— je Beniitzung von
Aufzeichnungen, welche die gleiche Baugrund-
katasterzahl tragen, oder fiir jede Beniitzung
einer in den Lageplinen unmittelbar aufschei-
nenden Eintragung ohne Baugrundkatasterzahl.

Die Gebiihr ist noch vor Beniitzung in Bargeld
zu begleichen. Von der Entrichtung sind u. a.
Personen ausgenommen, welche Unterlagen aus
dem Baugrundkataster nachweisbar fir eine wis-
senschaftliche Arbeit (z. B. Dissertation) bendti-
gen sowie Personen und Firmen, welche Auf-
zeichnungen fiir den Baugrundkataster in wesent-
lichem Umfang freiwillig zur Verfiigung stellen,

Veterinidrwesen

Wer ist berechtigt, eine Hausschlachtung
bzw. Fleischausschrotung durchzufiihren?
Was hat man dabei zu beachten?

Kleintiere, wie Kaninchen, Hiihner, Enten,
Génse u. dgl, kénnen ohne weiteres von der
Hausfrau oder einer Hilfskraft geschlachtet
bzw. gestochen werden. Anders ist es mit der
Schlachtung und Fleischausschrotung groéferer
Tiere, deren Fleisch nicht nur im Haus verwen-
det, sondern auch gegen Entgelt abgegeben

werden soll. Es ist dies ein Recht des Fleischer-
gewerbes, das durch eine besondere Ausnahme-
bestimmung der Gewerbeordnung unter be-
stimmten Voraussetzungen den Landwirten zu-
kommt. Es gilt diese Ausnahme auch fiir solche
Personen, die, ohne berufsmiBig Landwirte zu
sein, auBerhalb eines eigentlichen landwirt-
schaftlichen Betriebes in ihrer Hauswirtschaft
Schweine gehalten, dieselben aufgezogen haben.
Werden in solchen Fillen die Tiere infolge Not-
standes oder auch zum Zweck einer besseren
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Verwertung des Tieres im Hause geschlachtet,
sodann das gewonnene Frischfleisch stiickweise
im Geho6ft gegen Entgelt abgegeben, so kann
hiebei von einem unbefugten Gewerbebetrieb
nicht die Rede sein. Fiir alle Hausschlachtungen
gilt, daB sie nur vereinzelt, nicht hiufig, nicht
regelmiBig, nicht gewerbsmiifiig, d. h. dem Um-
gang der Landwirtschaft bzw. Tierhaltung in der
Hauswirtschaft entsprechend, erfolgen diirfen.
Die Verwendung fleischergewerblich ausgebil-
deter Arbeitskrifte ist, ebenso wie das Schlach-
ten in eigenen Betriebsanlagen oder die Abgabe
von Frischfleisch auBerhalb des landwirtschaft-
lichen Betriebes (Gehoftes), verboten, da in die-
sen Fillen der Tatbestand des unbefugten Ge-
werbebetriebes gegeben wire. Wie steht es nun
hiebei mit der Beschaupflicht? Diese ist durch
den § 13 des Tierseuchengesetzes und den § 1
der Vieh- und Fleischbeschauverordnung 1924/25
geregelt. Danach unterliegt alles Schlachtvieh
und in gewerblichen Schlachtlokalititen auch
alles Stechvieh der Vieh- und Fleischbeschau.
Alle Notschlachtungen — sowohl bei Schlacht-
als auch bei Stechvieh — unterliegen ausnahms-
los der Beschaupflicht. Wird das Fleisch aus
einer Hausschlachtung von Stechvieh (Kéilber,
Schafe, Schweine, Ziegen) vom Erzeuger direkt
an den unmittelbaren Verbraucher entgeltlich
abgegeben (Ausschrotung), dann entfillt die
Beschaupflicht. Diese ist aber vorhanden, wenn
Fleisch — wenn auch nur teilweise — an ge-
werbliche Fleischerbetiriebe wverkauft werden
soll. Im Hinblick auf die gesundheitlichen Ge-
fahren durch den GenuB3 unbeschauten Fleisches,
das von anscheinend gesunden Tieren stammt
(z. B. Finnenbefall), wird auch in den Fillen,
in denen die Beschaupflicht von Stechvieh nicht
obligatorisch ist, die Beschau dringend ange-
raten. Die Vornahme der Vieh- und Fleisch-
beschau ist bei den Veterindramtsabteilungen
der Magistratischen Bezirksdmter anzumelden.

Welche Begleitpapiere braucht man fiir
Hunde oder Katzen, die zu Tierausstellun-
gen gebracht werden?

Hunde oder Katzen, die zu Tierausstellungen,
Tierschauen u. dgl. verbracht werden, brauchen
ein vomm Amtstierarzt des Magistratischen Be-
zirksamtes oder der Bezirkshauptmannschaft
ausgestelltes Ursprungs- und Gesundheitszeug-
nis, fiir welches je Tier eine Bundesverwaltungs-
abgabe von S 15.— zu entrichten ist.

In Wien sind daher die Hunde oder Katzen
dem Amtstierarzt bei der Veterinidramtsabteilung
des Magistratischen Bezirksamtes des Wohn-
bezirkes zur Untersuchung und Ausstellung der
Bescheinigung vorzufiihren.

In den Bundesléindern stellt der Amtstierarzt
bei der Bezirkshauptmannschaft dieses Ur-
sprungs- und Gesundheitszeugnis aus.

Bei Hunden und Katzen, die aus dem Aus-
land stammen, ist fiir die Riickreise die Seuchen-
freiheit des Verwaltungsbezirkes, in welchem
die Ausstellung abgehalten wurde, amtstier-
drztlich bescheinigen zu lassen.
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Was hat man zu tun, wenn man mit
einem Hund in das Ausland fahren will?

Man erkundigt sich vorerst bei der Ver-
tretung (Gesandtschaft, Botschaft oder Konsulat)
des Landes, in das den Hund einzubringen be-
absichtigt ist, welche Bedingungen bei der Ein-
fuhr zu erfiillen sind; ob das Ursprungs- und
Gesundheitszeugnis beziiglich seiner Echtheit
Z. 1133 von der Gesandtschaft beglaubigt werden
muf.

Das Ursprungszeugnis wird, falls es die
Seuchenverhéltnisse erlauben, bei der Veterinir-
amtsabteilung des fiir den Wohnort des Hunde-
besitzers zustidndigen Magistratischen Bezirks-
amtes zwischen 8 und 9 Uhr bzw. zwischen 14
und 15 Uhr ausgestellt. Der Hund ist zur amts-
tierdrztlichen Untersuchung mitzunehmen.

Wer beseitigt verendete Tiere?

Verendete Tiere werden kostenlos von der Tier-
koérperverwertungsanstalt abgeholt. Der Tier-
besitzer hat verendete Tiere ehemoglichst miind-
lich oder telephonisch beim Magistratischen
Bezirksamt, beim Ortsvorsteher, beim Amtstier-
arzt oder im né#chsten Sicherheitswachzimmer
anzumelden. Eigenmichtiges Eingraben von
Tierleichen ist verboten. Einzelne, nicht durch
eine Seuche gefallene Hithner ktnnen verbrannt
werden.

Was miissen die Tierbesitzer von der An-
zeige der Tierseuchen wissen?

Der Tierbesitzer hat den Verdacht auf eine
Tierseuche so rasch als moglich dem Orts-
vorsteher, dem Amtstierarzt oder dem Ma-
gistratischen Bezirksamt mitzuteilen.

Die Anzeichen anzeigepflichtiger Tierseuchen
sind in der Belehrung iiber Tierseuchen zu § 17
des Tierseuchengesetzes beschrieben.

Die Symptome der einzelnen Tierseuchen soll
der Tierhalter kennen, um rechtzeitig den Aus-
bruch der Seuche festzustellen oder wenigstens
Verdacht zu schopfen. Er wird sich dadurch
vor Schaden, vor einer Bestrafung und vor dem
Verlust einer staatlichen Entschidigung wegen
Unterlassung der rechtzeitigen Anzeige be-
wahren.

Auskiinfte iiber Tierseuchen geben die Be-
zirksbauernkammern, die Amtstierdrzte und die
praktischen Tierdrzte.

Wann ist ein TierpaB erforderlich?

Fiir Haustiere, die der Gattung der Wieder-
kduer, Einhufer oder Schweine angehéren, sind
Tierpésse beizubringen, wenn die Tiere:

a) auf einen Markt, eine Auktion, eine Aus-

stellung oder eine Tierschau,

b) anlédBlich des Wechsels des stéindigen Auf-
enthaltsortes in eine andere Gemeinde
gebracht,

¢) mittels Eisenbahn,
zeugen (Anhingern) oder
iiber den Bereich
hinaus befdrdert,

Schiffen, Kraftfahr-
Luftfahrzeugen
einer Ortsgemeinde




d) ohne einen stindigen Aufenthaltsort zu

haben, von Ort zu Ort getrieben werden.

Der Begriff ,Gemeinde” im Sinne dieser Be-
stimmungen umfaBt in Wien das gesamte Ge-
meindegebiet, so dafl das Verbringen von Tieren
von einem Wiener Gemeindebezirk in einen an-
deren ohne Beibringung eines Tierpasses erfolgen
kann.

Anmeldungen fiir TierpaBausstellungen sind
in den Veterindramtsabteilungen der Magistra-
tischen Bezirksdmter schriftlich oder zwischen
8 und 9 Uhr bzw. 14 und 15 Uhr telephonisch
oder miindlich zu machen.

In welchen Fillen mufi die Vieh- und
Fleischbeschau durchgefiihrt werden?

Die Vieh- und Fleischbeschau ist beim
Schlachtvieh (Rinder, Pferde) in jedem Falle
durchzufithren und in gewerblichen Schlacht-
lokalititen ist dieselbe auch auf das Stechvieh

(Kidlber, Schweine, Ferkel, Schafe, Lammer,
Ziegen, Kitze) auszudehnen.
Dariiber hinaus muB bei Notschlachtungen

stets eine Beschau stattfinden und es ist daher
jeder Tierhalter wverpflichtet, in allen Fillen
von Notschlachtungen die Beschau bei der
Veterindramtsabteilung des Magistratischen Be-
zirksamtes anzumelden.

Wie erfolgt eine Uberpriifung des nach
Wien eingebrachten Fleisches?

Alles Fleisch, das in das Gebiet der Stadt
Wien eingefiihrt wird und zum gewerbsmifigen
Verkauf oder zur gewerbsméBigen Verarbeitung
bestimmt ist, unterliegt der amtstierdrztlichen
Uberbeschau. Dies bezieht sich aber nicht nur auf
das Fleisch selbst, sondern auch auf die daraus
hergestellten Fleischwaren (Wiirste und dgl}
sowie auf alle bei der Schlachtung gewonnenen
und zum menschlichen Genufl geeigneten Pro-
dukte (Fett, Innereien, Dirme u. dgl.).

Die genannten Waren werden bei der Ein-
bringung nach Wien in Zeiten des Marktzwan-
ges auf den Fleischmirkten iiberbeschaut; anson-

sten haben die Betriebe, die Fleisch- und
Fleischwaren  verarbeiten oder verkaufen
(Fleischer, Gaststiitten, Lebensmittelgeschifte

u. dgl.) die Verpflichtung, diese Waren bei ihrer
Einbringung nach Wien sofort zur Uberbeschau
zu bringen (GroBmarkthalle, Zentralviehmarkt
St. Marx) bzw. bei der Veterindramtsabteilung
des Magistratischen Bezirksamtes zur Uber-
beschau anzumelden.

Was soll die Hausfrau bei verdorbenen
Fleischwaren beachten?

Stellt die Hausfrau bei Aufbewahrung von
Fleisch oder Fleischwaren Zeichen von Verderb-
nis, z. B. abweichenden Geruch und Geschmack
oder abweichende Farbe, fest, so mufl von dem
Genuf3 solcher Ware ernstlich abgeraten werden.
Will sie aber aus Sparsamkeitsgriinden diese doch
noch verwenden, so soll sie sich an den Amts-
tierarzt des zustindigen Magistratischen Be-
zirksamtes wenden, der ihr iiber die Verwen-

dungsfihigkeit solchen Fleisches fachménni-
schen Rat erteilen kann. Ebenso kann sie auch
dort Fleisch und Fleischwaren, die sie eben ge-
kauft hat, auf ihre GenuBfdhigkeit und ihre
Qualitit beurteilen lassen. Bei berechtigter Be-
schwerde wird er veranlassen, daB ihr fiir die
beanstandete Ware Ersatz gegeben wird, dar-
tiber hinaus aber wird er Vorsorge treffen, daB
solche Ware aus dem Verkehr gezogen wird und
damit andere Kiufer vor Schaden bewahrt
werden.

Bakterielle Lebensmittelvergiftungen

Unter einer bakteriellen Lebensmittelvergif-
tung versteht man eine unter Vergiftungserschei-
nungen bei Menschen auftretende Krankheit, die
durch den GenuB bakterienhaltiger Lebensmittel
entsteht und als Einzel- oder Gruppenerkran-
kung oder in ausgedehnten Epidemien vor-
kommt. In Betracht kommen Lebensmittel tieri-
scher und pflanzlicher Herkunft in frischem, zu-
bereitetem und konserviertem Zustand. Krank-
machend wirkt das von den Bakterien gebildete
Gift.

Wenige Stunden nach der Mahlzeit, in der
Regel zwei bis acht Stunden, seltener erst nach
einigen Tagen, stellen sich die ersten Krankheits-
erscheinungen ein. Diese beginnen mit allgemei-
ner Mattigkeit, Leibschmerzen, Aufstoflen, Kol-
lern im Leib, Ubelkeit und Erbrechen. Sehr bald
folgen auch Durchfille mit diinnen bis wisseri-
gen Stiihlen. Zuweilen treten Kopfschmerzen,
Afterzwang und Wadenkrdmpfe auf. Die Tempe-
ratur ist meistens nur wenig erhoht. In schweren
Fillen kommen auch nervise Symptome, wie Be-
nommenheit, Stérungen der Augenbewegungen
und Akkomodation, bei Kindern auch Krampfe,
vor. Bei schwerem Verlauf kann die Erkrankung
in ein bis vier Tagen unter Kreislaufschwéche zum
Tod fithren. Todesfille sind aber selten. Der Ver-
lauf ist in der Mehrzahl der Fille leicht, Heilung
erfolgt nach wenigen Tagen. Von den Patienten
werden die Bakterien mit dem Stuhl und Urin
ausgeschieden. Im allgemeinen hort die Ausschei-
dung mit der Genesung oder einige Tage danach
auf. Die Ausscheidung der Keime kann aber
auch Wochen und Monate, ja sogar jahrelang
andauern. Solche Personen werden als Bakterien-
ausscheider bzw. Dauerausscheider bezeichnet.
Diese konnen die Quelle neuer Erkrankungen
werden, indem sie unter AuBerachtlassung der
hygienischen Vorsichtsmafinahmen Lebensmittel
mit ihren Ausscheidungen wverunreinigen.

Lebensmittelvergiftungen, die nach Genul
von Fleisch oder Fleischwaren entstehen, werden
Fleischvergiftungen genannt. Der allergrofite
Teil der Fleischvergiftungen wird durch den Ge-
nuB von rohem oder unvollkommen durchgebra-
tenem oder nicht véllig durchgekochtem Fleisch
verursacht. Dabei hingt die Schwere der Erkran-
kung in erster Linie von der Menge der aufge-
nommenen Bakterien und deren Giftgehalt ab.
Bei hoheren AuBentemperaturen findet eine
starke Vermehrung und Anreicherung der etwa
vorhandenen Keime statt. Bei Kiihlhaustempe-
raturen von nur wenigen Graden {iber dem Ge-
frierpunkt wird das Bakterienwachstum wohl
verzdgert, nicht aber aufgehoben. Es bleibt daher
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Fleisch im Kiithlraum nur kurze Zeit frisch, nach
einer mehrwochigen Lagerung ist es nicht mehr
unbedenklich. Bereits zerteiltes Fleisch soll rasch
verbraucht werden. Besondere Vorsicht ist bei
faschiertem Fleisch geboten. Dieses darf nur
einige Stunden im Kiihlschrank vorritig gehal-
ten werden und ist bis spétestens abends zuzu-
bereiten und zu braten.

SchlieBllich sei noch auf die bakteriellen Le-
bensmittelvergiftungen hingewiesen, die nach
dem Genufl von rohen Enten- und Hiihnereiern
oder mit solchen zubereitete Speisen, wie Mayon-
naisen, Salate, Puddings, Mehlspeisen und auch
Faschiertem, zuriickzufiihren sind. In letzter Zeit
hat auch aus dem Ausland eingefiihrtes Trocken-
eipulver Anlal zu Beanstandungen gegeben.

Wenn Gesundheitsschiddigungen durch Lebens-
mittel auftreten, ist sofort der zustdndige Amts-
arzt zu benachrichtigen. Dieser nimmt nach er-
folgter Meldung an Ort und Stelle die Ermitt-
lung iiber den Verlauf und die Ursache der Er-
krankung auf. Vor allem entnimmt er auch Pro-
ben von Harn, Kot und sonstigen Ausscheidun-
gen der Patienten und von den verdichtigen
Lebensmitteln. Handelt es sich bei den verdich-
tigen Lebensmitteln um Fleisch, Fleischwaren
oder Eier, so sind diese Ermittlungen gemeinsam
mit dem Amtstierarzt vorzunehmen, der seine
Nachforschungen auch auf etwaige verdichtige

Erkrankungen der Schlachttiere und des Geflii-

gels ausdehnen mulb.

Um Lebensmittelschiddigungen zu vermeiden,
sind zahlreiche gesetzliche Vorschriften erlassen
worden. Aber auch die Beachtung der allgemei-
nen Hygiene in den Betrieben sowie beim Ver-
braucher ist zur Verhiitung von Lebensmittel-
vergiftungen unbedingt notwendig.

Vatertierhaltung

Ankaufsbeihilfe fiir einen Sprungstier bzw.
Sprungeber in 6ffentlicher Verwendung

Bei der Magistratsabteilung 58, Wien I, Eben-
dorfer Strafie 1, ist um die Bewilligung der An-
kaufsbeihilfe einzureichen. Dem Ansuchen sind
die Abstammungs- und Ko&rpapiere anzuschlie-
Ben. Vor der Zuteilung der Ankaufsbeihilfe wird
das Tier amtstierérztlich auf seinen Gesund-
zustand und seine Deckfreudigkeit untersucht
und seine bisherigen Befruchtungsergebnisse
nach den Aufzeichnungen im Deckbuch beurteilt.

Zuchtpferdehaltung

Belegen von Zuchtstuten

Auskunft iiber die Hengsten-Einteilungsliste
der zur Zucht aufgestellien staatlichen und an-
gekodrten Privathengste (Ausstellungsort, Rasse,
Farbe, Datum der Geburt) fiir die laufende Deck-
periode im Gebiet des Landes Wien erteilen die
Amistierirzte der zustindigen Magistratischen
Bezirksdamter oder der Landstallmeister fiir Nie-
derdsterreich und Wien I, Bankgasse 2, Telephon
63 36 01, Klappe 20. ’

Verwilderte Haustauben in der GroBstadt

Auf Grund des Naturschutzgesetzes und der
. Naturschutzverordnung zidhlen die verwilderten
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Haustauben zu den nicht geschiitzten Tierarten.
Bei ihrem Uberhandnehmen kénnen daher Ma@-
nahmen zu ihrer Beseitigung ergriffen werden.
Es ist dabei zu beachten:

1. Das beste Mittel, um ein iiberm#Biges Uber-
handnehmen der wverwilderten Haustauben in
der GroBstadt — die sogenannte Taubenplage —
zu vermeiden, wire die Unterlassung der Fiit-
terung dieser Tiere. Die verwilderten Haustauben
wiirden dadurch gezwungen, andere Futterplitze
aufzusuchen, d. h. abzuwandern. Auf dem fla-
chen Land sind die Tauben als wichtige Ver-
tilger der Unkrautsamen niitzliche Helfer der
Landwirtschaft, was bei Untersuchung des
Kropfinhaltes festgestellt wurde.

2. In der Zeit vom 15. April bis 15. September
(Brutzeit) sollen keine MaBnahmen zu ihrer Be-
seitigung ergriffen werden, um den noch nicht
fliigge gewordenen Jungtauben in den Nestern
die Eltern nicht wegzunehmen und sie damit dem
Hungertod auszuliefern. AuBerdem wird durch
die in unzuginglichen Orten verwesenden Lei-
chen der Nesttiere ein sanitérer Ubelstand ge-
setzt.

3. Die nach dem freien Ermessen der Haus-
besitzer, Hausverwalter oder Hausbewohner als
notwendig erachtete Toétung der verwilderten
Haustauben erfolgt zweckmiBigerweise durch
Blausdurekdder, am besten durch konzessionierte
Schidlingsbekdmpfer. Diese Art der Tétung
wirkt unfehlbar innerhalb der kiirzesten Zeit,
bereitet keinerlei Schmerzen und ist sanitir un-
bedenklich, wenn die Kérper der gettteten Tiere
sowie die nicht angenommenen Giftkéder sofort
eingesammelt werden. Das Auslegen der Koder
soll in den frithesten Morgenstunden erfolgen.

4. Das Ansuchen um die Erteilung einer Be-
willigung zum Bezug von Gift ist bei der zu-
sténdigen Bezirksverwaltungsbehérde — das ist
in Wien das Magistratische Bezirksamt — ein-
zubringen. Die Gesuche haben Angaben iiber .
den Namen, Beruf und Wohnort des Bewerbers,
liber die Art und, sofern um einen Giftbezug-
schein angesucht wird, auch iiber die Menge, die
in Aussicht genommene Aufbewahrung und Ge-
barung sowie iiber die Notwendigkeit der ange-
forderten Menge des Giftes zu enthalten.

5. Die vergifteten verwilderten Haustauben
sind als Nahrungsmittel fiir den Menschen ge-
nuBuntauglich, die eingesammelten Tierkérper
sind der Tierkérperverwertungsanstalt, Wien XI,
Simmeringer Lédnde Nr. 208 (Tel. 72 3410), zu
libergeben, die eingesammelten Giftkéder un-
schédlich zu beseitigen.

6. Beim Fang, Transport und dem Téten ist
jede Tierquélerei zu vermeiden.

7. Das AbschieBen von verwilderten Haustau-
ben im verbauten Wiener Stadtgebiet ist ver-
boten.

Unter welcher Voraussetzung diirfen
Kraftfahrzeuge (Anhiinger) zu Tiertrans-
porten verwendet werden?

Kraftfahrzeuge (Anhénger), die zu Transporten

von Wiederkéduern, Einhufern, Schweinen oder
Gefliigel verwendet werden sollen, miissen vor-




her beim zustindigen Magistratischen Bezirksamt
zwecks Uberpriifung, ob das Fahrzeug fiir Tier-
transporte geeignet ist, angemeldet werden. Die
Fahrzeuge (Anhidnger) miussen undurchlédssige
Boden aufweisen und so beschaffen sein, dafl
das Herausfallen von Streu und Exkrementen
und das AbflieBen von Harn und Sekreten nach
Moglichkeit hintangehalten wird.

Bei erfolgter Genehmigung wird fiir das Fahr-
zeug (Anhidnger) ein Kontrollbuch ausgestellt,
das bel Transporten stets mitgefiihrt werden
muB; vom Transportfilhrer sind die einzelnen
Tiertransporte jeweils in das Kontrollbuch ein-
zutragen.

Wann miissen Kraftfahrzeuge desinfiziert
werden?

Nach jedem Tiertransport sind die verwende-
ten Kraftfahrzeuge bzw. ihre Anhénger, bevor
sie zu anderen Fahrten bentiitzt werden, unter
amtlicher Aufsicht zu reinigen und zu desinfizie-
ren, z. B. auch alle jene Fahrzeuge, auf denen
lebende Schweine in Fleischerbetriebe zur
Schlachtung gefiihrt werden. In Wien steht fiir
diese Reinigung und Desinfektion die Wagen-
desinfektionshalle auf dem Zentralviehmarkt in
der Zeit von 7 bis 17 Uhr zur Verfiigung. Die
Verwendung nichtdesinfizierter Kraftwagen bzw.
Anhédnger wird nach dem Tierseuchengesetz be-
straft. Denn werden auf nicht vorschriftsméfig
gereinigte und desinfizierte Wagen nach Be-
forderung lebender Tiere andere Giliter verla-
den, so werden diese mit verschiedenen, darun-
ter auch gesundheitsschidigenden Keimen ver-
unreinigt und konnen so zum Ausbruch einer
Krankheit bei Menschen oder Tieren fiithren.

Was hat der Tierbesitzer bei Erkrankun-
gen des Gefliigels oder der Schweine zu
tun?

Vor allem soll nicht zugewartet werden, wenn
geglaubt wird, daB es sich nur um eine Magen-
darmstérung, um eine Erkidltung oder um eine
Vergiftung handle. Der Tierbesitzer soll zu-
nichst den praktischen Tierarzt zu Rate zie-
hen. Bei unvorhergesehenen Todesfillen oder
bei Verenden nach kurzer Krankheitsdauer ist
dies dem Amtstierarzt unverziiglich anzuzeigen.
Der Amtstierarzt veranlaBit die Abholung der
Tierleichen oder bei Seuchenverdacht die Durch-
fiihrung der Obduktion in der Tierdrztlichen
Hochschule. Beim Gefliigel kommen zur Zeit
an seuchenhaften Erkrankungen vor allem Ge-
fliigelpest und auch ansteckende Hiihnerldh-
mung, bakterielle Kiickenruhr und Hiihner-
typhus sowie Gefliigelcholera vor. Unter den
Schweinen tritt am h3ufigsten Rotlauf, sel-
tener Schweinepest und vereinzelt ansteckende
Schweinelihmung auf. Wie kann nun der Tier-
besitzer dem Auftreten der Seuchen in seinem
Tierbestande vorbeugen?

1. Neu angekaufte Tiere sind 14 bis 40 Tage
getrennt vom alten Bestande zu halten.

2. Die Futteraufnahme und die Abginge der
Tiere sind zu beobachten.

3. Von den erprobten Schutzimpfungen gegen
Gefliigelpest und Rotlauf der Schweine
soll unbedingt Gebrauch gemacht werden.

4. An die Hiihner sollen nie rohe Eierschalen
und Gefliigelschlachtabfidlle wegen Gefahr
der Einschleppung von Gefliigelseuchen ver-
fiittert werden.

5. Bruteier, Eintagskiicken und Zuchtgefliigel
diirfen nur aus kontrollierten Betrieben
gekauft werden. Auskiinfte hieriiber sind
von den Amtstierirzten zu erhalten.

6. An Schweine soll Kiichentrank nur nach
zweistiindigem Kochen verabreicht werden.

SchlieBlich soll sich der Tierbesitzer in allen
Fragen der Seuchenvorbeugung, der Tierzucht,
der Impfung und der Tierhaltung an den Amts-
tierarzt wenden, der in den Magistratischen Be-
zirksimtern zwischen 8 und 9 Uhr und 14 bis
15 Uhr zu erreichen ist.

Untersuchung des Schweinefleisches oder
Speckes auf Trichinen

In Wien wird die Untersuchung des gesamten
Schweinefleisches auf Trichinen nur in solchen
Betrieben durchgefiihrt, deren Eigentiimer ge-
mAB einer Ministerialverordnung aus dem
Jahre 1924 die Herstellung von Lebensmitteln
aus rohem Schweinefleisch, die zum Genusse in
ungekochtem oder ungebratenem Zustande be-
stimmt sind, angezeigt haben. Auf Trichinen
untersuchte Schweine haben einen 5 em langen
und 2 cm breiten Stempelabdruck ,trichinen-
frei* auf den Schultern und den Innenfldchen
der beiden Hinterschenkel.

Entgegenkommenderweise werden nunmehr
auch Schweine, die zur Herstellung flir zur
Ausfuhr bestimmter Fleischwaren verwendet
werden, auf Trichinen untersucht.

Nachdem die Trichine beim Erhitzen des
Fleisches bei einer Temperatur von 62 bis
72 Grad Celsius abstirbt, ist bei Wiirsten, die
allgemein einer Temperatur bis 85 Grad aus-
gesetzt werden, das Vorhandensein invasions-
fihiger Trichinen nicht mdoglich.

In der Zeit von 1938 bis 1945 war in Oster-
reich die Trichinenschau obligatorisch. In die-
ser Zeit wurde bei einer Million untersuchter
Schweine an 63 Stiick Trichinose festgestellf.

Jedenfalls ist besonders Fleischern und Ko-
chinnen zu empfehlen, das Kosten gewdlirzten,
rohen Schweinefleisches zu unterlassen, um sich
nicht der Gefahr der Erwerbung der Trichinose
nder des bewaffneten Bandwurmes auszusetzen.

Die Veterinidramtliche Untersuchungs-
stelle der Stadt Wien

In der Veterindramtlichen Untersuchungsstelle
der Stadt Wien, die im Rinderschlachthof Sankt
Marx untergebracht ist, werden die in Ausiibung
der amtstierédrztlichen Agenden im Verwaltungs-
gebiet von Wien anfallenden Laboratoriums-
untersuchungen durchgefithrt. Ausgenommen
sind jene Untersuchungen, die anderen, im Ge-
setz genannten Anstalten zu iiberweisen sind.

Den Hauptteil der Einsendungen bilden die
bakteriologischen Fleischuntersuchungen. In je-
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nen Fillen, bei denen wvom Tierarzt anlafBlich
der Vieh- und Fleischbeschau der Verdacht einer
Septikdmie (Blutvergiftung) gestellt wird, insbe-
sondere bei Notschlachtungen, wird er die Durch-
filhrung einer bakteriologischen Fleischunter-
suchung veranlassen. Die Untersuchung kann
verschiedene Keime in Rein- oder Mischkultur
ergeben, z. B. Kokken, Kolibakterien, Rotlauf-
bakterien, Milzbrandbazillen, Fleischvergiftungs-
bakterien (Salmonellen). Zur Sicherung der Dia-
gnose miissen in bestimmten Féllen noch serolo-
gische und biochemische Untersuchungen ange-
schlossen werden.

Bakteriologisch untersucht werden ferner alle
in den Schlachtanlagen von St. Marx verendeten
und daselbst verendet eingelangten Tiere, wei-
ters verendete Tiere, die in der Tierkdrperver-
wertungsanstalt seziert wurden. Die Obduktio-
nen werden von stddtischen Amtstierdrzten
durchgefiihrt. Autopsien von Kleintieren konnen
auch in einem eigenen Sektionsraum in der Un-
tersuchungsstelle vorgenommen werden.

Wenn sich bei der Schlachtung der Verdacht
einer Geruchs- und Geschmacksabweichung er-
gibt, werden {riihestens 24 Stunden nach der
Schlachtung Koch- und Bratproben angestellt.

Bei Gelbfirbung des Fettes mufll entschieden
werden, ob Gelbsucht oder Futtergelbfarbung
vorliegt. Fleisch mit Futtergelbfidrbung ist man-
cherorts wegen seines Wohlgeschmackes und
héheren Vitamingehaltes sehr begehrt.

Alle zur Untersuchung eingesendeten Muskel-
proben werden auf ihren pH-Wert (Wasserstoff-
ionenkonzentration) gepriift, der AufschluB3 iiber
den Zustand des Fleisches gibt und Riickschliisse
auf dessen Haltbarkeit zuldft.

Bei den Schlachtungen und Sektionen anfal-
lende krankhaft verdnderte Teile werden erfor-
derlichenfalls zur genauen Bestimmung des
Krankheitsprozesses der TUntersuchungsstelle
iibergeben. Fiir eine sichere Diagnosestellung ist
dann die Durchfithrung wvon mikroskopischen,
bakteriologischen wund histologischen TUnter-
suchungen notwendig. Aus den untersuchten Or-
ganen und ‘Koérperteilen werden, soweit sie als
Schauobjekte geeignet sind, nach Bedarf Dauer-
pridparate fiir das Museum des Veterindramtes
hergestellt.

Von stidtischen Amtstierdrzten ibersandte
Waurstproben, Konserven und sonstige Fleisch-
waren werden zum Zweck der Information der
Einsender untersucht und beurteilt.

Aullerdem werden hygienische Untersuchungen
von Milchproben aus Molkereien und Meiereien
periodisch durchgefiihrt. Diese Untersuchungen
erfolgen zur Unterstiitzung des zustidndigen
stidtischen Amtstierarztes, der auf Grund ge-
setzlicher Bestimmungen mit der Uberwachung
groferer Melkviehbestinde und Sammelmolke-
reien betraut ist.

Die Untersuchungen in der Veterindramtlichen
Untersuchungsstelle werden von stidtischen
Amtstieriirzten vorgenommen; das Hilfspersonal
leistet dabei technische Hilfe. Sdmtliche benétig-
ten Bakterienndhrboden werden vom technischen
Hilfspersonal unter tierdrztlicher Aufsicht her-
gestellt.
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Die Wiener Freibank

Die Wiener Freibank, die sich am Schweine-
schlachthof, Wien III, St. Marx, befindet, ist
eine Verkaufsstelle ausschlieBlich fiir minder-
wertiges und bedingt taugliches Fleisch. Letz-
teres mull, bevor es zum Verkauf gelangt, durch
Sterilisieren, und zwar durch Kochen oder
Démpfen, fiir den menschlichen Genufi brauch-
bar gemacht werden. Freibankwaren sind nicht
gesundheitsschédlich, wohl aber im Nahrungs-
und GenuBwert herabgesetzt.

Der Fleischverkehr wird daselbst durch die
Freibankordnung geregelt. So diirfen auf der
Freibank feilgehaltene Waren nur bis zu einem
Hochstgewicht von 3 kg fir einen Haushalt an
einem Tag abgegeben werden. An Fleischer,
Selcher, Wirte u. dgl. sowie Wiederverkiufer
darf kein Fleisch verabfolgt werden.

Die Freibank steht unter der veterinidrpolizei-
lichen Aufsicht der stddtischen Amtstierdrzte
und unter der administrativen Aufsicht des
Wiener Magistrates. Sie ist eine Wohlfahrtsein-
richtung, welche einerseits dem Tierbesitzer den
bestmoglichen reellen Erlis bietet, andererseits
den Kiaufer hinsichtlich Kaufpreis und Qualitit
der Ware vor Ubervorteilung schiitzt.

Verhalten bei Bifiverletzungen

1. Hunde und Katzen, aber auch andere Tiere,
die Menschen gebissen oder sonstwie in beifl-
oder angriffslustiger Art verletzt haben, diir-
fen nicht getétet werden, sondern miissen
sicher verwahrt und tierdrztlich beobachtet
werden, da sie von vornherein als wutver-
dédchtig anzusehen sind.

2. Die Dauer der ausbruchsicheren Verwahrung
(Kontumazierung) und tieridrztlichen Beobach-
tung solcher Tiere betrigt 14 Tage.

3. Tierdrztliche Beobachtung:

a) Die erste Untersuchung des betreffenden
Tieres durch einen Tierarzt mul3 sofort
nach der Verletzung erfolgen.

b) Die zweite tieridrztliche Untersuchung mul
14 Tage nach der Bif3- oder sonstigen Ver-
letzung stattfinden. Bei Bifwunden im Be-
reich des Kopfes jedoch sowie bei tiefen
und schweren BiBwunden am Koérper ist
das Tier, das gebissen hat, bereits sieben
Tage nach dem Bif3 zum zweiten Mal vom
Tierarzt zu untersuchen. Nach weiteren sie-
ben Tagen mull dann bei diesen Tieren
eine dritte tierdrztliche Untersuchung er-
folgen.

Erst wenn das fragliche Tier bei der tierirzt-
lichen Untersuchung am 14. Tag nach der von
ihm gesetzten Verletzung noch gesund befun-
den wurde, ist anzunehmen, dal3 die betref-
fende Person nicht mit dem Erreger der Wut-
krankheit (Tollwut, Lyssa) angesteckt wurde.

4. Bis zum Abschlul der Untersuchungen ist das
Tier kontumaziert, das ist seuchensicher, ver-
wahrt zu halten:

a) Das Tier ist so zu verwahren, daf3 es weder
ausbrechen noch Personen oder Tiere ver-
letzen kann.




b) Wird der Hund voriibergehend auller Haus
gebracht, so ist er mit einem Maulkorb zu
versehen und an der Leine zu fiihren.

¢) Die Té6tung, der Abverkauf oder jede son-
stige VerduBerung des kontumazierten
Tieres ist verboten.

d) Jede Erkrankung oder Verinderung im
normalen Benehmen sowie ein etwa erfolg-
tes plotzliches Verenden (auch infolge
duBerer Gewaltanwendung) des Tieres ist
dem Untersuchungstierarzt sofort mitzutei-
len. Als besonders auffallend ist zu be-
achten: Scheues Benehmen, verminderte
oder aufgehobene Frefilust, Beifisucht, star-
rer Blick, Fressen von Holz, Stroh u. dgl,,
Léhmungen (besonders Unterkiefer und
Hinterhand!)

Aufnahme herrenloser Tiere

Im Falle der Aufnahme eines herrenlosen
Tieres (Hunde, Katzen u. a.) in den Haushalt hat
man wie folgt zu handeln:

Sobald als mdéglich ist hievon dem zustindi-
gen Amtstierarzt, der im Magistratischen Be-
zirksamt in der Veterindramtsabteilung in der
Zeit von 8 bis 9 und 14 bis 15 Uhr zu erreichen
ist, Mitteilung zu machen.

Nach dem Tierseuchengesetz ist ein solches
Tier durch vier Monate zu beaufsichtigen. Ein
Wechsel des Standortes des Tieres ist wihrend
der Beobachtungsperiode verboten.

Jegliche beobachtete Krankheitserscheinungen,

nicht nur wutverdéchtige, an dem Tier sind dem
Amtstierarzt unverziiglich anzuzeigen.

Bestattungs- und Friedhotswesen

Die Bestattung der Toten erfolgt in. Wien
durch das der Stadt Wien gehérige Unternehmen
»Stddtische Bestattung®, das es sich zur Auf-
gabe gemacht hat, den Hinterbliebenen in den
schweren Tagen nach dem Tode eines Angehd-
rigen mit Rat und Hilfe zur Seite zu stehen.

Wenn in Ihrer Familie ein Todesfall eintritt,
wenden Sie sich unverziiglich an die Stddtische
Bestattung, wo Ihnen geschulte und erfahrene
Beamte zur Verfiigung stehen. Die Stddtische
Bestattung iibernimmt alle im Zusammenhang
mit der Totenbestattung stehenden Leistungen,
wie Erd- und Feuerbestattung, Aufbahrungen in
besonders hiefiir eingerichteten Réumen auf
den Wiener Friedhéfen, Beistellung von Sirgen
oder Urnen, Trauerfeiern, Vermittlung von Auf-
trdgen fiir Parten und Danksagungen, Trauer-
anzeigen in den Tageszeitungen, musikalische
und gesangliche Leistungen bei Trauerfeiern,
Anmeldung bei den Religionsgesellschaften usw.,
Uberfiihrungen im In- und Ausland, Exhumie-
rungen, Begridbnisbestellungen bei Lebzeiten und
alle mit der Bestattungsdurchfiihrung verbunde-
nen Besorgungen.

Bei Eintritt eines Sterbefalles ist unverziiglich
nachstehendes zu veranlassen:

Bei Eintritt eines Sterbefalles im Wohn-
haus:

1. Vom behandelnden Arzt den ,Arztlichen
Behandlungsschein“ besorgen.

2. Den Todesfall der Stddtischen Bestattung
(sieche Seite 151) bekanntzugeben.

3. Die Totenbeschau bei dem fiir den Sterbe-
ort zustdndigen Bezirksgesundheitsamt (siehe
Seite 130), in den Bezirksstellen X — Oberlaa,
Unterlaa, Rothneusiedl, Stierofensiedlung bis
zur Landesgrenze, XIV — Hadersdorf-Weid-
lingau, XXI — GroB Jedlersdorf, Leopoldau,
Stammersdorf, Strebersdorf, XXII — Aspern,
Breitenlee, EBling, Hirschstetten, SiiBenbrunn,
XXIII — Atzgersdorf, Erlaa, Inzersdorf, Kalks-
burg, Mauer, Rodaun, Siebenhirten, direkt
beim zustindigen Totenbeschauarzt anmelden.
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Diese Anmeldung kann auch durch die
Stidtische Bestattung erfolgen. Wird diese An-
meldung in der Zeit zwischen 7.30 und 17 Uhr vor-
genommen, so erfolgt die Totenbeschau noch am
gleichen Tag. Die Totenbeschau aller Verstorbe-
nen, auch aller Totgeborenen, ist gesetzlich vor-
geschrieben. Fiir die Totenbeschau sind der
»Arztliche Behandlungsschein“ und die Personal-
dokumente des Verstorbenen am Sterbeort be-
reitzuhalten. Vor erfolgter Totenbeschau darf an
dem Verstorbenen keine Verdnderung, insbeson-
dere keine Umkleidung, vorgenommen werden.
Der Totenbeschauarzt nimmt den ,Arztlichen
Behandlungsschein® an sich und stellt die , Todes-
bescheinigung® und den ,Leichenbegleitschein“
aus. Von der erfolgten Totenbeschau ist die
Stiddtische Bestattung durch die Hinterbliebenen
sofort, eventuell telephonisch, zu verstindigen,
worauf die Abholung des Verstorbenen vorge-
nommen wird. Bei der Abholung ist der , Leichen-
begleitschein® zu iibergeben. Nach den gesetz-
lichen Bestimmungen muf3 die Abholung spéte-
stens 6 Stunden nach der Totenbeschau durch-
gefiihrt sein.

4. Nach der Totenbeschau, spitestens aber an
dem dem Sterbetag folgenden Werktag, ist bei
dem fiir den Sterbeort zustindigen Standesamt
(siche Seite 124) die Eintragung im Sterbe-
buch vornehmen zu lassen. Bei Totgeburten mit
einer Korperlinge von weniger als 35 em ist
zwar die Totenbeschau, nicht aber die Anmel-
dung beim Standesamt erforderlich. Fiir die
Durchfithrung der Bestattung geniigt in diesen
Féllen der vom Totenbeschauarzt ausgestellte
n»Leichenbegleitschein®, der der Stddtischen Be-
stattung zu iibergeben ist.

Die Anzeige beim Standesamt ist zu folgen-
den Zeiten moglich: Montag bis Freitag von
7.30 bis 15 Uhr, Samstag von 7.30 bis 11.30 Uhr.
Zur Anzeige beim Standesamt sind in folgender
Reihenfolge verpflichtet:

a) das Familienhaupt, d. h. der Haushaltungs-

vorstand,

b) derjenige, in dessen Wohnung sich der
Sterbefall ereignet hat,

481




c) jede Person, die bei dem Tod zugegen war
oder von dem Sterbefall aus eigener Wis-
senschaft unterrichtet ist.

Dem Standesamt ist die vom Totenbeschau-
arzt ausgestellte ,, Todesbescheinigung® zu iiber-
geben. Ferner sollen folgende Personaldoku-
mente des Verstorbenen (soweit vorhanden) vor-
gelegt werden: Geburtsurkunde, Staatsbiirger-
schaftsnachweis oder Heimatschein (Heimatrol-
lenauszug), Heiratsurkunde, Meldezettel. Bei
Verwitweten oder Geschiedenen auflerdem:
Sterbeurkunde des Ehegatten (der Ehegattin),
Scheidungsdekret.

Der Anmeldende muB sich mit einem Personal-
ausweis (moglichst mit Lichtbild) ausweisen. Er
mufl dem Standesamt iiber die Person des Ver-
storbenen folgende Angaben machen konnen:
Beruf, Religion, Familienstand, Kinder (Namen
und Alter) und Rentenbezug.

Nach Eintragung des Sterbefalles folgt der
Standesbeamte eine ,Mitteilung an die Ma-
gistratsabteilung 43 — Friedhofe“, bei Uberfiih-
rung nach einem Ort auBlerhalb von Wien eine
»Bescheinigung 1iiber die Eintragung eines
Sterbefalles, sowie die ,Sterbeurkunde“ aus.
Es empfiehlt sich, so viele Ausfertigungen der
Sterbeurkunde ausstellen zu lassen, als auller
dem Original noch fiir die Behebung des Kran-
kenkassensterbegeldes, Geltendmachung wvon
Versicherungsanspriichen ete. bendtigt werden.
Alle diese Anstalten verlangen Sterbeurkunden
und behalten diese bei ihren Akten.

5. Die vom Standesamt ausgefertigte ,Mittei-
lung an die Magistratsabteilung 43 — Friedhofe®,
bei Uberfiihrung nach einem Ort auBerhalb von
Wien ,Bescheinigung iiber die Eintragung eines
Sterbefalles“, muf3 sofort der Anmeldestelle der
Stéddtischen Bestattung iibergeben werden, da
ohne dieses Dokument die Durchfithrung der
Bestattung oder Uberfithrung unzulissig ist.

Bei Eintritt eines Sterbefalles im Kranken-

haus:

1. Sogleich nach Erhalt der Todesnachricht den
Todesfall der Stédtischen Bestattung bekannt-
geben. Falls die Verwaltung des Krankenhauses
innerhalb von 48 Stunden von der Stddtischen
Bestattung keine Verfiigung iiber den Verstor-
benen erhilt, erfolgt die Bestattung von Amts
wegen.

2. Kleider fiir den Verstorbenen miissen in
der Totenkammer des Krankenhauses innerhalb
von 24 Stunden nach Erhalt der Todesnachricht
abgegeben werden. Im Krankenhaus vorhandene
Kleider des Verstorbenen werden von der Ver-
waltung des Krankenhauses nur an die nichsten
Angehérigen (Eltern, Kinder, Gatte, Geschwister)
ausgefolgt. Schmuck, Bargeld etc. verbleibt bis
zur Verlassenschaftsabhandlung im Depot des
Krankenhauses.

3. Die Anzeige des Sterbefalles bei dem fiir
den Sterbeort zustindigen Standesamt erfolgt
durch die Krankenanstalt. Die Stddtische Be-
stattung gibt bekannt, wann die Hinterbliebenen
wegen allfilliger Ergéinzung dieser Anzeige beim
Standesamt vorsprechen miissen. Die Vorsprache
beim Standesamt ist zu folgenden Zeiten mog-
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lich: Montag bis Freitag von 7.30 bis 15 Uhr,
Samstag von 7.30 bis 11.30 Uhr. Bei dieser Vor-
sprache sollen dem Standesamt folgende Per-
sonaldokumente des Verstorbenen (soweit vor-
handen) vorgelegt werden: Geburtsurkunde,
Staatsbiirgerschaftsnachweis oder Heimatschein
(Heimatrollenauszug), Heiratsurkunde, Meldezet-
tel. Bei Verwitweten oder Geschiedenen aufier-
dem: Sterbeurkunde des Ehegatten (der Ehe-
gattin), Scheidungsdekret.

Dem Standesamt miissen iiber die Person des
Verstorbenen folgende Angaben gemacht wer-
den: Beruf, Religion, Familienstand, Kinder
(Namen und Alter), Rentenbezug.

Nach Eintragung des Sterbefalles folgt der
Standesbeamte eine ,Mitteilung an die Ma-
gistratsabteilung 43 — Friedhofe“, bei Uberfiih-
rung nach einem Ort aufBlerhalb von Wien eine
»Bescheinigung iiber die Eintragung des Sterbe-
falles“, sowie die ,Sterbeurkunde“ aus. Es emp-
fiehlt sich, so viele Ausfertigungen der Sterbe-
urkunde ausstellen zu lassen, als auller dem
Original noch fiir die Behebung des Kranken-
kassensterbegeldes, Geltendmachung wvon Ver-
sicherungsanspriichen etec. bendétigt werden. Alle
diese Anstalten verlangen Sterbeurkunden und
behalten diese bei ihren Akten.

4, Die vom Standesamt ausgefertigte ,Mittei-
lung an die Magistratsabteilung 43 — Fried-
hofe“, bei Uberfithrung nach einem Ort auBer-
halb von Wien ,Bescheinigung iiber die Eintra-
gung eines Sterbefalles*, mufl sofort der An-
meldestelle der Stddtischen Bestattung {iiber-
geben werden, da ohne dieses Dokument die
Durchfiihrung der Bestattung oder Uberfiihrung
unzuléssig ist.

Weitere Hinweise fiir die Anmeldung bei
der Stiddtischen Bestattung

Die Anmeldung kann in jeder Anmeldestelle
erfolgen. Fiir die Anmeldung des Begribnisses
eines Mitgliedes des Wiener Vereines steht aus-
schlieBlich die Anmeldestelle III, Ungargasse 39,
zur Verfiigung.

Zur Anmeldung des Sterbefalles empfiehlt sich
die Mitnahme von Dokumenten iiber einen etwa
bestehenden Sterbegeldanspruch gegen Ver-
sicherungsanstalten, Krankenkassen usw., damit
den Hinterbliebenen die mit der Fliissigmachung
dieser Betrige verbundenen Wege nach Mog-
lichkeit erspart werden konnen. Solche Doku-
mente sind: Ablebensversicherungspolizzen und
Zusatzversicherungspolizzen sowie die zugehd-
rigen Zahlungsabschnitte der letzten drei Mo~
nate, Arbeits- und Lohnbestiitigung, ausgestellt
vom Dienstgeber, Rentenbescheid und letzfer
Postzahlungsabschnitt, Mitgliedskarte der Kran-
kenfiirsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt
Wien (KFA), Mitgliedskarte der Meisterkran-
kenkasse usw.

Bestattungskosten sind im allgemeinen vor
Durchfiihrung der Bestattungsfeier zu erlegen.
Die Stédtische Bestattung verfiligt jedoch iiber
eine eigene Kreditstelle, die in der Zentrale
des Unternehmens ihren Sitz hat. Hier werden
bei Vorliegen der fiir die Kreditgewéhrung iib-
lichen Voraussetzungen die Bestattungskosten
gestundet bzw. Ratenvereinbarungen getroffen.




Wahl des Friedhofes und der Grabstelle

Wegen der Auswahl des Friedhofes bzw. der
Grabstelle auf dem von Ihnen gewiinschten
Friedhof wenden Sie sich am zweckmiBigsten
direkt an die MAbt. 43 (Friedhéfe), Wien I, Werder-
torgasse 6 (Telephon 63 66 76), bzw. an die Ver-
waltung des betreffenden Friedhofes. Es emp-
fiehlt sich unbedingt, die gewihlte Grabstelle
vor dem endgiiltigen Erwerb selbst zu besich-
tigen.

Erdbestattung

Fiir die Erdbestattung stehen zur Verfiigung:

1. Gemeinsame bzw. einfache Griber fiir
1 Verstorbenen, Laufzeit 10 Jahre, keine Mdog-
lichkeit der Laufzeitverlingerung.

2. Eigene Griber in laufender Reihe und in
ausgesuchter Lage fiir 4 Verstorbene; Laufzeit
10 Jahre, die jeweils um 10 Jahre verlingert
werden kann.

3. Gruftartige Griiber mit Steindeckeln fiir
3 oder 4 Verstorbene; Laufzeit 30 Jahre bzw. auf
die Dauer des Friedhofbestandes, falls die Grab-
stelle ausgemauert wird.

4. Griifte fiir 6 und mehr Verstorbene mit den
gleichen Rechten, wie sie fiir gruftartige Gréber
gelten.

5. Einteilung der Friedhdofe.

a) Haupitfriedhife.

In den Hauptfriedhéfen sind simtliche Grab-
stellentypen vorhanden.

Alle Hauptfriedhéfe haben bestimmte Zu-
weisungsbereiche, das heiBt, daf fiir die aus dem
Zuweisungsbereich stammenden Verstorbenen
auf dem betreffenden Hauptfriedhof Grabstellen
zu den einfachen Gebiihren abgegeben werden.

Wiener Zentralfriedhof.

Der Zuweisungsbereich umfaBt die Bezirke 1
bis 19.

Stammersdorfer Zentralfriedhof.

Der Zuweisungsbereich umfaBt den 20. und
21. Bezirk.

Asperner Zeniralfriedhof.
Der Zuweisungsbereich umfaBt den 22. Bezirk.

Liesinger Zentralfriedhof.
Der Zuweisungsbereich umfaBt den 23. Bezirk.

b) Wahlfriedhife.

In den iibrigen Friedhéfen gibt es nur Grab-
stellen in ausgesuchter Lage, die fiir Ver-
storbene, die innerhalb eines bestimmten Stadt-
gebietes (Zone) gewohnt haben, zu den hiefiir
bestimmten Gebiihren, die auBerhalb davon ge-
wohnt haben, zu den doppelten Gebiihren iiber-
lassen werden. Auch die Hauptfriedhéfe gelten
dann als Wahlfriedhéfe mit doppelten Gebiihren,
wenn dort Verstorbene bestattet werden sollen,
die nicht aus dem Zuweisungsbereich des Haupt-
friedhofes stammen.
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Feuerbestattung

Die Einischerung von Verstorbenen findet in
der Feuerhalle der Stadt Wien, gegeniiber dem
2. Tor des Wiener Zentralfriedhofes, statt.

1. Grabstellen fiir Urnenbestattung:

Grabplitze fiir 8 Aschenurnen in laufender
Reihe oder in ausgesuchter Lage; Laufzeit
10 Jahre.

Die Bestattung von Urnen ist ferner in Nischen
von hiezu bestimmten ,Urnenmauern”, in Ni-
schen von Grabsteinen sowie in Erdgridbern, in
denen bereits Erdbestattungen stattgefunden
haben, zuléssig.

2. Urnenhaine:

Urnenbestattungen koénnen in den Urnengrab-
stellen des Urnenhaines der Feuerhalle und in
denen der innerhalb des Siidwestfriedhofes, des
Stammersdorfer Zentralfriedhofes wund der
Friedhofe in Meidling, Ober-St. Veit, Baumgarten,
Ottakring, Dornbach, Po6tzleinsdorf, Neustift,
Grinzing, Kagran, Aspern, Mauer, Liesing, Atz-
gersdorf, Erlaa und Inzersdorf gelegenen Urnen-
haine vorgenommen werden.

Grabrechtsangelegenheiten

1. Beniitzungsrecht.

Mit der Erwerbung einer Grabstelle ist der
Erleger (der die Gebiihr bezahlende Besteller)
auf die Dauer des Beniitzungsrechtes iiber sie
verfiigungsberechtigt. Er hat damit das Recht
erworben, in der Grabstelle die zuldssige An-
zahl von Verstorbenen bzw. Urnen beisetzen zu
lassen, die Grabstelle girtnerisch auszuschmiik-
ken und ein Gedenkzeichen aufzustellen. Bei-
gesetzt diirfen nur Familienangehérige oder
Verwandte des Erlegers werden. Weitere Rechte,
wie das Verlegen einer Einfassung, eines Stein-
deckels usw., konnen nur ilber Ansuchen im
Rahmen der bestehenden Bestimmungen zu-
gelassen werden. y

Das Beniitzungsrecht steht nur dem Erleger
zu und geht nach seinem Ableben auf die ge-
richtlich festgesteliten Erben iiber. Es kann
durch Rechtsgeschifte unter Lebenden (Ver-
kauf, Schenkung usw.) auf einen anderen nicht
ilberiragen werden.

2. Friedhofgebiihren.

Friedhofgebiihren konnen weder gestundet,
ermiBigt, noch in Teilzahlungen abgestattet
werden. Sie sind anléBlich der Erwerbung wvoll
zu entrichien.

3. Heimfall von Grabstitten.

Das Beniitzungsrecht an einer Grabstelle gilt
nur fiir die Zeit, fiir welche es erworben wor-
den ist. Diese Zeitspanne ist auf der Amts-
quittung iiber den Erwerb der Grabstelle an-
gegeben. Den Beniitzungsberechtigten wird der
Zeitpunkt des FErloschens des Beniitzungs-
rechtes nicht besonders bekannigegeben. Nach
dem Ablauf des Beniitzungsrechtes werden die
Grabstellen ein Jahr lang mit der Aufschrift
»Heimgefallen. Beniitzungsrecht in der Verwal-
tung erfragen“ bezeichnet. Innerhalb dieses
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Wartejahres kann man die Laufzeit verlingern.
Nach Ablauf des Wartejahres kann das Be-
niitzungsrecht nicht mehr verlingert werden und
die Grabstelle ist heimgefallen.

4, Erhaltung der Grabstellen.

Die Grabstellen miissen stets in gutem und
gepflegtem Zustand erhalten werden. Wird
dieser Verpflichtung trotz Aufforderung nicht
entsprochen, so kann die Grabstelle eingeebnet
und -das Beniitzungsrecht aberkannt werden.
Grabdenkzeichen sind innerhalb eines Jahres
nach Ablauf des Beniitzungsrechtes zu rekla-
mieren, sonst gehen sie in das Eigentum der
Stadt Wien iiber. Fiir alle durch die Beniitzung
der Grabstelle eintretenden Schiden ist der Be-
niitzungsberechtigte haftbar.

5. Auskiinfte,

a) Uber Lage oder Laufzeit eines Grabes (nur
bei Angabe des Namens und der Sterbedaten
eines darin beerdigten Verstorbenen) bei der
Verwaltung des betreffenden Friedhofes.

b) Grabrechisfragen bei der MAbt. 43 — Fried-
hofe, Wien I, Werdertorgasse 6, Tel. 63 66 76.

¢) Herstellung von Fundamenten, Grabaus-
mauerungen, Griiften und sonstige technische
Angelegenheiten, wie unter b) (Technisches Biiro).

6. Einzahlung von Gebiihren.

Bei Erwerb einer Grabstelle, Verlingerung
oder Erneuerung des Beniitzungsrechtes sind
die Friedhofgebiihren fiir die Wiener Friedhofe
in der Gebiihrenstelle der Magistratsabtei-
lung 43, Wien I, Werdertorgasse 6, Tel. 63 66 76,
einzuzahlen.,

APURET DISPERSIONS-

FARBE FUR
FASSADEN-
UND INNENANSTRICHE

VERTRIEB: MERCANTILIA
HANDELS-GES. M. B. H.

WIEN XYV, Mariahilfer Strafle 133

Telefon 546611
D 182/76

Bei Erwerb einer Grabstelle, Verldngerung
oder Erneuerung des Beniitzungsrechtes anlidB-
lich einer Bestattungsdurchfiihrung iibernimmt
auch die Stiddtische Bestattung die Einzahlung
der Gebiihren.

Grabausstattung
1. Ausschmiickung.

Die Ausschmiickung von Grabstellen kann,
ausgenommen auf dem Friedhof Baumgarten, den
Stidtischen Friedhofsgirtnereien bzw. den Fried-
hofsgiirtnern (Kontrahenten) iibertragen werden.

Urnengrabstitten diirfen nur von den Stidti-
schen Friedhofsgirtnereien ausgeschmiicktwerden.

2. Gedenkzeichen.

Die Stidtische Steinmetzwerkstitte, Wien XI,
Simmeringer HauptstraBe 234, gegeniiber dem
2. Tor des Wiener Zentralfriedhofes (Telephon
733401 und 721269), nimmt Bestellungen auf
Grabsteine, Einfassungen, Grabdeckplatten,
Gruftbelige und alle sonstigen Grabausstat-
tungsgegenstinde entgegen.

3. Fundamente.

Auf dem Wiener und Stammersdorfer Zen-
tralfriedhof, auf dem Siidwestfriedhof und auf
den Friedhéfen Hietzing, Baumgarten; Ottakring,
Hernals und Neustift sowie im Urnenhain der
Feuerhalle kénnen Fundamente fiir Grabsteine
und Grabeinfassungen nur bei der MAbt. 43 be-
stellt werden. Auf allen iibrigen stidtischen
Friedhéfen konnen sie von jedem befugten
Baugewerbetreibenden ausgefiihrt werden.

I{ llGl[R

WIEN 1., HOHER MARKT 10 - TEL. 63 4626

/G G. RUMPEL AG
\R/

Wien |, Seilerstétte 16, Tel. 521574; Fern-
schreiber 01-1429; Drahtanschrift: Rumpelag
Wien; Lager: XXIlI, Altmannsdorter Str. 230

Gas- und Wasserleitungsbau, Rohrleitungsbau, Tankstellenbau, Aufschlufibohrungen
Zentralheizungen aller Systeme, Liftungs-, Klima-, sanitdre Anlagen, Sprinkler-Anlagen £
Behalterbau, Wasserreinigungsanlagen, Projektierung und Ausfihrung
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P. C. Wagner Elektrothermit-
Schwei3gesellschaft

Wien XXIIl, Erlaaer Strale 116-118
Telefon 860369, 860312

SchienenstoBverschweiungen nach

dem Thermit-Verfahren und elek-

trische Schienenauftrag-
schweiBungen

/LET A

L.

&
¥

BEWACHUNGSDIENST DR. FRISCH

Wachen fiir Imdustrie, Gewerbe, Baustellen usw. —

=/
Eigene Funkstreife! Tel: 66 11 50 / 66 11 57 /92 65 5 74, Wien 16, Wattgasse 20; Graz, Linz 3
-
100 Jahre filhrend in Wien Biirgschaft fiir Tradition
L4
Wilh. Raunegger vinr somcgose 1
Telephon 632490 2
Buchbinderleinen Kunstleder Gegrindet 1889 2

Uber Steuern und Abgaben

Wie und wo bekommt man eine Lohn-
steuerkarte?

Jeder Arbeitnehmer mufl im eigenen Interesse
zum Beginn eines neuen Lohnsteuerkartenzeit-
raumes oder bei Antritt eines neuen Arbeits-
platzes dem Arbeitgeber seine Lohnsteuerkarte
iibergeben. Er wiirde sonst steuerlich einen be-
deutenden Schaden erleiden. Legt ein Arbeit-
nehmer seine Lohnsteuerkarte dem Arbeitgeber
nicht vor, so hat dieser einerseits die Lohnsteuer
nach den fiir die Steuergruppe I geltenden, also
nach den héchsten Sitzen einzubehalten und
andererseits zur Berechnung der Lohnsteuer
dem tatsichlichen Arbeitslohn einen Zuschlag
von monatlich S 208.— oder wichentlich S 48.—
oder tiglich S8 8.— hinzuzurechnen.

Die Lohnsteuerkarten werden auf Grund der
Personenstandsaufnahme fiir alle Arbeitnehmer,
die in Wien ihren ordentlichen Wohnsitz haben,
fiir ein Jahr oder fiir zwei Jahre ausgestellt.
Alle Arbeitnehmer, die keine Lohnsteuerkarte
erhalten haben und solche, die im Laufe des
Jahres ihren ersten Arbeitsplatz antreten, miis-
sen die Ausstellung einer Lohnsteuerkarte be-
antragen. Fiir die Ausstellung sind in Wien die
Magistratischen Bezirksimter zustdndig, in

deren Amtsbereich ein Arbeitnehmer im Zeit-
punkt der Personenstandsaufnahme (10. Ok-
tober) seinen Wohnsitz hatte. Eine Ausnahme
von dieser Regel besteht fiir jene verheirateten
Arbeitnehmer, deren Familie in einer Gemeinde
auBerhalb Wiens wohnt. Diese Arbeitnehmer
erhalten ihre Lohnsteuerkarte in jener Ge-
meinde, in der sich die Wohnung ihrer Familie
befindet. Wenn ein Arbeitnehmer nach der Per-
sonenstandsaufnahme seinen Wohnsitz von einer
anderen Gemeinde nach Wien verlegt hat, ist
die Lohnsteuerkarte von der Gemeinde auszu-
stellen, in der er im Zeitpunkt der Personen-
standsaufnahme gewohnt hat.

Arbeitnehmer, die’ aus mehreren Dienstver-
hiltnissen Arbeitslohn beziehen, bendtigen fiir
jedes Dienstverhéltnis eine eigene Lohnsteuer-
karte. Auch die Ausstellung dieser weiteren
Lohnsteuerkarten ist beim zustéindigen Magi-
stratischen Bezirksamt zu beantragen, soweit
sie nicht bereits auf Grund der Personenstands-
aufnahme ausgefertigt wurden.

Der Antrag auf Ausstellung einer Lohnsteuer-
karte kann sowohl miindlich als auch schrift-
lich gestellt werden. Wird er miindlich einge-
bracht, so ist es zweckmiBig, folgende Personal-
papiere mitzubringen: die Meldezettel fiir alle
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zum Haushalt gehérigen Familienmitglieder, die
Heiratsurkunde sowie die Geburtsurkunden aller
haushaltszugehérigen minderjihrigen Kinder.

Welche Ereignisse koénnen eine XAnderung der
Lohnsteuerkarte bewirken?

Dije Hohe der vom Arbeitgeber einzubehalten-
den Lohnsteuer richtet sich vor allem nach dem
Familienstand des Arbeitnehmers und nach der
Anzahl seiner zum Haushalt gehérigen minder-
jdhrigen Kinder (siche aber auch den letzten
Absatz dieses Abschnittes). Diese Familien-
verhéltnisse sind daher in der Lohnsteuer-
karte, die die Grundlage zur Festsetzung der
Lohnsteuer bildet, angefithrt. Da die Lohnsteuer-
karten auf Grund der Personenstandsaufnahme
ausgestellt sind, richten sich die darin enthal-
tenen Angaben nach den Familienverhiltnissen
am 10. Oktober des Jahres, in dem die Per-
sonenstandsaufnahme stattfand (Stichtag der
Personenstandsaufnahme). Anderungen der Fa-
milienverhéltnisse nach dem 10. Oktober miissen
daher auch in die I.ohnsteuerkarte eingetragen
werden, um bei der Berechnung der Lohnsteuer
Beriicksichtigung finden zu konnen. Diese Ein-
tragungen sind vom Arbeitnehmer nach der
Art der Anderung in den Familienverhiltnissen
entweder beim Magistratischen Bezirksamt oder
beim Finanzamt selbst zu beantragen.

Das Magistratische Bezirksamt, in dessen
Amtsbereich der Wohnsitz des Arbeitnehmers
am Tage der Antragstellung gelegen ist, ist in
folgenden Féllen zusténdig:

1. Wenn der Arbeitnehmer, in dessen Lohn-
steuerkarte die Steuergruppe I eingetragen
ist, geheiratet hat; y

2. wenn einem Arbeitnehmer zu seinem Haus-
halt minderjdhrige Kinder oder andere
minderjéihrige Angehbdrige hinzugekommen
sind (z. B. durch die Geburt eines Kindes).

Der Antrag auf Ergénzung der Lohnsteuer-
karte ist beim Wohnsitzfinanzamt zu stellen:

1. Wenn ein Arbeitnehmer verwitwet oder ge-
schieden ist, sofern auf der Lohnsteuer-
karte die Steuergruppe I eingetragen ist
und aus einer fritheren Ehe ein Kind her-
vorgegangen ist;

2. wenn ein unverheirateter Arbeitnehmer
Vollwaise ist, am 10. Oktober des Jahres,
in dem die Personenstandsaufnahme statt-
fand, das 25. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat und sich in Berufsausbildung
befindet;

3. wenn ein Arbeitnehmer minderjéhrige Kin-
der oder andere minderjéhrige Angehérige,
die nicht zu seinem Haushalt gehdren, iiber-
wiegend auf seine Kosten unterhilt oder er-
ziehen 148t (z. B. uneheliche Kinder) oder

4. wenn der Arbeitnehmer volljihrige Kinder
oder andere volljihrige Angehdrige im
Alter von nicht mehr als 25 Jahren iiber-
wiegend auf seine Kosten unterhélt und fiir
einen Beruf ausbilden liGt.

Eine Verpflichtung des Arbeitnehmers zum
Antrag auf Berichtigung der Lohnsteuerkarte be-
steht in folgenden Fillen:
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1. Wenn die Steuerkarte fiir zwei Jahre aus-
geschrieben und bei verheirateten Personen
die Steuergruppe II eingetragen, die Ehe
aber vor dem 11. Oktober des der Personen-
standsaufnahme folgenden Jahres aufgeldst
worden ist (z. B. durch Scheidung, Tod des
anderen Ehegatten);

2. wenn die Steuerkarte fiir zwei Jahre aus-
geschrieben und KindererméBigung fiir
minderjdhrige haushaltszugehérige Kinder
(Angehorige) eingetragen ist, die Voraus-
setzungen fiir die Gewahrung dieser Kinder-
ermifBigung aber vor dem 11. Oktober des
der Personenstandsaufnahme folgenden Jah-
res weggefallen sind (z. B. das minder=
jéhrige Kind scheidet aus dem Haushalt des
Arbeitnehmers aus);

3. wenn KinderermiBigung fiir volljihrige
nicht zum Haushalt des Steuerpflichtigen
gehorige Kinder oder andere Angehérige
gewdhrt wurde, sobald das Kind oder der
andere Angehirige das 21. Lebensjahr voll-
endet oder der Steuerpflichtige nicht mehr
liberwiegend die Kosten des Unterhaltes
und der Erziehung trigt (z. B. das Kind
verdient seinen Lebensunterhalt selbst oder
es stirbt);

4. wenn KindererméBigung {fiir volljdhrige
Kinder oder andere Angehidrige gewihrt
wurde, sobald das Kind oder der andere
Angehorige das 25. Lebensjahr vollendet
oder der Steuerpflichtige nicht mehr {iber-
wiegend die Kosten des Unterhaltes und
der Berufsausbildung trdgt (z. B. das Kind
beendet schon vor der Erreichung des
25. Lebensjahres seine Berufsausbildung
oder es verdient seinen Lebensunterhalt
selbst oder es stirbt);

5. bei SteuererméBigung fiir die Beschifti-
gung einer Hausgehilfin nach Entlassung
der Hausgehilfin.

Der Arbeitnehmer hat den Antrag auf Berich-
tigung der Lohnsteuerkarte spétestens einen
Monat nach Eintritt des Ereignisses in den
Fillen Z. 1 und 2 beim Magistratischen Bezirks-
amt, in den ilibrigen Fillen beim Wohnsitz-
finanzamt zu stellen.

Sonstige Anderungen, die eine Erhthung der
Steuer bewirken, sind grundsétzlich nicht anzu-
zeigen.

Beim Wohnsitzfinanzamt kann auch die Er-
génzung der Lohnsteuerkarte durch Eintra-
gung eines steuerfreien Betrages beantragt
werden:

1. Wenn die Werbungskosten ohne Beriick-
sichtigung der Pflichtbeitrdge zu gesetz-
lichen Interessenvertretungen den Betrag
von S 273.— monatlich libersteigen;

2. wenn Sonderausgaben aufBer den Pflicht-
beitréigen zur gesetzlichen Sozialversicherung
vorhanden sind;

3. wenn der Arbeitnehmer Kriegs-
Dienstbeschédigter ist;

4. wenn der Arbeitnehmer an einer Koérper-
behinderung leidet, die nicht auf eine
Kriegs- oder Dienstbeschidigung zuriick-
zufithren ist;

oder




5 wenn eine auBergewdhnliche
zwangsldufig erwichst;

6. wenn der Arbeitnehmer Inhaber eines
Opferausweises oder einer Amtsbescheini-
gung ist.

Zu den Werbungskosten gehéren hauptséch-
lich die Beitrige an Berufsverbénde, die not-
wendigen Ausgaben fiir Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsstétte, die Ausgaben fiir Werk-
zeuge und Berufskleidung. Aufwendungen fiir
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstétte
mit eigenem Kraftfahrzeug werden iiber Antrag
beim Dienstgeber durch diesen in Form eines
Pauschbetrages beriicksichtigt.

Zu den Sonderausgaben gehéren die Beitrige
an Bausparkassen, ferner Schuldzinsen, Renten
und dauernde Lasten, die auf besonderen Ver-
pflichtungsgriinden beruhen.

Als auBergewdhnliche Belastungen kommen
hauptsichlich Ausgaben, die durch Krankheit,
Todesfall, Ungliicksfall und Unterhalt bediirf-
tiger Angehoriger erwachsen, in Betracht.

Besonders wird darauf hingewiesen, daf alle
unverheirateten Arbeitnehmer, sofern ihnen
nicht KinderermifBigung zusteht, nach Voll-
endung des 40. Lebensjahres nach Steuer-
gruppe II besteuert werden. Eine Anderung der
Lohnsteuerkarte ist in solchen Féllen nicht zu
beantragen, da das Uberschreiten der Alters-
grenze vom Arbeitgeber aus eigenem zu beriick-
sichtigen ist. Ferner steht Witwen nach einem im
Kriege Gefallenen bzw. nach einem Opfer des
Kampfes um ein freies demokratisches Oster-
reich ohne Riicksicht auf ihr Lebensalter, sofern
sie nicht KinderermiBigung erhalten, die Steuer-
gruppe IT zu.

Belastung

Wann wird ein Jahresausgleich durchgefiihrt?

Der Jahresausgleich ist die Angleichung der
einbehaltenen Lohnsteuer an jenen Steuerbe-
trag, der sich bei gleichmiBiger Verteilung der
Beziige auf das Kalenderjahr ergeben hétte.

Hiebei sind inshesondere nicht einzubeziehen:

1. Einmalige Zuwendungen des Arbeitgebers
(z. B. der 13. und 14. Monatsgehalt, Heirats-
und Geburtenbeihilfen, Urlaubszuschiisse,
Weihnachtsgelder u. dgl), die, soweit sie
nicht steuerfrei sind (d. h. insgesamt 2.100 S
im Jahr nicht {ibersteigen), mit festen
Steuersidtzen zu versteuern waren,

9. die von diesen Zuwendungen einbehaltene
Lohnsteuer,

3. Beziige fiir voriibergehende
Beschiftigung.

Alle anderen Beziige im Kalenderjahr sind zu
addieren und um folgende tatséchlich entrichtete
Betrédge zu kiirzen:

1. Pflichtbeitriige zur gesetzlichen Sozialver-
sicherung und zur gesetzlichen Interessen-
vertretung,

2. die entrichteten Wohnbauftrderungs-
beitrége,

3. das:.i beriicksichtigte Kraftfahrzeugpauschale
un

kurzfristige

4. die auf der Lohnsteuerkarte eingetragenen
Freibetriige.
Ein Jahresausgleich wird entweder auf An-
trag oder von Amts wegen durchgefiihrt.

A. Jahresausgleich auf Antrag:

1. Voraussetzungen

Der Jahresausgleich kann vom Arbeitnehmer
beantragt werden, wenn er in einem Kalender-
jahr

a) nicht stiindig beschéftigt war oder

b) neben den laufenden Beziigen sonstige,
insbesondere einmalige Beziige erhalten
hat oder

¢) Arbeitslshne bezogen hat, die in den ein-
zelnen Lohnzahlungszeitrdumen nicht gleich
hoch waren, oder

d) Freibetrige auf der Lohnsteuerkarte ein-
getragen erhalten hat, die in den einzelnen
Lohnzahlungszeitriumen nicht gleich hoch
waren.

II. Antragstellung

Der Antrag auf Durchfiihrung des Jahres-
ausgleiches ist in den Féllen des nachfolgenden
Abschnittes III a) beim Arbeitgeber, in den Fil-
len des Abschnittes III b) beim Wohnsitzfinanz-
amt bis spitestens 31. Mirz des folgenden Jahres
zu stellen. Die Antriige miissen am 31. Mirz
beim Finanzamt oder beim Arbeitgeber einge-
langt sein, da sonst wegen Fristversdumnis eine
Durchfithrung des Jahresausgleiches nicht er-
folgen darf. Kann ein Arbeitnehmer bis zum
31. Mirz die zur Durchfiihrung des Jahresaus-
gleiches erforderlichen Unterlagen nicht er-
bringen, so hat er zur Wahrung der Einrei-
chungsfrist zumindestens den Antrag beim zu-
stindigen Wohnsitzfinanzamt einzubringen.

Fiir die Antragstellung und Berechnung des
Jahresausgleiches sind vom Arbeitgeber und
Arbeitnehmer die bei allen Finanzémtern kosten-
los erhiiltlichen, fiir den Jahresausgleich eigens
aufgelegten Drucksorten zu verwenden. Die Ein-
tragungen in der Lohnsteuerkarte miissen mit
den Eintragungen des Arbeitgebers auf dem
Jahresausgleichsvordruck {iibereinstimmen.

III. Durchfithrung des Jahresausgleiches:

a) Der Jahresausgleich ist vom Arbeitgeber

durchzufiihren, wenn

1. der Antrag bis zum 31. Mirz des folgen-
den Jahres gestellt wurde,

2. beim Arbeitgeber die erste Lohnsteuer-
karte aufliegt und

3. der Arbeitnehmer das ganze Jahr tiiber
ohne Unterbrechung bei dem gleichen
Arbeitgeber im Arbeitsverhilinis . ge-
standen ist; eine zeitweilige Unterbre-
chung der Berufstitigkeit durch Krank-
heit, Streik oder Schwangerschaft (im
letzteren Falle jedoch nur dann, wenn
auf Grund der Bestimmungen des Mut-
terschutzgesetzes Wochengeld bezogen
wurde) ist nicht als Unterbrechung des
Arbeitsverhéltnisses anzusehen.
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Liegt beim Arbeitgeber keine oder nur
eine zweite oder weitere Lohnsteuerkarte
auf, darf der Jahresausgleich grundsitz-
lich nicht durchgefiihrt werden.

Ist der Jahresausgleichsantrag recht-
zeitig eingereicht worden, so ist der
Jahresausgleich ohne Riicksicht auf die
Hohe des sich als erstattungsfihig er-
weisenden Guthabenbetrages durchzu-
filhren. Der zuriickgezahlte oder fiir spé-
tere Lohnzahlungszeitrdume angerech-
nete Betrag ist in der auf der Lohn-
steuerkarte hiefiir vorgesehenen Spalte
einzutragen.

b) In allen {ibrigen Fillen ist der Jahres-
ausgleich vom Wohnsitzfinanzamt des Ar-
beitnehmers durchzufiihren. Er ist jedoch
zum Unterschied von Abs. a) nur vorzu-
nehmen, wenn sich hiedurch eine Anderung
gegeniiber der einbehaltenen Lohnsteuer
um mehr als S 24.— ergibt.

B. Jahresausgleich von Amts wegen:

Ein Jahresausgleich von Amts wegen ist
durchzufiihren, wenn ein Arbeitnehmer inner-
halb eines Kalenderjahres aus zwei oder meh-
reren Arbeitsverhiltnissen Einkiinfte von zu-
sammen mehr als S 36.000.— bezogen hat.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Name und
Anschrift jener Arbeitnehmer, die keine oder
eine zweite oder weitere Lohnsteuerkarten vor-
gelegt haben, bis 31. Jinner des folgenden Jah-
res dem Wohnsitzfinanzamt dieser Arbeitnehmer
bekanntzugeben.

Wer hat Anspruch auf Kinder-
(Familien-)beihilfe, Miitterbeihilfe,
Geburtenbeihilfe, Siuglingsbeihilfe?

A. Kinderbeihilfe

I. Anspruchsberechtigung
Anspruch auf die Kinderbeihilfe haben

1. Personen, die im Bundesgebiet Einkiinfte
beziehen

a) aus nichtselbstéindiger Arbeit; im Falle
des Bezuges von Renten aus der gesetz-
lichen Unfallversicherung erlischt jedoch
der Anspruch auf Kinderbeihilfe, wenn
Einkiinfte aus Land- und Forstwirt-
schaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbstin-
diger Arbeit, aus Kapitalvermégen, aus
Vermietung und Verpachtung oder son-
stige Einkiinfte bezogen werden und
diese zusammen im Kalenderjahr den
Betrag von derzeit 3600 S iibersteigen,

b) aus der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, aus der Arbeitslosenversicherung,
aus der offentlichen Fiirsorge, ferner aus
der gesetzlichen Renten- und Unfallver-
sicherung, soweit es sich nicht bereits
um unter a) fallende Rentenbeziige han-
delt,

¢) aus der Kriegsopferversorgung, aus der
Opferfiirsorge, aus der Kleinrentner-
unterstiitzung; in diesen Fillen erlischt
jedoch der Anspruch auf Kinderbeihilfe,
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wenn Einkiinfte aus Land- und Forst-
wirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus selb-
stindiger Arbeit, aus Kapitalvermogen,
aus Vermietung und Verpachtung oder
sonstige Einkiinfte bezogen werden und
+ diese zusammen im Kalenderjahr den
Betrag von derzeit 3600 S {ibersteigen.

2. Bediirftige Miitter. Als solche kommen die
Mutter, die GroBmutter, die UrgroBmutter,
die Stief-, Adoptiv- oder Pflegemutter in
Betracht. Bediirftige Mutter im Sinne des
Kinderbeihilfengesetzes ist eine der genann-
ten Frauen nur dann, wenn ein Anspruchs-
berechtigter vorhanden ist, zum Beispiel
der Vater eines unehelichen Kindes, dem
die Kinderbeihilfe nur deshalb nicht ge-
wihrt wird, weil er nicht oder nicht iiber-
wiegend fiir den Unterhalt und die Erzie-
hung des Kindes aufkommt.

3. Vollwaisen, die das 25. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, wenn sie nicht in
einer oOffentlichen Fiirsorgeanstalt unter-
gebracht sind, nicht selbst Einkiinfte (auBer
Lehrlingsentschiidigung) im Betrag von
mehr als 500 S monatlich beziehen und
wenn fiir sie nicht einer anderen Person
Kir];derbeihilfe oder Familienbeihilfe zu-
steht.

4. Landarbeiter wihrend der Dauer ihrer Ar-
beitslosigkeit, wenn sie in den letzten zwolf
Monaten vor Geltendmachung des Anspru-
ches auf Kinderbeihilfe durch insgesamt
20 Wochen Einkiinfte aus nichtselbstindi-
ger Arbeit aus einer krankenversicherten
Beschiftigung in Betrieben der Landwirt-
schaft bezogen haben.

Den unter Z. 1 und 4 angefiihrten Personen
wird Kinderbeihilfe gewi#hrt fiir Kinder, fiir
die jhnen bei der Lohnsteuer Kinderer-
méfBigung zusteht oder auf Antrag gewihrt
werden kann.

Den unter Z. 1, 2 und 4 angefiihrten Perso-
nen wird Kinderbeihilfe auch fiir volljihrige:
Kinder, Stief-, Adoptiv- oder Pflegekinder ge-
wihrt, fiir die ihnen KinderermifBigung bei der
Lohnsteuer nicht mehr zusteht, die aber wegen
korperlicher oder geistiger Gebrechen voraus-
sichtlich dauernd auBerstande sind, sich selbst
den Unterhalt zu verschaffen, und iiberwiegend
auf Kosten des Anspruchswerbers erhalten wer-
den (bresthafte Kinder).

II. Einschrinkung der Anspruchs-
berechtigung

Fiir Kinder, die selbst Einkiinfte im Sinne
des Einkommensteuergesetzes — ausgenommen
Lehrlingsentschédigung — in einem 500 S8 mo-
natlich {ibersteigenden Betrag beziehen und die,
sofern es sich um bresthafte Kinder handelt,
uber ein Gesamtvermdégen im Sinne des Ver-
mogensteuergesetzes von mehr als 120.000 S ver-
fligen, besteht kein Anspruch auf Kinderbei-
hilfe.

III. Auszahlung der Kinderbeihilfe

Die Dienstgeber und Beziige auszahlenden
Stellen sind verpflichtet, die Kinderbeihilfe ge-
meinsam mit den Beziigen auszuzahlen. In be-




stimmten Fillen erfolgt die Auszahlung durch
die Finanzlandesdirektion (z. B. im Falle der
bediirftigen Mutter).

Die Kinderbeihilfenkarte ist unverziiglich dem
auszahlungsverpflichteten Dienstgeber (der aus-
zahlenden Stelle) des Anspruchsberechtigten
zuzuleiten, weil die Kinderbeihilfe nur nach Vor-
lage der Beihilfenkarte ausgezahlt werden darf.
Wenn jedoch die Auszahlung der Kinderbeihilfe
durch die Finanzlandesdirektion bewilligt wurde,
ist die Beihilfenkarte dem Finanzamt zu iiber-
geben.

B. Familienbeihilfe

I. Anspruchsberechtigung

Anspruch auf Familienbeihilfe haben Per-
sonen, die selbstindig erwerbstitig sind oder
ihren Lebensaufwand aus dem Vermégensver-
zehr, aus Unterstiitzungen und &dhnlichem be-
streiten, wenn sie im Bundesgebiet ihren sténdi-
gen Wohnsitz oder ihren gewdhnlichen Aufent-
halt haben,

1. fiir Kinder, solange diese das 21. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, wenn das
Kind entweder zum Haushalt des An-
spruchswerbers gehort oder von diesem
iiberwiegend unterhalten und erzogen wird,

2. fiir Kinder, die das 21. Lebensjahr bereits
vollendet haben, wenn das Kind iiberwie-
gend auf Kosten des Anspruchswerbers
unterhalten und fiir einen Beruf ausgebil-
det wird und das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat,

3. fiir Kinder, die das 21. Lebensjahr bereits
vollendet haben, jedoch ohne Beschréin-
kung auf ein bestimmtes Lebensalter, wenn
das Kind bresthaft ist, das heiBit, wegen
eines korperlichen oder geistigen Gebre-
chens voraussichtlich dauernd aufierstande
ist, sich selbst den Unterhalt zu wverschaf-
fen, und wenn es iliberwiegend auf Kosten
des Anspruchswerbers unterhalten wird,

4. fiir Kinder, die zum Haushalt des An-
spruchswerbers gehoren und in dessen Be-
trieb oder im Betrieb der Gattin auf Grund
eines schriftlichen Lehrvertrages eine ord-
nungsgemifie Ausbildung erfahren.

Bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben
ist ein schriftlicher Lehrvertrag nicht erforder-
lich, wenn das Kind das 16. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat.

Kinder im Sinne der vorstehenden Ausfiih-
rungen sind

a) leibliche Kinder und deren Nachkommen,

b) Stiefkinder und Adoptivkinder,

¢) andere Personen, die dauernd in den
Haushalt des Anspruchswerbers aufge-
nommen sind und liberwiegend auf des-
sen Kosten unterhalten und, sofern sie
minderjéhrig sind, auch erzogen werden,
ausgenommen Kostkinder.

Zum Haushalt des Anspruchswerbers gehoren
Kinder dann, wenn sie nicht verheiratet sind
und bei einheitlicher Wirtschaftsfiihrung unter
Leitung des Anspruchswerbers dessen Wohnung
teilen oder sich mit seiner Einwilligung aufler-

halb seiner Wohnung nicht zu Erwerbszwecken,
sondern zu Zwecken der Erziehung und der
Ausbildung im In- oder Ausland aufhalten.

II. Einschrinkung der Anspruchs-
berechtigung

Keinen Anspruch auf Familienbeihilfe

haben Personen

1. fiir Kinder, fiir welche bereits einem ande-
ren Anspruchsberechtigten Familienbeihilfe
zuerkannt wurde,

2. fiir Kinder, fiir die ihnen oder anderen Per-
sonen Kinderbeihilfe nach den Bestimmun-
gen des Kinderbeihilfengesetzes zusteht.

3. fiir Kinder, die selbst Einkiinfte im Sinne
des Einkommensteuergesetzes — ausgenom-
men Lehrlingsentschidigung — in einem
500 S monatlich iibersteigenden Betrag be-
ziehen und die, sofern es sich um brest-
hafte Kinder (siehe Abschnitt I Z. 3) han-
delt, iiber ein Gesamtvermogen im Sinne
des Vermdigensteuergesetzes von mehr als
120.000 S verfiigen,

4, fiir Kinder, die zu ihrem Haushalt gehéren
und in ihrem Betrieb oder im Betrieb ihrer
Gattin hauptberuflich tdtig sind, ohne in
einem Lehrverhiltnis zu stehen (sieche Ab-
schnitt I Z. 4).

III. Auszahlung beziehungsweise
Verrechnung der Familienbeihilfe

Die Beihilfenkarte ist vom Anspruchsberech-
tigten oder Bezugsberechtigten dem zusténdigen
Finanzamt zu iibergeben beziehungsweise zu
iiberlassen.

Die Familienbeihilfe wird durch die Finanz-
landesdirektion jeweils nach Ablauf eines
Kalendervierteljahres ausgezahlt.

An Stelle der Barauszahlung kann die Fami-
lienbeihilfe auf Antrag des Anspruchsberechtig-
ten auf ein von ihm bestimmtes Konto bei einem
Geldinstitut iiberwiesen oder seinem Steuer-
konto beim Finanzamt gutgeschrieben werden.
Die Familienbeihilfe kann auch gegen Abgaben-
schuldigkeiten des Anspruchsberechtigten ver-
rechnet werden.

C. Gemeinsame Bestimmungen

I. Hohe der Beihilfen

Sowohl die Kinderbeihilfe einschlieBlich des
zu gewiihrenden Erginzungsbetrages als auch
die Familienbeihilfe betrigt im Monat:

Fiir ein Kind 140 S
fiir zwei Kinder 300 S
fiir drei Kinder 490 S
fiir vier Kinder 710 S

und fiir mehr Kinder um je 250 S mehr.

II. Bezugsbherechtigung

An Stelle des Anspruchsberechtigten konnen
auf Antrag als Bezugsberechtigte die Familien-
beihilfe oder die Kinderbeihilfe beziehen

1. die getrennt lebende Gattin,
2. die geschiedene Gattin,

3. die uneheliche Mutter,
4.

andere Personen, zum Beispiel der Pflege-
vater, die Pflegemutter,
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5. Einrichtungen, zum Beispiel die Landes-
und Bezirksfiirsorgeverbéinde, die Landes-,
Stadt- und Bezirksjugendidmter, karitative
Anstalten,

wenn diese Personen und Einrichtungen im
Bundesgebiet ihren Wohnsitz, ihren gewd&hnli-
chen Aufenthalt, Amtssitz oder Sitz haben und
ihnen die Pflege und Erziehung des Kindes
tiberantwortet ist.

III. Beginn und Ende der
Anspruchsberechtigung

Der Anspruch auf Beihilfe beginnt mit dem
Ersten des Monats, in dem die Voraussetzungen
fiir den Anspruch zutreffen, und erlischt mit
Ablauf des Kalendermonats, in dem eine An-
spruchsvoraussetzung wegfillt.

In einem Kalendermonat gebiihrt die Beihilfe
je Kind nur einmal.

Fiir Zeitrdume, die vor dem Beginn des abge-
laufenen Kalenderjahres liegen, kénnen Beihil-
fen nicht mehr nachgezahlt oder verrechnet
werden.

IV. Pflichten des Beihilfen-
beziehers

Der Anspruchsberechtigte sowie der Bezugs-
berechtigte sind wverpflichtet, den Wegfall einer
Voraussetzung fiir den Anspruch auf Beihilfen
binnen einer Woche, gerechnet vom Tage des
Bekanntwerdens dieser Tatsache, zwecks Richtig-
stellung der Beihilfenkarte dem nach ihrem
Wohnsitz, gewothnlichen Aufenthalt, Amtssitz
oder Sitz zustdndigen Finanzamt anzuzeigen.
Eine solche Anzeige ist insbesondere zu erstat-
ten:

1. wenn ein Kind

a) sich mit Einwilligung des Anspruchsbe-
rechtigten zu Erwerbszwecken aufBlerhalb
dessen Wohnung aufhilt,

b) dauernd in einem anderen Haushalt als
dem des Anspruchsberechtigten aufge-
nommen worden ist,

c) ohne Einwilligung des Anspruchsberech-
tigten dessen Wohnung dauernd verlas-
sen hat,

d) gestorben ist,

wenn ein Kind aus dem Haushalt des An-
spruchsberechtigten ausscheidet, weil es ge-
heiratet oder weil es eigene Kinder hat und
aus diesem Grund selbst als Haushaltsvor-
stand anzusehen ist,

3. wenn der Anspruchsberechtigte fiir die
Kosten des Unterhalts und der Erziehung
beziehungsweise des Unterhalts und der
Berufsausbildung nicht mehr iiberwiegend
aufkommt,

4. wenn das Kind das 21. Lebensjahr iiber-
schreitet, ohne daB es in Berufsausbildung
steht,

5. wenn die Berufsausbildung des Kindes vor
der Vollendung des 25. Lebensjahres abge-
schlossen oder aufgegeben wird,

6. wenn das noch in Berufsausbildung stehende
Kind das 25. Lebensjahr vollendet hat,

0
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7. wenn die Einkiinfte des Kindes — ausge-
nommen die Lehrlingsentschidigung — den
Betrag von monatlich 500 S iibersteigen,
ferner

8. bei Kindern, fiir die Familienbeihilfe ge-
wihrt worden ist, wenn
a) das Kind zum Haushalt des Anspruchs-
berechtigten gehért und in seinem Be-
triecb oder im Betrieb seiner Gattin
hauptberuflich tétig ist und keine ord-
nungsgeméfie Ausbildung auf Grund
eines Lehrvertrages erféhrt,

b) das haushaltszugehorige Kind im land-
oder forstwirtschaftlichen Betrieb des
Anspruchsberechtigten in Ausbildung ge-
standen ist und das 16. Lebensjahr voll-
endet hat, es sei denn, daB das Kind eine
ordnungsgemifie Ausbildung auf Grund
eines schriftlichen Lehrvertrages erfihrt.

Anspruchsberechtigte (bezugsberechtigte) Frauen
haben ihre Verehelichung dem zustindigen
Finanzamt zwecks Berichtigung der Beihilfen-
karte anzuzeigen.

Ferner haben Anspruchsberechtigte (Bezugs-
berechtigte) dem zustindigen Finanzamt zu
melden, wenn sie den Wohnsitz oder den Auf-
enthalt im Bundesgebiet aufgeben.

In allen diesen Fillen ist die Beihilfenkarte
dem Finanzamt vorzulegen, es sei denn, daB} die
Beihilfenkarte schon dem Finanzamt oder der
Finanzlandesdirektion iibermittelt oder iiber-
lassen wurde.

D. Miitterbeihilfe
I. Anspruchsberechtigung

Anspruch auf die Miitterbeihife haben natiir-
liche Personen, die fiir drei oder mehr Kinder

1. Anspruch auf Familienbeihilfe oder auf Kin-
derbeihilfe haben oder

2. bezugsberechtigt sind oder

3. teils Anspruch auf Familienbeihilfe oder auf

K'ir(liderbeihﬂfe haben, teils bezugsberechtigt

sind.

Ehegatten, die nicht dauernd voneinander ge-
trennt leben, sind bei der Ermittlung der Zahl
der den Anspruch auf Miitterbeihilfe vermitteln-
den Kinder wie eine einzige natiirliche Person
zu behandeln. Den Anspruch auf Miitterbeihilfe
hat in diesen Fillen die Ehefrau, es sei denn,
daBl der Ehemann Anspruch auf Kinderbeihilfe
oder auf Familienbeihilfe fiir mindestens ein
Kind hat und hinsichlich dieses Kindes nicht
eine andere Person bezugsberechtigt ist.

Der Anspruch auf Miitterbeihilfe wird auf der
Beihilfenkarte bescheinigt, sofern auf dieser
der Anspruch auf Familienbeihilfe oder auf
Kinderbeihilfe fiir drei oder mehr Kinder be-
scheinigt ist. In allen anderen Fillen ist die
Miitterbeihilfe bei dem nach dem Wohnsitz oder
dem gewdhnlichen Aufenthalt des Antragstel-
lers zustéindigen Finanzamt zu beantragen.

II. Hohe der Miitterbeihilfe

Die Miitterbeihilfe betrigt monatlich 50 S,
ab 1. Jinner 1962 monatlich 75 S,
ab 1. Jinner 1963 monatlich 100 S,
ab 1. Jinner 1964 monatlich 150 S.
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III. Auszahlung der Miitterbeihilfe

Die Auszahlung der Miitterbeihilfe erfolgt in
der Regel entweder durch die Dienstgeber und
Beziige auszahlenden Stellen gemeinsam mit der
Kinderbeihilfe und dem Erginzungsbetrag oder
durch die Finanzlandesdirektion gemeinsam mit
der Familienbeihilfe.

E. Geburtenbeihilfe
I. Anspruchsberechtigung

Anspruch auf die Geburtenbeihilfe hat die
Mutter fiir jedes von ihr nach dem 31. Dezem-
ber 1954 geborene Kind,

1. wenn sie im Bundesgebiet einen Wohnsitz im
Sinne der abgabenrechtlichen Vorschriften
hat oder wenn sie sich im Zeitpunkt der An-
tragstellung sechs Monate ununterbrochen
im Bundesgebiet aufgehalten hat oder

2. wenn sie, sofern sie die 6sterreichische
Staatsbiirgerschaft besitzt, entweder als Be-
dienstete des Bundes ihren Dienstort im Aus-
land oder mit einem Bediensteten des Bundes,
der seinen Dienstort im Ausland hat, ver-
heiratet ist und von diesem nicht dauernd ge-
trennt lebt.

Die Geburtenbeihilfe kann von der werdenden
Mutter nach Vollendung des siebenten Monats
der Schwangerschaft in Anspruch genommen wer-
den. Das Kind selbst hat Anspruch auf die Ge-
burtenbeihilfe, wenn seiner Mutter die Gebur-
tenbeihilfe nicht gew#ihrt werden kann, weil sie
gestorben ist, ohne den Antrag rechtzeitig ge-
stellt zu haben. Dem Kind wird die Geburten-
beihilfe jedoch nur gewiihrt, wenn es sich im
Zeitpunkt der Antragstellung, sofern seine Mut-
ter zu den in Punkt I Abs. 1 genannten Miittern
gehort hat, im Bundesgebiet aufhilt.

II. Antragstellung

Die Geburtenbeihilfe wird nur auf Antrag ge-
wéhrt. Der Antrag kann nach Vollendung des
siebenten Monats der Schwangerschaft bis zum
Ablauf einer Frist von sechs Monaten, gerechnet
vom Tag der Geburt des Kindes, gestellt werden.

Uber den Antrag entscheidet das nach dem
Wohnsitz oder dem Aufenthalt der Antragstel-
lerin bzw. das nach dem Aufenthalt des antrag-
stellenden Kindes zustindige Finanzamt. In den
Fillen des Punktes I Abs. 2 (Bundesbedienstete
im Ausland) entscheidet das Finanzamt, in dessen
Amtsbereich die Stelle ihren Sitz hat, die die
Beziige anweist oder angewiesen hat. Die Ge-
burt des Kindes ist durch die Geburtsurkunde,
die Totgeburt durch die Sterbeurkunde nachzu-
weisen; zum Nachweis der nach Vollendung des
siebenten Monats der Schwangerschaft erfolgten
Fehlgeburt geniigt die Vorlage eines irztlichen
Zeugnisses. Die werdende Mutter hat den Nach-
weis ihrer Schwangerschaft durch eine Beschei-
nigung zu erbringen, die nach Vollendung des
siebenten Monats der Schwangerschaft von einer
Schwangerenberatungsstelle, einem zur Aus-
libung der Praxis berechtigten Arzt oder einer
Krankenanstalt ausgestellt ist.

III. Hohe der Geburtenbeihilfe

Dli; Geburtenbeihilfe betrdgt S 500.— fiir jedes
Kind.

492

IV. Auszahlung

Die Dienststellen des Bundes (einschlieBlich
Bundesbahn und Post), der Linder, Bezirke und
Gemeinden (letztere mit iiber 2000 Einwohnern),
jedoch nicht die von ihnen verwalteten Betriebe,
Unternehmungen, Anstalten, Stiftungen und
Fonds haben ihren Empfingern von Dienstbe-
ziigen sowie von Ruhe- und Versorgungsgeniis-
sen die Geburtenbeihilfe auszuzahlen, wobei der
gegeniiber solchen Anspruchsberechtigten vom
Finanzamt zu erlassende Bescheid auf Zuerken-
nung der Geburtenbeihilfe die Grundlage fiir
deren Auszahlung bildet.

In allen anderen Fiéllen wird die Geburtenbei-
hilfe durch das Finanzamt ausbezahlt.

F. Sduglingsbeihilfe
I. Anspruchsberechtigung

Anspruch auf S#uglingsbeihilfe hat eine Mut-
ter, sobald das von ihr geborene Kind den er-
sten Lebensmonat vollendet hat (erste Siug-
lingsbeihilfe). Unabhiingig davon hat die Mutter
Anspruch auf Siuglingsbeihilfe, sobald dieses
Kind den sechsten Lebensmonat vollendet hat
(zweite S&uglingsbeihilfe). Weitere Anspruchs-
voraussetzungen fiir die Sduglingsbeihilfe sind:
1. Die Mutter mufl zum Stichtag — das ist der

Tag, an dem das Kind den ersten bzw. den

sechsten Lebensmonat wvollendet hat — im

Bundesgebiet einen Wohnsitz oder ihren ge-

wohnlichen Aufenthalt im Sinne der abgaben-

rechtlichen Vorschriften haben oder es miissen
die Voraussetzungen des § 20 Abs. 1 Z. 2 des

Familienlastenausgleichsgesetzes (Bundesbe-

dienstete im Ausland) vorliegen.

2. Das Kind mufi zum Stichtag von der Mutter
im selben Haushalt betreut werden, soferne
diese Betreuung nicht ausschlieBlich aus ge-
sundheitlichen Griinden unterbrochen werden
mulite.

3. Das Kind muB sich in #rztlicher Betreuung
befinden.

II. Antragstellung

Die Séduglingsbeihilfe wird nur auf Antrag ge-
wihrt. Die erste S#duglingsbeihilfe mul3 inner-
halb einer Frist von sechs Monaten, gerechnet
von dem Tag, an dem das Kind den ersten Le-
bensmonat vollendet hat, beantragt werden, die
zweite S#duglingsbeihilfe innerhalb einer Frist
von sechs Monaten, gerechnet von dem Tag an,
an dem das Kind den sechsten Lebensmonat
vollendet hat. Der Antrag ist bei dem Finanzamt
einzubringen, in dessen Amtsbereich die An-
spruchswerberin zum Stichtag einen Wohnsitz
oder ihren gewdohnlichen Aufenthalt hat bzw.
gehabt hat. Hat die Antragstellerin im Inland
keinen Wohnsitz und liegen bei ihr die Vor-
aussetzungen des § 20 Abs. 1 Z. 2 Familienlasten-
ausgleichsgesetz (Bundesbedienstete im Ausland)
vor, ist das Finanzamt zustindig, in dessen
Amtsbereich die Stelle ihren Sitz hat, die die
Beziige anweist oder angewiesen hat.

Anlédflich der Antragstellung sind folgende
Beweismittel vorzulegen:

1. Die Geburtsurkunde des Kindes,
2. eine Bescheinigung der Gemeinde, aus der
hervorgeht, daB sich das Kind am Stichtag




mit der Mutter im selben Haushalt aufgehal-
ten hat,

3. eine Bescheinigung einer Mutterberatungs-
stelle oder eines zur Ausiibung der Praxis
berechtigten Arztes oder einer Krankenanstalt,
aus der hervorgeht, daB sich das Kind in
drztlicher Betreuung befindet. Diese Beschei-
nigung darf im Zeitpunkt der Vorlage beim
Finanzamt nicht &lter als 14 Tage sein.

III. Hohe der SAuglingsbeihilfe

Die Sduglingsbeihilfe betrdagt S 300.—, ab 1. Jan-
ner 1963 S 600.— fir jeden Anspruch. Bei Mehr-
lingsgeburten wird die Sduglingsbeihilfe nur im
einfachen Ausmafl gewihrt.

IV. Auszahlung

Die Dienststellen des Bundes (einschlieBlich
Bundesbahn und Post), der Linder, Bezirke und
Gemeinden (letztere mit tiber 2000 Einwohnern),
jedoch nicht die von ihnen verwalteten Betriebe,
Unternehmungen, Anstalten, Stiftungen und
Fonds haben ihren Empféngern von Dienstbezli-
gen sowie von Ruhe- und Versorgungsgeniissen
die Siuglingsbeihilfe auszuzahlen, wobei der ge-
geniiber solchen Anspruchsberechtigten vom Fi-
nanzamt zu erlassende Bescheid auf Zuerken-
nung der Sduglingsbeihilfe die Grundlage fiir
deren Auszahlung bildet.

In allen anderen Fillen wird die Sduglings-
beihilfe durch das Finanzamt ausbezahlt.

Wo erhiilt der Steuertriiger Auskunft iiber
die Hohe und Filligkeit der von ihm zu
entrichtenden stidtischen Abgaben?

Im allgemeinen erhilt der Steuertrdger Aus-
kunft iiber die von ihm zu entrichtenden stid-
tischen Abgaben bei der Zentralsteuerkasse und
bei den Stadtkassen. Die Zustéindigkeit der
Zentralsteuerkasse oder der einzelnen Stadtkas-
sen ist aus den Bemessungsbescheiden zu er-
sehen oder richtet sich nach dem Wohnort oder
Betriebsort des Steuertrigers sowie bei Grund-
besitz nach der Lage desselben. Die Anschrift
der Zentralsteuerkasse bzw. der einzelnen Stadt-
kassen ist auf Seite 41 und 42 zu ersehen.

Wer erhilt Auskunft iiber den Konten-
stand eines Steuertrigers?

Nur die Steuertriger selbst oder die mit einer
rechtsgiiltigen Vollmacht sich ausweisenden Per-

sonen sowie die Verpéchter getrinkesteuerpflich-
tiger Betriebe erhalten Auskunft {ber den
Kontenstand. Bei den Konten der Grundstiicks-
abgaben haben auBerdem die Mieter der Lie-
genschaft unter Vorweis des Meldezettels so-
wie deren Bevollmichtigte (u. a. Funktionire
der Bezirksorganisationen der Mietervereinigung
Osterreichs) unter Vorweis einer schriftlichen
Vollmacht und einer Lichtbildlegitimation das
Recht, sich iiber die Héhe der vorgeschriebenen
Abgaben (Grundsteuer, Réumungsgebiihr, Haus-
kehrichtabfuhrgebiihr und Wassergebiihr) zu in-
formieren.

Welche Einzahlungsweise der stiddtischen
Abgaben ist zu bevorzugen?

Um sowohl dem Einzahler als auch der ver-
rechnenden Dienststelle Zeit zu ersparen, ist die
bargeldlose Zahlungsweise (Erlagschein, Post-
iiberweisung, Bankiiberweisung) zweckmaéfiger.

Wo erhilt der Steuertriiger die Erlag-
scheine fiir die Entrichtung stiddtischer
Abgaben?

In der Stadthauptkasse liegen Erlagscheine von
der Zentralsteuerkasse und den einzelnen Stadt-
kassen auf; in den einzelnen Stadtkassen sind
jedoch nur Erlagscheine fiir ihren Wirkungs-
bereich erhiltlich. Die Erlagscheine werden in
Heften zu je 10 Stiick zum Preis von S —.60
abgegeben. Die Anschrift der Stadthauptkasse,
der Zentralsteuerkasse und der einzelnen Stadt-
kassen ist auf Seite 41 und 42 zu ersehen.

Was ist bei der Ausfiillung der Erlag-
scheine, mit welchen die stiidtischen Ab-
gaben zur Einzahlung gelangen, zu be-
achten?

Um ohne schriftliche Riickfrage von Seite der
Zentralsteuerkasse oder der Stadtkassen den
eingezahlten Betrag der Verrechnung zufiihren
zu kénnen und um dem zahlenden Steuertréiger
selbst Arger und Zeit zu ersparen, ist es not-
wendig, auf dem Mittelstiick des Erlagscheines
den Widmungszweck, das ist die Steuerart,
Kontonummer und Félligkeit (Gebiihrenzeit-
raum), anzugeben. Weiters ist auch der Name
und die Anschrift des Steuertriigers anzufiih-
ren, wenn derselbe mit dem Einzahler nicht
identisch ist.

Diverses

Wiener Verkehrsbetriebe

Die im Wiener Gemeindegebiet gelegenen
StraBenbahn-, Stadtbahn- und Autobuslinien
mit Ausnahme der innerstédtischen Autobuslinien
4,5, 6, 7, 8, 9 und der auf den Cobenzl bzw. Kah-
lenberg fiihrenden Linien bilden das Tarifge-
biet I. AuBierdem gelten simtliche im Tarifge-
biet I giiltigen Fahrausweise im Umsteigever-

kehr zur Benutzung aller im fahrplanmédBigen
Betrieb verkehrenden Personenziige der OBB
auf der Strecke Floridsdorf — Praterstern —
Hauptzollamt. Die {iiber die Gemeindegrenze
hinaus fiihrenden StraBenbahnstrecken Rodaun
— Maddling und Englisch Feld — Grof3i Enzers-
dorf gelten als Tarifgebiet II und die Autobus-
strecken Siebenhirten, Amtsstelle — Modling
und Triester Strafie, Teufelsmiihle — Visen-
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dorf als Aufzahlungsstrecken. Das ganze Wiener
Verkehrsnetz ist in Teilstrecken eingeteilt. Die
Teilstrecken der zum Tarifgebiet I zihlenden
StraBenbahn- und Autobuslinien sind auBerdem
in Kurzstrecken unterteilt.

Fiir die StraBenbahnstrecken Mauer — Mdd-
ling und Kagran — GroB3 Enzersdorf besteht ein
Ausnahmetarif. Im {ibrigen gilt im ganzen Tarif-
gebiet I fiir lingere oder Umsteigfahrten ein
Einheitstarif, fiir kiirzere Direktfahrten auf
Stralenbahn oder Autobus ein Teilstrecken- und
Kurzstreckentarif. Auf den Autobuslinien im
innerstidtischen Verkehr (4, 5, 6, 7, 8 und 9), den
auf den Cobenzl bzw. Kahlenberg fiithrenden
Autobuslinien sowie auf den Straflenbahnlinien
des Tarifgebietes II ‘gelten Teilstreckentarife.

Die Fahrpreise sind aus den Anschldgen in
den Wagen und an den Fahrschein- und Zeit-
kartenverkaufsstellen ersichtlich. Auierdem sind
sie ih den ,Tarifbestimmungen und Beférde-
rungsbedingungen fiir die stidtischen Verkehrs-
mittel in Wien“ enthalten, die bei allen Vorver-
kaufsstellen k#Huflich erworben oder im Be-
schwerdebiiro der Verkehrsbetriecbe, Wien IV,
FavoritenstraBe 9, und in der Abteilung fiir
Kartenausgabe und Fahrbegiinstigungen, Wien
VI, Rahlgasse 3, eingesehen werden kénnen.

Zeitkarten, Strecken- und Wochenkarten,
Vorverkaufsfahrscheine

Uber Zeitkarten (Netz- und Strecken-
karten) beraten die Wiener Stadtwerke (Ver-
kehrsbetriebe) in der Abteilung fiir Kartenaus-
gabe und Fahrbegiinstigungen, Wien VI, Rahl-
gasse 3, an Werktagen von 8 bis 15 Uhr, an
Samstagen von 8 bis 12 Uhr und alle iibrigen
Kartenverkaufsstellen zu den dort angekiindig-
ten Verkaufszeiten. Zeitkarten kénnen vom 15.
des Vormonates des Giiltigkeitsbeginnes an be-
stellt werden; fiir rechtzeitige Ausfertigung von
Karten, die erst nach dem 25. des Vormonates
bestellt werden, wird nicht gehaftet.

Netzkarten (Monats- und Halbjahres-
netzkarten) berechtigen zur beliebig oftmaligen
Fahrt an allen Tagen im fahrplanmiBigen Be-
trieb in den Tarifgebieten I und II. Sie gelten
vom fahrplanmiBigen Betriebsbeginn ihres er-
sten bis zum fahrplanmiBigen Betriebsschlul3
ihres letzten kalendermiBigen Giiltigkeitstages
und sind im Nachtverkehr ungiltig.

Streckenkarten werden nur mit ein-
monatiger Giiltigkeit vom 2. des Monates, auf
den sie lauten, bis einschlieBlich 1. des nichst-
folgenden Monates fiir Fahrten in den Tarif-
gebieten I oder II oder in beiden ausgegeben.
Sie berechtigen zu beliebig oftmaligen Fahrten
auf der vorgeschriebenen Fahrstrecke.

Schiilerstreckenkarten werden an
Schiiler und Schiilerinnen der Berufs-, Pflicht-,
Mittel- und Hochschulen und der im Einver-
nehmen mit der Schulbehérde festgesetzten
Unterrichtsanstalten ausgegeben. Sie berechti-
gen nur fiir Fahrten zum Schulbesuch auf vor-
geschriebener Strecke zwischen polizeilich ge-
meldetem Wohnort und Schule an Werktagen
vom Betriebsbeginn bis 21 Uhr (spétester Fahrt-
antritt). Sie haben einmonatige Giiltigkeit vom
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2, des Monates, auf den sie lauten, bis einschlieB-
lich 1. des nachfolgenden Monates.

Findet der lehrplanmiBige Unterricht nur
wéhrend eines Teiles des Giiltigkeitsmonates
statt, so gilt die Schiilerstreckenkarte nur fiir
diesen Teil der Laufzeit.

Ein PreisnachlaB wegen der eingeschrinkten
Beniitzbarkeit des Fahrausweises ist nicht vor-
gesehen.

Wochenkarten berechtigen an Werkta-
gen im fahrplanmé&Bigen Betrieb innerhalb ihres
Giiltigkeitsbereiches auf einer frei zu wihlen-
den Strecke zur Hinfahrt, die bis 8.30 Uhr an-
getreten wird, und zur Riickfahrt auf der glei-
chen Strecke und unter Beniitzung des gleichen
Verkehrsmittels mit dem Fahrtantritt zwischen
13 Uhr (an Samstagen 11 Uhr) und 22 Uhr oder
zur Hinfahrt zwischen 11 und 14 Uhr und zur
Riickfahrt ab 22 Uhr. Die einmal gewihlte
Strecke gilt fiir die ganze Woche.

Bei Wochenkarten ohne Zeitbeschrinkung
(lichtgriine Farbe, giiltig nur im Tarifgebiet I
oder innerhalb der Ausnahmetarifstrecken) fal-
len die im vorstehenden festgelegten zeitli-
chen Beniitzungsbeschrinkungen hinsichtlich der
Fahrtantritte weg.

Vorverkaufsfahrscheine (in Blocken
zu 5 Stiick oder einem Vielfachen davon) und
Wochenkarten sind bei der Abteilung fiir Kar-
tenausgabe und Fahrbegiinstigungen, Wien VI,
Rahlgasse 3, an Werktagen von 8 bis 15 Uhr,
an Samstagen von 8 bis 12 Uhr, ferner bei den
Vorverkaufsstellen zu den bei diesen angekiin-
digten Verkaufszeiten erhiltlich. Sie sind im
allgemeinen bis zum Ende des zweiten auf den
Ausgabemonat folgenden Monates, niemals je-
doch lidnger als bis zu dem auf ihnen ersicht-
lichen Zeitpunkt beniitzbar. Bei Fahrpreisinde-
rungen endet die Beniitzbarkeit mit dem In-
krafttreten des neuen Fahrpreises.

Kinderfahrscheine

Der Kindertarif gilt fiir Kinder unter
1.50 m vom vollendeten 6. bis zum wvollendeten
14. Lebensjahr, bei nachgewiesenem Schulbe-
such bis Ende des Schuljahres (einschlieBlich
der Hauptferien), in dem sie das 14. Lebensjahr
vollenden.

Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr in
Begleitung (2 Kinder je Begleitperson), fiir die
kein besonderer Platz beansprucht wird, wer-
den unentgeltlich beférdert.

Kinder, die vor Ablauf der vorstehenden Be-
niitzungsfrist gréBer als 1.50 m sind, haben bei
Inanspruchnahme des Kindertarifes einen Kin-
derausweis vorzuweisen., Der Kinderausweis
wird iiber Antrag in der Abteilung fiir Karten-
ausgabe und Fahrbegiinstigungen, Wien VI,
Rahlgasse 3, gegen Beibringung eines Lichtbil-
des und Vorlage eines Geburtsdokumentes aus-
gestellt.

Riickkauf nicht beniitzter Fahrausweise

Gelbste Fahrausweise, die aus was immer fiir
Ursachen nicht beniitzt wurden, werden, sofern
nicht anldBlich von Tarifinderungen andere Ver-
fligungen getroffen werden, weder zuriickge-




kauft noch umgetauscht. Teilweise beniitzte
Wochenkarten werden im Beschwerdebiiro,
Wien IV, Favoritenstrafe 9, II. Stock, oder bei
-der Abteilung fiir Kartenausgabe und Fahr-
beglinstigungen wihrend der Dienststunden zu-
riickgekauft, wenn sie nur an den ersten beiden
Giiltigkeitstagen beniitzt wurden. Es wird dabei
vom Preis der Wochenkarte fiir jede gelochte
Fahrt der fiir die lingste Strecke des Giiltig-
keitsbereiches der Karte festgesetzte Einzelfahr-
scheinpreis abgezogen.

Ist die Beniitzbarkeit einer Zeitkarte infolge
unvorhergesehener Ereignisse (Unfall, Krank-
heit oder Tod) wihrend der restlichen Laufzeit
unmoglich, so kann die Karte bei sofortiger
Riickgabe und Beibringung der entsprechenden
Bestitigung bis einschlieBlich 20. des Giiltig-
keitsmonates riickgekauft werden. Die Vergii-
tung wird hiebei berechnet, indem wvom vollen
Kartenpreis fiir jeden Beniitzungstag (als letzter
Beniitzungstag gilt der Tag der Riickgabe der
Karte) bis einschlieBlich 11. des Giltigkeits-
monates ein Filinfzehntel, dariiber hinaus bis
zum 20. des Monates der Laufzeit ein DreiBig-
stel abgezogen wird. Bei Riickkauf von Halb-
jahresnetzkarten werden jedoch fiir die bereits
abgelaufene Zeit die Tagesquoten der Monats-
karten in Anrechnung gebracht.

Umschreibung von Zeitkarten

Zeitkarten konnen aus triftigen Griinden,
deren Vorhandensein auf Verlangen nachzuwei-
sen ist, bei der Abteilung fiir Kartenausgabe
und Fahrbegiinstigungen entweder auf einen
anderen Giiltigkeitsbereich oder eine andere
Person, jedoch nur innerhalb derselben Lauf-
zeit der Karte, umgeschrieben werden. Die Um-
schreibgebiihr betrdgt 10% des Kartenpreises,
mindestens aber S 6.—. Die Umschreibung von
Halbjahresnetzkarten findet nur innerhalb der
ersten fiinf Monate der Laufzeit der Karte statt.

Schaffnerfahrscheine

Beim Losen von Schaffnerfahrschei-
nen im Wagen ist das Fahrgeld nach Moglich-
keit abgezéihlt bereitzuhalten. Der Schaffner ist
nicht verpflichtet, Miinzen und Banknoten {iber
20 S zu wechseln; er ist in solchen Féllen be-
rechtigt, einen Fahrgast zum Verlassen des
Wagens zu verhalten. Dadurch erlischt aber
nicht die Verpflichtung des Fahrgastes, den
Fahrpreis fiir die bereits angetretene Fahrt
nachtriglich zu entrichten. Zu diesem Zweck
kann der Schaffner Namen und Anschrift des
Fahrgastes feststellen und hiezu nétigenfalls
die Mitwirkung der Sicherheitsorgane in An-
spruch nehmen.

Beforderung von Kinderwagen
und Gepick

Jeder Fahrgast darf nur solche und so viele
Gepickstiicke mitnehmen, als eine Person tra-
gen kann und ohne dafl dadurch eine Gefiéihrdung
oder Behinderung des Betriebes und der iibrigen
Fahrgiste eintritt. Die Entscheidung iber die
Mitnahme von Gepickstiicken treffen die Ange-
stellten des Verkehrsunternehmens. Gepéckstiicke

bis zu einem AusmaB von 55 X 40 X 20 em sind
geblihrenfrei; iiberschreiten die Gepéickstiicke
obenstehende Ausmaflie auch nur in einer Rich-
tung, sind sie gebiihrenpflichtig.

Kinderwagen im zusammengeklappten
Zustand mit den HochstmaBen 100 X 45 X 25 cm
oder 65 X 52 X 38 cm werden auf der Strafien-
bahn auf den vorderen Plattformen der Bei-
wagen, auf alleinfahrenden Triebwagen jedoch
nur auf der hinteren Plattform, auf der Stadt-
bahn auf den vorderen Plattformen aller Wagen
mit Ausnahme des fiihrenden Triebwagens und
auf den Autobussen an einer geeigneten Stelle,
keinesfalls aber in der Nihe der Einstiege, un-
entgeltlich befordert, wobei auf einem Wagen
hochstens 2 Kinderwagen zugelassen sind. Kin-
derwagen grofleren Ausmalles sind von der Be-
férderung ausgeschlossen.

Beschwerden

Beschwerden sind an das Beschwerde-
biiro, Wien IV, FavoritenstraBe 9, II. Stock, zu
richten und, wenn sie durch die Post zugestellt
werden, auf alle Fille mit einfachem Porto zu
frankieren. Fiir unrichtig markierte Fahrscheine
wird nur dann eine Vergiitung geleistet, wenn
der Ersatzfahrschein wvorgelegt wird. Unrichtig
markierte Wochenkarten werden in der Verkehrs-
kanzlei jedes StraBenbahn-Bahnhofes oder im
Beschwerdebiiro, Wien IV, Favoritenstralie 9—11,
oder in der Abteilung fiir Kartenausgabe und
Fahrbegiinstigungen, Wien VI, Rahlgasse 3, ge-
tauscht. Der Beschwerdefiihrer erhidlt bei be-
rechtigten Fahrscheinreklamationen das ausge-
legte Portoriickerstattet.

Sonderwagenfahrten

Uber Sonderwagenfahrten (Bestel-
lungen, Bedingungen und Preise) geben folgende
Dienststellen der Direktion, Wien IV, Favoriten-
straie 9, Telephon 653691, 6546 81, wihrend
der Dienststunden an Werktagen von 7.30 Uhr
bis 16 Uhr und an Samstagen von 7.30 Uhr bis
12 Uhr Auskunft:

Uber StraBenbahn-(Stadtbahn-)Sonderfahrten:
das Fahrplanbiiro, II. Stock, Klappe 368;

iiber Autobus-Sonderfahrten: die Autobusbe-
triebsleitung, II. Stock, Klappe 261;

iiber Sonderziige fiir Giiterbeférderung: das
Lastenbiiro, I. Stock, Klappe 440.

Bestellungen von Sonderwagen oder Sonder-
ziigen sind mindestens zwei Tage vor dem Be-
darf an die angegebene Stelle zu richten. In
dringenden Fillen kénnen StraBenbahn-Sonder-
wagen fiir Personenbeforderung auch auBlerhalb
der Dienststunden bei der Betriebsinspektion
der Verkehrsbetriebe unter der Tel.-Nr. 65 36 91
oder 654681, Klappe 222, bestellt werden.

Die Beistellung der Wagen kann nur nach
MafBgabe der technischen Zuldssigkeit und der
vorhandenen Fahrbetriebsmittel erfolgen. Stra-
Benbahn~-Sonderwagenfahrten fiir die Personen-
beférderung kénnen im allgemeinen wihrend
der verkehrsstarken Zeiten nicht durchgefiihrt
werden, d. i. an Werktagen von Montag bis Frei-
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tag bis etwa 8 Uhr und von 15.30 bis 19 Uhr
und weiters an Werktagen und Sonn- und Feier-
tagen, an welchen simtliche Betriebsmittel fiir
den Ausflugsverkehr, Béderverkehr oder fiir
den Verkehr bei griéfieren Veranstaltungen in
Verwendung sind. Auch Autobus-Sonderwagen
konnen nur soweit, als es der Bedarf des Linien-
verkehrs zuldfit, zur Verfligung gestellt werden,
an Wochentagen nur nach der Friihverkehrs-
spitze, also nach etwa 9 Uhr. Es kommen 12-
bis 41sitzige Autobusse in Betracht, in der Regel
nur flir Fahrten von etwa 100 Kilometern im
Umkreis von Wien. Fahrstrecken und Fahrziele
sind mit der Autobusbetriebsleitung zu verein-
baren, weil fiir schwere und breite Autobusse
bestimmte Beschrinkungen auf den StraBen-
ziigen vorgeschrieben sind. Jede Abéinderung
oder Erweiterung der auf dem Bestellschein
vorgeschriebenen Route ist untersagt. Der tarif-
méfBige Fahrpreis wird bei Annahme der Be-
stellung errechnet und ist vom Besteller im vor-
aus zu erlegen. Wenn sich bei Ausfithrung der
Sonderfahrt aus was immer fiir Ursachen Ande-
rungen gegeniiber den der Berechnung des
Fahrpreises zugrunde gelegten Annahmen er-
geben und dadurch eine Erhdéhung des Fahr-
preises fir Sonderfahrten eintritt, hat der
Besteller den wvon den Verkehrsbetrieben in
Rechnung gestellten tarifm#éBigen Mehrbetrag
nachtréglich zu bezahlen; {ritt dagegen eine
Verminderung des Fahrpreises ein, wird dem
Besteller der zuviel bezahlte Betrag zuriick-
erstattet.

Fundgegenstinde

Als Fundgegenstand gelten alle in den
Wagen, Wartehallen, Haltestellengebiuden und
Dienstrdumen der Strafienbahn, Stadtbahn und
des Autobusses gefundenen Gegenstinde. Die
Angestellten des Betriebes sind wverpflichtet,
Fundgegenstinde an sich zu nehmen beziehungs-
weise von anderen Personen gefundene und
ihnen iibergebene Gegenstinde zu iibernehmen
und noch am selben Tag in der zustindigen
Streckenkasse oder Verkehrskanzlei abzugeben.

Der Angestellte, dem von einer anderen Per-
son ein Fundgegenstand {ibergeben wird, hat
Namen und Adresse des Finders festzustellen
und diesen zu befragen, ob er Anspruch auf
Finderlohn erhebt oder nicht und wie hoch er
in ersterem Fall den Fundgegenstand bewertet.
UnterléBt der Finder die Bewertung des Fund-
gegenstandes, ohne gleichzeitig ausdriicklich oder
durch Verweigerung der Angabe seines Namens
und seiner Adresse auf den Finderlohn zu ver-
zichten, dann darf der Fundgegenstand erst

durch das Fundamt der Polizei dem Verlusttri-

ger ausgefolgt werden, wobei die von der Poli-
zeidirektion veranlafite Schétzung fiir die Be-
messung des Finderlohnes maBgebend ist. Die
Ubernahme des Fundgegenstandes ist dem Fin-
der schriftlich zu bestédtigen.

Uber Verluste in der StraBenbahn und im
Autobus kénnen Verlusttriger am selben Tag,
iiber Verluste in der Stadtbahn erst am
folgenden Tag in der Verkehrskanzlei des
Bahnhofes, von wo aus die Linie in Betrieb ge-
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setzt wird, Nachfrage halten; nach einwand-
freier Ausweisleistung kann der Gegenstand
auch ausgefolgt werden. Nicht abgeholte Fund-
gegenstinde im Werte von mehr als S 5.— wer-
den dem Fundamt der Polizeidirektion, Wien I,
Briunerstraie 5, iibermittelt und dem Verlust-
tréiger in den Dienststunden: des Polizeifundamtes
ausgefolgt, wogegen , Kleinstfunde” im Werte bis
zu S 5.— nach einer acht Tage dauernden Aufbe-
wahrung in den Verkehrskanzleien von den Fin-
dern (Privatfindern oder Angestellten) durch drei
Jahre hindurch verwahrt werden miissen. Leicht
verderbliche Fundgegenstinde (Lebensmittel,
Blumen etc.) werden am Tag des Fundes knapp
vor Betriebsschiufi auf den Bahnhtfen oder am
folgenden Werktag durch das nichstgelegene
Marktamt versteigert. Der Erlés kann je nach
Wert am Bahnhof (bis zu S 5.—) oder im Polizei-
fundamt (iiber S 5.—) vom Verlusttriger behoben
werden.

Elektrizitit in Wohnung und
Betrieb

Anschlul einer Abnehmeranlage (Woh-
nung, Werkstitte, Biiro usw.)

a) Elektrizitdtszdhler fiir die bestehenden
Elektroinstallationen in der Anlage bereits vor-
handen:

Der neue Anlageninhaber (Mieter der Woh-
nung usw.) hat bei Ubernahme der Riumlich-
keiten sofort die Anmeldung bei der fiir den
betreffenden Stadtbezirk zustindigen Abnehmer-
verrechnungsgruppe bzw. fiir im Uberland-
gebiet gelegene Anlagen bei der zustdndigen
Betriebsstelle der WStW — EW vorzunehmen
(telephonisch, schriftlich oder durch perstnliche
Vorsprache) und den wvon ihm gewiinschten
Tarif bekanntzugeben. Vor der daraufhin er-
folgenden Umschreibung der Anlage filhren die
WStW — EW beziiglich Anschluwert, erfor-
derlicher Zihlergrofle, Unterlagen fiir die Tarif-
festsetzung usw. noch eine Erhebung durch,
wobei der seitens des neuen Abnehmers hiefiir
gewlinschte Zeitpunkt nach Moglichkeit beriick-
sichtigt wird. Die Ubernahme der Anlage sowie
die getroffene Tarifwahl sind den WStW — EW
vom neuen Abnehmer schriftlich zu bestédtigen.

Ist der neue Abnehmer (Anlageninhaber) der
Rechtsnachfolger des friiheren, so iibernimmt er
mit dessen Rechten auch dessen Verpflichtungen.

b) Elektrizitdtszdhler in der Anlage nicht vor-
handen:

Der Inhaber (Mieter) der Ridumlichkeiten, die
von den WStW — EW mit elektrischem Strom
versorgt werden sollen, hat hiezu einen behord-
lich konzessionierten Elektrotechniker zu be-
auftragen. Dieser fiihrt die notwendigen Instal-
lationsarbeiten entsprechend den Wiinschen
und Zwecken des Auftraggebers und unter Ein-
haltung der bestehenden Sicherheitsvorschriften
und AnschluBbestimmungen aus und tiiberpriift
gegebenenfalls die vorhandenen Installationen
auf ihren vorschriftsméBigen Zustand; sodann
hat der Elektrotechniker mittels von ihm be-
schafften vorgeschriebenen Anmeldeformulars




die Anlage bei der fiir den betreffenden Bezirk
zustédndigen technischen Abteilung (im Uber-
landgebiet bei der zustéindigen Betriebsstelle)
der WStW — EW 2zum AnschluB anzumelden.
Die WStW — EW lassen daraufhin durch ihre
Organe die Anlage iiberpriifen; sobald diese
hiebei den Vorschriften entsprechend befunden
wurde, wird die Zihlermontage vorgenommen.

¢) Erweiterungen von bereits in Beniitzung
befindlichen Abnehmeranlagen (zusétzliche In-
stallationen bzw. Anderungen des AnschluB-
wertes) sind vor Durchfilhrung den WStW —
EW anzumelden (wie oben Absatz b). Die In-
gebrauchnahme normaler Haushaltgerite (Be-
leuchtungseinrichtungen, Kleingerite) braucht
nicht angemeldet zu werden, sofern in Woh-
nungen dadurch keine Anderung der Anlage
(ZéhlergréBe und Stirke der Sicherungen) er-
forderlich wird (vgl. hiezu Abschnitt ,,AnschluBi-
wert“). Die Installation von Verbrauchseinrich-
tungen grioferen AnschluBwertes (z. B. Elektro-
Herde, -HeiBwasserspeicher und -Ofen, elek-
trisch beheizte Waschmaschinen u. dgl.) bedarf je-
doch der vorherigen Anmeldung seitens des Ab-
nehmers bzw. der den WStW — EW vorbehal-
tenen Zustimmung hiezu (Bedachtnahme auf
die Belastbarkeit des vorhandenen Hausan-
schlusses bzw. jener der Steig- und Installa-
tionsleitungen).

AnschluBl eines neuerbauten oder ver-
grioflerten Hauses

Der Bauherr (AnschluBwerber) hat in seinem
eigenen Interesse, womdglich noch vor Inan-
griffnahme der Bauarbeiten (Neu-, Auf- oder
Zubau), das Einvernehmen mit dem Haus-
anschluBbiiro der WStW — EW herzustellen und
die dort erhiltliche Anfragekarte mit den not-
wendigen Angaben auszufiillen.

Bei NeuanschlufB3 eines Hauses wird so-
dann seiteris der WStW — EW (Abteilung C/2
»Stromlieferungsvertriage*) ein Xostenvoran-
schlag fiir die durch den NeuanschluB beding-
ten Herstellungen (Kabelverlegungen usw.) und
den vom Anschlufwerber an die WStW — EW
hiefiir zu bezahlenden Kostenbeitrag erstellt;
bei gegebener technischer Notwendigkeit wird
dem AnschluBwerber auBerdem die Bedingung
gestellt, einen fiir die Unterbringung einer Ab-
spanneranlage geeigneten Raum den WStW —
EW kostenlos zur Verfiligung zu stellen.

Bei Erweiterung eines schon bestehenden
Anschlusses konnen dem Bewerber hiefiir, je
nach Umfang des zusidtzlichen Energiebedarfes
und der hiefiir erforderlichen technischen MaB-
nahmen, AnschluBbedingungen vorgenannter
Art (AnschluBkostenbeitrag, Raumbeistellung)
seitens der WStW — EW gestellt werden.

Vor Durchfiihrung solcher AnschluBarbeiten
seitens der WStW — EW hat der Anschlufi-
werber eine diesbeziigliche schriftliche Ver-
einbarung verbindlich zu unterzeichnen und den
darin vorgeschriebenen Kostenbeitrag zu erlegen.

Ein AnschluBprovisorium fiir einen
Bau (Stromversorgung der Baustelle bis zur Fer-
tigstellung des Objektes) ist seitens der baufiihren-
den Firmen bei den WStW — EW zu beantragen,
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die den dafiir zu entrichtenden Baukosten-
zuschuf und sonstige Bedingungen, eventuell
auch die Beistellung eines Raumes fiir eine Ab-
spanneranlage, bestimmen.

AnschluBwert einer Stromverbrauchs-
einrichtung

ist die zu deren Betrieb benétigte elekir. Nenn-
leistung, die bei motorischen Geriiten (Staub-
sauger, Bodenbiirste usw.) und Wairmegeriten
(Kochplatte, Biigeleisen usw.) auf dem sogenann-
ten Leistungsschild, bei Gliihlampen auf dem
Gewindesockel oder dem Glaskolben, in Watt
(W) angegeben ist. An diesen Stellen ist auch
die Spannung in Volt (V) angegeben, fiir die
das betreffende Gerédt bzw. die Lampe ge-
baut ist (vgl. den Abschnitt ,,Spannung®),
ferner, u. zw. bei motorischen Geriten, bei
Rundfunkgeréiten und bei manchen Wirme-
gerdten auch die Stromart (vgl. den Abschnitt
wStromarten”), an die das Geridt angeschlossen
werden darf. Da sich (mit der spiter angefiihr-
ten Einschridnkung) die von einem Gerédt auf-
genommene Leistung (W) als Produkt der Be-
triebsspannung (V) mal der entsprechenden
Stromstirke in Ampére (Amp. A) ergibt,
kann letztere, sofern auf dem Leistungsschild
nicht angegeben, durch Division der Lei-
stung durch die Spannung ermittelt werden
(Watt : Volt = Ampére). Ein Vergleich dieses
Ergebnisses mit der auf dem Leistungsschild
des Elektrizitdtsz&dhlers angegebenen Strom-
stdrke (A) zeigt, ob der AnschluB eines Ge-
rdtes oder der gleichzeitige AnschluB mehrerer
Geridte (deren Leistungen bzw. Stromaufnahmen
dann zu addieren sind) mit Riicksicht auf die
Belastbarkeit des Zidhlers vorgenommen werden
darf. Die entsprechende Uberlegung gilt auch
beziiglich der Belastbarkeit der vorgeschalteten
Sicherungen (vgl. Abschnitt ,Sicherungen®).

Fir grofere Stromverbrauchseinrichtungen
(Motoren, Heizungseinrichtungen u. dgl) wird
die Leistung (= AnschluBwert) fallweise in
Kilowatt (kW) angegeben, wobei 1000 W =
= 1 kW.

Die oben angegebene einfache Berechnung:
Volt X Ampére = Watt gilt bei Gleichstrom
immer, bei Wechselstrom jedoch nur fiir Gliih-
lampen und gewdhnliche Wirmegerite. Fiir
andere Geridte (z. B. Motoren) wird die Strom-
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aufnahme in A oder eine fiir ihre Berechnung
geeignete andere Angabe zusétzlich auf dem
Leistungsschild eingestempelt.

Kilowattstunde (kWh) |

ist die MaBeinheit fiir die dem Stromverbrau-
cher gelieferte elektrische Arbeit, mit anderen
Worten, fiir den vom Elektrizitdtszdhler gemes-
senen und angezeigten Verbrauch an elektri-
scher Energie. Wie unter , AnschluBwert einer
Stromverbrauchseinrichtung® erldutert ist, wird
dieser AnschluBwert, d. h. die zum Betrieb
einer Lampe oder eines Elektrogeridtes be-
notigte elektrische Leistung, in Watt (W) bzw. in
der groBeren Einheit von 1000 W = 1 kW (Kilo-
watt) angegeben. Wird die Leistung von 1 kW
wihrend der Zeitdauer einer Stunde (abge-
kiirzt h aus dem lateinischen hora = Stunde)
aus der elektrischen Leitung entnommen, so
wird 1 kW X 1 h = 1 kWh verbraucht und in
Licht, bzw. Wirme oder mechanische Arbeit
umgewandelt.

Die so vom Stromverbraucher mit jeweils
einem bestimmten Leistungsbedarf der in Be-
trieb befindlichen Lampen und Gerédte ver-
brauchte elektrische Energie muB gleichzeitig
und im gleichen AusmaBe im Kraftwerk durch

die Stromerzeuger bzw. durch die von
deren Antriebsmaschinen aufzubringende Ar-
beit gedeckt werden. Eine Lampe von

100 W = 0.1 kW verbraucht demnach in einer.

Stunde 01 kW X 1 h = 0.1 kWh, in 20 Stun-
den 0.1 kW X 20 h = 2 kWh; ein Biigeleisen
von 500 W = 0.5 kW AnschluBwert in 6 Stunden
05 kW X 6 h = 3 kWh.

Spannung

Die Spannung des elekirischen Stromes ist
z. B. mit dem Druck des Wassers in einer Rohr-
leitung vergleichbar; sie wird in Volt (V) an-
gegeben. Im Wiener Stromversorgungsgebiet
betrdgt die normale Netzspannung (siehe auch
potromarten®):

a) bei Wechselstrom entweder 1100 V oder
220 V, bei Drehstrom 220 V (fiir Licht und die
meisten Gerite) bzw. 380 V (vor allem fiir gro-
Bere Motoren),

b) bei Gleichstrom 22¢ V (fiir Licht und klei-
nere Stromverbrauchseinrichtungen) bzw. 440 V
(fiur groBere Gerédte und Motoren).

Lampen und Geriite jeder Art diirfen nur an
jene Spannung (gegebenenfalls auch Stromart,
siehe ,Stromarten) angeschlossen werden, fiir
die sie gebaut sind. Diese Spannung ist auf der
Lampe bzw. dem Leistungsschild des Gerites
angegeben (vgl. auch ,AnschluBwert einer
Stromverbrauchseinrichtung®). Nichtbeachtung
dieser Spannung fiihrt, oft sofort, zur Zersto-
rung der betreffenden Lampen bzw. Gerdte und
verursacht oft weitere Schidden und Gefahren.

Stromarten

In Wien wird an die Verbraucher je nach
MaBgabe der ortlichen Netzverhéltnisse abge-
geben: g
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a) Wechselstrom, u. zw. entweder als soge-
nannter Einphasen(wechsel)strom oder als so-
genannter Dreiphasenwechselstrom = Drehstrom,
das ist eine leitungssparende Xunstschaltung
von drei Einphasenwechselstromen. Besitzt ein
Haus Drehstromanschluff, so werden Abneh-
meranlagen mit kleinerem AnschluBwert (Licht,
Kleingerdte) nur an zwei Leitungen des Dreh-
stromsystems, solche mit gréBerem AnschluB-
wert an alle Leitungen desselben angeschlossen.

b) Gleichstrom. Glithlampen und viele Arten
von Wirmegerdten sind an beide Stromarten,
die richtige Spannung vorausgesetzt, anschliefi-
bar. Bei manchen Gerdten ist es jedoch nicht
gleichgiiltig, ob .sie an Wechsel- oder Gleich-
strom angeschlossen werden! Dgs Leistungs-
schild solcher Gerite triagt dann bei Wechselstrom-~
geriten die Bezeichnung ~  bzw. ,50 Per.*
bzw. ,50 P/s“, manchmal auch eine ausdriick-
liche Angabe, z. B. ,Nur fiir Wechselstrom*; bei
Gleichstromgeriten das Zeichen ,—* bzw.,="'"

Entsprechende Bezeichnungen sind auch auf
jedem Zéhler angebracht.

Sicherungen

sind Einrichtungen zum Schutz elektrischer In-
stallationen und Stromverbrauchseinrichfungen.
Ihre Wirkungsweise beruht darauf, daB ein
diinner, flir eine bestimmte Hochststromstéirke
bemessener Draht, der in einer gquarzsand-
gefiillten Porzellanpatrone eingebettet ist, bei
Uberlastung durchschmilzt. Dadurch wird der
an diese Sicherung angeschlossene Teil der In-
stallation abgeschaltet, wodurch Schiden an
diesem Installationsteil und den daran ange-
schlossenen Stromverbrauchseinrichtungen ver-
hindert werden. Um Schéden jeder Art, vor
allem Brandschédden, an Installationen und Ge-
ridten sicher zu vermeiden, muB die Sicherung
so bemessen werden, daB sie bewuBt den
schwichsten Teil der Verbraucheranlage bildet;
die Festsetzung ihrer Stirke ist daher Sache
des Fachmannes. Es diirfen daher ausschlieB3lich
nur die jeweils von ihm vorgesehenen Siche-

rungspatronen verwendet werden, die daher
immer in Vorrat zu halten sind.
Notbehelfe irgendwelcher Art (,geflickte

Sicherungen*) gefidhrden nicht nur die elektri-
schen Einrichtungen, sie konnen auch Briénde
und Unfille verursachen, weshalb solche Not-
behelfe verboten sind.

Zidhlerablesung

Der an der Anzeigeeinrichtung eines Elektrizi-
tidtszéihlers ersichtliche Zihlerstand #ndert sich
fortlaufend entsprechend dem Verbrauch in der
Abnehmeranlage. Der in kWh (siche ,Kilowatt-
stunde”) gemessene Stromverbrauch der Anlage
innerhalb eines beliebigen Zeitabschnittes wird
als Differenz der am Beginn und am Ende dieses
Zeitabschnittes abgelesenen Zihlerstéinde er-
mittelt. Durch Multiplikation dieses in kWh
ermittelten Verbrauches mit dem laut Tarif fiir
1 kWh zu zahlenden Arbeitspreis ergeben sich
die Verbrauchskosten der Abnehmeranlage fiir
diesen Zeitabschnitt.




Haushali-Taril H 57

bei Tarifréumen) 1od 2 3 4 5 6 7
::?bf;:ﬂ‘"ij:::;: unbegrenzt ab 24 ab 66 ab 129 ab 168 ab 207
.T:;lil:::r?g gejse c;;::g! S 4.50 12.50 24.50 31.90 39.30
Arbeitspreis 57 Groschen je kWh (Kilowattstunde)
Kleinstabnehmer-Tarif K 285
bei Tarifrdumen*) 1 od 2 3 4 5 6 7
;’Sf'b?.‘.'l.‘?.r.“’d."i'\'ir’.” 0—23 0—65 0—128 0—167 0—206
“Teilbetrag des Grund- Tarif P T & ___ A BRI L I Frd
poimmsmhemaid ny | | | | o | R
Arbeiispreis 285 Groschen je kWh (Kilowattstunde)
*) Als Tarifraum gill jeder Raum mit mehr als 88 Quadraimeler Grundilache, der zu Wohnzwecken dienen kann, gleich ob

mit oder ohne elekirische Installation. Zwei Tarifréume mit zusammen héchsiens 25 Quadralmeter Grundilache gelien als

Sondervereinbarung flir Haushalte mif Elekfrokiiche

In Haushalten, in denen aufser Beleuchtung und Haushall-Elekirogerdten auch Elekiro-Kochgerdle, und zwar mindesiens eine
Doppelkochplalie mit 1600 W Anschluhwerl, in regelmahiger Benbizung stehen, kann die Verrechnung nach einer Sonderver-

ein Tarifraum.

einbarung gewahlt werden.
der WSIW-Elekirizitaiswerke.

Die genannien Diensisiellen der WSIW-EW geben auch ndhere Auskinfite Gber alle anderen
Kleinstabne hmertarife, Nachlsfromlunf und Pauschaltarife fir eine Reihe

WSIW-EW", d. s. Landwirlschafisiarif,

bestimmt

Gewa: beidui,

Stromverbr

Je nach der Art der von den WStW — EW
verwendeten Zihler gibt es drei Ausfiihrungen
von Anzeigeeinrichtungen:

a) Fenster, in denen Ziffern zu sehen sind

\\\ \\\

IR« 0

\\\\ \\\"-

Stehen die Ziffern so, daB in einem Feld zwei
Ziffern, jede aber nur zum Teil, sichtbar sind,
so ist (immer von rechis nach links, gelesen) in
jedem Feld die niedrigere Ziffer abzulesen.

o] 7] 8

Da an der Hundertstelstelle, zweites Feld
rechts vom Dezimalstrich, die zum Teil noch
sichtbare 7 kleiner ist als die schon zum Teil
sichtbare 8, an der Zehntelstelle analog die 9
kleiner als die 0 (die ja 10 Zehntel entspricht)
und an der Einerstelle (links vom Dezimalstrich)
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Nahere Auskiinfte erleilen die einzelnen Abnehmergr

ichtungen sowie Gber alle mit dem Str

Beirieb

Py 5

tellen und Beratungsstellen
JAllgemeinen Tarife der

b Iug zusa d

n Fragen.

analog die 8 kleiner ist als die erst zum Teil
sichtbare 9, ist somit abzulesen: 0738.97 kWh.

b) Mehrere, mit je einem Zeiger versehene
Zifferblétter, deren ,Wert* durch auBen bei-
gesetzte Bezeichnungen (1/1000, 1/100 usw. bis
100) angegeben ist; dabei ist zu beachten, daB
die Zifferbldtter abwechselnd ,rechts herum*
bzw. ,links herum* beziffert sind.

Auch bei dieser Art ist von ,rechts nach
links®, d. h. vom Zifferblatt ,1/1000* bis zum
Zifferblatt ,100%, abzulesen. Steht ein Zeiger
zwischen zwei Ziffern, so gilt die niedrigere. Die
héhere Ziffer gilt erst, wenn der Zeiger
direkt auf sie zeigt und der Zeiger des nichst-
niedrigeren Zifferblattes die 0 erreicht oder
liberschritten hat. Die Ablesung lautet somit:
150.490 kW.

Im allgemeinen geniigt es jedoch, die der An-
gabe von ganzen kWh entsprechenden Ziffern
abzulesen (150 kWh im letzten Beispiel).

c¢) Neben einer kWh-Skala befindet sich eine
gliserne MeBrohre mit Quecksilber- oder Fliis-
sigkeitsfiillung, deren Stand an der Skala, &hn-
lich wie bei einem Thermometer, abzulesen ist.

STAND 43 STAND 72
—_._ —_— ——
40 o=y 40 70 = ==
- 0——— - F— &
== e = )
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Tarifwahl

Soweit mit Riicksicht’ auf die Bestimmungen
der ,Allgemeinen Tarife der WStW — EW"
dem Abnehmer die Wahl des fiir ihn glinstigsten
unter mehreren Tarifen freisteht, erteilen die zu-
stdndigen Bezirksgruppen im Direktionsgebdude
bzw. die Betriebsstellen im Uberlandgebiet dies-
beziigliche Auskiinfte und Ratschlige.

Hinsichtlich der Tarifwahl fiir Haushalte wird
die Beachtung nachstehender Hinweise emp-
fohlen:

Grundpreis und Arbeitspreis

Diese Zweiteilung des Entgeltes fiir
Strombezug erklért sich aus folgendem:

Elektrizitdt 148t sich wirtschaftlich nur in
sehr bescheidenem MaBe speichern; es mufl sich
vielmehr in jedem Augenblick ihre Erzeugung
dem jeweiligen Verbrauch anpassen.

Die Kraftwerke mit allen ihren vielfédltigen
Nebeneinrichtungen, die Umspann- und Unter-
werke usw. miissen daher auch bei geringem
Bedarf voll betriebsbereit gehalten werden., Da-
durch entstehen dauernd, unabhéngig vom je-
weiligen Bedarf des Versorgungsgebietes, nicht
unerhebliche, praktisch gleichbleibende feste
Kosten, die den groBten Teil der Gesamtkosten
der Stromerzeugung ausmachen. Zu diesen festen
Kosten gehoéren u. a. die Aufwendungen fiir
Personal, Instandhaltung, Steuern, Versicherun-
gen u. dgl, weiters die Zahlung des Leistungs-
preises flir Fremdstrombezug, ferner der Auf-
wand fiir die Verzinsung und Tilgung des im-
mer sehr bedeutenden Anlagenkapitals bzw. fiir
die Erneuerung der Einrichtungen.

Der andere, wesentlich geringere Teil dieser
Erzeugungskosten ist vom wechselnden AusmaB
der Energielieferung, also der Zahl der von den
Abnehmern verbrauchten bzw. im Kraftwerk
erzeugten kWh, abhiéngig und daher durch den
Verbrauch von Brennstoff, Schmiermitteln usw.
sowie durch die betréchtlichen Kosten der Fort-
leitung und Verteilung der elektrischen Energie
bedingt: bewegliche Kosten.

Dementsprechend ist es durchaus begriindet
und daher auch vertretbar, daB wenigstens ein
Teil der festen Kosten als fester Teil des Strom-
entgeltes, also als Grundpreis, dem Strom-
verbraucher angelastet wird. Der Arbeitspreis
hingegen beriicksichtigt neben dem auf die ab-
gegebene kWh bezogenen Rest der festen Kosten
naturgemif die beweglichen Kosten.

den

LaB das sein . ....!

Klopfen Sie, bitte, nicht am Za&hler herum,
wenn er einmal nicht funktionieren sollte; ihn
so zu behandeln, niitzt nichts. Es ist viel rat-
samer, auch zur Schonung Threr Brieftasche, die
WStW — EW sofort zu verstédndigen.

Schaltern und Steckdosen tut es nicht gut,
wenn sie als Kleiderhaken beniitzt werden;
manchmal richen sie sich dafiir zu Ihrem
Arger!
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Verdrehen, Verknoten und Knicken von An-
schluBschniiren, auch ihre Beniitzung zum
Herausziehen des Steckers aus der Steckdose
(anstatt hiezu den Stecker selbst anzufassen),
gibt zwar begriindeten AnlaB zu Neuanschaffun-
gen, aber auch zu Kurzschliissen! Ebenso ist es
keineswegs ratsam, die Anschlufischnur nach
dem Biigeln um das noch heile Biigeleisen zu
wickeln.

Bei eingeschaltetem Heizkissen einzuschlafen
ist ebensowenig zu empfehlen, als sich mit der
ganzen Korperschwere auf das Heizkissen zu
legen oder es unbeaufsichtigt zum Anwirmen
des Bettes zu verwenden.

Das Biigeleisen bei wenn auch noch so
kurzer Unterbrechung des Biigelns nicht aus-
zuschalten; das Biigeleisen oder Glithlampen
zum Anwirmen des Bettes, die elektrische Heiz-
sonne zum raschen Trocknen leichter Stoffe zu
beniitzen: lohnt sich das im Hinblick auf die
damit verbundene Brandgefahr?

Kochplatten eignen sich nicht zur Raum-
beheizung; sie werden bei solcher Fehlverwen-
dung zwar rasch glithend, dadurch aber sehr
bald schadhaft.

Elektrische Kochtépfe (Teekocher, Kaffee-
kannen) sollen nicht ohne Inhalt eingeschaltet
werden und bleiben; andererseits sollen sie beim
Reinigen nicht ins Wasser getaucht werden.
Letzteres gilt auch fiir Kochplatten, deren
Oberfliche aber trotzdem immer peinlich sauber
zu halten ist, weil deren Verschmutzung ver-
langerte Kochdauer und damit erhdhten Strom-
verbrauch bedingt.

Tauchsieder sollen vor dem Einschalten bis
nach dem Ausschalten ins Wasser getaucht sein,
ohne dafl jedoch der Schnuranschluf benetzt
wird.

Sparen wollen am falschen Platz bedeutet es,
schadhaft gewordene Elektrogeridte, Schalter,
Leitungen usw. nicht vom Fachmann repa-
rieren zu lassen; desgleichen mit der fach-
gerechten Erneuerung abgeniitzter Kohlen-
biirsten am Motor des Staubsaugers, der Boden-
blirste, des Ventilators usw. solange zu sdumen,
bis weitaus kostspieligere Schiden am Motor
eingetreten sind.

Zu schwache oder nicht blendungsfreie Be-
leuchtung ist der groBte Feind der Augen;
Augenschiéden, Kopfschmerzen, Unlustgefiihle
und nicht zuletzt schlechte Arbeitsergebnisse
sind die Folgen. Doch niitzt auch starke Be-
leuchtung dann nichts, wenn dort, wo Licht hin-
fallen soll, Schatten ist.

Zur Beratung in allen Fragen der Elektri-
zitdtsanwendung stehen den Abnehmern der
Wiener Stadtwerke-Elektrizitdtswerke der In-
formationsdienst, IX., Mariannengasse 4, die
Beratungsstelle, VI, Mariahilfer StraBe 41, und
die Betriebsstellen in Baden, GroB-Enzersdorf,
Klosterneuburg, Liesing, Moédling, Purkers-
dorf, Schranawand, Schwechat, Stammersdorf
und Voslau (sieche Seite 145) zur Verfiigung.




0TTO KRONFU“S KONTRAHENT UODFFENTLICHER BEHURDEN

Werkstitte fiir moderne Maler-, Anstreicher- und Bautenschutzarbeiten, Keim’sche Mineral-Fassadenfarben aller Art

Wien XIII/89, Lainzer Tiergarten, Kleiner Ring 11, Tel, 8257 794, Magazin: Wien XII, Rauchg, 16

D 172/76
Karl Hornaus KG. HEFLILUX
Elektro-, Radio-, Fernseh-, Beleuch-
tungskorper-GroBhandlung Erahicnahialirink
Wien VI, Mariahilfer StraBe 109 K 'gtall P
; ; ris ampen
Alleinvertrieb der
Afohenso Leuchtstofflampen
Autolampen
zu beziehen durch den Fachhandel
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LIEPOLT & FALLY
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FOTOKOPIEN WIEN (Einreichungspléne)
PLAN- VII, STIFTGASSE NR. 21, TEL. 446539 STEIN- UND |
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Erzeugung und Verlrieb von Kabeln,
lane‘ek Dréhien, isolierten Leitungen wund
Elektromaterial
Elektroautomatische Kommanditgesellschaft
] SCHALTGERATE Verwaltung u. Verkaufsbiiro:
i Wollzeile 24, 522676
WIEN XVI Wien |, 24,
Wichtelgasse 80 Werk: Leobersdorf, NU., Giinseisdorfer
. Tel. ersd 4
mel. 664394 Strafie 2, Tel. Leobersdorf Nr. 30 o
4 Fernschreiber: Austrometall 011559 §
Scha 168/7.
Fur die , Osterreichische Kuche’’ konstruiert aonan]| o
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501




Verbrauch elektrischer Haushaltsgeriite

502

AnschlulE- Unge- Strom-
Geriite wert in Dauer der Beniitzung St Bl wl i
okl in kWh | 57gkWh
Bestrahlungs- 300 % 0,050 29 g
lampen 500 10 Minuten bestrahlen 0:083 a7 g
Bodenblirsten 230 o . 0,120 6,8 g
300 14 Stunde biirsten 0,150 86 g
Biigeleisen 450 0,450 25,7 g
500 1 Stunde biigeln 0,500 | 285 g
600 0,600 | 342 g
Gliihlampen 25 0,025 14 g
40 0,040 23 g
60 1 Stunde beleuchten 0,060 34 g
75 0,075 43 g
100 0,100 5,7¢g
Haartrockner 450 - 0,075 43 g
550 10 Minuten Haare trocknen 0,090 51 g
HeiBwasser-
Kleinspeicher
3 Liter 500 0,300 | 17,1 g
5 Liter 1000 0,500 28,5 g
8 Liter 1000 Bei Aufheizung bis zirka 85°C 0,800 | 45,6 g
5 Liter 1200 0,540 ; 30,8 g
10 Liter 2000 1,100 | 62,7 g
Kaffee- 300 fir 6 Tassen, 4 Liter (12 Minuten) 0,060 3.4 g
(Mokka-) 400 fiir 12 Tassen, 1 Liter (16 Minuten) 0,120 6,8 g
Maschinen 600 fiir 12 Tassen, 1 Liter (13 Minuten) 0,120 6,8 g
Kocher 500 14 Liter ankochen (7% Minuten) ]
(Wasser- 600 34 Liter ankochen (6 Minuten) 0,060 34 g
Teekocher) 700 | % Liter ankochen (5% Minuten) |
1200 1 Liter ankochen (6 Minuten) k 0.120 6.8
1800 | 1 Liter ankochen (4 Minuten) ) © 8
Betrieb 1 Stunde
Radiogerite 15 2 Rohren 0,015 09 g
40 3—4 Rohren 0,040 23 g
60 5 Rohren 0,060 34 g
Staubsauger 150 0,075 43 g
220 4 Stunde saugen 0,110 6,3 g
270 0,135 Pyt
Tauchsieder 550 14 Liter Wasser ankochen (ungefihr 6 Minuten) 0,060 34 g
700 % Liter Wasser ankochen (ungefihr 414 Mi- 0,060 34 g
nuten)
1000 1 Liter Wasser ankochen (ungefihr 6 Minuten) 0,120 68 g
Ventilatoren 25 i 0,025 14 g
30 1 Stunde 0,030 1,7 8
40 0,040 23 g
Wirmekissen, 17 0,017 10 g
dreistufig 30 1 Stunde wirmen 0,030 1,7 g
60 0,080 34 g




Gas in Wohnung und Betrieb

Wie verhiilt man sich bei Gasgebrechen?

Tritt Gasgeruch in der Wohnung auf, so ist fol-
gendes zu beachten:

1. Simtliche Gashéhne, auch den Gaszihler-
hahn schlieflen.

2. Offene Flammen sofort ldschen. Elektrische
Schalter und Klingeln nicht betitigen. Gas-Luft-
gemische sind explosionsgefidhrlich!

3. Durch Offnen der Fenster und Tiiren Durch-
zug herstellen, um die Riume griindlich zu liften.

4, Sofortige telephonische Meldung an die
Wiener Stadtwerke-Gaswerke, Wien VIII, Jo-
sefstidter StraBe 10, Tel. 42 16 16.

Wie komme ich zu einem preiswerten
Gasgerat?

Bevor Sie sich zum Ankauf eines neuen Gas-
geriites entschlieBen, besichtigen Sie die Ausstel-
lungen der Wiener Stadtwerke-Gaswerke: VI,
Mariahilfer Strafe 63; VIII., Josefstidter Strafle
Nr. 10; XII.,, Theresienbadgasse 3; XX., Denis-
gasse 39.

Haben Sie das Ihnen zusagende Gasgerit ge-
wihlt, so bestellen Sie dieses entweder gleich in
der Ausstellung oder bei einem befugten Installa-
teur tiber die ,Gasgemeinschaft Wien®
Die Gasgemeinschaft Wien ist eine Vereinigung,
der die Wiener Stadtwerke-Gaswerke, befugte
Installateure Wiens und Gasgeréteerzeuger an-
gehoren. Sie bezweckt die Herstellung von Gas-
anlagen in den Wiener Héusern und die Beliefe-
rung der Wiener Haushalte mit guten und preis-
werten Gasgerdten zu gilinstigen Teilzahlungs-
bedingungen.

Wie kann ich mir leicht ein Bade-
zimmer einrichten?

Die Badezimmeraktion der Gasgemeinschaft
Wien ermoglicht es jedem Gaskonsumenten im
Versorgungsbereich der Wiener Stadiwerke-
Gaswerke, vorhandene Baderdume mit den no-
tigen Einrichtungen auszustatten.

Die Kosten einer einfachen Standardausfiih-
rung, bestehend aus einem Warmwassergerit,
einer Badewanne und allen Zusatzeinrichtungen
samt Montage, stellen sich im Durchschnitt auf
etwa 7.000 Schilling, die einer Brauseanlage mit
Brausetasse auf etwa 3.500 Schilling. Die Finan-
zierung erfolgt fiir den Besteller spesen- und
zinsenfrei.

Einrichtungen, deren Preis hoher liegt, weil
der Besteller iiber die Standardtype hinaus Son-
derausfithrungen wiinscht (z. B. Wanne und
Brauseecke, Bidet, Klosett im Badezimmer usw.),
oder weil die Installation infolge ortlicher Ge-
gebenheiten einen hoheren Material- und Zeit-
aufwand erfordert (z. B. Steigleitungsverstir-
kung), werden ebenfalls installiert, doch ist die
Differenz zwischen dem Preis und der 7.000-Schil-
ling-Grenze mit einem halben Prozent pro Monat
zZu verzinsen.

Ein Teil des Gesamtbetrages ist bei der Be-
stellung zu erlegen. Der Rest wird, zuziiglich des
errechneten Zinsenbetrages, in 20 Monatsraten
eingehoben.

Nihere Auskiinfte erteilt die ,,Gasgemeinschaft
Wien®, VIIL., Josefstidter StraBe 10, Tel. 42 16 16.

Wo hore ich Beratungen und Vortrige
mit Filmvorfithrungen iiber die richtige
Handhabung von Gasgeridten?

Auskiinfte und Beratungen erteilen die Be-
ratungsstelle, VI, Mariahilfer Strafle 63, und der
Beratungsdienst, VIII, Josefstidter StrafBe 10,
XII., Theresienbadgasse 3, und XX, Denis-
gasse 39. Frei zugéngliche Vortrige mit prak-
tischen Vorfithrungen iiber das richtige Kochen,
Backen und Braten mit Gas finden jeden
Dienstag und Mittwoch um 15 Uhr und Don-
nerstag um 18 Uhr in der Beratungsstelle, VL,
Mariahilfer StraBe 63, statt.

Wo kann ich Kurzkurse iiber das richtige
Kochen, Backen und Braten mit Gas
besuchen?

In der Beratungsstelle, VI, Mariahilfer Strafie
Nr. 63, werden Kurzkurse, u. zw. Kochkurse fiir
Anfinger und Fortgeschrittene, Kurse fiir feine
Mehlspeisen und kalte Platten, abgehalten. Fiir
diese Kurse sind Voranmeldungen notwendig.

Was mache ich, wenn mein Gasgerit nicht
richtig funktioniert?

In diesem Falle rufen Sie die Direktion,
Tel. 421616 oder die Zweigstelle im 12. Be-
zirk, Tel. 540676, oder die Zweigstelle im
20. Bezirk, Tel. 353641, an und verlangen den
fiir Sie kostenlosen Besuch eines Hausdienst-
monteures. Bei kochtechnischen Fragen kénnen
Sie den Besuch einer Gasberaterin unter
Tel. 57 96 01 anfordern.

Werbung durch die Gewista

Anschlag von Plakaten und Dauer-
ankiindigungen

An Tafeln, Einfriedungsplanken, LitfaBsiulen
in den Bezirken 1 bis 23 und in Niederdster-
reich (Brunn am Gebirge, Fischamend, Kalten-
leutgeben, Klosterneuburg, Kritzendorf, Lang-
enzersdorf, Mannsworth, Maria Enzersdorf, Moéd-
ling, Perchtoldsdorf, Rannersdorf, Schwechat,
Tullnerbach, Visendorf, Weidling), an Tafeln auf
den Bahnsteigen der Wiener Stadtbahn und an
den Uhrenflichen (je 1 Tafel rechts und links
von der Uhr) in den Stadtbahnstationen.

Werbung im Verkehr

In den Wagen der StraBfenbahn, Stadtbahn,
stddtischen Autobuslinien, der Lokalbahnen
Wien—Baden—Gainfarn und in den Provinz-
hauptstidten; Reklameaufdruck auf der Riick-
seite der Fahrscheine; Dachtafeln auf den Trieb-
wagen, Tafeln an den Bordwinden der Trieb- und
Beiwagen der StraBenbahn, Aufschriften an den
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Dachkuppeln und Riickwénden der Autobusse;
Reklamefahrten mittels Sonderwagen der
Straflenbahn; beleuchtete und unbeleuchtete
Haltestellenséulen; Innenreklame in den Warte-
hallen der StraBenbahn.

Hinweistafeln

An Kandelabern, Haltestellenstindern (Stra-
Benbahn und Autobus), Masten der &ffentlichen
Beleuchtung und Papierkérben.

Werbung in den Badeanstalten

Durch Plakate, Dauerankiindigungen und
mittels Lautsprecher und Schallplatten in den
stadtischen Sommer-, Hallen-, Wannen- und
Brausebéddern, im Stadion-, Klosterneuburger,
Kritzendorfer und Médlinger Bad.

Werbung am Stadion-Sportplatz

Durch bemalte Blechtafeln oder Leinwand-
streifen.

Straenwerbung in Wien

Durch Zettelverteiler, Plakattréger, Fuhrwerk,
Autos, Tiere und Lautsprecherwagen.

Werbung in den Kinos

Durch Stumm- und Sprechdiapositive, Werbe-
filme - in allen Lichtspieltheatern Osterreichs
und Vermietung von Vitrinen in diversen Kino-
theatern.

Sonstiges

Welche Aufgaben hat das Statistische Amt
der Stadt Wien?

Alles, was sich im Leben einer GroBstadt, im
Haushalt . und Verwaltungsapparat unserer
Bundeshauptstadt an wichtigen Vorgéingen er-
eignet, wird im Statistischen Amt der Stadt
Wien zahlenmiBig erfaBt und dargestellt. Be-
volkerungswesen, Gesundheitspflege und Fiir-
sorge, Arbeitsmarkt, Bau- und Wohnungswesen,
Verkehr und Fremdenverkehr, Wasser-, Gas-
und Stromversorgung, Preise, Lohne, Markt-
betrieb, Unterricht und Bildung — um nur einige
wichtige Gebiete zu nennen — verwandeln sich
im Statistischen Amt der Stadt Wien in' die un-
miBverstindliche und klare Sprache der Zahlen.

All diese Zahlen, die in miihevoller Klein-
arbeit ermittelt werden, gelangen durch die ver-
schiedenen, regelmiBig vom Statistischen Amt
der Stadt Wien herausgegebenen Publika-
tionen in die Offentlichkeit. Die umfang-
reichste und ausfiihrlichste dieser Verdffentli-
chungen ist das ,Jahrbuch der Stadt Wien“, das
jéhrlich erscheint und Verwaltungsbericht und
Statistisches Jahrbuch in einem Band vereinigt.
Ebenfalls jdhrlich, nur in geringerem AusmaBg,
prégnant und kurz gefaBt, daher friiher im Jahr,
erscheint das ,Statistische Taschenbuch der
Stadt Wien®“. Die , Mitteilungen aus Statistik und
Verwaltung der Stadt Wien* erscheinen viertel-
jdhrlich und enthalten Monatsiibersichten nach
dem neuesten Stand. AuBerdem werden noch
fallweise Sonderhefte verdffentlicht, die jeweils
ein besonderes Thema behandeln. Daten, die
den Publikationen etwa nicht zu entnehmen
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sind, konnen von Wissenschaftlern, Wirtschafts-
experten, Sozial- und Kommunalpolitikern,
Studenten und anderen Interessenten aus dem
im Archiv des Statistischen Amtes der Stadt
Wien aufbewahrten Urmaterial ersehen werden.

Bei periodisch wiederkehrenden Z#hlungen
oder auch bei einmaligen Erhebungen obliegt dem
Statistischen Amt neben der Vorbereitung und
Organisation der Durchfithrung vor allem die
zahlenméflige Auswertung und Darstellung fiir
das Wiener Stadtgebiet.

Als wertvoller und unentbehrlicher Arbeits-
behelf steht eine Fachbibliothek zur Ver-
fiigung, deren Bestand von rund 40.000 Binden
sich vorwiegend aus statistischen, wirtschafts-
und kommunalpolitischen Werken zusammen-
setzt und der durch regen Publikationsaustausch
mit verwandten Institutionen des In- und Aus-
landes stéindig bereichert wird. Die Bestiinde der
Bibliothek sind nicht nur fiir den internen
Amtsgebrauch wichtig und fiir simtliche Stellen
des Magistrats zugénglich, sondern konnen auch
von anderen Behorden, Instituten, Studierenden
und fachlich interessierten Laien beniitzt werden.

Was lernen unsere Midchen an den stidti-
schen Lehranstalten fiir Frauenberufe?

Ausbildung zur Schneiderin

Hat das Maé&dchen eine besondere Vorliebe
und Eignung zum Schneidern, so kann es sich
nach beendeter Schulpflicht an der stid-
tischen Lehranstalt fiir gewerbliche Frauen-
berufe: Wien XV, Sperrgasse 8—10, Tel. 54 95 68,
im Laufe von drei Schuljahren zur Kleider-
machergehilfin ausbilden (Ersatz der
Meisterlehre). Das Abgangszeugnis der dreijihri-
gen Fachschule ersetzt die Lehrzeit und die Ge-
sellenpriifung. Eine nachfolgende einjihrige
Praxis als Gesellin oder Gehilfin berechtigt zum
Antritt der Meisterpriifung fiir das Damen-
schneiderhandwerk.

Das Zeugnis liber den erfolgreichen Besuch
der dreijdhrigen Fachschule ersetzt den Nachweis
der Verwendung als kaufminnischer Lehrling
fiir den Antritt der an den groBen Befiédhigungs-
nachweis gebundenen Handelsgewerbe im Aus-
maB von einem Jahr sowie den fiir den Antritt
der an den kleinen Befihigungsnachweis ge-
bundenen Handelsgewerbe und des Gewerbes
der Handelsagenten vorgeschriebenen Nachweis
der kaufminnischen Verwendung im AusmaB
von einem Jahr.

Ausbildung zur Hausfrau in Ehe und Beruf

Will sich das Méidchen aber lieber zur Ha u s-
frau im eigenen Haushalt oder fiir
hauswirtschaftliche Frauenberufe
in groBen Familienhaushalten, in Anstalts- und
Fremdenverkehrsbetrieben ausbilden, so kann
es dies vortrefflich an einer der beiden stidtischen
Lehranstalten fiir hauswirtschaftliche Frauen-
berufe in Wien IX, Hahngasse 35, Tel. 3295 96,
oder XII., DorfelstraBe 1, Tel. 54 66 52. Beide
Schulen sind in neu adaptierten Schulgebiuden
untergebracht, deren Einrichtungen insbesondere
auch fiir den praktischen Unterricht allen An-
forderungen, die an eine moderne Hauswirt-
schaftsschule gestellt werden, entsprechen.




An diesen beiden Schulen werden fiir pflicht-
schulentlassene Médchen eine einjdhrige Haus-
haltungsschule und eine dreijdhrige Hauswirt-
schaftsschule gefiihrt. Beide Schultypen um-
fassen praktischen Unterricht im Weillné-
hen, Kleidermachen, Kochen, Haus-
arbeit usw. Die dreijdhrige Hauswirtschafts-
schule ist u. a. Vorbedingung fiir die Aufnahme
in die Bildungsanstalt fiir Hauswirtschaftsleh-
rerinnen.

Das Zeugnis tber den erfolgreichen Besuch
der dreijdhrigen Hauswirtschaftsschule ersetzt
den Nachweis der Verwendung als kaufmin-
nischer Lehrling fiir den Antritt der an den
groBen Befdéhigungsnachweis gebundenen Han-
delsgewerbe im Ausmal von zwei Jahren sowie
den fiir den Antritt der an den kleinen Be-
fihigungsnachweis gebundenen Handelsgewerbe
und des Gewerbes der Handelsagenten vor-
geschriebenen Nachweis der kaufminnischen
Verwendung im AusmalB von einem Jahr. Uber-
dies kann durch das Zeugnis iiber den erfolg-
reichen Besuch der dreijihrigen Hauswirtschafts-
schule und das Zeugnis iliber eine Lehr- oder
Dienstzeit von insgesamt mindestens drei Jahren
in einem Gast- und Schankgewerbebetrieb der
Nachweis der besonderen Befdhigung fiir die in
der Verordnung des Bundesministeriums fiir
Handel und Wiederaufbau vom 3. Mai 1955,
BGBI. 109/1955, angefiihrten Gast- und Schank-
betriebe erbracht werden.

Alle n#dheren Auskiinfte erteilen die Schul-
direktionen.

Fiir welche Miidchen wurde die Stadtische
Vorschule fiir soziale Frauenberufe er-
richtet?

Zahlreichen Midchen schwebt als zukiinftiges
Berufsideal eine Titigkeit vor, bei der sie ande-
ren Menschen, vielfach gerade Kindern, helfen
und ihr frauliches Wesen in den Dienst einer
sozialen Arbeit stellen konnen. Sie sind aber beim
Verlassen der Hauptschule noch viel zu jung,
um in eine Schule einzutreten, die zu einem die-
ser sozialen Frauenberufe, wie z. B. zur Kran-
ken- oder Siduglingspflegerin oder zur Fiirsorge-
rin, ausbildet. Viele der Médchen wenden sich
deshalb, um die Zeit bis zum Aufnahmealter
nicht nutzlos zu verbringen und meistens auch
aus finanziellen Griinden, einem anderen Beruf
zu, der ihnen im spiteren Leben weniger Be-
friedigung gibt und sie gehen fiir den fiir die
Allgemeinheit so wichtigen und wertvollen So-
zialberuf verloren. Gerade das will die Stadt
Wien durch die Griindung der ,Stddtischen Vor-
schule fiir soziale Frauenberufe® verhindern.

Schon im Alter von 15 Jahren kann das Mad-
chen den gewihlten Berufsausbildungsweg an
der ,Stiddtischen Vorschule fiir soziale Frauen-
berufe* beginnen. Die Ausbildung umfafit zwei
Schuljahre und fiillt die Zeit bis zum Aufnahme-
alter in die vorgenannten Schulen fiir Pflegerin-
nen oder Fiirsorgerinnen mit einer theoretischen
und praktischen Vorschulung aus. Die Midchen
erhalten an dieser neu errichteten Schule aufier
der Vorbildung in den fiir den spéteren Beruf
mabBgeblichen Fachgegenstdnden auch eine er-
weiterte Allgemeinbildung. Um den Eltern die-

ser Midchen die Berufsausbildung finanziell zu
erleichtern, bekommen die Schiilerinnen der
Stidtischen Vorschule fiir soziale Frauenberufe
ein monatliches Taschengeld (auch wihrend der
Ferien) und iiberdies an den Unterrichts- und
Praxistagen Gabelfriihstiick und Mittagessen
kostenlos von der Stadt Wien beigestellt. Ebenso
werden die fiir den theoretischen und praktischen
Unterricht erforderlichen Materialien von der
Stadt Wien unentgeltlich zur Verfiigung gestellt
und den Schiilerinnen eine freie Fahrt vom
Wohnhaus zur Schule und zuriick auf den
StraBenbahn- und Stadtbahnlinien sowie auf
den peripheren Autobuslinien der Wiener Stadt-
werke — Verkehrsbetriebe gewihrt. Die Kran-
ken- und Unfallversicherung der Schiilerinnen
trigt gleichfalls die Stadt Wien. Schulgeld wird
keines eingehoben.

Die Direktion der Stéddtischen Vorschule fiir
soziale Frauenberufe ist in Wien, XII., Dorfel-
strafe 1, Tel. 54 66 52, und nimmt dortselbst die
Schiileranmeldungen entgegen. Der theoretische
Unterricht der Vorschule wird im Schulgebidude,
XVIIIL., Bischof Faber-Platz 1, der praktische an
Wohlfahrtsanstalten oder Kindergirten der Stadt
Wien erteilt.

Uhrmacherlehrwerkstiitte der Stadt Wien
im I. Zentralberufsschulgebiude,
VI, Mollardgasse 87

Die Uhrmacherlehrwerkstitte wurde im Jahr
1903 von der damaligen Uhrmachergenossenschaft
gegriindet und wird seit 1925 von der Stadt Wien
gefiihrt.

Jugendliche Interessenten werden als Lehr-
linge bei der Landesinnung der Uhrmacher in
Wien aufgedungen und erhalten in der Uhr-
macherlehrwerkstéitte die praktische Unterwei-
sung zur Erlernung des Uhrmacherhandwerkes.
Die Lehrzeit dauert 4 Jahre. Nach der Lehrzeit
ist die Gesellenpriiffung abzulegen. Nach drei-
jahriger Tatigkeit als Geselle und nach erfolg-
reicher Ablegung der Meisterpriifung kann das
Uhrmacherhandwerk selbstédndig ausgeilibt wer-
den. Nahere Auskiinfte iiber die Aufnahme in
die Uhrmacherlehrwerkstidtte werden in der Ma-
gistratsabteilung 56, Wien VI, Mollardgasse 87,
erteilt.

Wo erhilt man eine Saisonkabine fiir die
stadtischen Sommerbider?

In der MAbt. 44 — stéddtische Biaderverwaltung,
Wien XX, Brigittaplatz 10, 2. Stock, Zimmer 214,
Tel. 3526 71, Klappe 260, werden Saisonkabinen
fiir folgende stiddtische Sommerbédder vergeben:

Strandbad Génsehdufel

Strandbad Alte Donau

Strandbad Angelibad

Sommerbad Hohe Warte

Sommerbad Kongrefiplatz

Sommerbad Krapfenwaldl

Sommerbad Laaerberg

Sommerbad Liesing

Sommerbad Ottakring

Sommerbad Theresienbad

Auch Auskiinfte iiber alle anderen stédtischen
Bider werden dort erteilt.
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Ist in den Kinderfreibidern Eintritt zu
zahlen und welche Kinder diirfen die-
selben besuchen?

Der Eintritt in ein stddtisches Kinderfreibad
ist nur Kindern im schulpflichtigen Alter, das
ist von 6 bis 14 Jahren, gestattet. Kindern im
Alter von mehr als 14 Jahren sowie Erwach-
senen (Angehorigen der Kinder usw.) ist der
Aufenthalt im Bad nicht gestattet.

Der Eintritt ist frei.

Was findet man im stiidtischen Archiv?

Das Archiv besitzt in der Hauptsache hand-
schriftliches, in den Amtsstellen unserer Stadt-
verwaltung entstandenes Quellenmaterial fiir
vielerlei Fragen der historischen Forschung und
der Heimatkunde: Pergamenturkunden seit dem
Jahr 1208, Akten, Amts- und Grundbiicher seit
ungefihr dem Jahr 1300, Stadtrechnungen seit
1424, Steuerbiicher seit 1500, ferner die Re-
gistraturen der ehemals selbstindigen, seit 1850
nach Wien einbezogenen Gemeinden, der (bis
1850 bestandenen) Grundherrschaften, der Ver-
tretungskérper (Gemeinde und Land), der Lan-
des- und Bezirksgerichte (seit 1850) sowie wvon
iiber 70 Handwerksinnungen, schlieBlich eine
grofle Sammlung von Plénen und viele andere
kleinere Bestdnde.

Die heutigen Verwaltungsstellen benétigen
Erhebungen aus den Sitzungsprotokollen der
Vertretungskorper, aus den verschiedenen Grup-
pen der Verwaltungsakten, aus den von der Stadt
mit Privaten abgeschlossenen Vertridgen, aus den
alten Grundbiichern usw., mit einem Wort aus
den ,,Vorakten“ aller Art.

Die zweite Hauptkundschaft des Archivs ist
der Wissenschaftler, der Dissertant, der Heimat-
forscher. Seine Wiinsche sind thematisch und
zeitlich meist umfassender und anspruchsvoller
als die der Verwaltungsstellen. Er will die Ur-
kunden, Akten und Protokolle ja nicht nur vor-
gelegt erhalten, er will vor allem auch fachlich
beraten und gefiihrt werden, und diese Beratung
erstreckt sich auf alle Gebiete, die irgendwie mit
der ,,Geschichte®, also mit dem Leben der Wiener
im letzten Jahrtausend, zu tun haben. Fragen
der Verfassungs-, Verwaltungs-, Siedlungs-
geschichte, der Rechts-, Wirtschafts-, Besitz- und
Sozialgeschichte, in weitem Umfang auch der
Kulturgeschichte, um nur die wichtigsten wissen-
schaftlichen Themen anzufiihren, koénnen im
Archiv bearbeitet werden. Dazu kommen die
Wiinsche, die der an der Heimatkunde und Hei-
matchronik Interessierte an das Archiv hat: Ge-
schichte einzelner Hiuser, einzelner Gewerbe-
und Firmenbetriebe, einzelner Personen und Fa-
milien. Das Archiv verwahrt iiber 4000 alte
Grundbiicher, die (mit den &Hltesten um 1300 be-
ginnend) bis etwa 1880 heraufreichen, aus denen
sich die Besitzgeschichte der Hiuser, Felder und
Weingirten in der Stadt, in den Vorstidten und
Vororten erheben 1idBt. Viele Tausende Te-
stamente bzw. Verlassenschaftsabhandlungen von
Personen seit dem 16. Jahrhundert (darunter die
unserer berithmtesten ,,Wiener®, von Mozart bis
Brahms, Raimund bis Anzengruber, Rafael Don-

506

ner bis Ferstel), einige hundert Binde Toten-
beschauprotokolle (seit 1648), Friedhofbiicher,
Wohnungsbdgen und viele andere Behelfe ermog-
lichen die Nachsuche nach den Schicksalen ein-
zelner Personen, seien es nun ,Menschen wie du
und ich® oder ,Prominente®, die in Wien lebten
und hier wirkten.

Es gibt kaum ein Gebiet der Wiener Geschichte,
das nicht irgendwie in den Bestinden des Archivs
seinen Niederschlag gefunden hidtte. Wer iiber
Wiener Heimatgeschichte arbeitet, muB das
Archiv beniitzen. Das Archiv ist (mit Ausnahme
der Urlaubsmonate) von Montag bis Freitag
bis 18.30 Uhr gedffnet, so daB auch dem im
Beruf stehenden Amateurforscher die Mdoglich-
keit geboten ist, an den unmittelbaren , Quellen*
der Wiener Geschichte zu arbeiten.

Die Wiener Stadtbibliothek

Manchem Wiener wird noch nicht bekannt
sein, daf3 die Stadt Wien in der Stadtbibliothek
eine eigene, allgemein zugingliche wissen-
schaftliche Bibliothek — als solche die dritt-
grofBte Wiens und viertgréBte Osterreichs —
besitzt. Sie besteht mehr als hundert Jahre
und wird nach ihrem Standort von den
Lesern auch vielfach ,Rathaushibliothek“ ge-
nannt. Urspriinglich als Handbibliothek der
Gemeindeverwaltung fiir deren juridische und
kommunalpolitische Bediirfnisse angelegt, er-
weiterte sie sich im Laufe der Jahrzehnte zu
einer groflen, fiir jedermann frei beniitzbaren
Studienbibliothek, deren Bestinde derzeit etwa
266.000 Béinde, 146.000 Handschriften, 11.400 Mu~
sikhandschriften und 48.000 Notendrucke um-
fassen. Thre Aufgabe ist es, alle jene Werke zu
sammeln, die in alter und neuer Zeit {iber das
Kulturleben, die Geschichte, Heimatkunde und
Topographie unserer Stadt berichten, ebenso
alle auch nur einigermafien bedeutenden Biicher,
die von Wienern oder namhaften dsterreichischen
Dichtern, Schriftstellern und Fachgelehrten auf
schéngeistigem, geistes- und rechtswissenschaft-
lichem Gebiet verfait werden und wurden. Von
den Werken ausléndischer Autoren sind in ihr
nur die wichtigsten, fiir das geistize Leben
Wiens wesentlichen oder fiir eine &ffentliche
Studienbibliothek mit der zentralen Aufgabe
»Wien* notwendigen vertreten. Durch Verméicht-
nis wurden zusétzlich groffe Sammlungen philo-
sophischer, pédagogischer und biographischer
Literatur erworben. Hingegen findet man in der
Stadtbibliothek nur wenige naturwissenschaft-
liche und technische Werke, da diese nicht ihrem
Sammelbereich angehoren und fiir sie als Institut
nur von kulturgeschichtlichem Interesse sind. Wohl
aber bewahrt sie alle Wiener Tageszeitungen,
Wochenblédtter und literarische oder geistes- und
rechtswissenschaftliche Zeitschriften auf; in ihrer
Dokumentationsstelle, dem Zeitungs- und Zeit-
schriftenindex — dem einzigen auf diesem Ge-
biet —, in der Stadtchronik und im Gedenktage-
kataster hélt sie alle bedeutsamen Ereignisse,
Perstnlichkeiten sowie die wichtigsten Presse-
stimmen, die {iber beide berichten, fest. Dazu
kommen noch groBle Sammlungen von Zeitungs-
ausschnitten, insbesondere aus dem 19. Jahrhun-
dert.




Neu ist die Einrichtung eines Tonbandarchivs
(derzeit etwa 90 Tonbiinder), das die Stimmen,
festgelegt in Ansprachen oder Werken ihrer
Dichtung, von bedeutenden Wiener Persénlich-
keiten sammelt, um auch diese fiir die Zukunft
festzuhalten. Die Handschriftensammlung und
die Musiksammlung der Stadtbibliothek wver-
wahren die Nachlisse und die Erwerbungen von
Handschriften der groBen ésterreichischen Dichter
und Komponisten. Die Originalmanuskripte von
Haydn, Beethoven, Schubert und StrauB, die
umfangreiche Sammlung von Grillparzers Dra-
menentwiirfen und Reinschriften, von Raimund
und Nestroys Dichtungen, sind von unschitz-
barem Wert. Sie sind nicht nur Gegenstand der
Verehrung fiir Besucher aus aller Welt, sondern
vor allem auch die urspriinglichste Quelle fiir die
musikalische und literarische Forschung. Mit der
Erwerbung einer Anzahl von Mikrofilmen wurde
die Grundlage fiir eine neue Sammlungssparte
in der Wiener Stadtbibliothek gelegt. Das fiir die
Beniitzung dieser Sammlung notwendige Lese-
- gerit konnte gleichfalls bereits erworben werden.

Der Lesesaal der Stadtbibliothek — mit einem
Fassungsraum von etwa 40 Personen — befindet
sich im ersten Stock des Rathauses, 4. Stiege,
Zimmer 333; er ist auch der Ort, wo die Stadt-
bibliothek in aufeinanderfolgenden, meist sechs
Wochen dauernden Kleinausstellungen (im
Herbst 1961 waren es bereits 106 wihrend der
letzten elf Jahre) jeweils einen Teil ihrer
Sammlungen iiber ein bestimmtes Thema oder
eine bestimmte Persénlichkeit fiir alle inter-
essierten Kreise zur Schau stellt. Dank ihrer
modernen Magazine und entsprechender Behelfe
(elektrischer Biicheraufzug) ist die Bibliothek seit
1953 in der Lage, jedes gewiinschte Buch — so-
weit in ihren Bestinden vorhanden — binnen
zirka 10 Minuten fiir den Lesesaal bereitzustel-
len; Musikalien und Handschriften sind sofort
zuginglich. Einzige Bedingung fiir dessen Be-
niitzung durch den Leser ist hiebei die — {ibri-
gens kostenlose — Lésung einer Lesekarte auf
Grund einer Lichtbildlegitimation mit gultiger
Adressenangabe. Zur Beratung der Leser bei der
Buchauswahl macht im Katalogzimmer wihrend
der Beniitzungszeiten von Montag bis Freitag
von 9 bis 18.30 Uhr stéindig ein Fachbeamter
Dienst, unterstiitzt von Katalogen, die nach
den verschiedensten Seiten Auskunft geben,
darunter einen neu angelegten Schlagwortkatalog.
Sofort erhiltlich sind die Biicher des im Lesesaal
aufgestellten ,Handapparates®, der etwa 6000
Binde umfaft und wichtige Nachschlagebiicher
wie zusammenfassende Werke enthilt. Wer sich
also rasch iiber einen Gegenstand informieren
will, sei es fiir Beruf, Studium oder Freizeit-
beschiftigung, kann dies durch einen kur-
zen Besuch in der Stadtbibliothek tun.
Entlehnungsberechtigt sind — da die Stadt-
bibliothek im Gegensatz zu den Stédtischen
Biichereien als Volksbiichereien eine wissen-
schaftliche Bibliothek mit einem bestimmten
Sammelzweck darstellt — allerdings nur &ffent-
liche Angestellte und diese nur, soweit es sich um
Biicher handelt, die in einer normalen Leih-
bibliothek nicht zu bekommen sind. Fiir wissen-
schaftliche, Studien- oder literarische Zwecke

kann die Direktion jedoch Entlehnbewilligungen
in Sonderfdllen erteilen.

Die Stadtbibliothek bietet insbesondere den
Studenten der rechts- und geisteswissenschaft-
lichen Ficher, den Juristen, den Lehrern an
Pflicht- und Mittelschulen, den Heimatforschern,
Musikwissenschaftlern und Journalisten reiches
Studienmaterial, dariiber hinaus aber allen an
der Dichtung, Geschichte und dem geistigen
und kulturellen Leben ihrer Heimatstadt inter-
essierten Wienern Gelegenheit, ihr Wissen zu
erweitern.

SW-Miobel-Aktion

Um den Arbeitern und Angestellten die Er-
werbung zweckentsprechender, gediegener und
trotzdem billiger M&bel entweder bar oder auf
Kredit zu giinstigen Bedingungen zu ermog-
lichen, haben sich die Stadt Wien und der Oster-
reichische Gewerkschaftsbund mit Unterstiitzung
der Arbeiterbank bzw. des ,Kreditverbandes
dsterreichischer Konsumenten- und Arbeiter-
vereinigungen, reg. Gen. m. b. H.* zu einer ge-
meinsamen Aktion, der sogenannten SW-Mdbel-
Aktion, zusammengeschlossen.

Der dieser Aktion zugrundeliegende Gedanke
wird nun in der Form verwirklicht, daB von
den in der Ausstellung ,Soziale Wohnkultur®
(SW), Wien XVI, Lerchenfelder Giirtel 37, gezeig-
ten Mobeln jene, die auf Grund einer Publikums-
befragung den meisten Anklang fanden, in Er-
zeugung gegeben wurden und durch einen Kreis
von Fachgeschiiften zum Verkauf gelangen.

Neben dem Barkauf ist die Erwer-
bung derartiger Mobel auch auf dem Kredit-
wege moglich, und zwar werden derartige
Kredite von dem bereits eingangs genannten
Kreditverband #sterreichischer Konsumenten-
und Arbeitervereinigungen, reg. Gen. m. b. H.%,
Wien I, Seitzergasse 2—4 (Tel. 631751), ge-
wihrt.

Hiebei ist eine Anzahlung von mindestens
20% des Kaufpreises durch den Kiufer zu lei-
sten, wihrend fiir die restlichen 80% ein Kredit
in Anspruch genommen werden kann, der im
Einzelfall mit S 6.000.— begrenzt ist. Sind jedoch
zur Sicherstellung des Darlehens die Einkommen
von zwei Darlehensnehmern vorhanden, so kann
der Kreditbetrag auf S 12.000.— erhdht werden.
Die Riickzahlung kann in Raten bis zu 30 Monaten
erfolgen. Die Verzinsung betrigt 6% p. a. der je-
weils aushaftenden Kreditsumme, was einer
Durchschnitisverzinsung von zirka 4% p. a. vom
ganzen Kreditbetrag entspricht. Beispielsweise
betragen die Zinsen fiir einen Kredit von S 3.000.—
bei einer Riickzahlung in 12 Monatsraten S 115.—,
bei einer Riickzahlung in 24 Monatsraten S 233.—
und bei einer Riickzahlung in 30 Monatsraten
S 303.—.

Beim Kauf von SW-Mobeln auf Teilzahlung
ist folgender Weg einzuschlagen:

1. Der Kiufer sucht sich SW-Mobel — allen-
falls nach Besichtigung der vorerwihnten Aus-
stellung — bei einem der in Frage kommenden
Fachgeschiifte (die beim ,Kreditverband“ zu er-
fragen sind) aus und teilt dem Héndler mit, daB
er auf Kredit zu kaufen wiinscht.
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2. Der Héndler fiillt einen Kreditantrag an
den ,Kreditverband® aus, setzt die Kaufsumme,
die geleistete Anzahlung (mindestens 20% des
Kaufpreises) sowie den noch erforderlichen
Kreditbetrag (hochstens S 6.000.—) ein. Hiebei
nimmt der K#ufer zur Kenntnis, daB der Hind-
ler dem ,Kreditverband“ gegeniiber die Haf-
tung als Biirge und Zahler iibernimmt und sich
dafiir das Eigentumsrecht an den Mdobeln bis
zur endgiiltigen Darlehensriickzahlung vor-
behilt.

3. Der Kreditantrag ist sodann vom Kiufer
beim ,Kreditverband“ einzureichen. Wird der

Kredit eingerdumt, erhilt der K#ufer eine Ver-
stdndigung und der Darlehensbetrag wird so-
dann dem Hindler iiberwiesen, der seiner Lie-
ferverpflichtung an den Kiufer nachkommt.
Bei Nichtgewidhrung des Kredites wird die ge-
leistete Anzahlung dem XKXiufer ohne Abzug
riickerstattet.

4. Die Raten fiir die gewdhrten Kredite sind
direkt an den ,Kreditverband“ zu bezahlen.
Werden die Riickzahlungsbedingungen vom
Kiufer nicht eingehalten, wird die ganze Rest-
schuld auf einmal fillig und der Hindler macht
den Eigentumsvorbehalt geltend.

Kanzleiwesen

Wann kann man miindliche und schrift-
liche Anliegen vorbringen?

Die bei den 6ffentlichen Dienststellen erschei-
nenden Personen kénnen innerhalb der fiir den
Parteienverkehr bestimmten Stunden miind-
liche Anbringen stellen. Schriftliche oder tele-
graphische Eingaben konnen wihrend der
Amtsstunden, also auch auBerhalb der Zeiten
des Parteienverkehres, iiberreicht werden. Bei
Gefahr im Verzuge konnen aber auch in dieser
Zeit miindliche Anliegen vorgebracht werden.

Bei Uberreichung eines Schriftstiickes hat der
Einlaufbeamte zun#chst festzustellen, ob kein
Formgebrechen besteht, das heifit, ob es unter-
fertigt und mit Anschrift versehen ist und ob
etwa angefiihrte Beilagen tatséichlich ange-
schlossen sind, ferner hat er darauf zu achten,
dall der entsprechende Bundesstempel und die
notwendige Verwaltungsabgabe entrichtet wur-
den.

Was soll man iiber die Gebiihrenpflicht
wissen?

Nicht oder ungeniigend gestempelte, perstn-
lich {iiberreichte Anbringen sind dem Uber-
reicher sofort zuriickzustellen. Nimmt dieser
die Eingabe nicht zuriick, so ist der Einlauf-
beamte verpflichtet, unverziiglich den amtlichen
Befund iiber Stempelverkiirzung (Notionierung)
aufzunehmen. Ist die Eingabe nicht persénlich
tiberreicht worden, so ist auch in diesem Falle
ungesdumt der amtliche Befund aufzunehmen.

Diese Befundaufnahme hat zu unterbleiben in
den Fillen, in denen Entscheidungspflicht nach
§ 73 AVG, nicht besteht und die Eingabe zu den
Akten genommen wird, ferner wenn iiber die
Eingabe eine Amtshandlung in ausschlieBlich
offentlichem Interesse eingeleitet wird.

Wird iiber eine Eingabe eine Amtshandlung
sowohl in 6ffentlichem als auch in perstnlichem
Interesse gepflogen, so wird der Einschreiter
aufgefordert, die fehlenden Stempelmarken bei-
zubringen; wird dieser Aufforderung nicht bin-
nen drei Tagen Folge geleistet, wird ebenfalls
die amtliche Befundaufnahme durchgefiihrt.

Ahnlich ist der Vorgang beim Fehlen der ent-
sprechenden Verwaltungsabgabemarken; die

508

Partei wird bei Uberreichung aufgefordert,
diese selbst zu beschaffen und auf dem Schrift-
stlick anzubringen. Die Beschaffung der Ver-
waltungsabgabemarken fiir die Parteien durch
stddtische Organe ist unstatthaft.

Im Falle der Weigerung der Beibringung oder
bei postalischem Einlangen des Schriftstiickes
wird die Partei zur Beschaffung der Verwal-
tungsabgabemarken aufgefordert. Nach frucht-
losem Ablauf der hiefiir gesetzten Frist hat der
Bearbeiter das ordentliche Bemessungsverfahren
einzuleiten.

Stempel- und Verwaltungsabgabemarken wer-
den entwertet, indem sie mit dem Amtssiegel
(auch Léngsstampiglie) derart iiberdruckt wer-
den, dafl ein Teil des Abdruckes auf dem Papier
der Eingabe ‘ersichtlich ist.

Wie geht man bei Portogebrechen vor?

Weist eine Eingabe ein Portogebrechen auf, so
darf sie nicht zuriickgewiesen werden, sondern
der Einlaufbeamte hat den Briefumschlag der
nicht oder nicht geniigend frankierten Sendung,
mit Namen, Adresse und Beruf des Aufgebers
versehen, dem Postamt zur Einhebung der
Nachgebiihr zuriickzustellen. Bei Postkarten
ist der Inhalt des Schreibens in einem Akten-
vermerk festzuhalten und die Postkarte dem
Postamt zu {ibermitteln.

Was geschieht bei fremdsprachigen
Schriftstiicken?

Fremdsprachige amtliche Dienststiicke, die
im Postwege einlangen, werden dem Uber-
setzungsdienst zugemittelt, von Parteien bei-
gebrachte Eingaben und Beilagen in fremden
Sprachen werden diesen zur Beibringung einer
beglaubigten Ubersetzung zuriickgestellt.

Welchen Weg nehmen Eingaben, die an
keine bestimmte Stelle gerichtet sind?

Eingaben, die an keine bestimmte Dienst-
stelle gerichtet sind, werden der Zentraleinlauf-
stelle der Magistratsdirektion zur Zuweisung
an die nach der Geschiiftseinteilung zustindigen
Stellen weitergeleitet.




Wie werden Irrliufer behandelt?

Irrldufer, das sind Eingaben, die bei einer
nicht zustindigen Stelle eingebracht werden,
sind auf Gefahr des Einschreiters der zustin-
digen Dienststelle zu iibermitteln.

Wie wird die Ubernahme einer Eingabe
bestiitigt?

Hat die Partei ihre Eingabe persénlich iiber-
reicht und begehrt sie eine Empfangsbestiti-
gung, so wird diese entweder durch Aufdriicken
des Eingangsstempels auf einer vom Uber-
bringer beigebrachten Durchschrift oder mit
der hiefiir aufgelegten Drucksorte durchgefiihrt.

Wie wird der Einlauf verbucht?

Der Eingangsvermerk hat Tag, Monat und
Jahr der Ubernahme sowie die Anzahl der
Beilagen zu enthalten.

Nach Ubernahme der Eingabe durch den Ein-
laufbeamten bringt dieser unter der Unter-
schrift in der Mitte des Schriftstiickes den Ein-
gangsvermerk mittels Stampiglie an, die das
Datum, die Zahl der Beilagen und die Bezeich-
nung der Dienststelle zu enthalten hat. Ist unter
der Unterschrift kein Platz mehr zur Anbrin-
gung, so wird er oben auf der nichsten Seite
oder in Ermangelung einer solchen auf der
ersten Seite eines neuen Bogens oben in der
Mitte aufgedriickt. Dann wird die laufende
Zahl des Geschifisprotokolles (Eingangsbuch)
eingefiigt, die Zahl der Beilagen angefiihrt.
Damit ist das Geschiftsstiick ein Dienststiick
(Akt) geworden, das nunmehr in das Eingangs-
buch eingetragen wird. Jedes Dienststiick wird
darin chronologisch festgehalten und kann sein
Lauf stets verfolgt werden.

Der Betreff (frither Rubrum genannt) ist die
moglichst kurze Bezeichnung einer Angelegen-
heit und soll bloB aus jenem Wort oder jenen
Worten bestehen, unter dem das Dienststiick im
Nachschlagebuch (Index) einzutragen und zu su-
chen ist. Bei Parteiangelegenheiten hat er zuerst
den Familiennamen, dann den Vornamen und in
biindiger Art den Gegenstand zu enthalten. Ein
eventueller akademischer Grad tritt zwischen
die beiden Namen. Handelt es sich um einen
bestimmten Ort, so hat dieser im Betreff dem
Gegenstand vorauszugehen. Bei allgemeinen
Angelegenheiten besteht der Betreff nur aus der
Bezeichnung des Gegenstandes. Der Gegenstand
darf allgemeine Schlagworte nicht verwenden,
wenn besondere gebréduchlich sind.

Bei Personenvereinigungen (Juristische Per-
sonen ete) ist der Firmenname maBgebend.
Kommt darin ein Eigenname vor, ist dieser fiir
die Eintragung und Aufsuchung anzumerken,
sonst der erste Sachbegriff im Firmenwortlaut.

Berufungen sind nach der Art ihres £inlan-
gens mit dem Vermerk ,Personlich iiberreicht
am* oder ,durch die Post eingelangt am . . .%,
,Briefhiille liegt bei“ zu versehen.

Zur Unterscheidung tragen die Dienststiicke
ein Aktenzeichen, das aus der abgekiirzten Be-
zeichnung der Dienststelle, eine eventuelle
Unterteilung des Eingangsbuches, der Geschéfts-
zahl und den beiden letzten Ziffern der Jahres-
zahl besteht.

Welche Arten der Erledigung gibt es?

Unter Zwischenerledigung wird jene Form
der Aktenweitergabe verstanden, bei der von
einer anderen Dienststelle eine Erhebung,
Stellungnahme oder ein sonstiger Bericht ver-
langt wird.

Enderledigt ist ein Dienststlick dann zu be-
trachten, wenn es der Ablage (Registratur) ein-
verleibt oder einer anderen Dienststelle zuge-
mittelt wird.

Zwischen- und Enderledigungen sind im Ein-
gangsbuch durch Eintragung der Dienststelle
bzw. der Schreibstiicke sowie des Tages der
Erledigung und des Abganges festzuhalten. Bei
Zwischenerledigungen ist auch der Tag des
Riicklangens zu vermerken. Es diirfen nur
solche Dienststiicke weitergeleitet werden, die
vom Dienststellenleiter oder den von ihm er-
miichtigten Angestellten gefertigt sind.

Wie weit erstreckt sich die Auskunfts-
pflicht?

Bei Vorsprachen und Erkundigungen iiber
den Stand und Lauf einer anhingig gemachten
Angelegenheit ist es die Pflicht des Einlauf-
beamten, iiber den Lauf des Geschéftsstiickes,
welchem Sachbearbeiter es zugeteilt ist, den-
jenigen Personen, die im Sinne der Verwal-
tungsverfahrensvorschriften als Parteien oder
Beteiligte anzusehen sind, Auskunft zu ertei-
len. Die Entscheidung obliegt dem Dienststellen-
leiter, wenn der Beamte Bedenken hat, die
Auskunft zu erteilen.

Wer gewihrt Akteneinsicht?

Wird Akteneinsicht oder Erlaubnis zur Ab-
schriftnahme wvon Aktenteilen begehrt, so ist
nur der Dienststellenleiter zur Gewdhrung be-
rechtigt. Den Parteien oder ihren Vertretern
diirfen laufende Akte nicht eingehiindigt
werden.

Was geschieht mit dem erledigten Dienst-
stiick?

Ist ein Dienststiick erledigt, so wird es der

Ablage (Registratur) -einverleibt.
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15 JAHRE GARANTIE FUR DIE STAHLFEDEREINLAGE
Das Werk besitzt besondere Erfahrungen auf dem Gebiet von Heim- u. Krankenhauseinrichtungen

COSY-WERKE, WIEN I, HOHER MARKT 12, TELEPHON 630761

J.';z /9 a

Sie konnen es leichter haben,

wenn Sie die Fachbiicher, die Sie oder Thre Mit-
arbeiter benttigen, Biicher fiir Ihre Kinder (Schul-
biicher fiir alle Schulgattungen, wertvolle Kinder-
und Jugendbiicher usw.), Geschenkbiicher fiir
Weihnachten usw., in der

BUCHERSTUBE AM TIEFEN GRABEN,
Wien I, Tiefer Graben 7-9
bestellen. Sie haben folgende Vorteile:

® Jedes von Thnen gewdiinschte Buch wird, sofern wir es nicht auf Lager haben,
von uns in kiirzester Zeit besorgt.

® Wenn es Ihre Zeit nicht erlaubt, personlich zu uns zu kommen, dann geben
Sie uns Ihren Auftrag telefonisch bekannt (63 17 04/Klappe 38). Wir erledigen

ihn raschest.
® Wir versenden auch Biicher in alle Bundeslinder, wenn Sie dies wiinschen
sollten.

® Wir kommen Thnen beziiglich Zahlungsbedingungen gerne entgegen.

Wir wiirden uns freuen, auch Sie als Kunden
begriiflen zu konnen und erwarten Thren Auftrag.

BUCHERSTUBE AM TIEFEN GRABEN
Wien I, Tiefer Graben 7-9

510




	Titelblatt
	[Seite]

	Vorwort
	[Seite]

	Bevölkerungswesen
	Seite 423
	Seite 424

	Die Wiener Wählerevidenz
	Seite 424

	Fürsorge
	Seite 425
	Seite 426
	Seite 427
	Seite 428
	Seite 429
	Seite 430
	Seite 431

	Gesundheitswesen
	Seite 432
	Seite 433
	Seite 434
	Seite 435
	Seite 436

	Gewerbewesen
	Seite 436
	Seite 437
	Seite 438

	Sozialversicherung
	Seite 439
	Seite 440
	Seite 441

	Gemeindevermittlungsämter
	Seite 442

	Vereinswesen
	Seite 442
	Seite 443

	Veranstaltungswesen
	Seite 443

	Lebensmittel- und Marktwesen
	Seite 444
	Seite 445
	Seite 446
	Seite 447
	Seite 448

	Jagd und Fischerei, Forstwirtschaft, Naturschutz
	Seite 449
	Seite 450

	Öffentliches Gartenwesen und amtlicher Pflanzenschutzdienst
	Seite 450

	Inserate
	Seite 451

	Musterschutz
	Seite 452

	Bau- und Wohnungswesen
	Seite 453
	Seite 454
	Seite 455
	Seite 456
	Seite 457
	Seite 458
	Seite 459
	Seite 460
	Seite 461
	Seite 462

	Kanalisation
	Seite 463
	Seite 464

	Hauskehricht- (Müll-)abfuhr
	Seite 465

	Wasserversorgung
	Seite 465
	Seite 466
	Seite 467
	Seite 468
	Seite 469

	Feuer- und Gefahrenpolizei
	Seite 469
	Seite 470
	Seite 471

	Straßen-, Kraftfahrwesen, Wasserrecht
	Seite 471
	Seite 472
	Seite 473
	Seite 474
	Seite 475

	Veterinärwesen
	Seite 475
	Seite 476
	Seite 477
	Seite 478
	Seite 479
	Seite 480
	Seite 481

	Bestattungs- und Friedhofswesen
	Seite 481
	Seite 482
	Seite 483
	Seite 484

	Über Steuern und Abgaben
	Seite 485
	Seite 486
	Seite 487
	Seite 488
	Seite 489
	Seite 490
	Seite 491
	Seite 492
	Seite 493

	Diverses
	Seite 493
	Seite 494
	Seite 495
	Seite 496
	Seite 497
	Seite 498
	Seite 499
	Seite 500
	Seite 501
	Seite 502
	Seite 503
	Seite 504
	Seite 505
	Seite 506
	Seite 507
	Seite 508

	Kanzleiwesen
	Seite 508
	Seite 509
	Seite 510


